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223. Sitzung 

Bonn, den 18. Juni 1980 

Beginn: 9.00 Uhr 

Vizepräsident Wurbs: Die Sitzung ist eröffnet. 

Nach einer interfraktionellen Vereinbarung soll 
Punkt 22 der Tagesordnung abgesetzt werden. Nach 
einer weiteren dera rtigen Vereinbarung soll Punkt 
21 der Tagesordnung vorgezogen und sofort aufge-
rufen werden. Ist das Haus mit der so geänderten 
Tagesordnung einverstanden? — Ich sehe und höre 
keinen Widerspruch. Es ist so beschlossen. 

Ich rufe Punkt 21 der Tagesordnung auf: 

Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes zu 
dem Übereinkommen Nr. 150 der Internatio-
nalen Arbeitsorganisation vom 26. Juni 1978 
über die Arbeitsverwaltung: Rolle, Aufga-
ben, Aufbau 
— Drucksache 8/4136 — 

Wird das Wort zur Einbringung gewünscht? — 
Das ist nicht der Fall. Wird das Wort anderweitig be-
gehrt? — Das ist nicht der Fall. 

Der Ältestenrat schlägt vor, den Gesetzentwurf 
der Bundesregierung auf Drucksache 8/4136 zu 
überweisen zur federführenden Beratung an den 
Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung und zur 
Mitberatung an den Ausschuß für wirtschaftliche 
Zusammenarbeit. Ist das Haus damit einverstanden? 
— Ich sehe und höre keinen Widerspruch. Es ist so 
beschlossen. 

Ich rufe Punkt 2 der Tagesordnung auf: 

a) Beratung des Berichts des Petitionsausschus-
ses (2. Ausschuß) 
Bitten und Beschwerden an den Deutschen 
Bundestag. Die Tätigkeit des Petitionsaus-
schusses des Deutschen Bundestages im 
Jahre 1979 
— Drucksache 8/4140 — 

b) Beratung der Sammelübersicht 72 des Peti-
tionsausschusses (2. Ausschuß) über Anträge 
zu Petitionen 
— Drucksache 8/4177 — 

Wird das Wort zur Berichterstattung gewünscht? 
— Das ist nicht der Fall. 

Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat Frau 
Abgeordnete Berger. 

Frau Berger (Berlin) (CDU/CSU): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Die heutige Debatte 
über den Tätigkeitsbericht 1979 des Petitionsaus-
schusses ist wiederum nur auf Grund eines Be-
schlusses nach § 127 der Geschäftsordnung möglich. 
Die geltende Geschäftsordnung sieht einen schrift-
lichen Bericht nicht ausdrücklich vor. Der Umweg 
über den § 127 der Geschäftsordnung wird aber 
künftig überflüssig sein, weil die neue Geschäftsord-
nung einen schriftlichen Jahresbericht vorschreiben 
wird. 

Zum vorliegenden Bericht möchte ich in sieben 
Punkten Stellung nehmen. 

Erstens. Zur Inanspruchnahme des Ausschusses 
durch den Bürger: Seit 1949 haben sich rund 
260 000 Bürger an uns gewandt, im letzten Jahr wie-
derum rund 13 000. Zusammen mit den Massenein-
gaben — das sind Eingaben, die von vielen Bürgern 
zu bestimmten Themen, wie z. B. Umweltschutzfra-
gen, eingereicht werden — haben bisher insgesamt 
rund 1,5 Millionen Briefe die Anschrift „Petitions-
ausschuß des Deutschen Bundestages" getragen. 

Was bedeuten diese Angaben? Selbst die Zahl von 
1,5 Millionen Eingaben ist, wie ich meine, immer 
noch gering, wenn man sie an der Gesamtzahl der 
Bevölkerung mißt Setzt man die rund 40 000 Einga-
ben, die Jahr für Jahr an die Parlamente des Bundes 
und der Länder gerichtet werden, in Beziehung zu 
den rund 60 Millionen Einwohnern der Bundesrepu-
blik, so entfällt auf etwa 1 500 Einwohner eine Ein-
gabe pro Jahr. Selbst wenn man die Eingaben hinzu-
nimmt, die unmittelbar an die fast 2 000 Bundestags- 
und Landtagsabgeordneten gehen, liegt die Zahl der 
Eingaben weit unter einem Prozent. Dies entspricht 
übrigens auch den Erfahrungen der Ombudsmänner 
in anderen Ländern. 

Zweitens. Zum Bekanntheitsgrad und zur Wirk-
samkeit des Ausschusses: Mit Sicherheit kann man 
davon ausgehen, daß es in jeder Familie mindestens 
einmal im Jahr Probleme im Umgang mit Behörden 
gibt. Woran liegt es also, daß sich weniger als 1 
der Bevölkerung an uns wendet? Nach meiner Er-
fahrung könnte das folgende Gründe haben: 
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Frau Berger (Berlin) 
a) Die Bürger haben immer noch zu wenig Kennt-

nis vom Petitionsrecht. 

b) Sie wissen nicht oder nur unzureichend, in wel-
chen Angelegenheiten sie sich an die Petitionsaus-
schüsse in Bund und Ländern wenden können. 

c) Viele mögen auch meinen, der Petitionsaus-
schuß sei nur eine A rt  von Sozialstation, sei nur zu-
ständig für die Sorgen der Ärmsten der Armen, der 
Alten oder Einsamen, die ihren Kummer abladen 
wollen. Sicherlich ist der Ausschuß auch Adressat 
für diejenigen, die ihr Herz ausschütten wollen. 

Ein Blick in das Inhaltsverzeichnis auf den ersten 
sechs Seiten des Berichts zeigt aber, daß wir Anlie-
gen aus allen Bereichen der Bundesverwaltung zu 
bearbeiten haben, daß wir eine breite Palette wichti-
ger und aktueller Themen haben. Die Schwerpunkte 
bewegen sich von der Sozialversicherung und der 
Arbeitsverwaltung über Fragen des öffentlichen 
Dienstes bis zum Verteidigungsbereich, Umwelt-
schutz, Post, Bahn, Kriegsfolgelasten und Familien-
zusammenführung. 

In etwa jedem dritten Fall können wir helfen oder 
zumindest weiterhelfen, können den Fall positiv er-
ledigen oder zumindest dem Bürger einen Hinweis 
geben, wie er mit seinem Problem fertig werden 
kann. 

Was könnte man tun, um den Bürger mehr als bis-
her auf sein Petitionsrecht aufmerksam zu machen? 
Hierzu fünf Punkte: 

a) Die Medien sollten öfter und auch ausführli-
cher über die Arbeit der Petitonsausschüsse berich-
ten. Es geht hier nicht um Publicity für Abgeordnete. 
Wir merken am Posteingang, daß solche Berichte 
vom Bürger gelesen werden und daß sie ihre Wir-
kung haben. 

b) Ich wiederhole auch meinen Vorschlag, im Ge-
meinschaftkundeunterricht der Schulen das Peti-
tionswesen zu behandeln. 

c) Ebenso empfehle ich die Aufnahme von The-
men über das Petitionsrecht in Aufsatzwettbewerbe. 
Das Beispiel der Führungsakademie der Bundes-
wehr in Hamburg, die Bedeutung des Petitionsaus- 
schusses in Preisausschreiben zur Diskussion zu 
stellen, sollte anderswo nachgeahmt werden. 

d) Ich wiederhole meinen Vorschlag auf Behand-
lung des Themas Petitionsrecht in Seminaren der 
Universitäten und in Dissertationen. Bedauerlicher-
weise ist nicht abschließend geklärt, ob für wissen-
schaftliche Arbeiten Einblick in Petitionsakten ge-
währt werden kann. Bei entsprechenden Auflagen 
muß dies nach meiner Ansicht möglich werden. 

(Dr. Schäfer [Tübingen] [SPD]: Ohne Namen! 
Die Namen vorher unkenntlich machen!) 

— Bei entsprechenden Auflagen, Herr Kollege 
Schäfer, müßte Akteneinsicht möglich sein. Die Na-
men und sonstige Informationen zu schwärzen wäre 
eine zu große Arbeit, die ich nicht für vertretbar hal-
ten würde. 

e) Schließlich halte ich es für empfehlenswert, daß 
die Bundestagsverwaltung dem Beispiel des Landes 
Nordrhein-Westfalen folgt und ein kurzgefaßtes 

Faltblatt über die Arbeit des Petitionsausschusses 
herausgibt und in großer Auflage nicht nur an Bun-
destagsbesucher, sondern auch an andere Empfän-
ger verteilt. 

Drittens. Zur Zusammensetzung des Ausschus-
ses: Da wir mit Eingaben aus nahezu sämtlichen Be-
reichen der Verwaltung konfrontiert werden, viel-
fach mit schwierigen Grenzfällen, sind wir auf die 
Kenntnisse von Kollegen mit Erfahrungen aus der 
Arbeit in den Fachausschüssen angewiesen. Neben 
Parlamentsneulingen, die in großer Zahl — gleich-
sam als Bewährungsprobe — erst einmal in den Peti-
tionsausschuß geschickt werden, können wir auf 
eine vernünftige Zahl erfahrener Parlamentshasen 
nicht verzichten. Zugleich wäre es gut, wenn Abge-
ordnete aus verschiedenen Bundesländern vertre-
ten wären, weil Kenntnisse der örtlichen Verhält-
nisse oft von Nutzen sind. 

Ich bitte schon heute die zuständigen Stellen in 
den Fraktionen, also die Parlamentarischen Ge-
schäftsführer oder die dafür eingesetzten besonde-
ren Gremien, für eine entsprechende Ausschußzu-
sammensetzung in der 9. Wahlperiode zu sorgen. An 
die Kollegen richte ich die herzliche Bitte, sich frei-
willig für die Arbeit im Petitionsausschuß zu mel-
den. 

Viertens. Zu Problemen des Petitionsverfah-
rens: 

a) Dauer des Verfahrens. Mir und allen anderen 
Kollegen liegt sehr am Herzen, daß die Bearbeitung 
der Petitionen beschleunigt wird. Zwar konnte die 
Bearbeitungsdauer durch organisatorische und per-
sonelle Maßnahmen bereits verkürzt werden, und 
selbstverständlich führen wir in dringenden Fällen 
schnelle Entscheidungen herbei. Es bleibt aber be-
drückend, daß beispielsweise zwischen dem Rück-
lauf der Petitionen von den Berichterstattern bis zur 
Absendung des Endbescheids an den Bürger zuwei-
len drei Monate vergehen. Der Ausschuß wie auch 
das Ausschußbüro werden sich um eine weitere 
Verfahrensbeschleunigung bemühen müssen. 

Wir müssen aber auch erwarten, daß die Bundes-
regierung und ihre Behörden die bisher wirklich 
großzügig gesetzten Fristen nicht überschreiten, 
sondern ihre Stellungnahmen termingerecht und 
auch in parlamentarisch behandelbarer Form abge-
ben. 

b) Die Organisation des Ausschußbüros und die 
Petitionsstatistik: Durch die Schaffung eines vie rten 
Referats ist eine organisatorische Regelung getrof-
fen worden, die einer besseren Bearbeitung der Peti-
tionen dient. Es gibt aber weiterhin Schwierigkeiten 
in der personellen Konsolidierung des Ausschußbü-
ros, die auch dem Herrn Präsidenten und der Lei-
tung des Hauses bekannt sind. Ich gehe davon aus, 
daß spätestens zu Beginn der 9. Wahlperiode die er-
forderlichen Regelungen getroffen werden. 

Auf Seite 56 des Berichts finden Sie eine Aufglie-
derung der Petitionen nach Sachgebieten. Diese Sta-
tistik ist für den nicht eingeweihten Leser in einigen 
Positionen kaum verständlich. Das ist Grund genug, 
dieses Verfahren zu ändern. 
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Ich habe daher in Übereinstimmung mit den Ob-

leuten veranlaßt, daß von der 9. Wahlperiode an die 
Petitionen nach Ressorts statt nach Sachgebieten 
gegliedert werden. 

Ich hoffe, daß dieses neue Verfahren die Arbeit 
des Petitionsausschusses insgesamt überschaubarer 
machen wird, denn es ist natürlich interessanter, zu 
sehen, wo die Schwerpunkte der Eingaben in bezug 
auf einzelne Ministerien liegen, als wenn bei einer 
Statistik nach Sachgebieten deren Zuordnung zu 
den Ministerien nicht erkennbar ist. 

Fünftens. Zu Fallgruppen bei Petitionen: Auf den 
Seiten 10 bis 52 des Berichts finden Sie Darstellun-
gen von Fällen, die an den Petitionsausschuß heran-
getragen worden sind. Ich werde darauf nicht im 
einzelnen eingehen; dies werden meine Kollegen 
Kirschner und Dr. Zumpfort tun. Ich möchte hier nur 
die wichtigsten Fallgruppen erläutern, mit denen 
wir es zu tun haben. 

a) Sehr oft haben wir uns mit Härtefällen zu be-
schäftigen, also mit Einzelfällen, bei denen z. B. die 
formale Gesetzesanwendung zu unbilligen und vom 
Gesetzgeber nicht gewollten Ergebnissen führt. 
Wenn wir hier helfen können und wenn die Antwor-
ten der Betroffenen dann lauten: „Wir sind nun wie-
der eine glückliche Familie?' oder: „Wir wissen, daß 
unsere Demokratie funktioniert!, dann ist das für 
die Ausschußmitglieder und auch für die Mitarbei-
ter des Büros eine große Ermunterung. 

b) Andere Fälle gehen in ihrer Bedeutung über 
den Einzelfall hinaus. Ein Beispiel: Als Folge einer 
Eingabe wurde das Verfahren bei der Ausfüllung 
von Fragebogen zum Kindergeld bei ledigen, ge-
schiedenen oder verwitweten Elternteilen geändert. 
Sie brauchen diesen Fragebogen künftig wie alle an-
deren Eltern nur noch alle sechs Jahre statt einmal 
jährlich auszufüllen. Dies kommt 500 000 alleinste-
henden Vätern und Müttern zugute. 

c) Bei einer anderen Fallgruppe geht es um 
Grundsatzprobleme. Hier nenne ich als Beispiel das 
Benachteiligungsverbot für Personalräte. So hatte 
sich ein Angestellter darüber beschwert, daß er we-
gen seiner Tätigkeit als Personalratsvorsitzender 
schlechter beurteilt worden sei als zwei Jahre vor-
her und daß damit gegen § 8 des Bundespersonalver-
tretungsgesetzes verstoßen worden sei, wonach ei-
nem Mitarbeiter keine Nachteile aus seiner Perso-
nalratstätigkeit erwachsen dürfen. Der Bundestag 
hat die Bundesregierung auf Vorschlag des Peti-
tionsausschusses aufgefordert, diese Beurteilung 
unbeachtet zu lassen und aus den Akten zu entfer-
nen. 

d) Eine weitere Fallgruppe ergibt sich daraus, daß 
gelegentlich bei der Verabschiedung eines Gesetzes 
nicht alle Gesichtspunkte voll berücksichtigt wor-
den sind. Als z. B. der Bundestag entschieden hatte, 
daß Kindergeld nur für Kinder gezahlt wird, die in 
der Bundesrepublik oder in anderen EG-Ländern 
wohnen, hatte dies die unbeabsichtigte Folge, daß in 
der DDR und in Ost-Berlin wohnende Kinder von 
Bundesbürgern kein Kindergeld erhalten konnten, 
also wie Ausländer behandelt wurden. Hier wurde 
entsprechend unserer Empfehlung das Verfahren 
geändert und die Gesetzeslücke ausgefüllt. 

Sechstens. Zum Verhältnis zwischen Bürger und 
Verwaltung: Niemand wird sich darüber wundern, 
daß es leider notwendig ist, die Behörden immer 
wieder aufzufordern, bürokratisches Verhalten zu 
korrigieren und abzubauen. Wo drückt den Bürger 
der Schuh im Umgang mit den Behörden? 

a) Er weiß oft nicht, an wen er sich zu wenden hat. 
Der Behördendschungel in Bund, Ländern und Ge-
meinden ist für ihn schwer durchschaubar. Er weiß 
oft nicht, wer für ihn zuständig ist. Leider wird er 
nicht immer von der unzuständigen Stelle an die 
richtige Stelle weiterverwiesen. 

b) Der Bürger wird mit Formularen strapaziert. Es 
ist unsinnig, wenn jemand ein sechseitiges Formular 
auszufüllen hat, obwohl nur ein Bruchteil von Fra-
gen für seinen Fall zutrifft. Es ist auch schlimm, 
wenn beispielsweise nach der Befreiung der Geiseln 
der „Landshut" in Mogadischu die Betroffenen Fra-
gen zu beantworten hatten, aus welchen Gründen 
sie sich am Tatort aufgehalten hätten oder ob sie mit 
dem Täter verwandt oder verschwägert seien. 

c) Das Verwaltungsdeutsch ist dem Bürger oft un-
verständlich. Welcher Rentner soll z. B. Spezialbe-
griffe wie „Ausfallzeiten", „Ersatzzeiten", „Zurech-
nungszeiten" in ihrer Bedeutung erfassen? 

d) Es wird immer noch zu wenig von § 59 der Bun-
deshaushaltsordnung Gebrauch gemacht, wonach 
die Ansprüche in bestimmten Fällen gestundet, nie-
dergeschlagen oder erlassen werden können, vor al-
lem, wenn die Einziehung eine besondere Härte dar-
stellen oder wenn der Verwaltungsaufwand in kei-
nem vernünftigen Verhältnis zum Ertrag stehen 
würde. Ganz allgemein sollte die Verwaltung stär-
ker als bisher ihren Ermessensspielraum nutzen. 

Als Konsequenz aus diesen Beispielen wieder-
hole ich meine Forderung an die Verwaltung: 
Durchforstet die Formulare; verbessert das Verwal-
tungsdeutsch; versucht, dem Bürger die Zuständig-
keitsregelungen deutlicher zu machen; macht mehr 
Gebrauch vom Ermessensspielraum und weist die 
Bürger nicht nur in Broschüren und Merkblättern, 
sondern auch durch Presseveröffentlichungen ver-
stärkt auf ihre Rechte oder Pflichten hin. 

Aber: Trotz mancher berechtigter Kritik an der 
Verwaltung lehnt der Petitionsausschuß jede pau-
schale Kritik an Mitarbeitern des öffentlichen Dien-
stes ab ;  denn wir wissen aus unserer Erfahrung sehr 
wohl, daß die Beamten durchweg ihre Pflicht tun, 
und dafür danken wir ihnen. 

In einem Faltblatt der Bundeszentrale für politi-
sche Bildung — „Schmuckblatt für deutsche Amts- 
und Wohnstuben" —, das jedem Interessierten zur 
Verfügung steht, habe ich auf Grund meiner Erfah-
rungen eine Reihe von „Tips für Beamte" und „Tips 
für andere Bürger" zusammengestellt, um auch auf 
diese Weise dazu beizutragen, das Verhältnis zwi-
schen beiden zu entkrampfen. 

Siebtens. Zum Einfluß und zur Autorität des 
Ausschusses: Kürzlich habe ich gelesen, der Peti-
tionsausschuß habe zu wenig Einfluß. Ich halte die-
sen Eindruck für völlig falsch. Wir haben insbeson-
dere auch nach der Anhörung von Regierungsver-
tretern im Ausschuß durchaus den Eindruck, daß die 
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Regierung den Ausschuß ernst nimmt und respek-
tiert. Seine Aufgabenstellung und seine Befugnisse 
haben sich bei den Behörden herumgesprochen. Die 
Erfahrung zeigt, daß die Erweiterung der Befugnisse 
durch Art. 45 c des Grundgesetzes und durch das Be-
fugnisgesetz ihre Signalwirkung auf die Behörden 
gehabt hat. 

Auch der Jahresbericht 1979 zeigt, daß wir in vie-
len Fällen helfen konnten. Daß in anderen Fällen 
Hilfe nicht möglich war, liegt nicht etwa an fehlen-
den Kompetenzen oder an mangelndem Durchset-
zungsvermögen des Ausschusses, sondern einfach 
daran, daß die Rechtslage nicht die Lösung zuläßt, 
die dem Bürger vorschwebt. 

Wir danken den Bürgern für das Vertrauen, daß 
sie uns entgegenbringen. Wir meinen: Der Bürger 
ist gut beraten, wenn er sich mit seinen Sorgen an 
das von ihm gewählte Parlament wendet; denn er 
kann mit Sicherheit davon ausgehen, daß sein Anlie-
gen ernst genommen wird. Wir sind sein verlänger-
ter Arm. Wir sind Anwälte des Bürgers. 

(Beifall bei allen Fraktionen) 

Vizepräsident Wurbs: Das Wort  hat der Abgeord-
nete Kirschner. 

Kirschner (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Mit dem Ihnen vorliegenden schriftli-
chen Bericht des Petitionsausschusses, der die Bit-
ten und Beschwerden behandelt, die im Jahre 1979 
an den Deutschen Bundestag gerichtet wurden, wird 
zum zweitenmal in dieser Form im Parlament be-
richtet. 

Wie in den früheren Berichtszeiträumen — so 
beim ersten Bericht in dieser Form, der am 12. Okto-
ber 1979 gegeben wurde — können wir auch heute 
feststellen, daß die Zahl der Petitionen, die uns er-
reichten, nicht kleiner geworden ist. Lassen Sie mich 
diese Zahlen noch einmal deutlich machen. 1979 wa-
ren es 12 881 bei bisher in dieser 8. Wahlperiode ins-
gesamt rund 40 000 eingegangenen Petitionen. Dies 
bedeutet, daß an jedem Werktag im Schnitt 52 Peti-
tionen im Ausschußbüro als Eingang registriert wer-
den. Nach Ende der Wahlperiode werden es voraus-
sichtlich rund 50 000 sein, und für die Statistiker 
bleibt dann festzustellen, daß damit seit 1949 insge-
samt rund 250 000 Einzelpetitionen und rund 1,2 
Millionen Masseneingaben beim Deutschen Bun-
destag eingegangen sind. 

Was die Statistiker jedoch noch nicht festgestellt 
haben, was sich jedoch lohnen würde zu untersu-
chen, ist die Sozialstruktur der Absender und vor 
allem, wieso eigentlich viele Bürger unseres Landes 
nicht von diesem Grundrecht nach A rt. 17 unseres 
Grundgesetzes Gebrauch machen. Es müßte uns 
auch allen zu denken geben, daß uns beispielsweise 
relativ wenig Petitionen aus der Arbeitswelt errei-
chen und diese wenigen sich in der Regel auf den 
Bereich des öffentlichen Dienstes beschränken. Dies 
kann wohl keineswegs als Indiz dafür gedeutet wer-
den, daß es nur in diesem Bereich Probleme gibt und 
in der Privatwirtschaft keine. Eher dürfte die Ursa-
che dafür in der mangelnden Aufklärung des Betrof-
fenen zu suchen sein, vielleicht auch in einer Be-

wußtseinshaltung etwa nach dem Motto: „Die — da-
mit sind wir als Abgeordnete insgesamt gemeint — 
helfen mir ja doch nicht." 

Das gleiche gilt — ich habe dies bereits am 12. Ok-
tober letzten Jahres hier im Plenum zum Ausdruck 
gebracht; ich möchte das noch einmal in Erinnerung 
rufen — für die bei uns lebenden ausländischen Fa-
milien. Ich meine, daß dies für uns alle ein Grund 
sein sollte, einmal darüber nachzudenken, ob wir 
diese Bürger in unserem Land überhaupt erreichen. 
Denn es kann ja wohl nicht wahr sein, daß sie kei-
nerlei Probleme, keine Bitten und Beschwerden an 
den Gesetzgeber und damit an das Parlament als sol-
ches haben. 

Eine Debatte wie die heutige bietet uns allen die 
Chance, vorhandene Vorbehalte und Barrieren ab-
zubauen und ein Stück Bürgernähe des Parlaments 
darzustellen. Ich möchte dabei die Befugnisse des 
Petitionsausschusses und .seine Hilfsmöglichkei-
ten keineswegs als weitgehender darstellen, als sie 
sind, denn wir alle wissen um die Beschränkungen, 
die uns in einzelnen Bereichen auferlegt sind. Der 
Bürger kann aber darauf vertrauen, daß wir den uns 
in der Behandlung seiner Petition zur Verfügung 
stehenden Spielraum in seinem Interesse voll aus-
schöpfen und uns mit Engagement für sein Anliegen 
einsetzen. Es wird zwar trotzdem nicht immer mög-
lich sein, unmittelbar Abhilfe zu schaffen, aber da-
durch, daß in vielen Fällen wenigstens eine sachge-
rechte Beratung etwa über Möglichkeiten eines 
weiteren Vorgehens zur Abwendung drohender 
Nachteile gegeben werden kann, sollte niemand von 
sich aus wegen vermeintlicher Aussichtslosigkeit 
auf die Inanspruchnahme eines Grundrechts ver-
zichten. Dies möchte ich all jenen sagen, die sich aus 
solchen oder ähnlichen Gründen nicht zu einer Peti-
tion entscheiden konnten, obwohl sie mit ihren Pro-
blemen alleine nicht mehr zurechtkommen. 

Meine Damen und Herren, lassen Sie mich an ei-
nigen Beispielen verdeutlichen, wie vielschichtig 
die Probleme sind, die an uns herangetragen wer-
den. Dabei ist zunächst zu unterscheiden nach Be-
schwerden und nach Bitten zur Änderung der Ge-
setzgebung. 

Lassen Sie mich mit ersterem beginnen. Wieder-
holt werden an den Ausschuß Beschwerden über 
lange Verfahrensdauer bei Rentenanträgen im Be-
reich der gesetzlichen Unfallversicherung heran-
getragen. Insbesondere im Zusammenhang mit dem 
medizinischen Gutachterwesen — oder vielleicht 
besser gesagt mit dem Gutachterunwesen — sind 
lange Wartezeiten leider keine Ausnahme. Der Aus-
schuß hat sich unter dem Eindruck der Vielzahl 
dazu eingegangener Beschwerden in einer Anhö-
rung zusammen mit Vertretern des Bundesarbeits-
ministeriums und der Unfallversicherungsträger zu 
diesem Thema sachkundig gemacht. Dabei wurde al-
lerdings deutlich, daß es kurzfristig leider nicht 
möglich sein wird, umfassende Verbesserungen her-
beizuführen, weil die zur Verfügung stehenden Ka-
pazitäten an medizinischen Gutachtern bei weitem 
nicht ausreichen. Das Bundesversicherungsamt hat 
allerdings nach dem Ergebnis dieser Anhörung den 
Hauptverband der gewerblichen Berufsgenossen- 
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schaften angeregt, seine Mitglieder zu bitten, bei der 
Vergabe der Gutachteraufträge den Gesichtspunkt 
der Verkürzung der Verfahrensdauer stärker zu be-
rücksichtigen. Es bleibt zu hoffen, daß diese Maß-
nahme zu einer schnelleren Entschädigung der Un-
fallopfer beiträgt. 

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU) 

Dies ist übrigens auch ein Punkt, der deutlich 
macht, daß die von verschiedenen Ärzteverbänden 
an die Wand gemalte Gefahr einer Ärzteschwemme 
sehr differenzie rt  zu sehen ist und wohl mehr eigen-
nützigen Motiven entspringt als einer Gesamtver-
antwortung. Gerade in diesem Bereich ist im Inter-
esse der Betroffenen, die Anspruch auf ein kurzes 
und objektives Verfahren haben, noch einiges aufzu-
holen. 

Zum Wiedergutmachungs- und Kriegsfolgenrecht 
erreichten uns schon über einen längeren Zeitraum 
hinweg Petitionen, die uns verdeutlichten, daß es 
auch 35 Jahre nach Kriegsende noch drängende Pro-
bleme gibt, die ihre Ursachen in den Auswirkungen 
der Nazi-Herrschaft haben und für die bis heute 
noch keine abschließende Lösung gefunden werden 
konnte. Als Beispiel möchte ich ein Problem heraus-
greifen, das nach meiner Auffassung zu den beschä-
mendsten Unrechtsmaßnahmen gehört, die Men-
schen angetan wurden. Ich spreche von der Ent-
schädigung für Zwangssterilisierte. Hierzu er-
reichten den Ausschuß zirka 50 Eingaben, teilweise 
schon aus dem Jahre 1971. Die Absender fordern, 
daß Personen, die während der Zeit des Nazi-Regi-
mes zwangsweise sterilisiert  wurden und bisher 
keine Wiedergutmachungsleistungen erhalten ha-
ben, eine Entschädigung gewährt wird. Vor diesem 
Hintergrund ist deshalb die Ankündigung der SPD-
Bundestagsfraktion zu begrüßen, daß noch in dieser 
Wahlperiode eine entsprechende Entschließung im 
Bundestag eingebracht und verabschiedet werden 
soll, die sicherstellt, daß ab 1981 eine Stiftung „Wie-
dergutmachung" errichtet wird, aus deren Mitteln 
diesen Menschen geholfen werden kann. 

Ich erwähnte vorhin, daß Petitionen nicht nur Be-
schwerden bedeuten, sondern auch Bitten um Ge-
setzesänderung oder wichtige Anregungen dazu — 
wie die gerade angesprochene — beinhalten. Ich 
möchte einige weitere herausgreifen. Beispiels-
weise erwähne ich die ungleiche Behandlung der 
Anrechnung von Zeiten früherer Wehrpflichtiger 
in der Nationalen Volksarmee der DDR bei der 
Bemessung ihrer Rente, wenn sie jetzt in der Bun-
desrepublik leben. Während die von Berufssoldaten 
in der Nationalen Volksarmee in der DDR zurück-
gelegten Dienstzeiten entsprechend angerechnet 
werden, geschieht dies bei Dienstzeiten ehemaliger 
Wehrpflichtiger nicht. Diese ungleiche Behandlung 
haben wir zum Anlaß genommen, den Bundesmini-
ster für Arbeit und Sozialordnung zu bitten, eine Lö-
sung im Sinne einer Gleichbehandlung auf dem 
Wege der Gesetzgebung zu suchen. Entsprechende 
Vorarbeiten sind im Gange. Der Petitionsausschuß 
wird sich zu gegebener Zeit über den Fortgang die-
ser Arbeiten unterrichten lassen. 

Eine ähnliche Problemstellung ergab sich im Zu-
sammenhang mit der Ausführung des deutsch-pol-

nischen Rentenabkommens vom 9. Oktober 1975. 
Hier verweigerten die Rentenversicherungsträger 
die Anrechnung von in Polen abgeleisteten Wehr-
dienstzeiten als Ersatzzeiten bei der Rentenfest-
stellung, obwohl die Ausgestaltung des Abkom-
mens hierzu die rechtlichen Voraussetzungen ge-
schaffen hat. Der Initiative des Petitionsausschusses 
ist es zu verdanken, daß die Rentenversicherungs-
träger ihre Rechtsauffassung in dieser Frage änder-
ten und jetzt eine entsprechende Berücksichtigung 
bei der Rentenberechnung stattfindet. 

Ein anderes Problem, das den Petitionsausschuß 
schon seit Jahren beschäftigt, ist das Ruhen von 
Renten von im Ausland wohnenden Ausländern, 
die bei uns Rentenansprüche erworben haben und 
mit deren Land kein Sozialversicherungsabkommen 
besteht. Mit dieser Problematik hat sich in letzter 
Zeit auch das Bundesverfassungsgericht befaßt und 
in seinem Urteil vom März 1979 die in unserem Ren-
tenrecht bestehenden Ruhensvorschriften als nicht 
verfassungskonform angesehen. Damit ist eine ge-
setzliche Neuregelung zwingend notwendig gewor-
den. Die entsprechenden Vorarbeiten wurden vom 
Bundesministerium für Arbeit und Sozialordnung 
aufgenommen, konnten aber auf Grund der viel-
schichtigen Problematik noch nicht abgeschlossen 
werden. 

Eine weitere Bitte um Gesetzesänderung beinhal-
ten die Petitionen, die fordern, daß die Pflege von 
pflegebedürftigen Personen als versicherungs-
pflichtige Zeit in der Rentenversicherung aner-
kannt wird. Die Bundesregierung hat dazu erklärt, 
daß sie dieses Anliegen im Rahmen der Neuord-
nung der sozialen Sicherung der Frau und der Hin-
terbliebenen — der sogenannten Reform 84 — prü-
fen wird. Der Petitionsausschuß kann die Bundesre-
gierung aus seiner Sicht und nach den eingegange-
nen Petitionen darin nur bestärken. 

Weitere Petitionen betrafen die Anrechnung von 
Arbeitslosenunterstützung auf den Kindergeldan-
spruch für Kinder, die das 18. Lebensjahr bereits 
vollendet, das 23. jedoch noch nicht erreicht haben. 
Nach § 2 Abs. 4 a des Kindergeldgesetzes erhält nur 
derjenige Kindergeld, der keinen Ausbildungs- und 
Arbeitsplatz hat, nicht erwerbstätig ist und kein 
Arbeitslosengeld oder Arbeitslosenhilfe bezieht. 
Dies führte dann häufig dazu, daß wegen geringfügi-
gem Arbeitslosengeld oder geringfügiger Arbeitslo-
senhilfe die erheblich höheren Kindergeldzahlun-
gen wegfielen. Auf Anregung des Petitionsaus-
schusses konnte in diesen Fällen dadurch eine Ver-
besserung geschaffen werden, daß sich die Bundes-
regierung in dankenswerter Weise dazu entschlos-
sen hat, die Kindergeldstellen anzuweisen, in sol-
chen Fällen eine sogenannte Bagatellklausel gelten 
zu lassen, damit solche niedrigen Ansprüche nach 
dem Arbeitsförderungsgesetz nicht mehr zum Weg-
fall des Anspruches auf das in der Regel höhere Kin-
dergeld führen können. 

Diese wenigen exemplarischen Fälle zeigen auf, 
welche bedeutende Stellung der Petitionsausschuß 
im Verhältnis zwischen Bürger und Parlament 
wahrzunehmen hat. Sie zeigen insbesondere auch, 
wie aus den Petitionen Anstöße für den Gesetzgeber 
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erwachsen können, bestehende gesetzliche Rege-
lungen weiterzuentwickeln oder durch die Schaf-
fung entsprechender gesetzlicher Grundlagen auf 
eine neue Problemstellung zu reagieren. Nicht sel-
ten wäre es dem Parlament ohne den Hinweis des 
Bürgers durch seine Petition überhaupt nicht mög-
lich gewesen, solche Problemstellungen zu erken-
nen und sie im Rahmen des Möglichen abzustel-
len. 

Für den Petitionsausschuß selbst ist damit aller-
dings auch die Notwendigkeit verbunden, seiner be-
sonderen Verantwortung in dem Sinne gerecht zu 
werden, daß er darauf hinwirkt, daß bei dem Bürger 
oftmals vorhandene falsche Vorstellungen nicht be-
stehen bleiben, er könne sich über den Gesetzgeber 
erheben. Deshalb haben wir in sehr vielen Fällen 
aus eigener Überzeugung — dies kann ich wenig-
stens für mich persönlich sagen — den Wunsch 
nach Gesetzesänderung nicht unterstützt, sondern 
versucht, die Motivation des Gesetzgebers zu den je-
weiligen Gesetzen darzustellen und einsichtig zu 
machen. 

Lassen Sie mich zusammenfassend folgendes fest-
stellen. Dies ist der letzte Bericht des Petitionsaus-
schusses in dieser Legislaturperiode des Deutschen 
Bundestages. Auch wenn das Parlament in die Som-
merpause eintritt, ist die Arbeit der Mitglieder des 
Petitionsausschusses noch nicht beendet. Wir wer-
den wie auch in den vergangenen Jahren unsere Ar-
beit auch in dieser Zeit weiterführen und die einge-
gangenen Petitionen bearbeiten; denn die Probleme, 
die den Bürger drücken, werden durch Liegenlassen 
nicht leichter und auch nicht erledigt. Ich möchte 
deshalb die Gelegenheit dieser Debatte auch dazu 
benutzen, mich namens der SPD-Bundestagsfrak-
tion bei den Mitarbeitern des Ausschußhilfsdienstes 
für die gute Zusammenarbeit zu bedanken. 

(Beifall bei allen Fraktionen) 

Das gleiche gilt für die Zusammenarbeit mit der 
Bundesregierung, die man mit wenigen Ausnah-
men, wie es immer einmal wieder vorkommt, als gut 
und kooperativ bezeichnen darf. Dies möchte ich 
insbesondere vor dem Hintergrund sagen, daß es in 
der Vergangenheit öfter Anlaß zu Kritik gegeben 
hat. Besonders positiv möchte ich dabei das Bundes-
ministerium für Arbeit und Sozialordnung erwäh-
nen, mit dem wir viel zu tun haben, da immerhin 
16 % der Eingaben den Sozialversicherungsbereich 
betreffen. 

Lassen Sie mich mit folgender Bemerkung ab-
schließen: Wenn auch die Arbeit des Petitionsaus-
schusses nicht im Rampenlicht der politischen 
Schlagzeilen steht, so sind die Petitionen doch ein 
Barometer der Nöte und Probleme des einzelnen, 
der sich an sein Parlament wendet, und sie sind für 
uns eine besondere Verpflichtung, diese auch ernst 
zu nehmen. Sie sind für die vielbeschworene Bür-
gernähe von nicht zu unterschätzender Bedeutung. 
Dies wußten die Väter unseres Grundgesetzes ge-
nau, als sie dieses Petitionsrecht als Grundrecht in 
der Verfassung verankerten. In diesem Bewußtsein,  

so meine ich, sollten wir auch in Zukunft weiterar-
beiten. — Ich bedanke mich. 

(Beifall bei allen Fraktionen) 

Vizepräsident Wurbs: Das Wort  hat der Herr Ab-
geordnete Zumpfort. 

Dr. Zumpfort (FDP): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Lassen Sie mich als sogenannter New-
comer im Petitionsausschuß, der die Freude hatte — 
das sage ich ehrlich —, für einige Monate in diesem 
Ausschuß mitzuarbeiten, einige Bemerkungen ma-
chen. Die erste ist allgemeiner A rt  und knüpft an 
das an, was die Vorsitzende, Frau Berger, gesagt hat, 
daß unseres Erachtens noch viel zu wenig Bürger 
die Rechte wahrnehmen, die ihnen zustehen, näm-
lich über den Petitionsausschuß zu verlangen, daß 
ihre Rechte als Staatsbürger richtig gewahrt wer-
den. Ich unterstütze das Anliegen von Frau Berger 
aus einem ganz bestimmten Grund. Bei der Mehr-
zahl der Petitionen, die mir vorgelegt wurden, habe 
ich entschieden: „Nach Prüfung der Sach- und 
Rechtslage als erledigt anzusehen." Die Häufigkeit 
dieser Entscheidung bringt mich zu der Vermutung, 
daß wir es bei dieser Art  der Erledigung mit einem 
zweischneidigen Schwert zu tun haben. Zum einen 
beruhigt es, daß — trotz der vielen Petitionen und 
des damit verbundenen Anscheins, daß in unseren 
Bürokratien, in den Verwaltungen, vieles nicht 
stimmt — dem Bürger kein Unrecht zugefügt wor-
den ist. Auf der anderen Seite komme ich aber zu 
der Auffassung, daß viele Bürger relativ rechtsun-
kundig sind, daß sie relativ wenig über das, was mit 
ihnen geschieht, aufgeklärt sind und daß sie gerade 
deswegen den Petitionsausschuß in Anspruch neh-
men. Meine Vermutung ist, daß die Vielzahl von Pe-
titionen mit dem Inhalt, zu Unrecht behandelt wor-
den zu sein, nur die Spitze des Eisbergs darstellt. Das 
eigentliche Problem sind die Leute, die es nicht wa-
gen, sich direkt an den Petitionsausschuß zu wen-
den, weil sie glauben, dazu nicht fähig zu sein oder 
nicht das Recht zu haben. 

Aus diesem Grunde würde ich persönlich den 
Schluß ziehen, daß man zum einen in der Öffentlich-
keit das Recht des Bürgers, sich an den Petitionsaus-
schuß wenden zu können, noch stärker deutlich ma-
chen sollte; zum anderen muß man verstärkt darauf 
dringen, daß man dem heranwachsenden Bürger in 
den Schulen und allen Bereichen der Erziehung und 
Bildung in stärkerem Maße ein Rechtsbewußtsein 
vermittelt und ein Empfinden für das mitgibt, was 
Rechtens ist, für das, was der Staat tun kann, aber 
auch für das, was er selber tun kann. 

Das bringt mich zu der Bermerkung, daß man an-
gesichts der größer werdenden Zahl von Petitionen 
vielleicht darauf drängen sollte, das Prinzip des 
Vorrangs des Individuums vor der Institution in 
unserer Gesellschaft verstärkt deutlich zu machen. 
Man kann und sollte also nicht erwarten, daß der 
Staat für den Bürger alles regelt, und sich hinterher 
darüber beklagen, daß vom Staat für den einzelnen 
Bürger etwas geregelt worden ist, man es aber nicht 
versteht. Man muß die Verhältnisse umkehren und 
wieder dahin kommen, daß der einzelne seine Ange-
legenheiten verstärkt selber regelt, damit er nicht 
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das Gefühl hat, z. B. anonymen Bürokratien ausge-
setzt zu sein. 

(Zurufe von der CDU/CSU: Wer regiert 
denn eigentlich? — Sie regieren doch» 

Lassen Sie mich noch zu zwei konkreten Problem-
feldern, die in dem Bericht angesprochen worden 
sind, Stellung nehmen. Ich sagte eben, aus meiner 
Sicht müßte der Vorrang des Individuums vor der 
Institution im gesellschaftlichen Leben verstärkt 
durchgesetzt werden. In einem speziellen Bereich, 
der auch von meinem Vorredner angesprochen wor-
den ist, ist das nicht möglich, nämlich im Bereich der 
Wiedergutmachungs- und Kriegsfolgengesetzge-
bung. Zwar soll der Staat nur dort  eingreifen, wo es 
unbedingt notwendig ist, aber hier muß er eingrei-
fen, um in der Vergangenheit erlittenes Unrecht 
wiedergutzumachen. 
Was mich persönlich als neuen Bundestagsabge-

ordneten betroffen gemacht hat, war, in einen Bun-
destag zu kommen, der gesagt hat, daß die Gesetzge-
bung darüber abgeschlossen ist.  Gleichwohl bin ich 
in meiner ersten Sprechstunde in meinem Wahl-
kreis in Kiel mit zwei derartigen Fallen konfrontiert 
worden, bei denen man davon ausgehen kann, daß 
sie von dieser abgeschlossenen Rechtsfindung nicht 
berücksichtigt worden sind. Dieses Erlebnis und die 
vielen Petitionen, die jetzt auch in diesem Be richt 
noch einmal aufgeführt worden sind, haben mich 
dazu gebracht, in meiner Fraktion darauf zu dran-
gen, daß in irgendeiner Form Abhilfemaßnahmen 
ergriffen werden. Ich habe mich auch des Eindrucks 
nicht erwehren können, daß dieser Beschluß des 
Bundestages und der Bundesregierung, die Wieder-
gutmachungs- und Kriegsfolgengesetzgebung als er-
ledigt anzusehen, nur deswegen - gefaßt worden ist, 
weil die großen Gruppen mit ihren starken Lobbies , 

befriedigt worden sind, während die kleinen, die 
man nicht sieht, weil sie keine Lobby haben, kein 
Gehör gefunden haben und deswegen nicht deutlich  
machen konnten, da ihre Belange noch nicht be

-rücksichtigt worden sind. Dazu gehören z. B. solche 
Leute, die versäumt haben, Anträge zu stellen, sol-
che Leute, die die Stichtage versäumt haben, aber 
auch die eben erwähnten Zwangssterilisierten, die 
Sintis und frühere Angehörige des öffentlichen 
Dienstes, sogenannte 131 er. 
Ich persönlich habe seit meinem Eintritt in den 

Bundestag fortwährend mit einem Mann zu tun, der 
1942 zwangssterilisiert worden ist und dem nach 
geltendem Gesetz nicht geholfen werden kann, weil 
keine Amtspflichtverletzung vorliegt und kein Son-
deropfer erbracht worden ist. Der Mann kann aber 
glaubhaft machen, daß er gezwungen worden ist, 
seine Zwangssterilisation durch seine Unterschrift 
zu akzeptieren. Er möchte, daß ihm dieses Unrecht 
endlich in irgendeiner Form anerkannt wird. 
Das bringt mich zu der Vermutung, daß wir z. B. 

bei der Stiftung Wiedergutmachung nicht allein dar-
auf achten müssen, wieviel Geld sie kostet, sondern 
Wert darauf legen sollten, daß es den Leuten im 
Prinzip erst einmal um die Anerkennung des erlitte-
nen Unrechts geht. In diesem Sinne schließe ich 
mich meinem Vorredner an, wenn er sagt: Es ist 
sinnvoll, daß wir eine Stiftung Wiedergutmachung  

einführen. Wir haben dazu gestern auch in unserer 
Fraktion einen entsprechenden Beschluß gefaßt 
Darin heißt es, daß auch 35 Jahre nach Ende des 
Zweiten Weltkrieges immer noch einzelne unüber-
sehbare Härten als Folge des NS-Unrechtsstaats 
und des Zweiten Weltkrieges bestehen und daß sich 
der Deutsche Bundestag seiner Verantwortung für 
die Beseitigung dieser Harten bewußt ist. Ich finde, 
das ist ein richtiger Beschluß. Die Aufforderung an 
die Bundesregierung, im Bundeshaushalt 1981 die 
Voraussetzungen dafür zu schaffen, daß solches Un-
recht anerkannt wird bzw. daß diesem Unrecht ab-
geholfen wird, halte ich nur für billig und Rech-
tens. 

Eine letzte Bemerkung zu einem weiteren großen 
Problemfeld, nämlich zu den sogenannten Jugend-
religionen. Der Ausschuß hat eine Vielzahl von 
diesbezüglichen Petitionen der Bundesregierung 
zur Berücksichtigung überwiesen. Ausgeflossen 
daraus ist der Bericht der Bundesregierung über die 
neuen Jugendreligionen. Der Ausschuß hat den Be-
richt debattiert und an den zuständigen Bundestags-
ausschuß weitergeleitet Ein Gedanke — deswegen 
nehme ich das Thema noch einmal auf — fehlt mir 
allerdings in diesem Bericht: Es gibt wohl einen Zu-
sammenhang zwischen der Vielzahl von Jugendreli-
gionen, die heute existieren, Und anderen Proble-
men, die man unter dem Stichwort „Drogenkonsum 
von Jugendlichen" zusammenfassen kann. Man be-
obachtet, daß es sowohl im Bereich der Jugendreli-
gionen als auch im Bereich der Drogenszene so-
genannte Wellen gibt. Die eine Religion kommt, die 
andere geht Ähnlich ist es auch bei den Drogen: Die 
eine kommt, die andere geht Ich will nicht die Wir-
kung solcher Drogen mit den Auswirkungen der Ju-
gendreligionen — obwohl Jugendreligionen für 
mich auch Drogen sind — auf die gleiche Ebene stel-
len. Ich will nur sagen: Man kann das Problem der 
neuen Jugendreligionen nicht isoliert sehen. Man 
muß es in dem Gesamtzusammenhang sehen, daß 
sich in unserer Gesellschaft Jugendliche vermehrt 
der Realität verweigern und versuchen, durch Dro-
gen aller Art  mit ihren Problemen fertig zu wer-
den. 

Im Bericht der Bundesregierung über die Jugend-
religionen werden als Gründe für den Zulauf zu die-
sen Gruppen Ursachen genannt: die Realitätsflucht, 
die fehlenden Identifikationsmöglichkeiten in unse-
rer Gesellschaft, der Mangel an Vermittlung von ge-
eigneten Werten und schließlich das Fehlen von 
Konfliktverarbeitungsformen. Ich glaube, daß es 
aus liberaler Sicht, aber auch aus allgemeiner Sicht 
sinnvoll ist, einem Punkt besondere Bedeutung zu-
kommen zu lassen, nämlich dem, daß man vermehrt 
Konfliktverarbeitungsformen in die Schule und in 
die Familie hineinträgt Die Heranwachsenden soll-
ten also lernen, besser mit Konflikten umzugehen 
und diese zu lösen. Nur auf Grund des Mangels, be

-stimmte Situationen richtig verarbeiten zu können, 
und auf Grund des Fehlens von Fähigkeiten, die Pro-
bleme richtig anzupacken, neigen sehr viele Jugend-
liche und auch Erwachsene dazu, die Konflikte ein-
fach beiseitezuschieben und im Drogenkonsum Zu-
flucht zu suchen. Nach meinem Gefühl müßte daher 
die Bereitschaft, Konflikte zu verarbeiten, Konflikte 
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in unserer Gesellschaft und nicht außerhalb der Ge-
sellschaft zu lösen, stärker gefördert werden. 

Darüber hinaus muß gefordert werden, die gesell-
schaftlichen Rahmenbedingungen, die zu solchen 
Konflikten führen, zu verändern. Jugendreligionen 
und Haschischkonsum, aber auch Jugendalkoholis-
mus, Tablettenkonsum und andere Drogenproble

-

me, die zum Teil in wohlgehüteten bürgerlichen Stu-
ben gepflegt werden, haben stets bestimmte Ursa-
chen, nämlich Ursachen, die im Streß in der Schule, 
im Beruf liegen können, in der fehlenden Entfal-
tungsmöglichkeit an Arbeitsplätzen, in einer Gesell-
schaft, die dem Konsum.- und Besitzdenken im Über

-

maß huldigt, in Konkurrenz- und Leistungsdruck. 
Wenn wir solche gesellschaftlichen Rahmenbedin-
gungen nicht entschärfen können, wird es wahr-
scheinlich immer den Konsum von Drogen jeglicher 
Art  geben. Deswegen besteht der zweite Ansatz dar-
in, nicht nur die Lösung von Konflikten zu lehren, 
sondern auch in dem Versuch, solche Konflikte nach 
Möglichkeit zu minimieren. 

Ich mache in diesem Zusammenhang eine letzte 
Bemerkung. Sie bezieht sich auf den Drogenkonsum 
aller Art. Man muß den betroffenen Jugendlichen 
sagen, daß Drogen keine Lösung sind und die beste 
Lösung bei der Bewältigung unbefriedigender Le-
bensumstände immer noch in dem Satz besteht: Die 
beste Droge ist ein klarer Kopf. — Vielen Dank. 

(Beifall bei der FDP und der SPD sowie bei 
Abgeordneten der CDU/CSU) 

Vizepräsident Wurbs: Weitere Wortmeldungen 
liegen nicht vor. Ich schließe die Aussprache. 

Wir kommen zur Abstimmung. Wer der Beschluß-
empfehlung des Petitionsausschusses auf Drucksa-
che 8/4177, die in der Sammelübersicht 72 enthalte-
nen Anträge anzunehmen, zuzustimmen wünscht, 
den bitte ich um das Handzeichen. — Gegenprobe! 
— Enthaltungen? — Die Beschlußempfehlung des 

 Petitionsausschusses ist angenommen. 

Ich rufe die Tagesordnungspunkte 3 und 4 auf: 

3. Beratung der Beschlußempfehlung und des 
Berichts des Ausschusses für Raumordnung, 
Bauwesen und Städtebau (15. Ausschuß) zu 
dem Antrag der Abgeordneten Dr. Schneider, 
Dr. Jahn (Münster), Niegel, Francke (Ham-
burg), Kolb, Metz, Dr. Möller, Frau Pack, 
Schmidt (Wuppertal), Dr. Jenninger und der 
Fraktion der CDU/CSU 

Drittes Wohnungsbaugesetz 
— Drucksachen 8/2902, 8/3942 — 

Berichterstatter: Abgeordneter Polkehn 

4. Beratung der Beschlußempfehlung und des 
Berichts des Haushaltsausschusses (8. Aus-
schuß) zu dem Entschließungsantrag der 
Fraktion der CDU/CSU zur dritten Beratung 
des Haushaltsgesetzes 1980 

hier: Einzelplan 25 — Geschäftsbereich 
des Bundesministers für Raumord-
nung, Bauwesen und Städtebau 

Drucksachen 8/3487, 8/3954 — 
Berichterstatterin: 
Abgeordnete Frau Traupe 

Wünscht einer der Berichterstatter das Wo rt? — 
Das ist nicht der Fall. 
Ich eröffne die Aussprache. Im Ältestenrat ist ver-

bundene Debatte vereinbart worden. Das Wort  hat 
Herr Abgeordneter Dr. Schneider. 

Dr. Schneider (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Der Antrag der Fraktion der 
CDU/CSU auf Vorlage eines Entwurfs eines Dritten 
Wohnungsbaugesetzes erwächst aus der Erkennt-
nis, daß die Probleme des Wohnungs- und Städte-
baus in unserem Land mit den derzeit geltenden Ge-
setzen nicht zufriedenstellend zu bewältigen sind. 

(Dr. Möller [CDU/CSU]: So ist es!) 
Eine Aussprache fiber diesen Antrag gibt uns aus 

der Sicht der Opposition natürlich auch eine will-
kommene Gelegenheit, amEnde der 8. Legislaturpe-
riode Bilanz über die Wohnungs- und Städtebau-
politik dieser Bundesregierung zu ziehen. Meine 
Damen und Herren, es wird Sie nicht überraschen, 
wenn ich feststelle, daß dies aus unserer Sicht eine 
Negativbilanz ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 
Es ist eine Negativbilanz in mehrfacher Hinsicht. 
Ich will meine Behauptung auch sorgfältig begrün-
den. 
Zunächst: Wahrend der abgelaufenen Legislatur-

periode ist wohnungs- und städtebaupolitisch nichts 
Entscheidendes geschehen. Diese These wird auch 
nicht dadurch widerlegt, daß uns der Herr Bundes-
minister für Raumordnung, Bauwesen und Städte-
bau in diesen Tagen eine Bilanz der Arbeit des 
Bundesministeriums für Raumordnung, Bauwe-
sen und Städtebau vorgelegt hat.  Dies ist eine 
schlichte bürokratische Addition ohne jede, aber 
auch wirklich ohne jede politische Aussage. 

(Dr. Jahn [Münster] [CDU/CSU]: Eine Un-
terbilanz! — Dr. Möller [CDU/CSU]: Vom 
Hilfssachbearbeiter gemacht! — Kolb 
[CDU/CSU]: Das ist etwas für Parkinson!) 

Zweitens. In der Versorgung der Barger mit an-
gemessenem Wohnraum zu tragbaren Bedingun-
gen in einem menschenfreundlichen Wohnumfeld 
sind kaum Fortschritte und Verbesserungen erzielt 
worden. Versorgungsengpässe und Fä lle von Woh-
nungsnot in Großstädten und Ballungsgebieten ha-
ben zugenommen. Nach elf Jahren sozialliberaler 
Wohnungsbaupolitik bietet sich das Gesamtfeld der 
Wohnungswirtschaft in einer betrüblichen und teil-
weise trostlosen Lage dar. Dies ist eine Behauptung, 
die ich mit den kompetenten Sprechern aller Ver-
bände teile, gewiß nicht nur mit dem Zentralverband 
des Haus- und Grundbesitzes, sondern auch mit der 
gemeinnützigen Wohnungswirtschaft, mit der 
freien und der privaten Wohnungswirtschaft und 
auch mit den Vertretern der Mieter. 
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Drittens. Die Wirtschaftlichkeit im Wohnungs-

bau ist verlorengegangen. Das führt dazu, daß selbst 
die potentesten Anleger am Wohnungsmarkt wie 
Versicherungen und Banken sich zurückziehen. 
Niemand kann das bestreiten. 

Viertens. Die soziale Treffsicherheit der öffentli-
chen Wohnungsbauförderung hat weiter abge-
nommen. Die Gesetzgebung dieser Bundesregie-
rung begünstigt den wirtschaftlich starken Fehlbe-
leger mehr als die sozial förderungsbedürftige Fami-
lie, den Alleinstehenden und den Behinderten. 
Auch darüber kann es keinen Streit geben. 

(Dr. Möller [CDU/CSU]: Leider wahr! — 
Conradi [SPD]: Im Freistaat Bayern!) 

Fünftens. Das vorrangige Ziel des 2. Wohnungs-
baugesetzes, breit gestreutes Eigentum im Woh-
nungsbau zu schaffen, ist hinfällig geworden. Der 
kleine Mann hat keine Chance mehr, Eigentümer 
seiner vier Wände zu werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Er braucht ein Monatsgehalt von mindestens 4 000 
DM in günstiger Lage auf dem Land; wenn er in 
Bonn oder in Ballungsräumen bauen will, muß er 
mindestens Ministerialrat in B 3 sein und minde-
stens 7 000 DM verdienen. 

(Zuruf des Abg. Kolb [CDU/CSU] sowie Zu

-

rufe von der SPD) 

Niemand kann dies bestreiten. 

Sechstens. Die Bundesregierung hat nicht die po-
litische Kraft. Es mangelt ihr an sozialer Entschlos-
senheit, die sozialwidrigen Besitzstände im Inter-
esse von mehr sozialer Gerechtigkeit in der Woh-
nungspolitik aufzulösen. 

Siebtens. Der Anteil, der vom verfügbaren Fami-
lieneinkommen für das Wohnen ausgegeben wer-
den muß, hat sich zum Nachteil der jungen und der 
kinderreichen Familien unvertretbar verschlech-
tert. Die Einkommen-Mieten-Relation ist wirt-
schaftlich unausgewogen und sozial ungerecht. 

Achtens. Die wohnungswirtschaftliche Wirk-
samkeit der öffentlichen Förderungsmittel hat be-
trächtlich abgenommen. Die Kostenmieten im sozia-
len Wohnungsbau erreichen als Folge der allgemei-
nen gesamtwirtschaftlichen Preis- und Kostenent-
wicklungen Höhen, die zu extremen Haushaltsbela-
stungen der öffentlichen Hände führen. Der Bundes-
regierung ist es bisher trotz häufiger und verhei-
ßungsvoller Ankündigungen nicht gelungen, neue 
Förderungs- und Finanzierungsmodelle zu entwik-
keln. 

Schließlich neuntens. Im steuerlichen Bereich hat 
es die Bundesregierung bei Untersuchungen und 
Berichten belassen. Sie hat keine Konsequenzen aus 
der unbestrittenen Tatsache gezogen, daß unsere 
derzeitigen Steuer-, Prämien- und Förderungsbe-
stimmungen familienpolitisch höchst unzulänglich 
sind. 

Es liegt in der Komplexität der wohnungspoliti-
schen und wohnungswirtschaftlichen Sachverhalte, 
daß eine zusammenfassende Be trachtung und Wer-
tung der Wohnungspolitik als Ganzes das Gesamt

-

feld unserer ökonomischen und sozialen Verfas-
sungswirklichkeit einbeziehen muß. Deshalb richtet 
sich unsere Kritik keineswegs nur gegen den zu-
ständigen Ressortminister, sondern gegen die Bun-
desregierung in ihrer Gesamtheit. 

Sie richtet sich zunächst gegen den Herrn Bun-
deskanzler, der in der Wohnungspolitik trotz gegen-
teiliger öffentlicher Erklärungen von seiner Richtli-
nienbefugnis keinen Gebrauch macht. 

(Dr. Möller [CDU/CSU]: Aber große Sprü

-

che macht!) 

Sie richtet sich gegen den Wirtschaftsminister, der 
trotz besserer Erkenntnis und Einsicht keine Folge-
rungen aus den Erfahrungen mit dem 2. Wohnraum-
kündigungsschutzgesetz gezogen hat. Sie richtet 
sich gegen den Justizminister, der gegen alle Erfah-
rungen in der wohnungswirtschaftlichen Praxis 
nicht bereit war, das Mieterhöhungsverfahren sowie 
ganz allgemein die rechtlichen Rahmenbedingun-
gen im Mietrecht zu verbessern. Die Kritik trifft 
auch den Familien- und den Sozialminister, die zu-
gelassen haben, daß in unserem Land kinderreiche 
Familien wohnungsmäßig am schlechtesten ver-
sorgt sind. Sie richtet sich schließlich gegen den Fi-
nanzminister ob dessen steuerpolitischer Versäum-
nisse. Nach unserem Verständnis ist es die erste und 
wesentlichste Aufgabe des Bundesministers für 
Raumordnung, Bauwesen und Städtebau, in der 
Bundesregierung dafür zu sorgen, daß die hier apo-
strophierten Einzelressorts ihre Politik unter woh-
nungspolitischen Gesichtspunkten formulieren, 
ausrichten, ausgleichen und harmonisieren. Der 
Bundesbauminister trägt die Verantwortung dafür, 
daß unsere Steuer-, Haushalts-, Wirtschafts-, Sozial- 
und Familienpolitik in wohnungspolitischer Hin-
sicht schlüssig ist  

(Dr. Möller [CDU/CSU]: Da haben Sie völlig 
recht!) 

Das Urteil, ob er diesem Regierungs- und Verfas-
sungsauftrag gerecht geworden ist, messen wir dar-
an, wieweit er diesen Auftrag erfüllt hat. 

Das Urteil — ich habe es eingangs schon gesagt — 
ist allgemein negativ und keineswegs nur in den 
Reihen der CDU und CSU. Ich darf dazu nur zwei 
wichtige Pressestimmen aus allerjüngster Zeit er-
wähnen. So ist in der Ausgabe der „Zeit" vom 13. Juni 
1980 zu lesen: 

Zu den politischen Sektoren, in denen während 
der nun zu Ende gehenden Legislaturperiode 
des Bundestages fast gar nichts Nennenswertes 
vorangebracht worden ist, gehört die Woh-
nungspolitik. Positiv schlägt bei einigen Verant-
wortlichen allenfalls die Einsicht zu Buche, daß 
es mit dem Schlendrian der ausgehenden sieb-
ziger Jahre im neuen Jahrzehnt kaum mehr 
weitergehen könne: 

(Dr. Möller [CDU/CSU]: Das ist richtig!) 

zu viele Milliarden für zu wenige baupolitische 
Fortschritte. 



17990 	Deutscher Bundestag — 8. Wahlperiode — 223. Sitzung. Bonn, Mittwoch, den 18. Juni 1980 

Dr. Schneider 
Gute Vorsätze also, um eine schlechte Bilanz zu 
kaschieren — das ist Bundesbauminister Dieter 
Haacks Überlebens-Training. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Dr. Möller 
[CDU/CSU]: Wiederbelebungsversuche!) 

So weit die letzte Ausgabe der „Zeit". 

Die Zeitschrift „Capital" hat in ihrer April-Aus-
gabe geschrieben — ich zitiere —: 

Angesichts der weitgespannten Interessenge-
gensätze 

— Bezugspunkt ist hier § 7 b des Einkommensteuer-
gesetzes — 

mag sich Dr. Dieter Haack, Bonner Wohnungs-
bauminister ohne Kompetenz und Konzeption, 
einen eigenen Standpunkt gar nicht erst lei-
sten. 

Meine Damen und Herren, der Versuch, die Woh-
nungsbauförderung von Bund und Ländern ge-
setzlich abzusichern, ist gescheitert, ein wichtiges 
Problem nicht gelöst. Die mir in diesem Zusammen-
hang am 13. Juni 1980 erteilte Antwort der Bundes-
regierung auf eine entsprechende Anfrage ist 
höchst unbefriedigend. Sie besagt nur, daß es der 
Bundesregierung an der nötigen Durchschlagskraft 
gefehlt hat. Das gilt auch für die Neuordnung und 
gesetzliche Absicherung der Modernisierung zur 
Energieeinsparung sowie für die städtebauliche För-
derung und den Gesamtbereich der steuerlichen 
Förderung. Meine Damen und Herren, das Energie-
einsparungsprogramm ist dringend fortschreibungs-  
und verbesserungsbedürftig. Der bestehende Förde-
rungswirrwarr auf dem Gebiet der Wohnungs- und 
Städtebaupolitik ist selbst für Experten der Ministe-
rialbürokratie nicht mehr durchschaubar. Noch 
schlimmer ist aber der beklagte Bürger dran. Für ihn 
ist es eine reine Glückssache, ob er bei den jeweili-
gen Vorhaben überhaupt eine Förderung erhalten 
kann. 

Meine Damen und Herren, das Thema von heute 
war schon Gegenstand einer Großen Anfrage der 
CDU/CSU und einer Aussprache darüber am 
15. Mai 1975 sowie am 12. Mai 1978. Seit dieser Zeit 
sind die damals gegebenen Versprechungen der 
Bundesregierung nicht verwirklicht worden. Es lie-
gen dem Deutschen Bundestag lediglich Berichte 
vor, beispielsweise der Bericht zum Wohnraumkün-
digungsschutzgesetz, zu § 7 b und § 6 b des Einkom-
mensteuergesetzes und zur Grunderwerbsteuer. In 
der Schriftenreihe des BMBau sind in der letzten 
Zeit die folgenden Titel erschienen, die sich alle mit 
der zur Debatte stehenden Problematik befassen: 
„Erfahrungen der Gemeinden mit dem Städtebauför-
derungsgesetz", „Sanierungsmaßnahmen — städte-
bauliche und stadtstrukturelle Wirkungen", „Woh-
nungspolitik und Stadtentwicklung", „Modernisie-
rungsförderung versus Neubauförderung". Meine 
Damen und Herren, es geht nicht darum — das ge-
nügt im übrigen auch nicht —, Expe rtisen erstellen 
zu lassen, sondern es kommt darauf an, aus diesen 

Expertisen politische Schlüsse zu ziehen und kon-
kret zu handeln. 

, (Kolb [CDU/CSU]: Das erfordert sehr viel 
Mut!) 

Meine Damen und Herren, eine neue Woh-
nungs- und Städtebaupolitik aus unserer Sicht, für 
die ein Drittes Wohnungsbaugesetz das rechtliche 
Instrumentarium liefern soll, muß Konsequenzen 
aus der Tatsache ziehen, daß die derzeitigen gesetz-
lichen und verordnungsmäßigen Regelungen mit 
der wohnungs- und städtebaupolitischen Notwen-
digkeit nicht mehr übereinstimmen. 

Ich darf in wenigen Hauptzügen unsere Konzep-
tion erläutern. 

(Waltemathe [SPD]: Jetzt kommt das Wohn

-

geld!) 

— Die neue Wohnungs- und Städtebaupolitik, ver-
ehrter Kollege Waltemathe, muß vom Grundsatz 
ausgehen, daß zunächst jeder selbst verpflichtet ist, 
im Rahmen seiner finanziellen und wirtschaftlichen 
Leistungskraft für sich und seine Familie angemes-
senen Wohnraum zu sichern. Eine neue Wohnungs-
baupolitik hat von der an sich selbstverständlichen 
Wahrheit auszugehen, daß die Miete ein Preis für 
eine wirtschaftliche Leistung und keine beliebige 
Anerkennungsgebühr ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wohnungs- und Städtebaupolitik muß mehr sein als 
ein Instrument staatlicher Konjunkturpolitik. Sie 
muß vielmehr zur Verstetigung am Baumarkt beitra-
gen und vorrangig dem Erwerb von Eigentum in 
breiten Bevölkerungsschichten dienlich sein. 

(Dr. Möller [CDU/CSU]: So ist es! — Kolb 
[CDU/CSU]: Was immer mehr in Frage ge

-

stellt wird!) 

Dies freilich ist nur dann zu erreichen, wenn unsere 
Steuergesetzgebung nach dem Grundsatz „Hilfe zur 
Selbsthilfe" alle Maßnahmen der Eigentumsbildung, 
Wohnungsmodernisierung einschließlich der Maß-
nahmen zur Energieeinsparung und Lärmbekämp-
fung, der Denkmalspflege und der Wohnumfeldver-
besserung fördert. 

Das Hauptproblem der deutschen Wohnungspoli-
tik in unseren Tagen sind die Kosten- und Preisstei-
gerungen am Wohnungsmarkt. Wer möchte dies be

-

streiten? Ein Drittes Wohnungsbaugesetz muß 
marktwirtschaftliche Finanzierungsbestandteile 
mit öffentlichen Förderungshilfen kombinieren 
und diese stärker als bisher auf die jeweiligen Ein-
kommens- und Familienverhältnisse abstellen. Zu 
überlegen ist, ob für diese A rt  dritten Förderungs-
wegs die Grundgedanken des Wohngeldrechts bei 
der Eigentumsförderung verwendet werden kön-
nen. Dabei stellt sich die Frage, ob der Lastenzu-
schuß vom Wohngeld abgekoppelt werden kann. 
Um gleichzeitig die marktwirtschaftlichen Finanzie-
rungsmöglichkeiten zu erweitern, ist an eine Aus-
dehnung und Vereinfachung des Systems öffentli-
cher Bürgschaften zu denken. 

Meine Damen und Herren, das Bausparen muß 
wegen seiner sozialen und familienpolitischen Be- 
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deutung grundsätzlich erhalten bleiben. Dagegen 
sind die Tarife in diesem Kreditbereich familien-
freundlicher zu strukturieren. Die öffentliche Woh-
nungsbauförderung, das Bausparen und alle steuer-
lichen Erleichterungen sind in dynamischer Weise 
mit Größe und wirtschaftlicher Leistungskraft der 
Familien zu koppeln. 

Die Koalitionsfraktionen beauftragen die Bundes-
regierung, im Jahre 1981 zu prüfen, welche Verbes-
serungsmöglichkeiten im arbeitsteiligen Zusam-
menwirken von Bund, Ländern und Gemeinden er-
zielt werden können, wobei besonders die Möglich-
keiten einer Zusammenfassung des geltenden För-
derungsrechts mit dem Ziel besserer Verzahnung 
und übersichtlicherer Gestaltung zu berücksichti-
gen sind. 

Meine Damen und Herren, das Zweite Woh-
nungsbaugesetz hat grundsätzlich die wohnungspo-
litische Verantwortung Bund, Ländern und Gemein-
den übertragen. 

(Zuruf von der SPD: Das erzählen Sie mal 
dem Bundesrat!) 

Nach unserer Auffassung muß auch in einem Drit

-

ten Wohnungsbaugesetz die wohnungspolitische 
Mitverantwortung des Bundes verankert werden. 

(Zurufe von der SPD: Aha!) 

Diese Forderung steht mit dem Bestreben, die 
Mischfinanzierung grundsätzlich neu zu ordnen 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

oder in Teilen aufzuheben, nicht im Widerspruch. 

(Zurufe von der SPD) 

— Ich habe auf Ihre Reaktion geradezu gewartet, 
meine Herren. 

(Lachen bei der SPD) 

Wir dürfen über die finanziellen und haushaltspo-
litischen Kontroversen — und darum geht es im 
Kern — zwischen Bund und Ländern die Tatsache 
nicht aus dem Auge verlieren, daß es sich bei diesen 
Sachbereichen nur um einen Teil, wenn auch einen 
wesentlichen Teil, unserer wohnungspolitischen 
Verantwortung handelt. 

(Dr. Möller [CDU/CSU]: Der Gesamtverant

-

wortung l) 

Meine Damen und Herren, die Unionsfraktionen 
aller Legislaturperioden haben der Wohnungspoli-
tik eine erstrangige politische, soziale, insbesondere 
aber familienpolitische Bedeutung beigemessen. 

(Zuruf des  Abg. Dr. Möller [CDU/CSU]) 

Auch diese Fraktion tut dies, und Sie dürfen sicher 
sein: auch die Fraktion der CDU/CSU im 9. Bundes-
tag wird nicht minder dieser inneren Gesinnung 
sein. 

Im Gegensatz zu den Koalitionsfraktionen haben 
wir die Bundesregierung aufgefordert, noch im 
8. Bundestag eine neue wohnungspolitische Ge-
samtkonzeption vorzulegen. Dazu sah sich die Bun-
desregierung offensichtlich nicht in der Lage. Die 
Kollegen aus SPD und FDP jedenfalls haben unseren 
Antrag zu diesem Punkt abgelehnt. Uns ist diese 

Aufforderung angesichts der unbestreitbaren 
Schwierigkeiten im wohnungs- und städtbaupoliti-
schen Feld eine Selbstverständlichkeit gewesen, 
weil wir glauben, es ist höchste Gefahr im Verzug. 
Des Redens, der Ankündigungen war Zeit genug, 
jetzt hat die Stunde des Handelns geschlagen. 

(Waltemathe [SPD]: Und dann wird das im 
Bundesrat immer von der Tagesordnung 
abgesetzt! — Dr. Jahn [Münster] [CDU/ 
CSU]: Das wird schon im Kabinett abge

-

setzt!) 

— Der Bundestag ist nicht der Vormund des Bun-
desrates, das wissen Sie. Und Ihre Einsicht in die hö-
heren Erkenntnisse des Bundesrates scheint den 
dort  anstehenden Sachverhalten offensichtlich 
nicht gerecht zu werden. 

Meine Damen und Herren, wir messen die Quali-
tät der Wohnungsbau- und Städtebaupolitik der 
Bundesregierung und der Koalitionsfraktionen 
nicht an der Vielzahl ihrer verheißungsvollen An-
kündigungen, sondern an ihrer Bereitschaft und 
Entschlossenheit, das Notwendige jetzt und ohne 
Zögern in Angriff zu nehmen. Ganz sicher hören uns 
heute viele tausende Familien zu und fragen: Wer 
hat die richtige Konzeption zur Lösung der Pro-
bleme? Die Zahl dieser Probleme ist sehr hoch und 
ihre Natur schwierig. Aber wir können sie meistern, 
wenn wir mit der richtigen Rezeptur zu Werke ge-
hen. Und ich habe Ihnen jetzt das richtige Rezept 
vorgetragen. — Vielen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Kolb [CDU/ 
CSU]: Die Medizin schmeckt denen aber 
nicht! — Waltemathe [SPD]: Die CDU 

„schneidert" sich was zurecht!) 

Vizepräsident Wurbs: Das Wort  hat Herr Abge-
ordneter Polkehn. 

Polkehn (SPD): Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Es ist schon eine beachtliche Leistung der 
CDU/CSU-Opposition,  

(Dr. Jahn [Münster] [CDU/CSU]: Endlich 
wird das anerkannt!) 

einen Antrag mit der anspruchsvollen Überschrift 
„Drittes Wohnungsbaugesetz" über ein Jahr auf der 
Flamme zu halten und heute hier im Plenum dem 
Bürger sozusagen als wohnungspolitische Neu-
orientierung zu verkaufen. Ihre Haltung, meine Da-
men und Herren, die Haltung der CDU, macht im-
mer mehr deutlich, daß es sich bei dem beantragten 
Dritten Wohnungsbaugesetz lediglich um Spielma-
terial für die Wahlauseinandersetzung handelt. Der 
Beitrag des Herrn Dr. Schneider hat das soeben ja 
sehr eindrucksvoll bestätigt. 

(Dr. Möller [CDU/CSU]: Die Rede war ein

-

drucksvoll, das ist richtig!) 

Wenn Sie aufrichtig sein könnten, 

(Dr. Jahn [Münster] [CDU/CSU]: Das ist er 
immer!) 

müßten Sie den Antrag heute zurückziehen, weil er 
nach den Ereignissen im Bundesrat am Freitag und 
bei der Arge Bau unlogisch und überholt ist. Denn 
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wenn Herr Tandler die Länder dazu animiert, darauf 
hinzuwirken, daß der Bund aus der Wohnungsbau-
förderung aussteigt und sie den Ländern überläßt, 
wozu dann eigentlich noch ein Antrag Drittes Woh-
nungsbaugesetz? 

(Dr. Schneider [CDU/CSU]: Als ersten 
Schritt! — Dr. Möller [CDU/CSU]: So hat es 

Tandler übrigens nicht gesagt!) 

Und was soll es, wenn der Bundesrat die Wohngeld-
novelle, der Sie hier zugestimmt haben, von der Ta-
gesordnung absetzt? 

(Kolb [CDU/CSU]: Der Herr Matthöfer sagt 
ja, es sei kein Geld mehr da! — Dr. Jahn 
[Münster] [CDU/CSU]: Absetzen ist etwas 

anderes als ablehnen!) 

Soll das bedeuten, daß Sie auch da nicht mehr mit-
machen wollen? Wir werden im Laufe der heutigen 
Debatte auch darüber noch zu reden haben. 

Meine Damen und Herren, lassen Sie mich heute 
an einigen Beispielen verdeutlichen, daß sich unser 
ordnungspolitisches Instrumentarium im Bereich 
Wohnungsbau bewährt hat. Wohnungsbauminister 
Dr. Dieter Haack hat dies in seinen Thesen zur Zu-
kunft der Wohnungs- und Städtebaupolitik be-
reits eindrucksvoll nachgewiesen. 

Seit der Verabschiedung des Städtebauförde-
rungsgesetzes im Jahre 1971 beteiligte sich der 
Bund an Sanierungs- und Entwicklungsmaßnahmen 
in Altbaugebieten mit bisher rund 2 Milliarden DM. 
Wohngebiete in Innenstädten und Dorfkerne wur-
den erhalten, erneuert und in ihrer Struktur verbes-
sert. 

(Dr. Möller [CDU/CSU]: Ein Tropfen auf den 
heißen Stein!) 

Zur Verbesserung der Lebensbedingungen in Städ-
ten und Gemeinden wurden und werden laufend Sa-
nierungsmaßnahmen des Bundesprogramms nach 
dem Städtebauförderungsgesetz unterstützt. Der 
Bund stellte hierfür 950 Millionen DM zur Verfü-
gung. 

(Kolb [CDU/CSU]: Auch ein Tropfen auf 
den heißen Stein!) 

Mit dem Forschungsprogramm „Experimenteller 
Wohnungs- und Städtebau" konnten wichtige stadt-
entwicklungspolitische und architektonische An-
stöße, z. B. Stadthaus, alten- und behindertenge-
rechte Wohnungen, verkehrsgerechte Wohnanla-
gen gegeben werden. 

Seit das Bundesbaugesetz novelliert wurde, kön-
nen die Gemeinden Maßnahmen zur Erhaltung und 
Verbesserung der Wohn-, Lebens- und Umweltbe-
dingungen unter stärkerer Beteiligung unserer Bür-
ger leichter durchsetzen. Darüber hinaus brachte 
die letzte Novelle seit 1979 wesentliche Vereinfa-
chungen im Planungsprozeß. 

Das 1977 verabschiedete Wohnungsmodernisie-
rungsgesetz trug zur Versorgung mit guten und 
preiswerten Wohnungen durch die Erhaltung der 
Bausubstanz bei. Modernisierungen werden im übri-
gen bereits seit 1974 von Bund und Ländern in ei-
nem gemeinsamen Programm gefördert. 

Seit 1978 ist das Modernisierungs- und Energie-
einsparungsgesetz in Kraft. Für 4,35 Milliarden DM 
werden energiesparende Maßnahmen im Woh-
nungsbau und an Gebäuden besonders gefördert. 
Mit den erweiterten steuerlichen Abschreibungs-
möglichkeiten werden rund 10 % des Wohnungsbe-
stands der Bundesrepublik erfaßt. Das sind etwa 2,5 
Millionen Wohnungen. 

Der soziale Wohnungsbau dient zur Versorgung 
benachteiligter Bevölkerungsgruppen wie kinder-
reicher Familien, älterer Menschen, Behinderter, 
zur Versorgung von Aussiedlern und ausländischen 
Familien mit ausreichendem Wohnraum. Er dient 
weiter zur Förderung einkommensschwacher Bür-
ger, die Wohneigentum bilden wollen. 

Seit 1969 wurden rund 1,5 Millionen öffentlich ge-
förderte Sozialwohnungen gebaut Der Bund wandte 
dafür rund 14 Milliarden DM auf. Die Zahl der Woh-
nungen insgesamt stieg in den letzten zehn Jahren 
um ca. 5 Millionen. Mehr Bürger als früher wohnen 
heute in ihren eigenen vier Wänden. 1972 waren es 
34%, heute sind es rund 40 % Eigenheimwohnungen, 
ein großer Teil mit staatlichen Förderungen. 

Die Ausdehnung des § 7 b des Einkommensteuer-
gesetzes auf Altbauten und die Grunderwerbsteuer-
befreiung trugen ebenfalls zur vermehrten Bildung 
von Wohnungseigentum bei. 

Wohngeld — darauf kommen wir heute noch — 
wird jährlich an bis zu 1,7 Millionen Haushalte ge-
zahlt Dieses Wohngeld wurde mehrfach verbessert 
Die Aufwendungen betrugen bisher insgesamt ca. 14 
Milliarden DM. 

(Dr. Möller [CDU/CSU]: Es ist nur nicht an

-

gemessen für die Rentnerhaushalte!) 

— Das haben Sie am Freitag abgelehnt 

(Erneuter Zuruf des Abg. Dr. Möller [CDU/ 
CSU] — Dr. Jahn [Münster] [CDU/CSU]: 

Keine Ablehnung!) 

— Sie haben es verschoben und damit die Gefahr 
heraufbeschworen, daß wir es nicht rechtzeitig ver-
abschieden können, damit es zum 1. Januar nächsten 
Jahres in Kraft tritt 

(Kolb [CDU/CSU]: Der Herr Matthöfer sagt, 
es ist nicht zu finanzieren!) 

Meine Damen und Herren der Opposition, wir 
sind dabei, wenn es darum geht, Gesetze zu straffen 
und zu vereinfachen und für den Bürger besser les-
bar zu machen. In meinem Beitrag während der 164. 
Sitzung des Bundestags am 28. Juni 1979 habe ich 
bereits zu diesem Thema gesprochen. Sie können es 
gerne nachlesen. 

Das, was Sie, meine Damen und Herren von der 
Opposition, beantragt haben, bedarf gründlicher und 
langwieriger Vorarbeiten. Deshalb beantragen wir, 
die Bundesregierung zu beauftragen, im Jahre 1981 
erstens vergleichend darzustellen, wie die Gesamt-
heit direkter und indirekter öffentlicher Förde-
rungsinstrumente für den  Wohnungs- und Städte-
bau im Ergebnis zusammenwirkt ;  

(Dr. Möller [CDU/CSU]: Unser Antrag ist 
schon ein Jahr alt!)  
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zweitens zu untersuchen, ob die daraus resultieren-
den Entwicklungen in städtebaulicher, wohnungs-
politischer und sozialer Hinsicht im erwünschten 
Verhältnis zueinanderstehen; drittens zu überprü-
fen, welche Verbesserungsmöglichkeiten im arbeits-
teiligen Zusammenwirken von Bund, Ländern und 
Gemeinden erzielt werden können; viertens dabei 
besonders die Möglichkeit einer Zusammenfassung 
des geltenden Förderrechts mit dem Ziel besserer 
Verzahnung und übersichtlicher Gestaltung zu be-
rücksichtigen; 

(Dr. Jahn [Münster] [CDU/CSU]: Und was 
kommt dann?) 

fünftens ihre wohnungspolitische Konzeption dem-
entsprechend fortzuentwickeln und danach die er-
forderlichen Initiativen zu ergreifen. Dies für die 9. 
Legislaturperiode. 

Ich bitte Sie, meine Damen und Herren, den An-
trag der CDU/CSU abzulehnen und unserer Be-
schlußempfehlung auf Drucksache 8/3942 die Zu-
stimmung zu geben. - Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Wurbs: Das Wort  hat der Abgeord-
nete Gattermann. 

Gattermann (FDP): Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen! Meine Herren! Die FDP-Fraktion 
begrüßt es, daß die abschließende parlamentarische 
Beratung der beiden Oppositionsanträge — Auftrag 
zur Einbringung eines Dritten Wohnungsbaugeset-
zes und Entschließungsantrag zum Haushalt 1980 
des Bauministers — die Gelegenheit gibt, zum Ab-
schluß der 8. Legislaturperiode des Deutschen Bun-
destages einige Fragestellungen aufzuzeigen, die 
die Wohnungspolitik des begonnenen Jahrzehnts 
wird beantworten müssen. Doch zunächst einige Be-
merkungen zu den vorliegenden Beschlußempfeh-
lungen des Ausschusses. 

Der Oppositionsantrag auf Einbringung eines 
Dritten Wohnungsbaugesetzes vom 30. Mai 1979 
enthält schwerpunktmäßig das formelle Anliegen, 
das in verschiedenen Gesetzen und Verordnungen 
niedergelegte Recht der Wohnungsbau- und Städte-
bauförderung sowie der Wohnungsmodernisierung 
in einem einheitlichen Dritten Wohnungsbaugesetz 
zusammenzufassen. Materiell ist damit das Anlie-
gen verbunden, die Bundesregierung möge gleich-
zeitig die Förderinstrumentarien mit dem Ziele er-
höhter Wirksamkeit überprüfen. 

Der Entschließungsantrag vom 11. Dezember 1979 
geht dann materiell wesentlich weiter. Er forde rt  die 
Neuorientierung der gesamten Wohnungspolitik, 
wie das in der öffentlichen Diskussion zu nennen 
üblich ist, und verbindet das — die Opposition kann 
wohl nicht anders — mit massiver Kritik an der bis-
herigen Wohnungsbaupolitik. 

(Zuruf des Abg. Kolb [CDU/CSU]) 

Das, was der Ausschuß Ihnen in Zusammenfas-
sung beider Anträge zur Beschlußfassung vorlegt, 
nimmt viele der sachlichen Anliegen und Fragestel-
lungen des Oppositionsantrages auf, allerdings ohne  

die in diesen Fragestellungen enthaltene massive 
Kritik zu übernehmen. 

(Dr. Möller [CDU/CSU]: Beerdigung zweiter 
Klasse!) 

Meine Fraktion teilt diese Kritik der Opposition an 
der bisherigen Wohnungspolitik nicht. Selbst wenn 
man bei rückschauender Betrachtungsweise in dem 
einen oder dem anderen Detailpunkt zwischenzeit-
lich schlauer als vorher geworden ist, so muß doch 
festgestellt werden, daß die Wohnungs- und Städ-
tebaupolitik der Bundesregierung per saldo im 
Grundsatz richtig angelegt gewesen ist. 

Wir haben festzustellen, daß diese Politik einen 
global ausgeglichenen Wohnungsmarkt bewirkt hat, 
daß die Qualität unserer Wohnungen im großen 
Umfang wesentlich besser geworden ist, daß die 
Wohnungseigentumsquote gestiegen ist, daß die 
durchschnittliche Belastung der Wohnbevölkerung 
mit Wohnkosten eher zu niedrig als zu hoch ist. 

(Zuruf des Abg. Kolb [CDU/CSU]) 

Herr Dr. Schneider hat ein anderes Bild dieser Lage 
gezeichnet. Aber niemand in diesem Saal wird 
darum herumkommen festzustellen, daß die Ge-
samtversorgungslage der Bevölkerung der Bundes-
republik Deutschland mit Wohnraum quantitativ 
und qualitativ wesentlich besser als vor zehn Jahren 
ist. Um diese Feststellung kommt man nicht her-
um. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Solche positiven Feststellungen werden nicht da-
durch entkräftet, daß neue gravierende Probleme 
vor uns liegen, die der Lösung harren. Wenn eine Si-
tuation eintritt, in der veränderte, eventuell auch 
neue Wege beschritten werden müssen, so entwer-
tet das doch, bitte schön, nicht das bisher Geschaffe-
ne. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Lassen Sie mich drei aus unserer Sicht entschei-
dende Fragen aufwerfen, die zur Lösung der vor uns 
liegenden wohnungspolitischen Probleme beant-
wortet werden müssen. Die Kernfrage ist nach unse-
rer Einschätzung die Finanzierungsfrage. 

(Sehr gut! bei der CDU/CSU) 

Wie können wir angesichts sehr hoher Baupreise, 
hoher Bodenpreise, hoher Kapitalmarktkosten, 
stark gestiegener öffentlicher Baunebenkosten das 
erforderliche Volumen von Neubauwohnungen, die 
erforderliche Modernisierung und Sanierung von 
Bestandswohnungen bei gleichzeitiger durchgrei-
fender Verbesserung des Wohnumfeldes unter Be-
achtung des städtebaulich Wünschenswerten finan-
zieren? Wie können die genannten Kostenfaktoren 
reduziert werden? Wie kann auf der anderen Seite 
dem bequemen Anspruchsdenken vieler unserer 
Bürger entgegengewirkt werden? Wie kann die Lei-
stungsbereitschaft gefördert werden? Denn wir wer-
den es uns auf die Dauer nicht länger leisten kön-
nen, daß Investitionskosten von 200 000 bis 300 000 
DM pro Wohnungseinheit eine durchschnittliche 
Kaltmietenbelastung von 11 bis 12 % des verfügba-
ren Nettoeinkommens gegenübersteht. Dies ist auf 
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die Dauer durch diesen Staat und durch diese Volks-
wirtschaft nicht finanzierbar. 

Meine Damen und Herren, ich kann Ihnen hier 
und heute keine befriedigende Antwort auf diese 
aufgeworfene Frage geben. Ich will Ihnen nur eine 
Erkenntnis nicht vorenthalten, die für die Politik der 
nächsten Legislaturperiode eine entscheidende 
Weichenstellung beinhaltet. Wenn es richtig ist, daß 
in den nächsten zehn Jahren jährlich mindestens 
400 000 Wohnungseinheiten neu gebaut werden 
müssen — diese Zahl ist wahrscheinlich nicht zu 
niedrig und auch nicht zu hoch gegriffen —, so erfor-
dert dies ein Investitionsvolumen, das nahezu der 
Hälfte des gesamten Bundeshaushalts entspricht. 
Sanierung, Modernisierung, Wohnumfeldverbesse-
rung und städtebauliche Maßnahmen nicht mitge-
rechnet, folgt für uns zwingend allein aus dieser Tat-
sache, daß die Finanzierungsaufgabe nur mit priva-
tem Kapital und nur durch private Investoren gelöst 
werden kann. 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU) 

Das aber erfordert das prinzipielle Bekenntnis zur 
Marktwirtschaft auch im Bereich des Wohnungs-
marktes. 

(Dr. Schneider [CDU/CSU]: Der gesamten 
Regierung!) 

Das erfordert weniger Staat und mehr Privatinitia-
tive. 

(Kolb [CDU/CSU]: Helfen Sie mit!) 

Diese Alternative beinhaltet die Gretchenfrage der 
zukünftigen Wohnungspolitik. 

Lassen Sie mich aber, um Irrtümern vorzubeugen, 
anfügen, daß es auch aus liberaler Sicht in der Zu-
kunft eines ganz beachtlichen Engagements aller 
staatlichen Ebenen bedarf, um ein versorgungspoli-
tisch und sozialpolitisch reibungsloses Funktionie-
ren des Marktes zu gewährleisten. Entscheidende 
Aufgabenstellung wird es aber sein, die wirtschaftli-
chen und auch die rechtlichen Rahmenbedingungen 
zu überprüfen und so zu gestalten, daß p rivate Inve-
stitionen ökonomisch vertretbar werden und derje-
nige, der es kann — ich wiederhole: der es kann —, 
den angemessenen Preis für die Nutzung des Inve-
stitionsgutes zahlt. 

Die zweite Fragestellung lautet: Mit welchen För-
derinstrumenten können die an der Wohnungspoli-
tik beteiligten staatlichen Ebenen am zielgenaue-
sten und effektivsten die versorgungspolitisch not-
wendige Abrundung des Marktangebotes unter Be-
achtung sozialer und städtebaulicher Gesichts-
punkte gewährleisten? In welcher A rt  und Weise er-
füllt der Staat am besten seine sozial- und familien-
politischen Aufgaben? Wie soll der erfreuliche Be-
stand von mehr als 4 Millionen Sozialwohnungen 
verwaltet werden? Auch zu diesem Fragenbündel 
kann ich Ihnen heute keine umfassende Antwort ge-
ben. Trotzdem will ich einige Stichworte nennen, in 
welcher Richtung liberale Wohnungspolitiker den-
ken. 

(Dr. Jahn [Münster] [CDU/CSU]: Aber nicht 
handeln!) 

Die Förderung des Wohnungseigentums ist un-
ter familienpolitischer und vermögenspolitischer 
Zielsetzung konsequent fortzusetzen, selbst wenn 
die Instrumente hier und da der Korrektur bedürfen. 
Lassen Sie mich aus dem Instrumentarium das auch 
von Herrn Dr. Schneider ausgesprochene Bauspa-
ren herausgreifen, zu dem wir uns ausdrücklich be-
kennen. Gerade in einer Zeit, in der der Kapital-
markt hektische Zinsschwankungen aufweist, be-
weist sich wieder einmal, wie wichtig es ist, im Rah-
men der Baufinanzierung ein solides kalkulierbares 
Finanzierungsinstrument zu haben. 

(Dr. Schneider [CDU/CSU]: D e r Stabilisa

-

tor!) 

Meine Damen und Herren, dieses Bekenntnis zur 
Fortsetzung der Förderung des Wohneigentums be-
ruht nicht zuletzt auf der Überlegung, daß Wohn-
eigentum den individuellen Freiheitsraum erwei-
tert, daß Wohneigentum ein gesellschaftlich stabili-
sierender Faktor ist, 

(Conradi [SPD]: Sagen Sie doch einmal, wie 
hoch die Wohnungseigentumsquote in der 

Schweiz ist!) 

insbesondere aber auch, daß wir bei der Schaffung 
von Wohneigentum eine überproportionale Lei-
stungsbereitschaft der Bürger vorfinden. 

Vizepräsident Wurbs: Herr Abgeordneter, gestat-
ten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten Con-
radi? 

Conrad!  (SPD): Würden Sie uns bitte im Zusam-
menhang mit Ihren Äußerungen über Wohneigen-
tum  und Wohnungsversorgung sagen, wie hoch die 
Wohnungseigentumsquote in der Schweiz ist? 

Gattermann (FDP): Unsere gestiegene Eigentums-
quote habe ich vorhin als Positivum der Wohnungs-
politik herausgestellt, Herr Kollege Conradi. Die 
Wohnungseigentumsquote der Schweiz ist nicht hö-
her, 

(Conradi [SPD]: 29 %!) 

sie ist niedriger. Andererseits ist es natürlich so, 
Herr Kollege Conradi, daß die von Irland 69 % be-
trägt. 

(Kolb [CDU/CSU]: Und von Norwegen 70 %! 
— Weitere Zurufe von der CDU/CSU) 

— Meine Damen und Herren, wir brauchen uns, 
glaube ich, in diesem Punkte überhaupt nicht zu 
streiten. Wir wollen, daß die Wohnungseigentums

-

quote weiter erhöht wird. Das kann nicht heißen: 
Wir wollen ein Volk von Wohnungseigentümern 
werden. Wir brauchen am Ende ein angemessenes 
Verhältnis von Wohneigentum und Mietwohnun-
gen, 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 

einmal weil es eine Menge von Bürgern gibt, die mit 
Rücksicht auf die Möglichkeiten der individuellen 
Lebensgestaltung gern mobil bleiben und lieber eine 
Mietwohnung als eine Eigentumswohnung haben. 
Das ist schon ein wesentlicher Grund, für ein ausge- 
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wogenes Verhältnis zwischen Mietwohnungen und 
Eigentumswohnungen zu sorgen. 

(Kolb [CDU/CSU]: Deshalb ist die Schwei -

zer Quote zu niedrig! Sie sollten dem Kolle

-

gen Conardi das liberale Schweizer Miet

-

recht vorhalten! Das ist der Grund!) 

Es gibt eine Fülle weiterer —  

(Weitere Zurufe von der CDU/CSU) 

Vizepräsident Wurbs: Meine Herren, ich bitte 
doch, etwas mehr Ruhe zu wahren. 

Gattermann (FDP): Es würde sicherlich den Rah-
men dieser Debatte sprengen, wenn wir detaillie rte 
Mietrechtsdiskussionen führen wollten. 

(Dr. Jahn [Münster] [CDU/CSU]: Auch den 
Rahmen der Koalition!) 

Dies würde den Rahmen der Debatte sprengen. 
Aber wir werden sicherlich Gelegenheit haben, im 
Zusammenhang mit dem Miethöhengesetz alle 
denkbaren Modelle durchzudiskutieren, und dabei 
auch das Schweizer Modell nicht ausnehmen. 

Lassen Sie mich fortfahren. Das unmittelbare Mit-
finanzierungsengagement des Staates — oder .Ob-
jektförderung"— ist nach unserer Einschätzung für 
bestimmte soziale Zielgruppen und im Zusammen-
hang von städtebaulichen Schwerpunktmaßnahmen 
fortzusetzen. Dabei sind allerdings die Instrumente 
zu überprüfen. Bei dieser Überprüfung sollte man 
versuchen, zu Instrumenten zu kommen, die ein Ab-
koppeln von dem kostentreibenden Kostenmietge-
danken ermöglichen. 

Unter sozialpolitischer Zielsetzung sind die Sub-
jektförderungsinstrumente weiterzuentwickeln, 
wobei auch Mischformen, also subjektivierte Ob-
jektförderungsinstrumente zu prüfen sind. 

Weiterhin wird zu prüfen sein, ob auf so breiter 
Front wie zur Zeit das Nebeneinander von Sozial-
mietenmarkt und Marktmietenmarkt auf die 
Dauer ordnungspolitisch durchgehalten werden 
kann oder ob dadurch das ehrgeizige Ziel der Woh-
nungsversorgung wesentlich über den freien Markt 
gefährdet wird. Wir plädieren für eine Angleichung 
beider Marktbereiche in einem behutsamen mittel-
fristigen bis langfristigen Prozeß. 

Bei allen diesen Maßnahmen ist für uns Ge-
schäftsgrundlage, daß angesichts der Haushalts- und 
Finanzsituation des Bundes und der Länder eine 
nennenswerte Ausweitung des sogenannten Woh-
nungsbudgets nicht möglich sein wird und daß der 
Umschichtungsspielraum innerhalb dieses Woh-
nungsbudgets vergleichweise gering ist. Dabei spielt 
auch eine Rolle, daß Umschichtungen aus verfas-
sungsrechtlichen Gründen — ich nenne nur die 
Stichworte § 7 b oder, etwas außerhalb des Woh-
nungsbudgets liegend, die allgemeine Sparförde-
rung — erst richtig in der zweiten Hälfte des Jahr-
zehnts neue Handlungsspielräume schaffen könn-
ten. Dies wird zu beachten sein. 

Die dritte wichtige Fragestellung aus unserer 
Sicht lautet: Wie bekommt man die regionalen 
Wohnungsmarktprobleme am besten in den Griff? 

Das wirft die in der Beschlußempfehlung angespro-
chene Frage auf, welche Verbesserungsmöglichkei-
ten im arbeitsteiligen Zusammenwirken von Bund, 
Ländern und Gemeinden erzielt werden können. 

Wir sind der Auffassung, daß regionale Probleme 
am besten dezentral gelöst werden. Für uns stellt 
sich die Frage, inwieweit der Bund im Rahmen der 
Objektförderung sich noch selber engagieren soll. 
Denn mindestens was die Lösung regionaler Pro-
bleme betrifft, kann — welcher Verteilungsschlüssel 
auch immer gewählt wird — das Geld aus der Bun-
deskasse nicht zielgenau in den regionalen Brenn-
punkten ankommen. Man wird nicht um die Frage 
klarer Zuständigkeiten herumkommen, und man 
wird in einigen Teilbereichen der Wohnungspolitik 
die Mischfinanzierung grundsätzlich problematisie-
ren müssen. 

Ich wiederhole: die Wohnungspolitik der vergan-
genen Jahre, dieser Bundesregierung und dieser so-
zialliberalen Koalition war im Grundsatz richtig, 
und ihre Erfolge können sich sehen lassen. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Das ändert nichts daran, daß neue Problemstellun-
gen neue Antworten erfordern. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Insofern liegt in der nächsten Legislaturperiode 
eine Fülle von Aufgaben vor uns. Auch die öffentli-
che Diskussion hat zwischenzeitlich die Erkenntnis 
vermittelt, daß Wohnungspolitik in den kommen-
den Jahren ein Schwerpunktbereich der Innenpoli-
tik sein wird. Die Aufgaben sind deshalb so schwie-
rig, weil wir hier einen seit rund 60 Jahren mehr 
oder minder intensiv administrierten Markt vorfin-
den. Das hat auch zu einer starken Verzahnung von 
Wohnungsbürokratie und Wohnungswirtschaft, 
gleichgültig, ob frei oder gemeinnützig, geführt. Eine 
solche Ausgangslage provoziert Beharrungsvermö-
gen und das Herumdoktern an einzelnen Sympto-
men. 

Unser Land ist nach den Regeln der sozial ver-
pflichteten Marktwirtschaft wi rtschaftlich stark ge-
worden. Wir sollten in der nächsten Legislaturpe-
riode auch im Wohnungsmarkt den Mut zu mehr so-
zial verpflichteter Marktwirtschaft aufbringen. Ich 
danke Ihnen. 

(Beifall bei der FDP und der SPD — Dr. 
Schneider [CDU/CSU]: Gott stärke Ihre 
Rede! — Dr. Möller [CDU/CSU]: Und Ihren 
Glauben! — Kolb [CDU/CSU]: Sie brauchen 

einen neuen Koalitionspartner!) 

Vizepräsident Wurbs: Das Wort  hat der Herr Ab-
geordnete Dr. Jahn. 

Dr. Jahn (Münster) (CDU/CSU): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Mein Kollege Dr. 
Schneider hat bereits die Bilanz des Herrn Ministers 
angesprochen. Ich kann noch einmal feststellen, 
Herr Minister: Diese Bilanz ist eine Bilanz des Man-
gels; Sie sind durchaus fähig, den Mangel zu verwal-
ten, aber nicht die Zukunft im Wohnungsbau zu ge-
stalten. Herr Minister, Ihre Bilanz ist farblos. Far-
benprächtig anzusehen sind Sie dagegen zuweilen 
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schon, aber nur als Verbandsbruder der Burschen-
schaft der Bubenreuther, als, wie die Presse schreibt, 
„Genosse im vollen Wichs", aber nicht in der Woh-
nungsbaupolitik. 

(Zurufe von der SPD) 

Die Verantwortung für diesen, die Bürger treffen-
den Zustand trägt nicht der Minister allein, sondern 
auch die Koalition insgesamt. Sie müssen sich heute 
fragen lassen: Wie ist es möglich, daß die Woh-
nungsbaupolitik noch nie so unsozial, so familien-
feindlich und so unwirtschaftlich war wie heute? 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Unsere Antwort darauf lautet wie folgt: Erstens. 
Der von Paul Lücke eingeschlagene Weg 

(Dr. Schäfer [Tübingen] [SPD]: War falsch!) 

der Überführung der Wohnungswirtschaft in die So-
ziale Marktwirtschaft ist verlassen worden. Die Aus-
nahmesituation der Nachkriegszeit wird von Ihnen 
— Herr Kollege Schäfer — weiterhin als wohnungs-
politischer Normalfall angesehen. Zweitens. Im so-
zialen Wohnungsbau wird das Sozialstaatsprinzip 
geradezu auf den Kopf gestellt. Begünstigt wird der 
Besitzstand der Fehlsubventionierten, und die wirk-
lich Einkommensschwachen werden benachteiligt. 
Der Bürger hat kein Verständnis mehr dafür, daß auf 
ein und derselben Straße für gleichwertige Woh-
nungen unterschiedliche Mieten gezahlt werden 
müssen. 

(Dr. Schäfer [Tübingen] [SPD]: Da hat er 
recht!) 

40 % aller Wohnungen im sozialen Wohnungsbau 
sind von Personen blockiert, die den Anspruch ein-
kommensmäßig nicht mehr haben. 

(Dr. Schäfer [Tübingen] [SPD]: Weil Sie die 
Gesetze falsch gemacht haben!) 

— Nein, nicht weil wir sie falsch gemacht haben, 
sondern weil Sie sie nicht zu handhaben verstehen. 
Herr Schäfer, Sie müssen sich sagen lassen, daß nur 
ein Viertel aller Bürger, die einen Anspruch auf eine 
Sozialwohnung haben, in den Genuß einer Sozial-
wohnung kommen. 

(Dr. Schäfer [Tübingen] [SPD]: Weil Sie die 
Gesetze falsch gemacht haben!) 

Vizepräsident Wurbs: Herr Abgeordneter, gestat-
ten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten Wal-
temathe? 

Dr. Jahn (Münster) (CDU/CSU): Bitte schön. 

Waltemathe (SPD): Herr Kollege Jahn, können Sie 
mir sagen, wie viele Einkommensüberschreiter es 
bei Eigentumsmaßnahmen des sozialen Wohnungs-
baues gibt? 

Dr. Jahn (Münster) (CDU/CSU): Herr Kollege Wal-
temathe, auch das läßt sich sicherlich bei der Lösung 
des Problems prüfen, steht aber in gar keiner Rela-
tion zu dem, was ich angesprochen habe. Ich muß Ih-
nen ein Zweites sagen. Die Gewinnchance, eine 
Wohnung im sozialen Wohnungsbau zu bekommen,  

beträgt 1 : 4. Das heißt: Ihre Politik schafft laufend 
mehr Ansprüche auf Wohnberechtigungsscheine, 
aber nicht mehr Wohnungen, und das ist eine unso-
ziale Politik. Die Gewinnchance ist 1 : 4. Bei einer 
Lotterie hat wenigstens noch jeder die gleiche 
Chance, aber im sozialen Wohnungsbau ist das völ-
lig anders. Den bereits bisher wohnberechtigten, 
aber nicht zum Zuge gekommenen Haushalten wird 
eine Konkurrenz besser Verdienender an die Seite 
gestellt, der sie kaum gewachsen sind. Das heißt, 
meine Damen und Herren: Diese Politik erweckt 
stets neue Erwartungen, verwaltet tatsächlich aber 
nur den Mangel. 

Wenn wir das sehen, taucht die Frage auf: Wie ist 
denn künftig die Frage nach dem Bedarf zu beant-
worten? Wir stellen übereinstimmend fest, daß es 
auch künftig regionale und gruppenspezifische Eng-
pässe gibt, daß gerade die einkommensschwachen 
Bevölkerungskreise schlecht versorgt sind, daß die 
Wohnungsbauförderung gerade diese subventions-
bedürftigen Personenkreise nicht erfaßt hat, daß in 
Ballungsgebieten besondere Probleme gegeben sind 
und daß gerade die geburtenstarken Jahrgänge 
künftig in das heiratsfähige Alter hineinwachsen — 
und dies alles in einer Zeit, in der die Probleme des-
halb größer werden, weil die Wirtschaftlichkeit 
nicht gegeben ist, ja, in der die Bundesregierung zu-
geben muß, daß das für die Lebensversicherer zu-
ständige Bundesaufsichtsamt kritisiert, daß do rt 

 noch investiert werde, obwohl die Wirtschaftlich-
keit nicht gegeben sei. 

Herr Minister, ich muß Sie fragen: Warum kom-
men Sie dann, wenn Sie heute durch Ihr Haus atte-
stieren, daß eine Wirtschaftlichkeit im Mietwoh-
nungsbau nicht mehr gegeben ist, nicht dazu, diesen 
Zustand in den Berichten über die Wohnraumkün-
digungsschutzgesetze einmal offen zuzugeben? 
Denn Sie haben doch in den letzten Tagen meinem 
Kollegen Kolb mitgeteilt, daß die Bundesregierung 
in der derzeitigen Ertragslage im Mietwohnungsbau 
die wesentliche Ursache für die Zurückhaltung der 
Versicherungswirtschaft bei Investitionen im Miet-
wohnungsbau sieht. Wenn das so ist, Herr Minister, 
ist es Zeit zum Handeln und nicht zum Schwei-
gen. 

(Sehr gut! bei der CDU/CSU) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, wir ha-
ben schon zu Beginn dieser Legislaturperiode auf 
die Notwendigkeit einer Neuorientierung in der 
Wohnungsbaupolitik hingewiesen. Wir haben — 
auch in unseren Entschließungsanträgen — zum 
Ausdruck gebracht, daß die Überführung in die 
Marktwirtschaft erfolgen muß, und zwar unter ge-
zielter Absicherung der einkommensschwachen 
Bevölkerungskreise. 

Der Bundesbauminister war zunächst auf dem 
rechten Pfad. Der „Süddeutschen Zeitung" gegen-
über erklärte er am 26. Februar 1978, er plane noch 
für diese Legislaturperiode eine Novelle zum 
Wohnraumkündigungsschutzgesetz; für frei finan-
zierte Wohnungen solle eine Aktualisierung der 
Mietspiegel angestrebt werden. Und er sagte: Dies 
muß bald geschehen; wir dürfen damit nicht in die 
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Nähe des Wahljahres kommen. — Ein Gesetzge-
bungsverfahren wurde angekündigt. 

Dasselbe sagte der Sachverständigenrat zur Be-
gutachtung der gesamtwirtschaftlichen Entwick-
lung, dasselbe sagten viele Fachverbände, 

(Dr. Schneider [CDU/CSU]: Die Linken ha

-

ben es verhindert!) 

aber trotz der eindeutigen Fakten gab es im Kabi-
nett Meinungsverschiedenheiten. 

Wie wurde dieser Streit im Kabinett beigelegt? 
Die Kausalität zwischen den Auswirkungen des 
Wohnraumkündigungsschutzgesetzes und dem 
Mangel an Investitionsbereitschaft wurde ver-
neint. Es wurde allerdings hinzugefügt, es sei nicht 
auszuschließen, daß die Bürger subjektiv davon aus-
gingen, daß objektiv Kausalität bestünde. Dies, 
meine Damen und Herren, war ein fauler Kompro-
miß, ein konstruiertes Alibi dafür, nicht tätig werden 
zu müssen. Nunmehr, Herr Minister, haben Sie 
durch Ihr eigenes Haus in den letzten Tagen zugege-
ben, daß es einen Kausalzusammenhang zwischen 
dem Mangel an Investitionsbereitschaft unserer Be-
völkerung und der Gesetzgebung gibt, aber Sie ha-
ben es noch immer abgelehnt zu handeln. 

Uns wird, wenn wir nach mehr Marktwirtschaft-
lichkeit rufen, entgegengehalten, wir würden damit 
den Spekulanten Vorschub leisten und das Kapital 
begünstigen. Wir können getrost antworten, daß Sie 
es waren, die das Geschäft mit den überhöhten Prei-
sen erst heraufbeschworen haben. Zuerst machen 
Sie den freien Mietwohnungsbau kaputt, dann be-
klagen Sie sich über die drohende Wohnungsnot, 
knüpfen an diese Mangelsituation an und verteufeln 
die Soziale Marktwirtschaft, um einen Vorwand 
dafür zu bekommen, diesen Mangel auch noch staat-
lich regeln zu können. Dies ist keine seriöse Poli-
tik! 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Schauen wir in Ihr kommunalpolitisches Grund-
satzprogramm. Es heißt dort, daß die wohnungspoli-
tischen Mißstände deshalb entstehen, weil die noch 
bestehenden und aus dem Marktprozeß immer wie-
der neu entstehenden Ungleichheiten dies bedin-
gen. Die Soziale Marktwirtschaft wird von Ihnen an 
den Pranger gestellt, obwohl sie sich zur Zeit gar 
nicht entfalten kann. Dies ist eine Politik, die sich, 
wie Sie schon in dieser Legislaturperiode gesehen 
haben, im Grunde auf Dauer nicht bewährt. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, wir 
brauchen deshalb mehr Marktwirtschaft im Woh-
nungsbau — unter individueller Absicherung der 
einkommensschwachen Bevölkerungskreise. 

(Conradi [SPD]: Das werden die Wohnung-
suchenden gerne hören!) 

— Lieber Herr Kollege Conradi, wir sind dafür, daß 
auch bei der Bildung des privaten Eigentums für das 
Eigenheim viel getan wird. Es ist nicht gut, daß Sie 
im Grunde gegen diese Eigentumspolitik — wie 
auch eben mit einem Zwischenruf — zu Felde zie-
hen. Ich habe mit Ihnen zusammen in den letzten 
Tagen eine Fernsehdiskussion geführt. In dieser 
Diskussion haben Sie auch gesagt: Die Soziale 

Marktwirtschaft ist für diejenigen, die da oben sind. 
— Dies ist ein völliges Mißverständnis der Sozialen 
Marktwirtschaft. Sie haben dann das private Eigen-
tum mit Kritik überzogen, mußten im Zuge der De-
batte aber zugeben, daß Sie selbst in einem Eigen-
heim wohnen. Daraufhin gab es Gelächter. Dazu 
kann ich nur sagen, Herr Conradi: Linkssein heißt, 
in einem Eigenheim zu wohnen und dann dagegen 
zu sein, daß man ein Eigenheim hat. So läßt es sich 
als Genosse ganz gut leben. 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Wurbs: Verzeihen Sie, Herr Abge-
ordneter. Erlauben Sie eine Zwischenfrage des 
Herrn Abgeordneten Conradi? 

Dr. Jahn (Münster) (CDU/CSU): Bitte schön! 

Conradi (SPD): Herr Kollege, wenn Sie schon aus 
der Fernsehdiskussion, die wir beide bestritten ha-
ben, berichten, würden Sie dann bitte auch vollstän-
dig berichten und sagen, daß ich mich nicht gegen 
die Eigentumsförderung, sondern gegen die überzo-
gene Eigentumsförderung gewendet habe und daß 
ich die Antwort der CDU/CSU an die wohnung-
suchenden Familien, sie sollten doch Wohnungs-
eigentum erwerben, mit der Antwort Marie Antoi-
nettes an das hungernde Volk von Paris verglichen 
habe: Warum essen die Leute keinen Kuchen? 

(Kolb [CDU/CSU]: Er hat die überzogene 
Förderung genossen!) 

Dr. Jahn (Münster) (CDU/CSU): Ich glaube, auf 
diese Fragestellung keine Antwort mehr geben zu 
müssen, Herr Kollege Conradi. 

Die Vermehrung des Baulandangebots ist von 
uns in dieser Wahlperiode wiederholt gefordert 
worden. Wir haben einen Antrag eingebracht, auf 
die Gemeinden einzuwirken, daß sie recht früh Bau-
land bereitstelllen. Sie haben diesen Antrag damals 
abgelehnt. Nun setzt sich der Minister allerdings auf 
dieses Pferd. Er sagt jetzt: Jawohl, die Gemeinden 
müssen mehr Bauland ausweisen. Was macht aber 
Ihr Bundesparteitag? Er fällt dem Minister in den 
Rücken. Ich weiß, daß Sie das nicht gerne hören. Sie 
haben auf Ihrem letzten Bundesparteitag wieder die 
Beschlüsse des Parteitages von Hannover in Ihr Ge-
dächtnis zurückrufen lassen. Sie haben gesagt, die 
Genossen an der Front müßten dafür eintreten, daß 
künftig kein Quadratmeter Grund und Boden, der 
im Eigentum einer Gemeinde steht, an einen Privat-
mann gegeben wird; es sollen vielmehr nur noch 
Erbbaurechte ausgegeben werden. 

(Conradi [SPD]: Wie der Rommel das in 
Stuttgart macht!) 

Hierzu sagen wir Ihnen: Die Bodenprobleme wer-
den nicht dadurch gelöst, daß die Gemeinden von 
Ihnen zu Bodenmonopolisten gemacht werden. Um 
städtebauliche Planung realisieren zu können, muß 
das gesetzlich verankerte planungsrechtliche In-
strumentarium genutzt, nicht aber unsere Eigen-
tumsordnung verändert werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 
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Vizepräsident Wurbs: Gestatten Sie eine Zwi-
schenfrage des Herrn Abgeordneten Henke? 

Dr. Jahn (Münster) (CDU/CSU): Bitte schön! 

Vizepräsident Wurbs: Bitte, Herr Abgeordneter. 

Henke (SPD): Herr Kollege Dr. Jahn, würden Sie 
mir zustimmen, wenn ich feststelle, daß der Boden 
nicht beliebig vermehrbar ist, daß dies insbesondere 
für unsere Großstädte gilt und daß der Bodenman-
gel, über den wir diskutieren, insbesondere ein groß-
städtisches Problem darstellt? 

Dr. Jahn (Münster) (CDU/CSU): Herr Kollege 
Henke, ich habe ja nicht gesagt, daß der Boden belie-
big vermehrbar ist Ich habe aber gesagt, daß der 
Bauboden vermehrbar ist, wenn die Gemeinden 
mehr Bauland ausweisen. Ich möchte auf diesen Un-
terschied noch einmal hinweisen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Wurbs: Gestatten Sie eine weitere 
Zwischenfrage? — Nein, keine weitere Zwischenfra-
ge.  

Dr. Jahn (Münster) (CDU/CSU): Ich denke an 
meine Zeit, Herr Präsident 
Mehr sehr verehrten Damen und Herren, ich 

möchte auch an die Fragen der Liberalisierung erin-
nern. Wir haben ein Gesetz im Kompromißwege be-
schlossen. Die Fronten waren aufgebaut; es hat ei-
nen Kompromiß gegeben, mit dem wir sicherlich le-
ben können. Auffällig ist aber — jetzt beziehe ich 
mich ebenfalls wieder auf Ihre Parteitage —, daß 
durch den Druck der Parteibasis Anträge auf Ihren 
Bundesparteitagen gestellt werden, das ganze Libe-
ralisierungsverfahren zu unterlaufen. In diesen An-
trägen werden alle aufgerufen, Rechtsverordnungen 
zu erlassen, um im Grunde die liberale Funktion des 
Wohnungsbauänderungsgesetzes zu unterlaufen. 
Auf dem Bundesparteitag der SPD im vergangenen 
Jahr gab es den Antrag, daß die Landtagsfraktionen 
und Landesregierungen aufgefordert werden soll-
ten, umgehend und weitgehend von der Möglichkeit 
Gebrauch zu machen, Gebiete mit erhöhtem Bedarf 
festzustellen und zu bestimmen. Der Antrag wurde 
nicht zur Abstimmung gestellt Die Antragskommis-
sion hat gesagt — Herr Kollege Wehner, Sie waren 
ja der Vorsitzende der Antragskommission —: Das 
alles beraten wir auf dem Bundesparteitag 1980. Wir 
haben sorgfältig analysiert und geprüft, ob Sie diese 
Anträge denn jetzt beraten haben. Sie standen dies-
mal ebenfalls nicht zur Abstimmung. Deshalb taucht 
die Frage auf: Was wollen Sie denn eigentlich? Ste-
hen Sie zu dem, was Sie hier in der sozialdemokrati-
schen Fraktion beschlossen haben, auch zu Hause 
an der Front? Dann müßten Sie nämlich hingehen 
und dagegen Stellung nehmen, daß man von diesen 
Rechtsverordnungen in dem Umfang Gebrauch 
macht, wie von Ihrer Parteibasis immer wieder ge-
fordert wird. 
Ein weiterer Punkt ist der soziale Wohnungsbau. 

Wir alle stellen fest, daß der soziale Wohnungsbau 
auch künftig erforderlich ist Nur kann man ihn 
nicht mit dem Gießkannenprinzip durchführen. Es  

geht nicht an, daß nur ein Viertel der Anspruchsbe-
rechtigten eine Sozialwohnung bekommt und drei 
Viertel leer ausgehen, daß man mehr Wohnberech-
tigungsscheine, aber nicht mehr Wohnungen 
schafft Deshalb muß die ursprüngliche soziale Ziel-
setzung, die sich heute gar nicht mehr als sozial er-
weist, überdacht werden. Wir sind der Meinung, daß 
die Förderung generell nicht beim Preis der Woh-
nung, sondern beim Einkommen der Wohnungsu-
chenden ansetzen muß. Die Subventionierung der 
Baukosten sollte durch eine Förderung des Woh-
nungsinhabers ersetzt werden. 

Deshalb haben wir schon lange gesagt: Die Woh-
nungsversorgung muß grundsätzlich über den 
Markt geregelt werden. Kann die Miete einkom-
mensmäßig nicht gezahlt werden, muß ein neuge-
staltetes und wesentlich verbessertes Wohngeld 
gewährt werden. Eine soziale Wohnungsversorgung 
läßt sich heute durch eine individuelle Absicherung 
besser erreichen als durch das bisherige System. 

Unter solchen Umständen haben wir die Möglich-
keit der Konzentration des sozialen Wohnungsbaus 
auf all die Bürger, die am Markt keine Wohnung fin-
den können. Diese Bürger gibt es reichlich: kinder-
reiche Familien, ältere Menschen und Behinderte. 
Das heißt Verlagerung des Schwergewichts von der 
Objekt- zur Subjektförderung; denn es ist sicher 
billiger, die Mieten bedürftiger Personen als die 
Neubaukosten teurer Wohnungen zu subventionie-
ren. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, Sie 
werden sicher, wie Sie es auch gestern wieder getan 
haben, nach dem Verhalten des Bundesrats bezüg-
lich des Wohngeldes fragen, und ich nehme an, auch 
der Minister kommt gleich darauf zu sprechen. Eine 
klare Antwort: Dieser Punkt ist von der Tagesord-
nung abgesetzt, aber nicht materiell-rechtlich abge-
lehnt worden. Ich darf dazu ein Zweites sagen. Wir 
empfehlen dem Herrn Bundeskanzler, die Länder 
als wirkliche Partner anzusehen und nicht stets vor 
vollendete Tatsachen zu stellen. 

(Kolb [CDU/CSU]: Und nicht als Finanz

-

scheichs zu bezeichnen!) 

Gespräche im Vorfeld tun hier gut 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, wir 
müssen auch etwas für den Wohnungsbestand tun. 
Wir brauchen ein stärkeres Engagement für den 
Wohnungsbestand, weil Stadterneuerung und Woh-
nungsmodernisierung zentrale und gleichwertige 
Aufgaben der Zukunft sind. Der bei der Wohnungs-
versorgung benachteiligter Bevölkerungsschichten 
noch bestehende Nachholbedarf läßt sich nicht 
ohne Rückgriff auf den Wohnungsbestand befriedi-
gen. 

Herr Kollege Schneider sprach schon von der 
Fehlsubventionierung. Diese ist ein öffentliches 
Ärgernis. Keiner will den Fehlsubventionierten aus 
seiner Wohnung drängen; darin stimmen wir über-
ein. Aber eine marktgerechte Miete sollte er schon 
zahlen. 

Herr Minister Haack hat sich zu Beginn dieser 
Wahlperiode gegen eine Lösung der Fehlsubventio- 
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Dr. Jahn (Münster) 
nierung ausgesprochen. Er dachte dabei: So unge-
recht und unsozial der jetzige Zustand auch ist — 

(Waltemathe [SPD]: Länderangelegenheit!) 
40 % Fehlsubventionierte sind soundsoviel Wähler; 
dieses Geschäft überlassen wir am besten der Oppo-
sition. Mit einer Politik des sachlich Gebotenen hat 
diese Haltung nichts mehr zu tun. Nunmehr erklärt 
der Minister unter dem Druck der öffentlichen Mei-
nung seine Bereitschaft zu einer neuen Prüfung der 
Fehlbelegungsfrage. Herr Minister, in diesem Punkt 
haben Sie einfach versagt. Sie hätten eine gesetzli-
che Grundlage schaffen müssen. 

(Waltemathe [SPD]: Ländersache!) 
— Herr Kollege Waltemathe, die Länder können 
das für die Zukunft machen, aber eben nicht im 
nachhinein; für das Nachhinein brauchen wir eine 
gesetzliche Grundlage. 
Meine sehr verehrten Damen und Herren, ich 

darf zusammenfassen. 

Vizepräsident Wurbs: Gestatten Sie eine Zwi-
schenfrage des Abgeordneten Gattermann? 

Dr. Jahn (Münster) (CDU/CSU): Bitte schön. 

Gattermann (FDP): Herr Kollege Dr. Jahn, würden 
Sie mir bestätigen, daß die Union gegen Bürokrati-
sierung und Verrechtlichung des Lebens ist? Und 
würden Sie mir ferner bestätigen, daß die Bundesre-
gierung von der Lösung des Fehlsubventionierungs-
problems nur deshalb Abstand genommen hat, weil 
sie in dieser Sache nicht einen unvertretbaren Ver-
waltungsaufwand einführen wollte? 

Dr. Jahn (Münster) (CDU/CSU): Herr Kollege Gat-
termann, es ist eben das unverkennbare Zeichen der 
Bundesregierung, daß sie diese Probleme nur büro-
kratisch lösen kann. Wir haben einen anderen Weg 
aufgezeigt, wie man das Fehlbelegungsproblem auf 
unbürokratische Art  und Weise lösen kann. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 
Nur wollen Sie das einfach nicht zur Kenntnis neh-
men. 
Bestimmendes Ordnungssystem muß auch im 

Wohnungsbau die Soziale Marktwirtschaft werden. 
Die Wiederherstellung der Funktionstüchtigkeit 
des Wohnungsmarkts erfordert Maßnahmen zur Be-
seitigung von Nachteilen für den frei finanzierten 
Wohnungsbau sowie Maßnahmen zur Liberalisie-
rung. Die Durchführung solcher Maßnahmen wird 
es zunehmend gestatten, den sozialen Wohnungs-
bau auf die einkommensschwachen Bevölkerungs-
kreise, die am Markt keine Wohnung finden kön-
nen, sowie auf städtebaulich relevante Aufgaben zu 
konzentrieren, im übrigen die Förderung des indivi-
duellen Wohneigentums gezielter, insbesondere fa-
milienfreundlicher, auszugestalten und das Schwer-
gewicht von der Objektförderung auf die Subjektför-
derung zu verlagern. 

Wird dieser Weg nicht beschritten, so ist der Staat 
zu einem immer weiter wachsenden finanziellen 
Aufwand gezwungen, allein um die Auswirkungen 
seiner Eingriffe in den Wohnungsmarkt auf die pri-

vate  Investitionsbereitschaft aufzufangen. Notwen-
dig ist mithin die Wiederherstellung von marktwirt-
schaftlichen Rahmenbedingungen. Die Aufgaben, 
die heute der Wohnungspolitik gestellt sind: Bil-
dung von mehr Wohneigentum, Verbesserung des 
Mietwohnungsangebots, Abbau der Unterversor-
gung von besonders hilfsbedürftigen Personengrup-
pen können nur gelöst werden, wenn Staat und 
Kommunen den Wohnungsbau und Städtebau ge-
zielter fördern und wenn die Wohnungswirtschaft 
schrittweise in die Soziale Marktwirtschaft bei indi-
vidueller Absicherung der einkommenschwächeren 
Bevölkerungskreise übergeführt und die Privatiniti-
alive im Mietwohnungsbau wieder geweckt wird. 

Mit ihrem Nein zu unserem Entschließungsantrag 
dokumentieren SPD und FDP, daß sie aus ihren Feh-
lern nicht lernen wollen. Unsere Bürger werden die 
Versäumnisse bitter zu spüren bekommen, insbe-
sondere die einkommenschwachen Bevölkerungs-
kreise. Mit der Politik „Mehr Wohnberechtigungs-
scheine statt Wohnungen" ist kein Staat zu machen. 
Es ist deshalb Zeit zum politischen Wechseln. Denn 
mit ungedeckten Wechseln wird unsere Zukunft 
nicht gebaut, sondern verbaut. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Wurbs: Das Wort  hat der Herr Ab-
geordnete Müntefering. 

Müntefering (SPD): Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Es ist jedes Jahr das-
selbe. Die CDU/CSU macht zu Beginn des Jahres, 
wenn es darum geht, die Vereinbarungen zwischen 
Bund und Ländern zustande zu bekommen, bei der 
Wohnungsbauförderung Schwierigkeiten. In diesem 
Jahr hat es fast fünf Monate gedauert, bis wir end-
lich so weit waren, daß die Mittel an die Menschen 
draußen im Land fließen können, die darauf war-
ten. 

Neuerdings stellt die CDU/CSU über ihre Länder 
überhaupt die finanzielle Mitverantwortung des 
Bundes für den Wohnungsbau in Frage — siehe die 
Konferenz der Bauminister des Bundes und der Län-
der am vorigen Freitag. Der Bund soll also offen-
sichtlich die 1,5 Milliarden DM, die wir in diesem 
Jahr ausgeben, nicht mehr ausgeben. Was bedeutet 
das? Das bedeutet, daß noch weniger Wohnungen 
gebaut werden. Wie steht das zu dem, was Sie so-
eben über die Notwendigkeit des Wohnungsbaues 
gesagt haben? 

(Dr. Schneider [CDU/CSU]: Das bedeutet 
mehr Geld von den Ländern!) 

Die Opposition ist damit ganz konsequent auf dem 
Weg jener Wohnungspolitik, die Biedenkopf erfun-
den hat: Der Staat soll sich so schnell wie möglich 
und so weit wie möglich aus seiner Verantwortung 
zurückziehen. 

(Dr. Möller [CDU/CSU]: Das hat er nicht ge

-

sagt! Sie haben ihn immer noch nicht gele

-

sen!) 

Diese Linie paßt zu dem Gewicht, das Sie in Ihrem 
Wahlprogramm dem Wohnungsbau und Städtebau 
beigemessen haben. Einen einzigen Satz gibt es do rt  
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Müntefering 
darüber, glaube ich. Das paßt auch dazu, daß in den 
drei konzentrischen Kreisen, die in der vorigen Wo-
che um Herrn Strauß gelegt worden sind, um ihn ein 
bißchen anzustrahlen, die wohnungspolitische Tat 
nicht personifiziert ist. Gibt es da denn überhaupt 
noch einen Bundeswohnungsbauminister? 

(Zuruf des Abg. Rawe [CDU/CSU]) 

Das ist die Union 1980, wie sie sich wohnungspoli-
tisch darstellt und wie sie auch da von dem be-
stimmt ist, was Herr Strauß will. Straußens Strategie 
ist ja die vom vorigen Freitag im Bundesrat, als er 
verordnete: Die Novelle zum Wohngeldgesetz 
wird von der Tagesordnung abgesetzt. 

(Daweke [CDU/CSU]: Das war der Albrecht, 
der liberale Albrecht!) 

— Na gut 

(Dr. Jahn [Münster] [CDU/CSU]: Das spielt 
für euch alles keine Rolle!) 

Herr Strauß und Herr Albrecht werden schon gut 
abgesprochen haben, wer da welchen Part über-
nimmt 

Für uns ist hier erwähnenswert und festzuhalten, 
daß vor wenigen Wochen, als wir an dieser Stelle 
dieses Gesetz beschlossen haben, Sie, meine Damen 
und Herren von der CDU/CSU, und Sie, Herr Dr. 
Möller, in ganz besonderer Weise uns eindringlich 
ermahnt haben, mehr zu tun. Da hat der Herr Kol-
lege Dr. Möller gesagt: „Der Hinweis der Bundesre-
gierung, daß für die Bundesregierung insgesamt nur 
600 Millionen DM zur Verfügung stehen, ist ein Ar-
mutszeugnis der Sozialpolitik dieser Regierung.' 

(Dr. Möller [CDU/CSU]: So ist es!) 

Hier vermerkt das Protokoll: „(Beifall bei der CDU/ 
CSU)". 

(Dr. Jahn [Münster] [CDU/CSU]: Wir wis

-

sen, wann wir klatschen!) 

— Ja, das ist mir klar. — Sie haben dann weiter ge-
sagt: 

Meine Damen und Herren, die CDU/CSU-Frak-
tion hat im Ausschuß der Änderung des Wohn-
geldgesetzes zugestimmt. Sie wird das auch 
heute tun, 

— das war am 22. Mai  — 

(Dr.  Möller [CDU/CSU]: Herr Matthöfer ist 
ganz glücklich, daß es von der Tagesord

-

nung abgesetzt ist! Er konnte es ohnehin 
nicht finanzieren!) 

weil insbesondere für unsere kinderreichen Fa-
milien wesentliche Verbesserungen vorgese-
hen sind und damit ein langjähriges Ziel unse-
rer Politik verwirklicht wird. 

Das war, wie gesagt, am 22. Mai. 

Im Frühjahr dieses Jahres, vor der Landtagswahl 
in Baden-Württemberg, hat Herr Palm gesagt: 
Wenn der Bund jetzt nicht sofort etwas unternimmt, 
dann werden wir vom Land Baden-Württemberg aus  

die Initiative ergreifen und das Wohngeld über den 
Bundesrat erhöhen. 

(Frau Dr. Timm [SPD]: Hört! Hört!) 
Jetzt sagt der Kandidat Franz Josef Strauß plötzlich: 
Das Wohngeld ist ein finanzpolitischer Spielball im 
Bundesrat Darüber werden wir pokern, das werden 
wir dort  einbringen, und Dr. Kohl, Dr. Zimmermann 
und Fraktion stehen im Regen. Es ist halt so: Wenn 
man den Strauß hat, braucht man für den Spott nicht 
zu sorgen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Dr. 
Jahn [Münster] [CDU/CSU]: Dafür sorgen 

Sie schon, nicht?!) 

Vizepräsident Wurbs: Herr Abgeordneter, gestat-
ten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abgeordne-
ten Kolb? — Bitte. 

Kolb (CDU/CSU): Herr Kollege Müntefering, wür-
den Sie mir zustimmen, daß Herr Matthöfer in der 
Zwischenzeit, also seit der Zeit, in der Sie diese Aus-
sagen und wir unsere in Baden-Württemberg ge-
macht haben, mit ganz neuen Forderungen hinsicht-
lich der Verteilung der Mehrwertsteuer an die Län-
der herangetreten ist? 

(Dr. Jahn [Münster] [CDU/CSU]: Und daß 
das der Grund ist?) 

Müntefering (SPD): Wenn die Wohngeldnovelle 
die sozialpolitische Bedeutung hat, die auch Sie ihr 
hier zugemessen haben, dann darf sie in dieser gan-
zen Diskussion kein Spielball werden. Wenn ich es 
richtig sehe, sind Sie wohl auch selbst überrascht 
worden: Herr Strauß hat Sie vorher nicht über das 
informiert, was da lief. Noch einmal: Die Wohngeld-
novelle darf nicht zum Spielball im Bundesrat ge-
macht werden. Allen Ernstes gesprochen: Wenn 
dieses Gesetz in den Strudel gerät und gar scheitern 
sollte, dann sind Sie, ist Herr Strauß dafür verant-
wortlich, daß diejenigen Rentnerhaushalte, diejeni-
gen Familien und diejenigen Alleinerziehenden, die 
ihre Wohnung aus eigener Kraft nicht bezahlen 
können, im nächsten Jahr 500 Millionen DM weni-
ger an Mieten- und Lastenzuschuß bekommen wer-
den. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 
Das ist Ihre Verantwortung, der Sie sich zu stellen 
haben. 

Vizepräsident Wurbs: Gestatten Sie eine weitere 
Zwischenfrage des Herrn Abgeordneten Kolb? 

Müntefering (SPD): Nein. — Inzwischen hat das 
Land Nordrhein-Westfalen veranlaßt, daß die 
Wohngeldgesetznovelle wieder auf die Tagesord-
nung des Bundesrates gesetzt wird. Vielleicht ist es 
Ihre Sache, Herrn Strauß oder Herrn Albrecht — 
wer immer da zuständig ist — in der Zwischenzeit 
zu informieren und denen zu sagen: Laßt das sein! 
Das ist ein wichtiges Gesetz ;  das wollen auch wir 
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durchhaben. Nun zeigen Sie doch einmal, wer Sie als 
Fraktion sind! 

(Beifall bei der SPD — Dr. Jahn [Münster] 
[CDU/CSU]: Was will denn Herr Matthö

-

fer?) 

Meine Damen und Herren, es fehlen in der Bun-
desrepublik in bestimmten Städten und Regionen 
noch Wohnungen, besonders für Familien mit meh-
reren Kindern. Die Mieten für Neubauwohnungen 
übersteigen die Finanzkraft mancher Mieter; das 
Bauen ist teuer. Auch die Mieten nach erfolgter Mo-
dernisierung übersteigen teilweise die Finanzkraft 
der Mieter. Das führt zur Mieterverdrängung. Min-
destens 10 Millionen Wohnungen sind aber moder-
nisierungsbedürftig; an mehr als 20 Millionen müß-
ten Maßnahmen zur Energieeinsparung durchge-
führt werden. Defizite im Wohnumfeld treiben die 
Menschen aus den Städten. Bauland ist knapp und 
teuer. Teile der staatlichen Finanzhilfen verlieren 
zunehmend die soziale Zielgerichtetheit. 

In diesen wenigen Thesen stecken die zentralen 
Probleme und auch die Zielkonflikte der Woh-
nungs- und Städtepolitik, so wie wir sie vor uns ha-
ben. Die Opposition kommt nun mit verblüffender 
Gesetzesgläubigkeit her und sagt: Wir machen ein 
Drittes Wohnungsbaugesetz — damit werden wir 
das dann schon alles in den Griff bekommen —, ein 
Drittes Wohnungsbaugesetz mit dem Ziel — so 
steht es in Ihrem Antrag —, die Wirksamkeit aller 
Förderungsinstrumente zu steigern. Die Frage ist: 
Steigerung der Wirksamkeit für wen? Für wen soll 
diese Änderung, diese Zusammenfassung im Gesetz 
wirken? Wo soll es wirken, und wann soll es wir-
ken? 

(Dr. Schneider [CDU/CSU]: Für alle, am 
meisten für die sozial Schwachen!) 

Ein noch so perfektes Gesetz wird uns nicht weiter-
bringen, wenn nicht zuvor die Antworten auf die 
Zielfragen gegeben sind. Und da bleibt die Union 
nach wie vor undeutlich. 

Herr Dr. Schneider hat gesagt, es fehlten familien-
gerechte Wohnungen. Das stimmt. Richtig ist aber 
doch: Die Versorgung der Familien ist besser, als sie 
vor zehn Jahren gewesen ist. Es ist gesagt worden, 
die Wirtschaftlichkeit im Mietwohnungsbau sei 
nicht mehr gegeben. Sie sagen nicht dazu, zu wessen 
Lasten sie nicht mehr gegeben ist und wie sie wie-
dergefunden werden könnte; das wird verschwie-
gen. Sie sagen, das Heizenergiesparprogramm sei 
eine gute Sache. Auf der anderen Seite aber sagen 
Sie: Die Mischfinanzierung müssen wir in Frage 
stellen. Aber das Heizenergiesparprogramm ist 
doch wohl ein Modell, das auch in der Mischfinan-
zierung eine Rolle spielt. 

(Dr. Schneider [CDU/CSU]: Bausparen hat 
mit Mischfinanzie rung nichts zu tun!) 

Wir Sozialdemokraten orientieren unsere Woh-
nungspolitik an dem Ziel, das Wohnen in den 80er 
Jahren menschlicher zu machen. 

(Dr. Möller [CDU/CSU]: Aber teurer!) 

Wir sehen, daß große Probleme vor uns liegen, aber 
wir sind nicht bange, uns diesen Problemen zu stel-
len. 

Modernisierung und Wohnumfeldverbesse-
rung müssen sinnvoll aufeinander abgestimmt wer-
den. Der Erhalt des Wohnungsbestandes darf nicht 
vernachlässigt werden, sonst werden sich die Pro-
bleme in den Städten dramatisieren. Dabei genügt 
es nicht, nur die Wohnungen zu modernisieren. Die 
Sicherheit der Kinder auf der Straße, Spielflächen, 
Gehwege, Radwege, Freiraum für die Nachbarschaft 
und für eigenverantwortliches Gestalten sind Inhalt 
der zweiten großen Erwartung an die Wohnsitua-
tion. 

(Vorsitz :Vizepräsident Dr. von Weizsäk

-

ker) 

Modernisierung wird manchmal als Luxus-Mo-
dernisierung zum gezielten Mieterrausschmiß miß-
braucht. Wir suchen noch einen wirkungsvollen 
Riegel, der dem vorgeschoben werden kann. Es muß 
allen Ernstes geprüft werden, wie weit in solchen 
Extremsituationen die Duldungspflicht des Mieters 
in der bisherigen Art  und Weise bestehen bleiben 
kann. 

(Kolb [CDU/CSU]: Dann zerfallen die Ge

-

bäude!) 

Aber selbst wenn die Modernisierung wirklich 
nur darauf abzielt, die Wohnung an einen zeitgemä-
ßen Standard heranzuführen, bringt das Mieterver-
drängung mit sich, weil die Mieter den erhöhten Be-
lastungen nicht gewachsen sind. Die Modernisie-
rungsförderung und das Wohngeld behalten hier 
eine wichtige Funktion. 

Andererseits gibt es zunehmend Mieter, die an 
uns herantreten und sagen: Wir möchten, daß un-
sere Wohnungen modernisiert werden, daß z. B. 
Energiesparmaßnahmen durchgeführt werden, aber 
dem Eigentümer fehlt die Investitionskraft oder der 
gute Wille. Auch solche Situationen führen zu ein-
seitigen Mieterstrukturen und belasten die Ent-
wicklung ganzer Wohnbereiche. 

Eine besondere Abart dieser Methode ist das Ver-
rottenlassen von Häusern und ganzen Blocks. 
Während zigtausend dringend eine menschenwür-
dige Wohnung suchen, lassen einige wenige andere 
zum Zwecke einer langfristig höheren Rendite 
Wohnraum verkommen und leerstehen. Das ist un-
sozial, und wir verurteilen das. 

(Frau Dr. Timm [SPD]: Ein Skandal ist 
das!) 

Wir prüfen die Möglichkeit einer verstärkten 
Mietermodernisierung. Das ist im Sinne der 
Mieter und kann auch im Sinne der Vermieter sein. 
Mit der Mietermodernisierung, dem Recht des 
Mieters, nach festzulegenden Regeln die von ihm 
bewohnte Wohnung auf seine Kosten zu moderni-
sieren, und seinem Anspruch auf angemessene Ent-
schädigung, falls er aus irgendwelchen Gründen 
doch ausziehen müßte, könnte erhebliches privates 
Investitionskapital angestoßen werden. Das wäre 
gut; denn der Staat kann Impulse geben, aber kei-
nesfalls die Vielzahl aller Modernisierungsmaßnah- 
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men aus öffentlichen Mitteln massiv fördern. Da 
sind wir uns, Herr Kollege Gattermann, völlig ei-
nig. 

Vizepräsident Dr. von Weizsäcker: Herr Abgeord-
neter, gestatten Sie eine Zwischenfrage des Herrn 
Abgeordneten Jahn? 

Müntefering (SPD): Bitte schön. 

Dr. Jahn (Münster) (CDU/CSU): Herr Kollege 
Müntefering, da Sie gerade die Mietermodernisie-
rung ansprechen, habe ich die Frage, ob nach Ihrer 
Auffassung die Mietermodernisierung auch gegen 
den Willen des Eigentümers durchgeführt werden 
können soll oder nicht. 

Müntefering (SPD): Herr Kollege, das ist ein kom-
plexes Problem und wird ein schwieriges Gesetz; 
aber wir werden uns daran begeben. Wir wollen 
heute nicht die Gesetzesberatung machen. Aber 
wenn man Mietermodernisierung ernstlich will, 
wird man wohl auch da eine gewisse Duldungs-
pflicht — in der Umkehrung — wollen müssen. 
Sonst wird das wohl nicht funktionieren. 

(Dr. Schneider [CDU/CSU]: Steht das mit 
unserer Eigentumsordnung in Einklang?) 

Das zur Verfügung stehende Geld, meine Damen 
und Herren, wird in den nächsten Jahren nicht zu-
nehmen. Deshalb, meinen wir, müssen zukünftig 
Streueffekte vermieden werden, wie sie beispiels-
weise mit dem steuerlichen Teil des Heizenergie-
sparprogramms ausgelöst werden; denn diese Streu-
effekte sind nicht sozial, sie dienen nicht der geziel-
ten Stadtentwicklung, und sie bringen auch keine 
zusätzlichen Impulse für das Energiesparen. Diese 
Streueffekte sind zum großen Teil gleichzeitig Mit-
nehmereffekte. 

Wir brauchen nicht nur Modernisierung, wir 
brauchen auch Neubau. Bis 1985 wird die Zahl der 
Haushalte trotz sinkender Bevölkerungszahl um 
400 000 bis 500 000 zunehmen. Der Flächenbedarf 
stieg um jährlich ein bis zwei Prozent in den vergan-
genen Jahren. 4 Millionen Wohnungen sind eher 
abbruchreif als modernisierungsfähig, und es beste-
hen regional sich verstärkende Ungleichgewichte in 
der Versorgung. 

Wir befürworten die Förderung des Neubaus. 
Die Objektförderung behält Bedeutung. Wir sind für 
den Eigenheimbau und unterstützen ihn. Er ist ein 
wichtiger und derzeit der stabile Faktor des Woh-
nungsbaus. Eigenheimbau ist in vielen Regionen un-
seres Landes der Motor des Wohnungsbaus über-
haupt und auch in manchen städtischen Bereichen 
eine Möglichkeit, Stadtbewohner zu binden und da-
von abzuhalten, weit draußen ihr Eigenheim zu su-
chen. 

(Dr. Jahn [Münster] [CDU/CSU]: Schreiben 
Sie das mal in Ihre Parteiprogramme!) 

Wir erkennen aber aktuell als besonders dringlich 
den familiengerechten sozialen Mietwohnungs-
bau an. 

(Dr. Schneider [CDU/CSU]: Erkennen auch 
wir an!) 

Deshalb sind wir auch gegen den Ausverkauf von 
Sozialmietwohnungen. Ich meine die Diskussion im 
Zusammenhang mit dem Wohnungsbauänderungs-
gesetz. 

(Zuruf des Abg. Kolb [CDU/CSU]) 

Der soziale Mietwohnungsbau muß der Schwer-
punkt der Förderung in den vor uns liegenden Jah-
ren sein. Wie bei der Modernisierung stoßen wir 
aber auch hier an die finanziellen Grenzen. 

Auch hier gilt, daß wir überproportionale und un-
gerechtfertigte Vorteile beim Neubau in Frage stel-
len müssen, um mit diesem Geld um so wirkungsvol-
ler den wirklich Bedürftigen helfen zu können. Mit-
nehmereffekte in der indirekten Förderung müssen 
problematisiert werden. Wir wollen eine sozial ge-
zielte Förderung. Das heißt auch, Subventionen für 
Mieter und Subventionen für Eigentümer eigenge-
nutzter Wohnungen müssen beschnitten werden, 
wenn deren Einkommen nachträglich die Grenzen 
nach dem Zweiten Wohnungsbaugesetz erheblich 
überschreiten. Dazu gehört, daß die Einkommens-
grenzen von Zeit zu Zeit angehoben werden. Dazu 
gehört also, was wir im Wohnungsbauänderungsge-
setz durchgesetzt haben. Dazu gehört nicht, diese 
Mieter und Eigentümer als „Fehlbeleger" zu disqua-
lifizieren, so mit dem Unterton: Das sind welche, die 
sich da zu Unrecht eingeschmuggelt haben. Diese 
Menschen sind alle völlig korrekt, mit Wohnberech-
tigung, in diese Wohnungen hineingekommen. Wir 
haben überhaupt keinen Grund, sie sozusagen mora-
lisch zu disqualifizieren. Unsere Sache ist es, dafür 
zu sorgen, daß diejenigen, die es nicht mehr brau-
chen, in Zukunft auch keine Subvention von Staats 
wegen mehr bekommen. Daran werden wir gehen; 
das werden wir erledigen. 

(Dr. Jahn [Münster] [CDU/CSU]: Nichts an

-

deres wollen auch wir! — Dr. Schneider 
[CDU/CSU]: In diesem Punkt volle Überein

-

stimmung!) 

Wir werden uns auch nicht mit dem Argument 
Bürokratismus abwimmeln lassen. 

(Dr. Jahn [Münster] [CDU/CSU]: Das haben 
Sie selber gebraucht!) 

Es ist möglich, von Zeit zu Zeit Wohnberechtigun-
gen zu überprüfen und Konsequenzen zu ziehen. 
Die Länder Bremen und Nordrhein-Westfalen — für 
bestimmte Jahrgänge — tun das ja auch schon. Und 
nachdem hier eben so groß gesprochen worden ist, 
darf ich einmal fragen: Was ist denn mit dem Lande 
Bayern? Was ist denn mit dem Lande Baden-Würt-
temberg oder Schleswig-Holstein? Wenn Sie wollen, 
machen Sie es doch so wie die Kollegen in Bremen 
und teilweise in Nordrhein-Westfalen, dann löst 
sich dieses Problem. 

(Dr. Jahn [Münster] [CDU/CSU]: Die sind 
schon dabei! Sie sind nicht auf dem neue

-

sten Stand!) 

Man braucht die Initiative des Bundes dazu gar 
nicht. Nur, wenn die Länder das nicht machen, wer-
den wir dieses Thema von uns aus aufgreifen. 

Das Horten von Boden, das Spekulieren mit Bau-
land, das Profitieren an leistungslosen Bodenwert- 
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steigerungen werden wir bekämpfen. Frühere An-
läufe sind steckengeblieben, aber das Problem ist 
nicht kleiner geworden. Die Zeit der Bodenspekula-
tion kommt mit der Wohnungsknappheit verstärkt 
wieder. 

Wir gehen nicht mit einem fix und fertigen Kon-
zept heran, sondern sind offen für Diskussionen und 
gute Argumente. Und wir wissen auch, daß sich der 
Appel gegen das Horten von Boden manchmal auch 
an die öffentliche Hand richten muß. 

Um da ganz korrekt zu bleiben und die Übertrei-
bungen von Herrn Dr. Jahn auf das richtige Maß zu-
rückzubringen, lese ich Ihnen vor, was der Essener 
Parteitag der SPD vor einer guten Woche dazu be-
schlossen hat: 

Die Kommunen sollten durch vermehrte, be-
darfsorientierte Bereitstellung von Bauland 
entsprechend den Zielen der Stadtentwick-
lung /Regionalplanung preisdämpfend wirken. 

Dagegen kann man doch wohl nichts sagen. 

(Dr. Jahn [Münster] [CDU/CSU]: Sie müssen 
auch den anderen Beschluß zitieren, Herr 

Müntefering! Es gibt noch einen!) 

— Da steht nichts anderes drin; dies ist das, was sich 
auch im Wahlprogramm der SPD wiederfindet. 

Wir sind dafür, mit Bauland sparsam umzugehen, 
aber wir sind dagegen, daß durch Bodensuperpreise 
die Mieten untragbar und der Eigenheimbau un-
möglich und sinnvolle Stadtentwicklung torpediert 
wird. Wir sind es auch unseren Städten und Ge-
meinden schuldig, ihnen die Instrumente zu schär-
fen oder neue zu schaffen, die sie dafür brauchen. 

Die Wohnungs- und Städtebaupolitik der 80er 
Jahre braucht ein intensives und gutes Zusammen-
wirken von Bund, Ländern und Gemeinden. Und 
vielleicht ist es bei Ihnen nach dem 5. Oktober auch 
wieder ein bißchen mehr möglich, hier auf Koopera-
tion zu setzen und nicht Länder gegen den Bund zu 
stellen. 

Die gemeindliche Selbstverwaltung hat dabei 
eine wichtige Funktion. Vor O rt, in den Städten und 
Gemeinden, liegt der Schlüssel zum Erfolg, z. B. 
wenn es um die oben beschriebene einfache Stadter-
neuerung geht. Deshalb werden wir mit gesetzli-
chen Regelungen sehr zurückhaltend sein und, 
wenn überhaupt, nur nach intensiver Beratung mit 
den Kommunen neue Gesetze für den Städtebau 
und die einfache Stadterneuerung in Angriff neh-
men.  Die  wesentliche Entscheidung muß da bei den 
Städten und Gemeinden liegen. 

Die Probleme des Wohnungsbaus sind kein Kno-
ten, den man mit dem Dritten Wohnungsbaugesetz 
der CDU/CSU oder mit dem Schlagwort „Privatisie-
rung" durchschlagen kann. Wenn das ein Knoten ist, 
so muß er sehr sorgfältig aufgedröselt und an ver-
schiedenen Stellen neu geknüpft werden. 

(Dr. Möller [CDU/CSU]: Sie zerbröseln 
ihn!) 

Das wollen wir gern tun. Das muß aber Schritt für 
Schritt gehen. Ein großes neues Gesetz ist keine Ga

-

rantie dafür, daß die Entwicklung in die richtige 
Richtung geht. 

Das wird eine große Aufgabe für die nächste Le-
gislaturperiode sein. Es erfordert intensives Nach-
denken, es erfordert eine gute, eine tiefgreifende 
Analyse, die wir von der Bundesregierung für 1981 
erwarten, 

(Dr. Jahn [Münster] [CDU/CSU]: Erst 
dann?) 

und erfordert dann gründliche Diskussionen. Wir 
Sozialdemokraten stehen dazu bereit, denn unser 
Ziel ist es, in den 80er Jahren die Wohnwelt 
menschlicher zu machen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Vizepräsident Dr. von Weizsäcker: Das Wort  hat 
Herr Bundesminister Dr. Haack. 

Dr. Haack, Bundesminister für Raumordnung, 
Bauwesen und Städtebau: Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Anlaß der heutigen wohnungs-
politischen Debatte ist der Antrag der CDU/CSU-
Fraktion, den Bund aufzufordern, das zersplitterte 
Recht im Wohnungs- und Städtebau in einem Drit-
ten Wohnungsbaugesetz zusammenzufassen. 

Meine Damen und Herren von der Opposition, 
Sie sollten hier keine großen Erwartungen erwek-
ken. Wir haben z. B. gerade eine Novelle zum Woh-
nungsbaugesetz und zum Wohnungsbindungsgesetz 
einvernehmlich verabschiedet, die das System noch 
komplizierter gemacht hat. Der Grund liegt aber 
eben auch darin, daß wir komplizierte Sachverhalte 
regeln müssen. Die Zusammenfassung von Vor-
schriften in einem Gesetz — in diesem Fall in einem 
Dritten Wohnungsbaugesetz — bringt noch keine 
Verbesserungen. Sie müssen schon deutlich machen 
— das ist mir in dieser Debatte nicht ganz klar ge-
worden —, auf welche materiellen Regelungen Sie 
in Zukunft verzichten wollen. Am Anfang der von 
mir durchaus akzeptierten Vereinfachungsdiskus-
sion müssen inhaltliche Aussagen stehen, Eine 
bloße Neukodifizierung bringt in der Substanz kaum 
etwas. 

(Dr. Möller [CDU/CSU]: Sie haben die Rede 
des Kollegen Schneider nicht gehört!)  

Wenn Sie meine Damen und Herren von der Op-
position, in diesem Antrag den Bund auffordern, öf-
fentliche Hilfen gezielter und treffsicherer einzuset-
zen — so steht es ja im Antrag —, so ist dies zu-
nächst nichts mehr als eine Wiederholung unserer 
Absicht, nach diesen Kriterien die Wohnungspolitik 
des Bundes fortzuentwickeln. 

Ich glaube, Sie vergessen bei dieser Aufforderung 
eines: Sie haben in der Vergangenheit, auch in den 
letzten Jahren und  in  dieser Legislaturperiode, ge-
rade mit Unterstützung des Bundesrats gegen ein 
solches gezieltes Instrumentarium Stellung ge-
nommen. Ich , darf Sie erinnern an die Diskussion um 
die Modernisierungsförderung und an die Diskus-
sion über die Energieeinsparung. Wir wollten bei-
spielsweise bei der Modernisierung die öffentlichen 
Mittel gezielter einsetzen. Es gab damals die Diskus-
sion über die Modernisierungszonen. Wir wollten 
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beim Energieeinsparungsprogramm ein reines För-
derungsprogramm und kein Streuerprogramm ma-
chen, um die Möglichkeit zu haben, öffentliche Mit-
tel gezielt einzusetzen und sie Personengruppen zu 
geben, die auf öffentliche Hilfe besonders angewie-
sen sind. 

(Zuruf des Abg. Kolb [CDU/CSU]) 

Insofern steht Ihr Antrag im Widerspruch zu Ihrem 
bisherigen Verhalten. 

(Dr. Schneider [CDU/CSU]: Nein!) 

Ich muß Ihnen hier offen sagen, daß das nicht der 
einzige Widerspruch ist. Es ist an das Problem des 
Wohngelds erinnert worden. Ich erinnere mich an 
die Diskussion, die wir vor einigen Wochen geführt 
haben. Ich habe, meine Damen und Herren von der 
Opposition, aus der heutigen Diskussion den Ein-
druck, daß Sie die Entscheidung des Bundesrats vom 
letzten Freitag noch verteidigen. Niemand von Ih-
nen ist aufgestanden und hat sich kritisch zu dieser 
Entscheidung des Bundesrats geäußert. 

Vizepräsident Dr. von Weizsäcker: Herr Bundes-
minister, gestatten Sie eine Zwischenfrage des Ab-
geordneten Kolb? 

Dr. Haack, Bundesminister für Raumordnung, 
Bauwesen und Städtebau: Bitte schön. 

Kolb (CDU/CSU): Herr Minister, können Sie mir 
sagen, ob die auf Grund der steuerlichen Regelun-
gen des Energieeinsparungsgesetzes durchgeführ-
ten Maßnahmen zu keiner Energieeinsparung ge-
führt haben? 

Dr. Haack, Bundesminister für Raumordnung, 
Bauwesen und Städtebau: Das wollte ich damit nicht 
zum Ausdruck bringen. Selbstverständlich haben 
die Maßnahmen, die mit steuerlichen Vergünstigun-
gen durchgeführt wurden, zur Energieeinsparung 
beigetragen. Aber das ist gar nicht das Problem, 
wenn es hier um Treffsicherheit und um Konzentra-
tion öffentlicher Mittel geht. Wir hätten in den Be-
reichen, wo jetzt nichts geschieht, mit unserem Zu-
schußprogramm mehr erreichen können, und in den 
anderen Bereichen wäre sowieso etwas getan wor-
den. Das ist das altbekannte Problem des Mitneh-
mereffekts. 

(Beifall bei der SPD) 

Lassen Sie mich noch auf einige weitere Wider-
sprüche verweisen. Ich sprach eben vom Wohngeld. 
Ich habe trotz der heutigen Einlassungen noch die 
Hoffnung, daß Sie auf die Bundesratsvertreter der 
CDU/CSU-Länder einwirken werden, daß wenig-
stens am Freitag nächster Woche diese Wohngeld-
novelle im Interesse der Sache verabschiedet wer-
den kann. 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Dr. 
Schneider [CDU/CSU]: Daran kann über

-

haupt kein Zweifel bestehen!) 

Ich möchte ganz kurz einige weitere Widersprü-
che nennen. Kollege Jahn und auch auch Kollege 
Schneider, Sie haben mehrmals von der Eigentums-
bildung gesprochen. Im Grundsatz gibt es hier wohl  

auch keine Gegensätze. Ich bin nur der Auffassung, 
daß Sie wesentliche Bereiche des Städtebaus, des 
Wohnungsbaus und vor allem der Bodenpolitik, die 
elementar mit der Eigentumspolitik zu tun haben, 
immer wieder an den Rand rücken. Sie waren es 
doch, die sich in der Vergangenheit — ich erinnere 
an die Novelle zum Bundesbaugesetz — gegen den 
Planungswertausgleich ausgesprochen haben. Sie 
waren es, die über den Bundesrat erreicht haben, 
daß die Baugebote, die auch ganz wichtig sind, in der 
endgültigen Kompromißfassung eingeschränkt wor-
den. sind. Das geht weiter beim preislimitierten Vor-
kaufsrecht. Wenn Sie vorhin einen Artikel der „Zeit" 
kritisch zitiert haben — weil die Anlage einer sol-
chen Rede selbstverständlich so sein muß —, kann 
ich nur feststellen, daß Sie den anderen Teil dieses 
„Zeit"-Artikels weggelassen haben, in dem positiv zu 
Überlegungen Stellung genommen wird, im Boden-
recht und in der Bodenpolitik etwas zu tun. 

Ich vermisse Vorstellungen der CDU/CSU zur Bo-
denpolitik. Deshalb ist Ihre Äußerung zur Eigen-
tumspolitik nicht ganz konsequent. Wenn wir mehr 
tun wollen für die Schaffung von Eigentum, dann 
denken wir doch an die Eigentumsbildung für breite 
Schichten der Bevölkerung. Hier sehen wir, daß be-
stimmte Gruppen unserer Bevölkerung an die 
Grenze gestoßen sind. Es muß versucht werden, 
diese Situation auch mit bodenpolitischen Instru-
mentarien zu verbessern. 

Vizepräsident Dr. von Weizsäcker: Herr Bundes-
minister, gestatten Sie eine Zwischenfrage des 
Herrn Abgeordneten Dr. Schneider? 

Dr. Haack, Bundesminister für Raumordnung, 
Bauwesen und Städtebau: Bitte. 

Dr. Schneider (CDU/CSU): Herr Bundesminister 
Haack, sind Sie bereit zuzugeben, daß der Planungs-
wertausgleich im 7. Deutschen Bundestag daran 
scheiterte, daß die Regierungsvorlage rechtsstaatli-
chen Erfordernissen nicht 

(Widerspruch bei der SPD) 

— nach der Auffassung des Bundesrates — gerecht 
geworden ist, und sind Sie bereit zuzugeben, 

(Wehner [SPD]: Sagen Sie doch gleich „ein

-

zugestehen", das paßt doch zu Ihnen!) 

daß der Bundesminister der Finanzen bis zu dieser 
Stunde nicht imstande ist, die Voraussetzungen da-
für zu schaffen, daß die Fortschreibung der Haupt-
feststellung zum 1. Januar 1984 rechtstechnisch 
möglich wird? 

Dr. Haack, Bundesminister für Raumordnung, 
Bauwesen und Städtebau: Herr Kollege Schneider, 
wenn Sie fragen, ob ich zugestehe, daß der Planungs-
wertausgleich an rechtlichen Überlegungen des 
Bundesrates gescheitert ist, verstehe ich diese Frage 
überhaupt nicht. Ist denn der Bundesrat eine Ge-
richtsinstanz, die endgültig entscheiden kann, was 
Recht ist und Unrecht? 

(Dr. Schneider [CDU/CSU]: Nein!) 

So weit sind wir ja zum Glück noch nicht. Das 
könnte höchstens das Bundesverfassungsgericht 
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entscheiden. Vielmehr wurden hier rechtliche Ar-
gumente vorgeschoben — wie wir das sehr oft erle-
ben —, um sachliche Lösungsvorschläge, die wir in 
dieser Novelle gemacht haben, zu verhindern. So 
sieht die Wirklichkeit aus. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Herr Kollege Jahn, Sie haben mehrmals von der 
Marktwirtschaft gesprochen. Wir sollten auch in 
diesem Bereich alles wieder dem Gesetz der Markt-
wirtschaft überlassen. Auch hier sehe ich gewaltige 
Widersprüche zwischen Ihren Ansätzen — in Ihrer 
Rede heute zum Ausdruck gebracht — und dem, was 
Herr Schneider heute — und auch schon früher 
mehrmals — gesagt hat, vor allem aber dem, was die 
Bayerische Staatsregierung in dieser Sache geäu-
ßert  hat. Sie befinden sich, auch was Ihre heutigen 
Ausführungen angeht, fast auf Biedenkopf-Linie: al-
les den Gesetzen der Marktwirtschaft überlassen. 

(Dr. Jahn [Münster] [CDU/CSU]: Das habe 
ich nicht gesagt! Nicht alles!) 

— Doch. Sie haben gesagt, man solle sich möglichst 
auf die Subjektförderung beschränken und do rt  die 
öffentlichen Mittel einsetzen. 

(Dr. Schneider [CDU/CSU]: Schwerpunkt

-

verlagerung!) 

- Gut, Sie nennen es etwas abgeschwächt Schwer-
punktverlagerung. Aber Sie müssen eines sehen, 
und da kann es keinen Streit geben: Das wäre ein 
Schritt in die falsche Richtung; denn wenn Sie die 
Mittel, wenn auch nur schwerpunktmäßig, auf die 
Subjektförderung konzentrieren, wenn sich, wie Sie 
fordern, die öffentliche Hand, der Staat aus der Ob-
jektförderung zurückziehen soll, werden Sie den 
Wohnraum, den wir gerade auch für bestimmte 
Gruppen unserer Bevölkerung schaffen müssen, gar 
nicht haben, weil auf einem freien Markt keine 
Wohnungen für Behinderte gebaut werden. 

(Dr. Jahn [Münster] [CDU/CSU]: Bei Ihrer 
Politik!) 

Es werden auch keine Wohnungen für Kinderreiche 
gebaut; denn schon heute ist es so: Wenn eine 
Wohnung, die keiner Bindung unterliegt, von einer 
kinderreichen Familie frei gemacht wird, hat der 
Hauseigentümer ein Interesse daran, diese Woh-
nung nicht mehr an eine kinderreiche Familie zu 
vermieten, sondern nach Möglichkeit an einen Al-
leinstehenden oder ein kinderloses Ehepaar. Inso-
fern könnten Sie die Probleme wichtiger Bevölke-
rungsgruppen überhaupt nicht lösen. 

Die Verlagerung auf die Subjektförderung ist im 
übrigen finanziell gar nicht darstellbar, weil ein sol-
ches System für den Staat viel zu teuer würde. Des-
halb müssen wir auch in Zukunft — selbstverständ-
lich mit gewissen Modifikationen — bei dem bishe-
rigen Doppelsystem bleiben. 

(Dr. Schneider [CDU/CSU]: Da stimmen wir 
überein!) 

Herr Schneider weiß, daß das in einer ausführlichen 
Antwort des Herrn Tandler an Herrn Biedenkopf — 
nach dessen damaliger Studie — festgehalten wor-
den ist. Daß Sie, Herr Schneider, im übrigen mit 
Herrn Tandler übereinstimmen, ist wohl keine Be

-

sonderheit. Das würde ich aber lieber von Herrn 
Jahn hören. 

Zu einem weiteren Widerspruch, Herr Jahn, und 
zwar im Hinblick auf Ihre marktwirtschaftlichen 
Auslassungen. Ich stelle fest, daß verschiedene 
Oberbürgermeister, die der CDU bzw. CSU angehö-
ren — ob das nun in Stuttga rt  oder in München 
ist —, in dem Bereich Wohnungsbau oder Städtebau 
gar nicht mehr von der Marktwirtschaft reden, son-
dern vielmehr sogar noch eine Verschärfung gesetz-
licher Instrumentarien -- teilweise auch zu Recht — 
verlangen. 

(Beifall bei der SPD) 

Denken Sie etwa an die Problematik bzw. an die Ge-
fahr einer ,,Hinaus"-Modernisierung von Mietern, 
die dann droht, wenn die Wohnungen durch eine 
Luxusmodernisierung sehr teuer geworden sind. 
Der Münchner Oberbürgermeister hat in diesem 
Zusammenhang gefordert, wir sollten die Möglich-
keiten, die die Mieter haben, um einer Modernisie-
rung zu widersprechen, im Sinne einer Verschär-
fung verbessern. Das bedeutet also, auf Grund des in 
Großstädten herrschenden Drucks im Bereich des 
Wohnungsmarktes ist die Sicht eine ganz andere als 
diejenige, die hier in allgemeinen Reden zum Aus-
druck kommt, die aber nicht an den wirklichen Pro-
blemen orientiert ist, die wir in diesem Bereich ha-
ben. 

Vizepräsident Dr. von Weizsäcker: Herr Bundes-
minister, gestatten Sie eine Zwischenfrage des Ab-
geordneten Jahn? 

Dr. Jahn (Münster) (CDU/CSU): Herr Bundesmini-
ster, sind Sie bereit, zur Kenntnis zu nehmen, daß so-
wohl der Oberbürgermeister von München, Herr 
Kiesl, als auch der Oberbürgermeister von Stuttga rt , 
Herr Rommel, in kürzlichen Äußerungen zur Woh-
nungsbaupolitik eindeutig erklärt haben: So viel 
Marktwirtschaft wie möglich und so viel Staat wie 
nötig? 

(Zurufe von der SPD) 

Dr. Haack, Bundesminister für Raumordnung, 
Bauwesen und Städtebau: Das mag durchaus sein, 
aber dann muß ich an Sie die Frage stellen, Herr 
Jahn, ob einer Familie, die eine Wohnung sucht, mit 
einer solchen allgemeinen Formulierung geholfen 
ist. 

(Beifall bei der SPD) 

Dieser Familie ist doch nur geholfen, wenn ihr wirk-
lich eine Wohnung angeboten wird. Ich meine, die 
Zeit allgemeiner Formulierungen sollte wohl vorbei 
sein. 

Vizepräsident Dr. von Weizsäcker: Gestatten Sie 
noch eine Zusatzfrage des Abgeordneten Jahn? 

Dr. Jahn (Münster) (CDU/CSU): Eine letzte Frage, 
Herr Minister: Sind Sie bereit, zur Kenntnis zu neh-
men, daß sowohl der Kollege Schneider als auch ich 
heute morgen gesagt haben, daß all diejenigen, die 
auf dem Markt keine Wohnung finden können, ins-
besondere die kinderreichen Familien, die älteren 
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Menschen und die Schwerbehinderten, eine Woh-
nung im sozialen Wohnungsbau haben müssen? 

Dr. Haack, Bundesminister für Raumordnung, 
Bauwesen und Städtebau: Ja gut, dann bin ich ja 
froh, wenn wir uns in dieser Frage wieder einig sind. 
Jedenfalls sollten diese allgemeinen Formulierun-
gen, die unterschwellig sagen: unser System versagt 
deshalb, weil die Marktwirtschaft in ihm nicht genü-
gend berücksichtigt ist, dann nicht mehr verwendet 
werden, wenn Sie gleichzeitig sagen: nur durch 
staatliches Engagement sind Wohnungen für diese 
Personengruppen zu schaffen. Das ist ein weiterer 
Widerspruch. 

(Beifall bei der SPD — Dr. Jahn [Münster] 
[CDU/CSU]: Sie wollen den Unterschied 

nicht wahrhaben!) 

Vizepräsident Dr. von Weizsäcker: Herr Bundes-
minister, verzeihen Sie, daß ich Ihren Gedanken-
gang unterbreche. 

Für kurze Zeit hat der Präsident des philippini-
schen Parlaments auf der Diplomatentribüne Platz 
genommen. Ich möchte ihn im Namen des Deut-
schen Bundestages herzlich begrüßen und ihm ei-
nen angenehmen Aufenthalt in der Bundesrepublik 
Deutschland wünschen. 

(Beifall) 

Bitte, Herr Bundesminister. 

Dr. Haack, Bundesminister für Raumordnung, 
Bauwesen und Städtebau: Ich möchte noch auf ei-
nen Widerspruch hinweisen, der besonders Sie, 
Herr Kollege Schneider, betrifft. Mehrmals wurde 
von Ihnen — durchaus nicht zu Unrecht — in der 
Vergangenheit kritisiert, daß uns nicht in allen Be-
reichen die notwendigen Daten zur Verfügung ste-
hen, auch für gewisse Modifikationen in der bisheri-
gen Politik. Der Widerspruch besteht darin, daß z. B. 
das Land Bayern ein Gesetz, das verabschiedet wor-
den ist und das wichtige Datenerhebungen für unse-
ren Fachbereich ermöglichen soll, das Baustatistik

-

Gesetz, nach wie vor sabotiert und nicht bereit ist, 
die entsprechenden Daten zur Verfügung zu stellen, 
wie es die anderen Bundesländer machen, mit der 
Konsequenz, daß uns hier eine genügende Datenba-
sis fehlt. 

(Dr. Schneider [CDU/CSU]: Weil der Bund 
die zusätzlichen Bestimmungen nicht erlas

-

sen hat! In Verzug ist der Bund!) 

— Auf meinem Zettel stehen noch einige andere 
Widersprüche. Ich will sie zunächst einmal hier 
nicht aufführen. 

Auf das Problem Biedenkopf ist hingewiesen wor-
den. Herr Strauß ist hier in dem Zusammenhang ge-
nannt worden, daß er sich öffentlich dahin gehend 
geäußert hat, daß nach seiner Meinung ein Bundes-
ministerium, das die Fachbereiche Städtebau und 
Wohnungsbau beinhaltet, nicht mehr notwendig sei. 
So ist es wohl zu erklären — was ich persönlich sehr 
bedaure —, daß Sie, Herr Kollege Schneider, unter 
den vielen Namen aus dem ersten, zweiten oder  

dritten Glied, die in den letzten Wochen veröffent-
licht worden sind, nicht zu finden waren. 

(Dr. Schneider [CDU/CSU]: Fangen Sie aber 
ja nicht zu weinen an!) 

Meine Damen und Herren, ich komme jetzt auf ei-
nen Problembereich, der auch in die Diskussion ein-
geführt worden ist ;  er ist aktuell geworden durch ei-
nen Beschluß der Länderbauminister in der vergan-
genen Woche. Es geht hier um die Frage der Aufga-
benverteilung zwischen Bund und Ländern; es 
geht etwa um die Frage: Sollen nicht auch Zustän-
digkeiten auf die Länder verlagert werden? In dieser 
Konferenz am Freitag in Hildesheim, an der ich 
auch teilgenommen habe, hat der bayerische Innen-
minister Tandler, ohne jede Absprache etwa mit 
CDU-Ministern und ohne daß es auf der Tagesord-
nung gestanden hätte — aber das sind für Bayern 

 nicht unbekannte Methoden —, den Antrag gestellt, 
daß sich die Länder gegen die Mischfinanzierung im 
Wohnungsbau stellen sollen. Dieser Antrag wurde 
natürlich dann mit der CDU-Mehrheit auch verab-
schiedet. 

Ich möchte zu diesen Fragen, die auch von Herrn 
Gattermann erwähnt worden sind, folgendes grund-
sätzlich sagen: Wenn wir — das ist ja wohl bei allen 
Differenzen der Fall — der Meinung sind, daß das 
Gut Wohnen im Interesse unserer Bürger ein 
Grundrecht ist, auf dessen Verwirklichung jeder ei-
nen Anspruch hat, dann kann es nicht bestritten 
werden, daß der Bund auch eine gesamtstaatliche 
Aufgabe und eine gesamtstaatliche Verpflichtung 
hat. Die Organisation der Aufgabenerledigung zwi-
schen Bund und Ländern soll natürlich kein Dogma 
sein, sondern es ist hier jeweils zu prüfen, was am 
zweckmäßigsten ist, um das Ziel zu erreichen, jedem 
Bürger dieses Staates eine angemessene Wohnung 
zu geben. 

In diesem Zusammenhang spielen natürlich auch 
die Rahmenbedingungen der Finanzverfassung eine 
entscheidende Rolle. Dies ist - wohl der Grund, 
warum im gegenwärtigen Zeitpunkt auch Woh-
nungsbau und Städtebau in die Gesamtproblematik 
„Mischfinanzierung" eingeschlossen worden sind. Es 
darf — das ist meine Auffassung — nicht so kom-
men, daß durch den Streit über Finanzverteilung 
und über Zuständigkeiten zwischen Bund und Län-
dern im Endergebnis der Wohnungsbau und auch 
der soziale Wohnungsbau zu kurz kommen und 
dann gegen elementare Interessen unserer Bürger 
verstoßen wird — gerade in diesen Jahren, wo wir 
eine zusätzliche Nachfrage nach Wohnungen ha-
ben. Das scheint mir das eigentliche Ziel zu sein, um 
das es geht: mit dazu beizutragen, daß wir unsere 
Wohnungsversorgungsprobleme lösen. 

Da aber von einigen von der CDU/CSU regierten 
Ländern als Grund für die Notwendigkeit einer Än-
derung angeführt worden ist, daß der Bund dort, wo 
er Mittel gibt, wo er sich beteiligt, zu bürokratisch 
ist, den Ländern zu große Vorschriften macht, muß 
ich ganz kurz auf diese Argumente eingehen, weil 
sie nicht stichhaltig sind. Zunächst muß festgestellt 
werden, daß von Anfang an, solange wir eine Woh-
nungsbauförderung in der Bundesrepublik haben, 
die Länder allein über die Mietobergrenzen zu be- 
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stimmen haben, über die Degressionsstufen der För-
derung — ein wichtiges Problem im Zusammenhang 
mit steigenden Mieten —, über die räumliche Mit-
telverteilung; auch das ist wichtig, wenn jetzt über 
spezielle Großstadtprobleme gesprochen wird. 
Ferner erwähne ich die Subventionsformen und die 
bauliche Gestaltung der Wohnungen. Der Bund 
hatte noch nie einen Einfluß auf solche Details der 
Förderungssystematik und der Finanzierung des 
Wohnungsbaues im einzelnen. 

Ich gebe durchaus zu, daß noch bis Mitte der 70er 
Jahre der Bund bei der Verteilung seiner Woh-
nungsbaumittel bestimmte Auflagen gemacht hat, 
die nicht unbedingt notwendig gewesen wären. 
Aber auch diese Zeit ist vorbei. Es ging jetzt auch bei 
dem Streit um die Mittel für das Jahr 1980 nur noch 
um zwei Probleme, die aber nach meiner Einschät-
zung keine Probleme sind. In der Verwaltungsver-
einfachung haben wir von seiten des Bundes vorge-
sehen, daß unsere Bundesmittel — und diese Bun-
desmittel sind ja nur ein Teil der gesamten staatli-
chen Mittel, die für den Wohnungsbau eingesetzt 
werden — verwendet werden für den Wohnungsbau 
für kinderreiche Familien, für alleinstehende El-
ternteile mit Kindern, für Schwerbehinderte, für äl-
tere Menschen, auch für den Erwerb vorhandenen 
familiengerechten Wohnraums zur Eigennutzung 
durch kinderreiche Familien und Schwerbeschädig-
te, wenn dadurch einem Wohnungsnotstand abge-
holfen wird. Im übrigen können diese Mittel zur Be-
seitigung anderer Wohnungsnotstände eingesetzt 
werden. Ich vermag darin keinerlei bürokratische 
Gängelung zu sehen, sondern nur eine Zielrichtung, 
bei der der Bund sagt: für diese Bereiche sollen die 
Mittel eingesetzt werden. Da die Länder sich so-
wieso um diese Zielgruppen kümmern müssen und 
da sie eigene Mittel aufwenden, geben sie für diese 
Zielgruppen automatisch mindestens so viel Geld 
aus, als sie vom Bund über die Bundesfinanzhilfe be-
kommen. Insofern ist es ein Streit um Worte. 

Der zweite Punkt war der Streit um Beteiligungs-
quoten. Wir haben den Ländern gesagt — und ich 
halte das von der Aufgabe der Wohnungspolitik her 
für sachlich geboten —: Wenn wir uns als Bund 
schon beteiligen, dann wollen wir, daß die Länder, 
die Bundesmittel bekommen, auch aus eigener Kraft 
Mittel für den Wohnungsbau mindestens in einer 
Größenordnung von 50 : 50 aufwenden und daß dort, 
wo wir vom Bund Mittel für die Eigentumsbildung 
geben, sich die Länder auch beteiligen. Dort ging es 
nicht um den Schlüssel 50 : 50, sondern nur um eine 
Länderquote von 15 %. Auch das halte ich für eine 
Selbstverständlichkeit. 

Das waren die beiden letzten Punkte, um die jetzt 
sechs Monate gestritten werden mußte, bis endlich 
im Mai dieses Jahres die Wohnungsbaumittel ver-
teilt werden konnten. Das Land Bayern war noch 
nicht einmal bereit, die Verwaltungsvereinbarung 
zu unterschreiben. Es hat nur erklärt, die Verwal-
tungsvereinbarung gegen sich gelten zu lassen. Das 
muß bei der gegenwärtigen Diskussion gesagt wer-
den, damit nicht falsch diskutiert wird. Der Bund 
macht keinerlei Auflagen mehr, sondern der Bund 
setzt nur diese zwei Bedingungen, die selbstver-

ständlich sind. Wenn es aus anderen Gründen zu ei-
ner Aufgabenverteilung kommen soll, dann muß das 
offen gesagt werden. Es kann aber nicht auf angeb-
lich unzumutbare Auflagen des Bundes hingewie-
sen werden. 

Eine kurze Bemerkung noch über das, wovor wir 
in den 80er Jahren stehen. Es kann wohl keinen 
Zweifel daran geben, daß wir uns in den 80er Jahren 
an den neuen Fragestellungen orientieren müssen, 
die es im Wohnungsbau und im Städtebau gibt und 
die nicht mit der Entwicklung der 50er und der 60er 
Jahre ganz vergleichbar sind. Das ist auch die große 
Schwierigkeit bei einer Modifizierung des bisheri-
gen Förderungsinstrumentariums, das auf ganz an-
dere Anforderungen, nämlich auf diejenigen der 
Nachkriegszeit und der Aufbauzeit, abgestellt war, 
und eine solche Änderung erfordert auch eine ge-
wisse Zeit. Insofern begrüße ich den Beschluß des 
Ausschusses, der auf eine Initiative der Koalitions-
fraktionen zurückgeht, die Aufforderung an die 
Bundesregierung, die wohnungspolitische Konzep-
tion entsprechend vorangegangener Prüfergebnisse 
fortzuentwickeln. Wir werden dies tun. Ich meine, 
daß wir uns in den 80er Jahren, die vor uns liegen, an 
den neuen Rahmenbedingungen orientieren müs-
sen. 

Ich möchte einige davon nennen. Die Zusatznach-
frage nach Wohnraum, d. h. auch die Nachfrage 
nach qualitativ verbessertem Wohnraum, wird stei-
gen. Es geht nicht nur um die Wohnungsversorgung 
für sich genommen, sondern es geht um die qualita-
tive Verbesserung der Wohnungsversorgung. Die 
schon heute zu beobachtenden regionalen Versor-
gungsunterschiede, die wir haben — das sind die 
Probleme der Ballungsgebiete und der Großstäd-
te —, werden sich voraussichtlich noch vergrößern. 
In Verdichtungsräumen besteht eine Tendenz zu 
Unterinvestitonen an Wohnungen, in ländlichen 
Gebieten ist die Situation günstiger. 

Zu den Rahmenbedingungen wird auch gehören, 
daß der Wunsch nach Wohnungseigentum weiter 
hoch sein wird. Allerdings kommen — das ist auch 
schon die Entwicklung in diesem Jahre 1980 — 
durch steigende Bau-, Grundstücks- und Finanzie-
rungskosten viele Bürger an die Schwelle der Mög-
lichkeiten, Wohneigentum zu erwerben. Ich glaube, 
daß die Modernisierungsinvestitionen weiterhin auf 
hohem Niveau verlaufen werden. Es gibt aber auch 
im Zusammenhang mit der Modernisierung Ten-
denzen zur Verknappung von preiswertem Wohn-
raum, weil im Rahmen von Modernisierungsmaß-
nahmen auch aus zwei kleineren Wohnungen eine 
größere gemacht wird. Das heißt, wir können unsere 
Wohnungsversorgungsprobleme, so wichtig die Mo-
dernisierung auch ist, nicht ausschließlich über die 
Modernisierung lösen, sondern nach wie vor wird 
der Neubau einen wichtigen Stellenwert in der 
Wohnungspolitik haben müssen. 

Vizepräsident Dr. von Weizsäcker: Herr Bundes-
minister, gestatten Sie eine Zwischenfrage des 
Herrn Abgeordneten Kolb? 

Dr. Haack, Bundesminister für Raumordnung, 
Bauwesen und Städtebau: Bitte schön. 
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Kolb (CDU/CSU): Herr Minister, ist Ihnen be-
kannt, daß das, was Sie gerade angesprochen haben, 
eine der wesentlichsten Aufgaben der internatio-
nalen Bauausstellung in Berlin sein wird? Das führt 
dazu, daß nach der gesamten Investition fast keine 
neue Wohnung geschaffen worden ist, sondern aus 
kleinen größere Wohnungen gemacht worden sind. 
Ist Ihnen das bekannt? 

Dr. Haack, Bundesminister für Raumordnung, 
Bauwesen und Städtebau: Das ist kein Widerspruch 
zu dem, was ich allgemein gesagt habe, daß nämlich 
allgemein die Wohnungsversorgungsprobleme in 
der Bundesrepublik nicht ausschließlich durch Mo-
dernisierung gelöst werden können, 

(Dr. Jahn [Münster] [CDU/CSU]: Deshalb ist 
Herr Pfeifer nach Bonn  zurückgekom

-

men!) 

sondern daß wir nach wie vor zwei Beine der staatli-
chen Wohnungspolitik brauchen, sowohl die Mo-
dernisierung als auch die Neubauinvestition. 

Herr Kollege Polkehn und Herr Gattermann ha-
ben bereits auf Erfolge der Wohnungspolitik der 
letzten zehn Jahre hingewiesen. Meine Damen und 
Herren von der Opposition, wenn Sie in diesen zehn 
Jahren regiert hätten, was völlig unvorstellbar ist, 

(Dr. Jahn [Münster] [CDU/CSU]: Für Sie, 
Herr Minister!) 

so würden Sie in einer solchen Debatte nur über die 
Leistungen und Erfolge sprechen, wenn Sie auch nur 
die Hälfte von den Leistungen erbracht hätten, die 
wir erbracht haben. 

(Beifall bei der SPD — Dr. Jahn [Münster] 
[CDU/CSU]: Herr Minister, mit Ihrer Politik 
hätten Sie den Wiederaufbau nach dem 

Kriege nicht so herbeigeführt!) 

Da wir aber bekanntlich bescheidenere Leute sind 
und nur über die Dinge reden, die noch nicht gelöst 
sind, ist es natürlich unser Pech, daß die Leistungen 
immer wieder etwas zu kurz kommen. 

Nachdem hier so eine Totalkritik von den Spre-
chern der Opposition entwickelt worden ist, darf 
vielleicht ganz bescheiden darauf hingewiesen wer-
den, daß von 1970 bis 1978 1,4 Millionen Wohnun-
gen im sozialen Wohnungsbau gefördert worden 
sind. Ich muß hier sogar noch die CDU-regierten 
Länder mit verteidigen, weil sie vorhin bei Ihrer Ne-
gativbilanz mit attackie rt  worden sind. 

(Dr. Schneider [CDU/CSU]: In keiner Wei

-

se! Laden Sie Schuld und Verantwortlich

-

keit nicht auf die Länder!) 

— Ja, Herr Schneider, das kennen wir vor allem aus 
der bayerischen Situation. Wenn etwas gut läuft, 
dann sind es jeweils die CDU/CSU-regierten Län-
der, und wenn es schlecht läuft, dann ist es die 
Schuld der Bundesregierung. 

(Kolb [CDU/CSU]: Sie versuchen es umge

-

kehrt! — Dr. Jahn [Münster] [CDU/CSU]: 
Sie machen es umgekehrt!) 

Das machen wir Ihnen in Zukunft nicht mehr so ein-
fach. 

Insgesamt wurden von 1970 bis 1978 mehr als 
4,6 Millionen Wohnungen fertiggestellt, d. h., für na-
hezu jeden vie rten Haushalt ist neuer Wohnraum 
geschaffen worden. Von 1971 bis 1979 — ich will nur 
über diesen Zeitraum sprechen — wurden 3,5 Milli-
arden DM an Bausparprämien gezahlt. Die Bauspar-
förderung ist ganz wichtig. Herr Gattermann hat 
darauf hingewiesen, und es kann auch keinen Zwei-
fel daran geben, daß man sich zur Bausparförderung 
bekennt, wenn Eigentumsbildung ernst genommen 
wird. In diesem Zeitraum wurden allein für Bauspar-
prämien mehr als 21 Milliarden DM aufgewendet. 
Tiber Wohngeld haben wir vorhin schon in anderem 
Zusammenhang diskutiert. Das Wohngeld wird wei-
terhin eine wichtige Bedeutung haben. 

Ich glaube, daß sich diese Erfolgsbilanz sehen las-
sen kann und daß wir uns, wie ich vorhin schon ge-
sagt habe, nach der kommenden Wahl den Anforde-
rungen der 80er Jahre einmal im Bereich der Boden-
politik und zum anderen selbstverständlich hin-
sichtlich der Fortentwicklung unserer städtebau-  
und wohnungspolitischen Instrumentarien stellen 
müssen. 

Dabei muß klar sein, daß bei aller Bedeutung der 
Eigentumsbildung der Mietwohnungsbau in Bal-
lungsgebieten im Blick auf die Nachfrage in den 
kommenden Jahren unerläßlich ist. 

(Dr. Jahn [Münster] [CDU/CSU]: Anreize 
schaffen!) 

Wir brauchen auch einen Bestand an Mietsozial-
wohnungen. Auch dieses Problem haben Sie damals, 
als es um die vielen Fälle der Umwandlung von 
Mietwohnungen in Eigentumswohnungen gegan-
gen ist, nicht richtig erkannt. Sie haben damals — 
auch in dem Antrag, den Sie, Herr Kollege Jahn, vor-
hin erwähnt haben, der abgelehnt worden ist — die 
These vertreten, daß es bei der Umwandlung von 
Mietwohnungen in Eigentumswohnungen keinerlei 
Beschränkungen geben soll. 

(Dr. Jahn [Münster] [CDU/CSU]: Sie verken

-

nen unseren Antrag!) 

Das ist eben nicht richtig, sondern hier muß im Ein-
zelfall geprüft werden, um welchen Umwandlungs-
fall es sich handelt. Soll ein bisheriger Mieter, wenn 
er das freiwillig möchte, Eigentümer werden, oder 
sollen Wohnungen aus spekulativen Gründen um-
gewandelt und ganz anderen zugeführt werden? 

(Zustimmung bei Abgeordneten der SPD) 

Hier haben wir die entsprechenden gesetzlichen 
Schranken eingebaut. 

Eine Bemerkung zur Fehlsubventionierung, die 
von Ihnen angesprochen worden ist: Bei manchen 
Rednern, die über Fehlsubventionierung sprechen, 
habe ich doch das Gefühl, daß es ihnen weniger 
darum geht, unbestreitbare Fälle sozialer Ungerech-
tigkeit zu verhindern, als darum, an Hand des Pro-
blems der Fehlbelegung darzustellen, daß der öffent-
lich geförderte Wohnungsbau von der Konzeption 
her falsch ist und in den freien Markt überführt wer-
den muß. Einer solchen Darstellung kann ich mich 
selbstverständlich nicht anschließen. Ich bestreite 
allerdings nicht, daß wir nach wie vor gravierende 
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Fälle von Fehlbelegung als Konsequenz der Förde-
rungssystematik der letzten Jahrzehnte haben. 

Es ist bereits mit Recht darauf hingewiesen wor-
den, daß die Länder schon immer in der Lage waren, 
solche Fehlbelegungsprobleme für zukünftige Fälle 
auszuschließen. Ich bin aber bereit, erneut eine 
Arbeitsgruppe einzusetzen, erneut zu prüfen, 

(Dr. Jahn [Münster] [CDU/CSU]: Prüfen!) 

ob wir doch ein möglichst unbürokratisches System 
auch noch für die zurückliegenden Fälle von Fehlbe-
legung finden können. Bei der vorhin schon erwähn-
ten Ministerkonferenz am vergangenen Freitag ha-
ben wir darüber Einverständnis erzielt. Wir werden 
im nächsten Monat an die Arbeit gehen und werden 
sehen, ob die Experten bis Ende des Jahres eine ver-
nünftige und praktikable Lösung vorschlagen kön-
nen. Die müßte dann intensiv politisch diskutiert 
werden und in die Gesetzgebung mit eingehen. 

Meine Damen und Herren, eine letzte Bemerkung 
im Blick auf das, was Sie, Herr Schneider und auch 
Herr Jahn, zur „Negativbilanz" gesagt haben: Ich 
glaube, daß hier — wie auch in anderen Sachberei-
chen der Politik — unqualifizierte Angriffe bei unse-
ren Bürgern nicht verfangen werden. Ich bin im üb-
rigen der Überzeugung, daß wir uns nach dem 5. Ok-
tober hier wieder in größerer Ruhe zusammenset-
zen können, um sachgerecht an die Lösung der Pro-
bleme heranzugehen — selbstverständlich in der-
selben Rollenverteilung wie in den letzten Jahren. 

(Beifall bei der SPD und bei der FDP — Kolb 
[CDU/CSU]: Hier war der Wunsch der Va

-

ter des Gedankens!) 

Vizepräsident Dr. von Weizsäcker: Meine Damen 
und Herren, weitere Wortmeldungen liegen nicht 
vor. Ich schließe die Aussprache. 

Wir kommen zur Abstimmung, zuerst über die un-
ter Punkt 3 der Tagesordnung aufgeführte Drucksa-
che 8/3942 zum Dritten Wohnungsbaugesetz. Es lie-
gen zwei Beschlußempfehlungen des Ausschusses 
vor. Der Ausschuß empfiehlt unter Ziffer 1, den An-
trag der Abgeordneten Dr. Schneider, Dr. Jahn 
(Münster), Niegel, weiterer Abgeordneter und der 
Fraktion der CDU/CSU auf Drucksache 8/2902 ab-
zulehnen. Wer dieser Empfehlung des Ausschusses 
zuzustimmen wünscht, den bitte ich um das Hand-
zeichen. — Ich bitte um die Gegenprobe. — Stim-
menthaltungen? — Diese Beschlußempfehlung des 
Ausschusses ist mit Mehrheit angenommen. 

Der Ausschuß empfiehlt unter Ziffer 2 auf Druck-
sache 8/3942 ferner die Annahme einer Entschlie-
ßung. Wer diesem Vorschlag zuzustimmen wünscht, 
den bitte ich um das Handzeichen. — Ich bitte um 
die Gegenprobe. — Stimmenthaltungen? — Diese 
Beschlußempfehlung des Ausschusses ist ebenfalls 
mit Mehrheit angenommen. 

Wir kommen dann zur Abstimmung über die un-
ter Punkt 4 der Tagesordnung aufgeführte Vorlage 
auf Drucksache 8/3954 zum Entschließungsantrag 
der Fraktion der CDU/CSU zur dritten Beratung des 
Haushaltsgesetzes 1980. Der Ausschuß empfiehlt 
auf Drucksache 8/3954, den Entschließungsantrag 
der Fraktion der CDU/CSU zur dritten Beratung des 

Haushaltsgesetzes 1980, hier: Einzelplan 25 — Ge-
schäftsbereich des Bundesministers für Raumord-
nung, Bauwesen und Städtebau — Drucksache 
8/3487 — abzulehnen. Wer dieser Empfehlung zuzu-
stimmen wünscht, den bitte ich um das Handzei-
chen. — Die Gegenprobe! — Enthaltungen? — Die 
Beschlußempfehlung des Ausschusses ist damit mit 
Mehrheit angenommen. 

Bevor ich den nächsten Tagesordnungspunkt auf-
rufe, darf ich noch darauf aufmerksam machen, daß 
interfraktionell vereinbart worden ist, unmittelbar 
nach dem Tagesordnungspunkt 6 den Tagesord-
nungspunkt 31 aufzurufen und zu behandeln. Ich bit-
te, die Redner entsprechend zu verständigen. 

Jetzt rufe ich Punkt 5 der Tagesordnung auf: 

a) Erste Beratung des von den Abgeordneten 
Frau Dr. Wisniewski, Pfeifer, Rühe, Dr. Sta-
venhagen, Frau Benedix-Engler, Daweke, 
Prangenberg, Dr. Hornhues, Frau Krone-Ap-
puhn, Dr. Müller, Voigt (Sonthofen), Berger 
(Lahnstein), Frau Dr. Wilms und der Fraktion 
der CDU/CSU eingebrachten Entwurfs eines 
Dritten Gesetzes zur Änderung des Gradu-
iertenförderungsgesetzes (3. GFGAndG) 

— Drucksache 8/4134 — 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 
Ausschuß für Bildung und Wissenschaft 
Haushaltsausschuß gemäß O 96 GO 

b) Beratung des Antrags der Abgeordneten Frau 
Dr. Wisniewski, Pfeifer, Rühe, Dr. Stavenha-
gen, Frau Benedix-Engler, Daweke, Prangen-
berg, Dr. Hornhues, Frau Krone-Appuhn, Dr. 
Müller, Voigt (Sonthofen), Berger (Lahnstein), 
Frau Dr. Wilms und der Fraktion der CDU/ 
CSU 

Änderung der Graduiertenförderungsver-
ordnung 
— Drucksache 8/4135 — 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 
Ausschuß für Bildung und Wissenschaft 
Haushaltsausschuß gemäß § 96 GO 

Im Ältestenrat ist verbundene Debatte vereinbart 
worden. 

Wird zur Begründung vor Eröffnung der Ausspra-
che das Wort  gewünscht? — Das ist nicht der 
Fall. 

Dann eröffne ich die Aussprache. Das Wo rt  hat 
Frau Abgeordnete Dr. Wisniewski. 

Frau Dr. Wisniewski (CDU/CSU): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Die CDU/CSU-Fraktion 
bringt hiermit den Entwurf eines Gesetzes über die 
Förderung des wissenschaftlichen Nachwuchses 
ein. Der Untertitel ist: Stipendien für Promotion und 
weiteres Studium. Sie bringt ferner einen Antrag be-
treffend Änderung der Graduiertenförderungsver-
ordnung ein. Der Gesetzentwurf steht in der Nach-
folge des Gesetzes über die Förderung des wissen-
schaftlichen Nachwuchses von 1971, seiner Ande- 
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rungsgesetze von 1975 und 1977 sowie seiner Neu-
fassung von 1976. 

Der Gegenstand des Gesetzentwurfes und des 
Antrages ist die erste Phase der Förderung des wis-
senschaftlichen Nachwuchses, also die Phase zwi-
schen dem ersten möglichen Studienabschluß und 
der Promotion, die häufig von einem weiterführen-
den Studium begleitet ist. Kern des eingebrachten 
Gesetzentwurfes ist die Abkehr von einer verfehl-
ten Struktur der Förderung durch ein voll zurückzu-
zahlendes Darlehen. Statt dessen wird wieder die 
Förderung durch ein echtes Stipendium vorgese-
hen, so wie das Gesetz zu Anfang gestaltet war. 
Wichtig ist ferner, daß dieses Stipendium durch Zu-
schläge erhöht werden kann. Darin liegt ein neuer 
Akzent. Das Ziel der Gesetzesinitiative ist die Been-
digung eines unerträglichen Zustandes zu Ende des 
Jahres 1981, nämlich des al armierenden Rückgangs 
der Zahl derer, die sich den Mühen einer Doktorar-
beit unterziehen. 

Lassen Sie mich zuvor ganz kurz auf die Bedeu-
tung dieses Gesetzentwurfes für unsere Gesell-
schaft eingehen. Über eines müssen wir uns klar 
sein: Die Förderung wissenschaftlichen Nach-
wuchses, also junger Wissenschaftler, dient nicht al-
lein dem Wohl dieses kleinen Personenkreises. Sie 
dient auch nicht allein den Hochschulen unseres 
Landes und eben deren Nachwuchs, der für die ver-
schiedenen Positionen gebraucht wird. Wir müssen 
uns vielmehr darüber klar sein, daß Wissenschafts-
förderung eine Investition für die Zukunft unseres 
Volkes ist; denn wir sind arm an Rohstoffen und arm 
an Menschen, die zu niedrigen Löhnen arbeiten 
können. Unser einziger Reichtum ist unser wissen-
schaftliches und technisches Können. Deutsche 
Wissenschaftler sind überall in der Welt gut aner-
kannt und spielen eine nicht gering zu achtende 
Rolle. 

Wenn Wissenschaft und Technik in ihrer Ent-
wicklung beeinträchtigt werden, geht das an das gei-
stige Potential der Bundesrepublik und damit letzt-
lich auch an unsere wirtschaftliche Substanz. Vor 
diesem Hintergrund wird deutlich, wie alarmierend 
die Tatsache ist, daß in den letzten Jahren bei erheb-
lich gestiegener Studentenzahl die Zahl derer ge-
sunken ist, die zur Promotion ein Darlehen anneh-
men, und ebenfalls die Zahl derjenigen, die über-
haupt eine Promotion durchzuführen bereit sind. 

1978 legte die Bundesregierung einen Bericht 
über die Erfahrungen mit der durch das Haushalts-
strukturgesetz veränderten Graduiertenförderung 
vor. Daraus geht hervor: 1974 gab es noch 9 642 Dok-
toranden, die ein Stipendium hatten, 1975 etwa 
gleichviele, nämlich 8 933. 1976 gab es dann nur 
noch 6 512 Darlehensnehmer und 1977 gar nur noch 
4 210 Darlehensnehmer. Das heißt: zwischen 1975 
und 1977 hat sich die Zahl der durch die Graduier-
tenförderung geförderten Studierenden etwa hal-
biert, und das, wie gesagt, bei steigender Studenten-
zahl und trotz des Stolzes der Politiker über die Aus-
schöpfung der Begabungsreserven, die sich an dem 
steigenden Anteil der Abiturientenzahl an den die 
Schule jeweils abschließenden Jahrgängen ablesen 
läßt. 

Nach Berechnung der Ständigen Konferenz der 
Kultusminister muß auch gegenwärtig davon ausge-
gangen werden, daß ungefähr 8 000 Promotionswil-
lige vorhanden sind, die Mediziner nicht eingerech-
net. 

Eine Folge des Rückgangs der Inanspruchnahme 
von Darlehen war, daß die Mittel im Bundeshaushalt 
nicht ausgeschöpft wurden. Leider zog die Bundes-
regierung daraus nicht den Schluß, daß eine sichtbar 
werdende Fehlentwicklung sofort korrigiert werden 
müsse, sondern sie zog den Schluß, daß hier das 
Geld eingespart werden könne. So sanken die An-
sätze im Bundeshaushalt von 44 Millionen DM im 
Jahre 1975 auf 20 Millionen DM im Jahr 1979. Dieser 
Ansatz besteht auch jetzt noch. 

Die wichtigste Ursache dieser Fehlentwicklung 
ist bekannt. Es ist die Umstellung von Stipendien 
auf Darlehen durch das Haushaltsstrukturgesetz 
1975. Ein junger Akademiker, der nach Studienab-
schluß zwei Jahre lang ein Darlehen von monatlich 
800 DM in Empfang nimmt, um seine Promotion 
durchzuführen, steht am Ende mit ungefähr 20 000 
DM Schulden da. Wenn er vorher BAföG-Mittel 
oder ein Überbrückungsdarlehen in Anspruch ge-
nommen hat, kommen wesentlich höhere Beträge 
zusammen. 30 000, 40 000 DM Schulden sind kein 
Ausnahmefall. Das ist viel. Viel zuviel für einen jun-
gen Menschen, der sein Leben erst beginnt und des-
sen Berufsaussichten keineswegs immer klar und si-
cher vor ihm liegen. 

Diese Art der Darlehensförderung ist unsozial, 
übrigens auch insofern, als Studenten namentlich 
aus jenen Bevölkerungsgruppen, die an solche Fi-
nanzierungsmöglichkeiten gar nicht gewöhnt sind 
und vor der Aufnahme von Schulden zurückschrek-
ken, diese Darlehen noch weniger in Anspruch neh-
men. 

Die Darlehensförderung führt dazu, daß die Pro-
motion nur noch denen ermöglicht wird, die finan-
ziell gut gestellt sind. Das widerspricht den bil-
dungspolitischen Bemühungen aller Fraktionen die-
ses Hauses. 

All dies ist bekannt. Bereits 1977 hat die CDU/ 
CSU-Fraktion einen Antrag zur Förderung des 
wissenschaftlichen Nachwuchses an Hochschulen 
gestellt und darin die Bundesregierung aufgefor-
dert, gemeinsam mit den Ländern — denn das muß 
in diesem Fall geschehen — Vorstellungen über Art , 
Umfang und Dauer der Förderung von Promotions-
willigen zu entwickeln. Schon damals wurde darauf 
hingewiesen, daß eine Stipendienregelung erforder-
lich sei. 

Im Sommer 1979 endlich legte der Bundesminister 
für Bildung und Wissenschaft Leitvorstellungen für 
die künftige Förderung des wissenschaftlichen 
Nachwuchses vor. Sie zielten, so schien es, auf die 
Vorlage eines entsprechenden Gesetzentwurfs der 
Bundesregierung. Sie wurden diskutiert. Die CDU/ 
CSU begrüßte diese Initiative. Sie hatte bestimmte 
Einwände. Dies alles verlief im Sand. Bis heute ist 
kein Gesetzentwurf vorgelegt worden. 

Aus Verantwortung für die jungen Wissenschaft-
ler, für die wissenschaftliche Tradition in der Bun- 
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desrepublik und, wie ich eingangs ausführte, aus 
Verantwortung für die Zukunft unseres Volkes 
kann die CDU/CSU-Fraktion nicht länger zusehen, 
wie die Regierung diese Dinge treiben läßt. Hoch-
schulen und Verbände drängen auf eine Änderung. 
Die Beratungen müssen unverzüglich beginnen, da-
mit nicht etwa, wie es bei der vorigen Änderung der 
Graduiertenförderung geschah, schließlich unter 
Zeitdruck gesagt wird, jetzt reiche die Zeit nicht 
mehr ;  man könne keine völlige Umstrukturierung 
vornehmen und müsse das alte Gesetz fortschrei-
ben. 

Wir sind dieses Verfahrens müde und legen daher 
rechtzeitig unser Konzept vor. Das ist nicht, wie ge-
sagt wurde, ein billiges Wahlmanöver. Die notwen-
digen Abstimmungen und Beratungen mit den Län-
dern sind bekanntlich äußerst langwierig. Wenn so-
lide Gesetzesarbeit geleistet werden soll, muß sie zu 
Beginn des nächsten Jahres so gut wie abgeschlos-
sen sein, nämlich vor den Haushaltsberatungen, da-
mit bei diesen das Gesetz berücksichtigt werden 
kann. 

Lassen Sie mich abschließend die gravierenden 
Unterschiede dieses Konzepts zur Förderung des 
wissenschaftlichen Nachwuchses gegenüber dem 
verdeutlichen, das in den Leitlinien des zuständigen 
Ministers vorliegt. Auch do rt  wird die Wiederein-
führung von Stipendien an Stelle von Darlehen 
vorgesehen. Das wurde und wird von uns begrüßt. 
Aber diese Stipendien sollen in der Regel nur im 
Anschluß an eine Tätigkeit als wissenschaftlicher 
Mitarbeiter an einer Hochschule vergeben werden. 
Nur noch in Ausnahmefällen soll eine Förderung di-
rekt im Anschluß an den ersten Studienabschluß er-
folgen. Das führt zu einer bedenklichen Einengung 
des Kreises derer, die gefördert werden können, und 
damit letztlich auch zu einer Einschränkung der 
Möglichkeit, überhaupt zu promovieren. Die Promo-
tion wird damit zur Abschnittsprüfung für Hoch-
schullehrer innerhalb der Hochschullehrerlaufbahn 
degradiert. Das wollen wir nicht. 

Das wichtigste Anliegen bei der Förderung junger 
Wissenschaftler muß es sein — so wird von allen 
Sachverständigen übereinstimmend gesagt —, daß 
mehr junge Wissenschaftler gefördert werden, als es 
die Deckung des Bedarfs an Hochschullehrern ver-
langt. Denn nur dann ist es möglich, ein breites An-
gebot an qualifizierten Wissenschaftlern und damit 
erst eine wirkliche Auswahl bei der Besetzung der 
verschiedenen Positionen zu haben. 

Nicht nur die Hochschulen und die Forschungs-
einrichtungen außerhalb der Hochschulen, auch der 
Staat, die Parlamente, die großen Verbände, die 
Wirtschaft benötigen Menschen, die durch eine wis-
senschaftliche Arbeit bewiesen haben, daß sie zu 
selbständiger Darstellung und Lösung eines Pro-
blems fähig sind. Leistungselite wird in einem Indu-
strieland und einer Kulturnation in vielen Berei-
chen des Lebens gebraucht. Die Universität soll kein 
elfenbeinener Turm sein, 

(Dr. Meinecke [Hamburg] [SPD]: Sehr gut!) 

sondern sie soll in ständigem Austausch mit dem ge- 
samten Leben der Gesellschaft stehen. Es muß ein 

politisches Ziel sein, die Verbundenheit zwischen 
universitärem und außeruniversitärem Leben zu 
verstärken. Dies geschieht am besten durch Fluk-
tuation des Personals, durch Wechsel der -Men-
schen aus dem einen in den anderen Bereich. Das 
trägt dazu bei, Hochschulen lebendig zu erhalten 
und nicht in Isolation verkümmern zu lassen. 

CDU und CSU sehen daher in der Gewährung ei-
nes Zuschlags nach mindestens zweijähriger Be-
rufstätigkeit einen guten, vielleicht den besten 
Weg, um Berufstätigen innerhalb und außerhalb der 
Hochschulen, soweit sie nicht lediglich einem völlig 
fachfremden „Job" nachgehen, eine Zeit konzentrier-
ten wissenschaftlichen Arbeitens zu bieten, ohne 
daß sie allzu große Abstriche von ihrem Einkommen 
aus ihrer Berufstätigkeit hinnehmen müssen. Nicht 
also Beschränkung auf Arbeitende innerhalb der 
Hochschulen ist gewollt, sondern im Gegenteil die 
Möglichkeit, daß Berufstätige von außerhalb der 
Hochschulen kommen, um zwei Jahre hindurch 
oder länger — jedenfalls erst einmal zwei Jahre hin-
durch — eine wissenschaftliche Arbeit zu überneh-
men und zu einem Abschluß zu führen. 

Dieser Gesetzentwurf strebt die Förderung einer 
durch Leistung ausgewiesenen Spitzengruppe an, ei-
ner Elite. Die Auswahl sollte also streng sein, das 
dann gewährte Stipendium aber eine wirkliche Frei-
stellung von finanziellen Sorgen bedeuten. Daher 
plädieren wir für eine Erhöhung auf 1 000 DM mit 
den Zuschlägen, die bei 500 DM liegen sollten. 

Der Finanzrahmen muß den gegenwärtigen Gege-
benheiten angepaßt werden. Wir gehen davon aus, 
daß der bisherige mittelfristige Ansatz für die Darle-
hensgewährung zur Zeit wohl nicht überstiegen 
werden kann. Aber diese Investition in die Lebens-
grundlagen unseres Volkes ist notwendig und mit 
Sicherheit nicht verloren. 

Für Verbesserungsvorschläge sind wir dankbar. 
Wir freuen uns auf die Diskussion im Ausschuß, die 
eigentlich immer von einer Übereinstimmung in 
den grundsätzlichen Anliegen getragen war, wenn 
wir dieses Thema behandelten. Wir hoffen, daß sich 
alle Fraktionen darin zusammenfinden, dieses wich-
tige Anliegen miteinander zu tragen und die Lage 
des wissenschaftlichen Nachwuchses zu verbessern. 
Es sollte im zusammenwirkenden Bemühen um eine 
Besserung dieses von allen Seiten erkannten und 
zugegebenen Mißstandes Gemeinsamkeit von Re-
gierungskoalition und Opposition entstehen. — Vie-
len Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Dr. von Weizsäcker: Das Wort hat 
der Herr Abgeordnete Weisskirchen.  

Weisskirchen (Wiesloch) (SPD): Herr Präsident! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Da wir uns 
in der zu Ende gehenden Legislaturperiode des Deut-
schen Bundestages im Plenum heute voraussichtlich 
das letzte Mal bildungspolitisch begegnen, bitte ich 
um Nachsicht, wenn ich als jüngstes Mitglied des Aus-
schusses für Bildung und Wissenschaft 

(Daweke [CDU/CSU]: Aber schon Profes

-

sor!) 
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von hier aus mit ein klein wenig Wehmut, Herr Da-
weke, darauf aufmerksam mache, daß vier Kollegen, 
die der Bildungspolitik ihre je unverwechselbare 
persönliche Prägung mitgegeben haben, für den 
nächsten Deutschen Bundestag nicht mehr kandi-
dieren. Es sind dies: Dieter Lattmann, Professor Mai-
hofer, Dr. Rolf Meinecke, der Vorsitzende unseres 
Ausschusses, und Kurt Wüster. Diese stehen für die 
vielen, die den großen Aufbruch Ende der 60er Jahre 
für die Bildungsreform vorbereitet und der Bil-
dungsreform ihr Gesicht gegeben haben. Das ist, 
wenn man zurückschaut, viel Mühe, viel Arbeit ge-
wesen. 

Neben der Beharrlichkeit, die diese vier täglich an 
den Tag gelegt haben, haben sie allerdings auch ei-
nen Gesellen kennengelernt, der an jeder Wegbie-
gung der Bildungspolitik immer wieder aufsteht und 
sein hämisches Gesicht zeigt, nämlich den Wegela-
gerer Resignation. 

(Beifall des Abg. Dr. Meinecke [Hamburg] 
[SPD]) 

Wir Jüngeren, wenn ich das einmal so sagen darf, 
können von ihnen lernen, nämlich Umsicht, langen 
Atem, aber auch — und das ist, glaube ich, für die bil-
dungspolitische Auseinandersetzung wichtig — 
Freundlichkeit, Offenheit und Direktheit auch dann, 
wenn man mit dieser Direktheit manchmal auch 
sich selbst entwaffnen kann. Ich finde es gut, daß wir 
in diesem Ausschuß unter diesem Vorsitzenden so 
haben miteinander streiten dürfen. 

(Allgemeiner Beifall) 

— Ich glaube, der Beifall zeigt auch, lieber Rolf 
Meinecke, daß Sie dabei viel Anteil gehabt haben. 
Haben wir nicht oft Mangel an dieser Freundlich-
keit, an dieser Offenheit, an dieser Direktheit, auch 
über unsere eigenen Grenzen und über die Frak-
tionsgrenzen hinaus? Ist es nicht so, daß die Bil-
dungspolitik in manchem einen neuen Anfang set-
zen muß, nicht nur in der Begründung, sondern auch 
in der Zielsetzung, auch in den Methoden und in 
den Mitteln? Die Graduiertenförderung, über die 
wir heute diskutieren, zeigt es. Werden wir nicht 
manchmal — das sollten wir vielleicht für später 
festhalten — in unseren eigenen Selbstspiegelun-
gen in unseren Grabenkämpfen im Ausschuß und 
anderswo — außen sehr viel stärker — so herrlich 
und gleichzeitig so melancholisch wie Don Quichotte? 

Wir sollten einmal über unsere Art des Miteinan-
derumgehens und der Auseinandersetzung nach-
denken. Ich finde, gerade diese vier, die ihren Ab-
schied vom Bundestag nehmen, können uns ein Bei-
spiel sein und uns auch zeigen, wie wir in den Ziel-
setzungen, in den Inhalten und in den Begründun-
gen unserer Politik, auch wenn wir verschiedene 
Auffassungen haben, den Blick für das Wirkliche, 
was über den Tag hinaus für die Bildungspolitik not-
wendig ist, freimachen können — wenn wir uns offe-
ner gegenüberstehen. 

Was wir, glaube ich, künftig mehr, sehr viel mehr, 
brauchen, ist die Fähigkeit zur Toleranz. Das heißt 
nichts anderes als das Ertragen von gegensätzlichen, 
verschiedenen Konzeptionen und Auffassungen. Ich 
habe jedenfalls von diesen vieren gelernt, daß sie in  

diesem Punkte sehr, sehr offen sind. Ich hoffe, daß 
ich davor nichts verliere, und ich hoffte, ich könnte 
das auch für viele andere, vielleicht sogar für uns 
alle, jedenfalls die Bildungspolitiker, sagen. 

Damit komme ich zum Thema. Ich glaube, daß wir 
die Ernsthaftigkeit unserer bildungspolitischen Be

-

mühungen, insbesondere im Blick darauf, daß uns 
die Finanzpolitiker vieles aufsaugen wollen, ein 
klein wenig steigern könnten — und das richte ich 
jetzt an Sie, liebe Kolleginnen und Kollegen von der 
Union —, wenn wir von überhasteten Gesetzent-
würfen absähen. Ich finde, daß man Ihrem jetzt zur 
ersten Lesung anstehenden Entwurf ansehen kann, 
daß er etwas mit der heißen Nadel zusammengenäht 
worden ist, wie eine Jacke, deren Ärmel auf der ei-
nen Seite zu kurz und auf der anderen Seite zu lang 
sind und  die  dem Leib nicht paßt, auf den sie doch 
zugeschnitten ist. 

(Rühe [CDU/CSU]: Das ist doch keine Ent

-

schuldigung für Nichtstun! Die Studenten 
frieren, weil sie nicht einmal eine Jacke ha

-

ben!) 

Dabei ist doch das Thema zu wichtig, als daß wir es 
mit unreifen Gesetzentwürfen beschädigen dürf-
ten. 

Worum geht es? Frau Professor Wisniewski hat 
schon darauf hingewiesen. Herr Rühe, Sie haben 
recht, Nichtstun wäre falsch. Aber Sie wissen, daß 
der Herr Bundesminister Schmude im Sommer letz-
ten Jahres Leitvorstellungen zur Förderung des 
wissenschaftlichen Nachwuchses vorgelegt hat. 
Sie wissen doch, daß diese in der öffentlichen Dis-
kussion von vielen Verbänden, von den Studenten-
schaften, von der WRK und der KMK zur Grundlage 
genommen worden sind und daß wir auf dieser Basis 
zu vielen neuen Erkenntnissen kommen können. 
Diese Debatte ist doch aber noch nicht an dem End-
punkt angelangt. Sie können in  der „Frankfurter 
Rundschau' von vorgestern nachlesen — darin ging 
es um ein Papier, das von Herrn Professor Wap-
newski und Herrn Graf Kielmannsegg mit unter-
schrieben ist —, daß es in dieser Debatte noch sehr 
viele problematische Punkte gibt, etwa den, den Sie 
in Ihrer Begründung stehen haben: Eliteförderung. 
Dies sind alles Probleme, über die wir noch etwas in-
tensiver nachdenken müssen, über die wir auch 
noch mit den Betroffenen reden müssen. Dabei ist 
klar, daß manche der Grundstrukturen, die Sie in Ih-
rem Entwurf auch vorschlagen, mit den Leitvorstel-
lungen identisch sind. Sie haben z. B. das Abgehen 
vom Darlehensprinzip akzeptiert und selber mit vor-
angetrieben. Diese Diskussion ist also, glaube ich, 
noch längst nicht am Ende. Deswegen bedaure ich 
die Hektik der Oppositionsvorstöße. 

(Daweke [CDU/CSU]: Anderthalb Jahre! 
Das ist doch keine Hektik!) 

— Herr Daweke, Sie wissen doch ganz genau, daß in 
dieser Legislaturperiode nichts mehr geht. Ich kann 
ja verstehen, daß Sie vor dem 5. Oktober noch ein 
paar Punkte einsammeln möchten, aber so können 
wir doch miteinander nicht Politik machen. 

Besser wäre es gewesen, finde ich, Sie hätten Ih-
ren Entwurf etwas sorgfältiger überprüft. Lassen Sie 
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mich an drei Punkten kurz die Schwächen Ihrer Än-
derungsvorstellungen belegen. 

Erstens fallen Sie hinter die von Jürgen Schmude 
vorgesehenen Strukturverbesserungen zurück, in-
dem Sie die Nachwuchsförderung vorwiegend auf 
Doktoranden-Stipendien beschränken. Damit wür-
den weniger als die vom Bundesminister vorge-
schlagenen gefördert werden. 

Zweitens. Die Leitvorstellungen von Jürgen 
Schmude berücksichtigen Stipendien insbesondere 
für berufserfahrene Nachwuchskräfte. Ich teile da 
Ihre Auffassung, Frau Professor Wisniewski, und 
will noch einen Gesichtspunkt hinzufügen: Der Aus-
tausch von Personen in der Grundlagenforschung 
und in der Forschungsanwendung, jeweils von do rt 

 nach hier, kann nicht nur mithelfen, die Hochschule 
stärker zur Öfentlichkeit hin aufzuschließen — das 
ist wichtig; Sie haben das angeschnitten —, sondern 
darüber hinaus auch dazu beitragen, die sozialen 
Folgen technischen Wandels stärker in das Blick-
feld der sozialen Verantwortung hineinzunehmen 
— eine Diskussion, die bei den Sozialpolitikern und 
in der Öffentlichkeit, z. B. in der Fabrik, am Fließ-
band, eine große Rolle spielt. 

Drittens. Die nach den Leitvorstellungen beab-
sichtigte und insbesondere von den Betroffenen ge-
forderte soziale Absicherung der Stipendiaten, be-
sonders derer, die schon im Beruf gearbeitet haben, 
haben Sie etwas vernachlässigt, jedenfalls gegen-
über den Leitvorstellungen des Ministeriums. 

Gemeinsam treffen wir uns alle sicher in dem Ziel 
— da gibt es gar keine Frage —, daß wir das Förde-
rungssystem neu überdenken müssen. Ebenso wich-
tig allerdings — das muß ich Ihnen von der Opposi-
tion denn doch sagen — wie das Stellen dieser For-
derungen ist es dann aber auch, die Finanzquellen 
für die Erfüllung dieser Forderungen zu sichern. Da 
haben wir beide ja eine gemeinsame Last gegenüber 
allen, innerhalb unserer eigenen Fraktionen, in den 
Ländern und im Bund, zu tragen. 

(Dr. Meinecke [Hamburg] [SPD]: Eine 
Lust!) 

— Eine Last und eine Lust, Herr Dr. Meinecke. 

Für wenig hilfreich halte ich es allerdings, daß Sie 
in Art. 1 Nr. 8 Ihres Entwurfs dem Bund eine Mehr-
belastung, jedenfalls eine Steigerung seines Anteils 
von 65 auf 75 %, aufhalsen. Sie können diesen Ge-
gensatz doch nicht auf Dauer, auch nicht bis zum 
5. Oktober, durchhalten: Einerseits fordern Sie, der 
Bund solle mehr sparen, andererseits fordern Sie 
hier Mehrausgaben; 

(Beifall bei der SPD) 

einerseits greifen Sie die erweiterte Kompetenz des 
Bundes an, andererseits verlangen Sie hier, daß der 
Bund vorangeht. Nun denn, Sie hecheln ganz schön 
zwischen Haß und Liebe zum Bund und den Ländern 
hin und her. Passen Sie auf, daß Sie sich als Slalom-
künstler dabei nicht auswedeln! Ab dem 5. Oktober 
sind wir alle gemeinsam, denke ich, bereit — die Re-
gierungskoalition wird es bleiben, und Sie werden ja 
auch dann in der Opposition sein —, das nach die-
sem Taumeln dann wieder aufzufangen, damit wir 

die Graduiertenförderung auf eine neue gesetzliche 
Grundlage stellen können. — Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Vizepräsident Dr. von Weizsäcker: Das Wort hat 
der Abgeordnete Professor Maihofer. 

Dr. Dr. h. c. Maihofer (FDP): Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Der Gesetzent-
wurf der CDU/CSU zur Neuordnung der Graduier-
tenförderung, dessen Begründung uns Frau Kollegin 
Wisniewski soeben erläutert hat, ist, wie ich meine, 
ein verdienstlicher Vorstoß. Die Reformabsicht, die 
Graduiertenförderung durch ein Förderungssystem 
auf Stipendienbasis durchzuführen und damit die 
Darlehensförderung abzulösen, stimmt mit unserer 
Absicht überein. Sie ist auch für uns, wie Sprecher 
unserer Fraktion und Partei mehrfach bekräftigt ha-
ben, unverzichtbarer Bestandteil der bis Ende 1981 
anstehenden Neuordnung. 

Aber gerade weil wir eine durchgreifende Neu-
ordnung wollen, haben wir angesichts der gegen-
wärtigen Haushaltslage auch Verständnis dafür, daß 
der Bundesminister für Bildung und Wissenschaft 
diese Reform erst dann einleitet, wenn die mit ihr 
verbundenen finanziellen Konsequenzen im Haus-
halt 1981 und in der mittelfristigen Finanzplanung 
für die Folgezeit abgesichert sind, was erst, wie Sie ja 
doch alle wissen, mit der Eröffnungsbilanz der Haus-
haltspolitik der kommenden Legislaturperiode ge-
schehen kann. Dennoch sind wir dankbar für das 
Votum der Opposition, diese zusätzlichen Haus-
haltsbelastungen mitzutragen. Wir werden Sie zu 
gegebener Zeit daran erinnern. 

Aber mit der bloßen Zurückführung der Graduier-
tenförderung auf Stipendienbasis allein ist die hier 
überfällige Reform nicht geleistet. Hier stimme ich 
voll mit dem überein, was Herr Kollege Weisskir-
chen soeben ausgeführt hat. Die gebotene Neuord-
nung muß zugleich auch den Veränderungen Rech-
nung tragen, die inzwischen durch das Hochschul-
rahmengesetz des Bundes und die Hochschulge-
setze der Länder gerade in den hier in Frage ste-
henden Bereichen der Personalstruktur eingetre-
ten sind. Dazu bedarf es einiger ergänzender Aus-
führungen. 

In den früheren Hochschulen fanden Promotio-
nen in weitem Umfang während der Assistentenzeit 
statt. Das wird nach den verschärften Voraussetzun-
gen für die Besetzung von Assistentenstellen neuer 
Art  nunmehr nur im Ausnahmefall geschehen kön-
nen. Noch weniger sind hierfür aber auch die neuge-
schaffenen Planstellen wissenschaftlicher Mitar-
beiter geeignet, die, wie Sie ja wissen, hauptberuf-
lich in den Dienstbetrieb der Hochschulen einge-
gliedert sind. Damit ist für die Phase der Promotion 
in das Stellengefüge unserer Hochschulen eine 
empfindliche Lücke gerissen. Um dessen Ausfüllung 
geht es eben nicht zuletzt bei unserer Reform der 
Graduiertenförderung. 

Wir begrüßen daher die Absicht von Herrn Bun-
desminister Schmude, die Reform der Graduierten-
förderung nach Stipendien mit unterstützenden 
Neuregelungen innerhalb der Personalstruktur 
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zu verzahnen, wie er dies in den vorgelegten Leitli-
nien angekündigt hat. Wenn allerdings aus einer 
neugeordneten Graduiertenförderung über Stipen-
dien u n d Stellen eine wechselseitige Ergänzung 
und nicht eine Behinderung der beiderseitigen 
Möglichkeiten werden soll, dann muß gesichert 
bleiben, daß Grundstipendien auch unmittelbar 
nach Studienabschluß vergeben werden können; die 
Vergabe also nicht von vorausgehender Tätigkeit 
auf einer Hochschulstelle abhängig gemacht wird. 
Müßten sich doch sonst Stellenengpässe als Verhin-
derungsgrund für die Stipendienvergabe auswirken. 
Dies kann ja wohl keines Menschen Absicht sein. 

Daß eine Neubelebung der heute darniederlie-
genden Graduiertenförderung zwingend geboten 
ist, ist von allen Vorrednern mit guten Gründen dar-
gelegt worden.- Dem brauche ich insoweit nichts 
mehr hinzuzufügen. Auch für uns ist Graduierten-
förderung nicht einfach nur Promotionsförderung. 
Sie ist allerdings für uns auch nicht nur ein Elitepro-
blem, Frau Kollegin Wisniewski. Sie ist eine zen-
trale Maßnahme der Forschungsförderung, von 
der, wie ich meine, mehr als von allen anderen Maß-
nahmen abhängen wird, ob es uns gelingt, die For-
schung an und vor allem i n unseren Hochschulen 
wieder auf das einer Kulturnation wie der unsrigen 
angemessene internationale Niveau zu bringen. Sie 
ist zugleich auch — darin stimme ich mit beiden 
Vorrednern überein — eine zentrale Maßnahme 
der Nachwuchsförderung. Dazu erübrigt sich nach 
den Empfehlungen, die wir dazu gemeinsam verab-
schiedet haben, jedes weitere Wort. 

Aber die Graduiertenförderung hat an unseren 
Hochschulen darüber hinaus — dem sollen einige 
abschließende Worte gelten — eine meist überse-
hene Funktion, von der die Struktur unserer künf-
tigen Hochschulen überhaupt in entscheidenden 
Hinsichten abhängen wird. Warum dies? Die Hoch-
schulreform in unserer Bundesrepublik hat, soweit 
sie sich nicht überhaupt in Organisationsreformen 
erschöpft hat, sondern zu Studienreformen geführt 
hat, die Reform des Studiums fast ausschließlich für 
das Hochschulstudium bis zur Graduierung, also 
bis zu den ersten Staats- oder Hochschulexamen, ge-
leistet Das hat angesichts der quantitativen Anfor-
derungen des heutigen Studienbetriebs zu einem 
besser organisierten, aber auch — nicht selten — 
straffer reglementierten Lehrbetrieb geführt, der lei-
der weniger zu einer Verwissenschaftlichung, son-
dern mehr zu einer Verschulung der Hochschulen 
beigetragen hat. Darüber gibt es für jeden, der diese 
Praxis studiert, keinen Zweifel. 

Obwohl die Graduiertenphase, also die bis zum 
ersten Examen, bis zur ersten Graduierung, damit 
wissenschaftlich eher ausgetrocknet worden ist, ist 
für die Nachgraduiertenphase eine vergleichbare 
Anstrengung nicht unternommen worden, nämlich 
wenigstens d o r t vertiefte wissenschaftliche Studien-
möglichkeiten zu eröffnen. So stehen heute unsere 
Hochschulen, wie ich meine, gerade hinsichtlich der 
Nachgraduierten-, also der Nachexamensphase im 
internationalen Vergleich schlechter da denn je. 

Weder gibt es für die in dieser Phase liegende 
Promotion ein organisiertes Promotionsstudium,  

wie es in den Ländern französischer Universitätstra-
dition schon seit langem selbstverständlich ist — 
dort schreiben Studenten ihre Promotion nicht im 
Alleingang so vor sich hin, sondern sie werden aus 
Anlaß ihrer Promotion in  vertiefenden Studiengän-
gen in das jeweilige Fachgebiet wissenschaftlich 
eingeführt. 

Noch gibt es an unseren Hochschulen wie in den 
Ländern anglosächsischer Universitätstradition ein 
organisiertes Post-graduate-Studium, das doch ge-
rade in jenen Universitätsstädten die Krönung über-
haupt des gesamten Studiensystems darstellt, das, 
wie unsere Kollegen nach ihren Besuchen in den 
Vereinigten Staaten sehr beredt berichtet haben, 
eine unseren Verhältnissen unvergleichbare Mög-
lichkeit gezielter Einführung in eigene wissen-
schaftliche Arbeit und planmäßiger Gewinnung und 
Vorbereitung des wissenschaftlichen Nachwuchses 
an den jeweiligen Hochschulen bietet. 

Darum ist, wie ich meine, die Reform der Gradu-
iertenförderung für uns, über ihre Bedeutung als 
Mittel der Forschungsförderung und Nachwuchs-
förderung hinaus, eine der entscheidenden struktu-
rellen Voraussetzungen für die durchgängige Re-
form des Studiums, unserer Hochschulen über-
haupt. In ihr geht es auch darum, den Hochschulen 
nach der in der Vorgraduierungsphase durchgeführ-
ten Studienreform einen zureichenden Unterbau für 
vergleichbare Reformanstrengungen nun auch in 
der Nachgraduiertenphase, insbesondere der Pro-
motionsphase, zu schaffen, damit wir auch für den 
postgraduierten Bereich der Studiengänge ein ande-
ren Kulturstaaten vergleichbares internationales 
Niveau erreichen. 

Das ist auch für mich wie schon für Frau Kollegin 
Wisniewski nicht nur eine Frage der Bildungspoli-
tik, ein spezielles Problem also von Forschungsför-
derung oder von Nachwuchsförderung. Leicht wird 
uns auch hier durch die verhängnisvolle Sektorali-
sierung der Politik der Blick dafür verstellt — das , 
gilt nicht nur für diesen Bereich —, daß hier nicht 
einfach Fragen der Bildungspolitik, sondern der 
Gesamtpolitik anstehen, die wir bei einer Reform 
der Graduiertenförderung zu lösen haben. Das An-
sehen unserer Wissenschaft und die Anziehungs-
kraft unserer Hochschulen, die nicht zuletzt auch 
von der Forschungsleistung und der Lehrfähigkeit 
unserer Hochschulen in diesem Nachgraduierten-
bereich mit abhängen, sind in der werdenden Welt-
gesellschaft von heute ein außenpolitischer Faktor 
erster Ordnung, wie uns jeder Besuch im Ausland 
lehrt. 

Die Ausschöpfung unserer Begabungsreserven 
durch eine entschlossene Forschungs- und Nach-
wuchsförderung ist nicht minder aber auch ein wirt-
schaftspolitischer Faktor erster Art. Die Leistung 
unserer Forschung ist die Zukunft unserer Wi rt

-schaft von morgen. Auch von daher ist die Reform 
der Graduiertenförderung ein gesamtpolitisches 
Problem erster Ordnung. 
Ich stelle diese Feststellung an das Ende meiner 

Ausführungen, weil ich mir wünsche, daß diese 
nicht nur bildungspolitische, sondern gesamtpoliti-
sche Bedeutung der mit der heutigen Parlaments- 
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debatte eröffneten Reform der Graduiertenförde-
rung auch und gerade angesichts der schwierigen 
Haushaltslage in den bevorstehenden Beratungen 
im kommenden Bundestag nicht vergessen werden 
möge. 

(Beifall bei allen Fraktionen) 

Vizepräsident Dr. von Weizsäcker: Das Wort  hat 
der Herr Bundesminister für Bildung und Wissen-
schaft. 

Dr. Schmude, Bundesminister für Bildung und 
Wissenschaft: Herr Präsident, meine Damen und 
Herren! Die forschungspolitische Debatte am ver-
gangenen Freitag hat gezeigt, daß zwischen allen 
Fraktionen weitgehende Übereinstimmung in der 
Beurteilung der Grundlagenforschung besteht. 
Übereinstimmung besteht auch darüber, daß hoch-
wertige Forschung hochqualifizierte Forscher ver-
langt. Forschungsförderung wird langfristig nur 
dann erfolgreich sein, wenn sich genügend befä-
higte junge Menschen in der Forschung engagieren 
und dort  Entfaltungsmöglichkeiten finden. Wir 
brauchen also ein Förderungssystem für den wissen-
schaftlichen Nachwuchs, das Spitzenbegabungen 
nachhaltig unterstützt und den Nachwuchs für die 
zunehmenden Forschungstätigkeiten in allen Berei-
chen unserer Gesellschaft sichert. 

Ich sage: in allen Bereichen, weil wissenschaftli-
cher Nachwuchs nicht nur Hochschullehrernach-
wuchs ist. Zutreffend heißt es dazu in der Begrün-
dung des Gesetzentwurfs der CDU/CSU — Sie, Frau 
Kollegin Wisniewski, haben das heute noch einmal 
unterstrichen —, daß bedeutend mehr junge Wis-
senschaftler gefördert werden müssen, als es die 
Deckung des Bedarfs an Nachwuchswissenschaft-
lern an den deutschen Hochschulen erforderlich 
macht. Bereits in den von mir vor einem Jahr vorge-
legten Leitvorstellungen für die künftige Förderung 
des wissenschaftlichen Nachwuchses habe ich das 
als eine zentrale Aufgabe für unsere Zukunftssiche-
rung hervorgehoben und eingehender begründet. 

Dabei darf Nachwuchsförderung nicht auf die 
Förderung bis zur Promotion beschränkt bleiben. 
Dazu schweigt sich der Antrag der CDU/CSU leider 
aus. Nach allen Erfahrungen ist aber gerade die 
Phase unmittelbar nach der Promotion für die For-
schung besonders fruchtbar. Deshalb muß diese 
Phase in den Überlegungen zur Förderung des wis-
senschaftlichen Nachwuchses mindestens das glei-
che Gewicht haben wie die Phase bis zur Promo-
tion. 

Ausdrücklich möchte ich dem Mißverständnis 
vorbeugen, als gehe es bei der Förderung des wis-
senschaftlichen Nachwuchses allein um die Vorbe-
reitung junger Menschen auf ihre berufliche Zu-
kunft oder gar um soziale Wohltaten für Hochschul-
absolventen. Diese Nachwuchsförderung ist viel-
mehr besonders wirksame Forschungsförderung 
und damit übrigens auch eine Aufgabe des Bundes. 
Ich bin Ihnen, Herr Kollege Maihofer, sehr dankbar, 
daß Sie diesen Gesichtspunkt der Forschungsförde-
rung und seine Bedeutung für das Ansehen und die 
Leistungsfähigkeit unserer Forschung im internatio-

nalen Bereich noch einmal ausdrücklich hervorge-
hoben haben. 

In diesem Sinne habe ich meine Leitvorstellun-
gen für die künftige Förderung des wissenschaftli-
chen Nachwuchses zum Gegenstand intensiver Be-
ratungen zwischen Bund, Ländern und Wissen-
schaftsorganisationen gemacht und damit weitge-
hend Zustimmung gefunden. Es ist nicht so, als ob 
seit dem vergangenen Jahr, als diese Leitvorstellun-
gen vorgelegt wurden, nichts erfolgt wäre. Vielmehr 
haben wir intensiv beraten, alle Betroffenen, Zustän-
digen und Mitverantwortlichen gehört und damit, so 
meine ich, auch zu einer Weiterentwicklung dieser 
Leitvorstellungen sehr produktiv beitragen können. 
Grundsätzlich zustimmend haben sich auch die Mit-
glieder aller Fraktionen im Bundestagsausschuß für 
Bildung und Wissenschaft geäußert. 

Die heute vorliegenden Anträge der CDU/CSU 
greifen allerdings entscheidend kürzer als die Leit-
vorstellungen, indem sie sich im wesentlichen dar-
auf beschränken, die Promotionsförderung zu ver-
bessern. Mit Ihrem System von Zuschlägen, das bei 
besonderer Berücksichtigung von vorausgegange-
ner Berufstätigkeit etwa das zu erreichen versucht, 
was die Leitvorstellungen durch Anschlußstipen-
dien und Praktikerstipendien anstreben, bleiben Sie 
hinter dem bereits erreichten Stand der Diskussion 
zurück. 

(Daweke [CDU/CSU]: Aber, Herr Schmude, 
lieber weniger als nichts!) 

— Wenn das Weniger in die Irre führt, dann ist es 
keine Alternative zum Nichts, sondern eine andere 
Art  desselben. 

(Beifall bei der SPD) 

Zum Beispiel möchte ich an der in den Leitvor-
stellungen vorgesehenen stärkeren Verzahnung 
von bezahlter wissenschaftlicher Arbeit und Sti-
pendien für den Abschluß der Promotion festhal-
ten. Das schließt, Herr Kollege Maihofer, nicht aus, 
daß es gleichzeitig auch Grundstipendien für sol-
che gibt, die keine berufliche Tätigkeit vorgeschal-
tet haben. Anschluß- und Praktikerstipendien ma-
chen die Beurteilungsgrundlagen sicherer und kön-
nen erheblich dazu beitragen, daß berufliche Erfah-
rung und herausgehobene wissenschaftliche Quali-
fikation sich wechselseitig verstärken. Das weiter-
weisende Konzept der Anschlußstipendien wird in 
den jetzigen Anträgen nur halbherzig aufgegriffen. 
Die Phase nach der Promotion wird weitgehend ver-
nachlässigt. 

Auch zu der von der Opposition immer wieder ge-
forderten Verstärkung des Auslandsbezuges durch 
eigenständige Auslandsstipendien gibt der Antrag 
wenig her. 

Zur sozialen Absicherung der Stipendiaten, für 
die die Leitvorstellungen konkrete und realisierbare 
Vorstellungen enthalten, findet sich in den Anträ-
gen der Opposition nichts. 

Ich kann und will hier nicht auf alle Details einge-
hen. Die Frage des Förderungsvolumens und der 
Kosten aber muß ich mit aller Deutlichkeit anspre-
chen. Nach den Angaben der Opposition sollen ihre 
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Vorschläge keine zusätzlichen Kosten über die mit-
telfristige Finanzplanung hinaus erfordern. Zugleich 
soll der Bundesanteil im Vergleich zu der bisherigen 
Graduiertenförderung erhöht werden. Da außerdem 
das Grundstipendium erhöht und die verschiedenen 
Zuschläge eingeführt werden sollen, müßte sich im 
ganzen die Zahl der bisherigen Förderungsfälle 
künftig noch erheblich verringern. Von einer brei-
ten Nachwuchsförderung kann unter diesen Um-
ständen nicht die Rede sein. In den Ausschußbera-
tungen zu den Leitvorstellungen hat aber gerade die 
Opposition wiederholt gefordert, mit einem neuen 
Förderungskonzept zumindest wieder die Förde-
rungszahlen aus der Zeit vor der Umstellung der 
Graduiertenförderung auf Darlehen zu erreichen. 
Wie das gelingen soll, wenn Sie die Zahl der Förde-
rungsfälle zugleich zurückschrauben, bleibt Ihr Ge-
heimnis. Kostenneutralität und Erweiterung der 
Förderungsmöglichkeiten kann man nicht zugleich 
haben. Auch an diesem Widerspruch zeigt sich, daß 
der Antrag der CDU/CSU noch unausgereift ist. 

Die Bundesregierung kann es sich nicht so leicht 
machen wie die Opposition. Sie kann aus der Ge-
samtaufgabe der Forschungsförderung und der 
Nachwuchsförderung nicht nur einen Teilbereich 
herausgreifen und dafür eine isolierte Lösung vorle-
gen. Wenn das von mir entwickelte Konzept der 
Leitvorstellungen realisiert wird, wird die künftige 
Nachwuchsförderung mehr Geld fordern, als bisher 
für die Durchführung des Graduiertenförderungsge-
setzes aufgewendet wurde. Ich mache keinen Hehl 
daraus, daß dies die Ursache dafür ist, daß das Bun-
deskabinett über die Leitvorstellungen bisher noch 
nicht beraten und beschließen konnte. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Dann sind Sie 
der Leidtragende!) 

Mir kommt es darauf an, zunächst die finanzielle 
Ausstattung für das Gesamtprogramm zu sichern 
und in der mittelfristigen Finanzplanung die Vor-
aussetzungen für seine Realisierung zu schaffen. 

Wie Sie alle wissen, wird über den Bundeshaus-
halt des kommenden Jahres und über die Eckwerte 
für die Folgejahre erst im Spätherbst dieses Jahres 
Verbindliches zu sagen sein. Erst dann wird es mög-
lich sein, ein finanziell gesichertes Gesamtpro-
gramm vorzulegen. Das wird ausreichen, da das 
Graduiertenförderungsgesetz erst Ende 1981 aus-
läuft. Eine frühere Klärung, so lieb sie mir gewesen 
wäre, ist nicht zu erreichen. 

Die in den letzten Monaten deutlich gewordenen 
zusätzlichen Belastungen des Bundeshaushalts 
machen die Entscheidungsprozesse gerade in den 
Bereichen schwieriger, in denen Bund und Länder 
gemeinsam Verantwortung tragen. Die Opposition 
könnte hier dank ihrer Stellung in den Ländern hilf-
reich wirken. Wie das Verhalten der unionsgeführ-
ten Länder am 13. Juni 1980 im Bundesrat allerdings 
zeigt, scheint das Gegenteil der Fall zu sein. Nach 
den dort  neuerdings praktizierten Grundsätzen 
würde bei angemessener Finanzausstattung auch 
dieses heute von Ihnen betriebene Gesetzesvorha-
ben durch Vertagung blockiert werden. 

Sie ersehen daraus, daß es noch energischen Ein-
satz erfordern wird, um einem wirklich brauchbaren 
Konzept zur Förderung des wissenschaftlichen 
Nachwuchses die Erfolgsaussicht zu verschaffen. 

Die heute behandelten Oppositionsanträge sind 
dazu ein Beitrag, allerdings ein noch unzureichen-
der Beitrag. Die damit ausgedrückte Forderung nach 
einer Nachfolgeregelung für das Graduiertenför-
derungsgesetz begrüße ich ausdrücklich, und ich 
teile Ihre Kritik an diesem Gesetz. Ich teile die Auf-
fassung, daß eine solche Nachfolgeregelung not-
wendig ist. Seit mehr als einem Jahre arbeite ich an 
der Verwirklichung dieses inzwischen im Konzept 
abgeschlossenen Vorhabens und werde das weiter-
hin tun. 

(Daweke [CDU/CSU]: Leidvoll!) 

Nachdem dazu auch heute wieder eine grundsätz-
liche Übereinstimmung aller Seiten erkennbar ge-
worden ist, bitte ich für diese Bemühungen um Ihre 
weitere Unterstützung. Danke. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Vizepräsident Dr. von Weizsäcker: Weitere Wort
-meldungen liegen nicht vor. Dann schließe ich die 

Aussprache. 

Der Ältestenrat schlägt vor, die Vorlagen auf den 
Drucksachen 8/4134 und 8/4135 zur Beratung an den 
Ausschuß für Bildung und Wissenschaft — feder-
führend — und zur Beratung gemäß §96 unserer Ge-
schäftsordnung an den Haushaltsausschuß zu über-
weisen. Ist das Haus damit einverstanden? — Kein 
Widerspruch. Dann ist es so beschlossen. 

Ich rufe jetzt den Tagesordnungspunkt 6 in der 
Hoffnung auf, daß wir ihn durch zügige Beratung 
noch bis zur Mittagspause durchbekommen: 

Beratung der Beschlußempfehlung und des 
Berichts des Ausschusses für Bildung und 
Wissenschaft (18. Ausschuß) zu dem Antrag 
der Fraktion der CDU/CSU 

Programm zur Förderung des Auslandsauf-
enthaltes von Schülern, jungen Arbeitneh-
mern, Studenten und Wissenschaftlern 
— Drucksachen 8/2458, 8/4124 — 
Berichterstatter: 
Abgeordnete Daweke 
Vogelsang 

Im Ältestenrat ist für die Aussprache ein Kurzbei-
trag je Fraktion vereinbart worden. Wünscht einer 
der Berichterstatter das Wort? — Das ist nicht der 
Fall. Dann eröffne ich die Aussprache. Das Wo rt  hat 
der Abgeordnete Daweke. 

Daweke (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Die Beschlußempfehlung des 
Ausschusses für Bildung und Wissenschaft, die wir 
hier beraten, basiert auf vier wesentlichen Elemen-
ten. Erstens dem Antrag der Union zu diesem Pro-
blem vom Januar 1979, zweitens einer Kleinen An-
frage, die wir am gleichen Tag hier eingebracht ha-
ben und deren Antworten, drittens auf den Antwort-
schreiben der Kultusminister und Wissenschaftsmi- 
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nister der Länder auf einen Brief unseres Fraktions-
vorsitzenden Dr. Kohl und schließlich auf einer sehr 
ausführlichen und intensiven Anhörung, die der 
Ausschuß veranstaltet hat. 

Ausgangspunkt für unseren Antrag und alle un-
sere Überlegungen waren Zahlen, die uns aus dem 
studentischen Bereich bekannt sind, die aber für 
die anderen Bereiche ebenso gelten, insbesondere 
sicherlich auch für junge Arbeitnehmer. Sie betref-
fen den alarmierenden Rückgang der Zahl derjeni-
gen jungen Deutschen, die sich während ihrer Aus-
bildung ins Ausland begeben. 1953 beispielsweise 
waren dies noch 8 % eines Studentenjahrgangs, 1963 
noch 5,7 % und dann ging diese Zahl weiter zurück: 
über 5,2 %, 3,4 % und 2,6 % bis auf 1,5 % eines Studen-
tenjahrgangs im Jahre 1978. 

Besonders alarmierend sind diese Zahlen im Be-
reich der Anglistik- und der Romanistik-Studenten. 
Beispielsweise hat der ehemalige nordrhein-westfä-
lische Wissenschaftsminister Jochimsen folgendes 
veröffentlicht: Von den 300 000 Anglistik-Studenten 
lernen nur 500 die englische Sprache im Ausland. Er 
fährt fort, bei der Immobilität auch im Sprachenbe-
reich müsse man sich fragen, wie sich die zukünfti-
gen Englisch- oder Französischlehrer später über-
haupt einmal verständigen wollten. Das meinte Jo-
chimsen, der selber vier Semester in den USA stu-
dierte, wo er sich als Barportier durchschlug. Jetzt 
ist er ja Wirtschaftsminister. 

Ich sagte eben schon, daß diese Zahlen für den 
studentischen Bereich alarmierend sind. Aber sie 
sind im Bereich der Arbeitnehmer genauso besorg-
niserregend. 

Unser Programm vom Januar 1979 hatte deshalb 
vier Schwerpunkte. Es sollte die jungen Leute durch 
mehr Information und Beratung ermutigen; es sollte 
sie durch bessere Sprachkenntnisse besser befähi-
gen, ins Ausland zu gehen; es sollte durch leichtere 
Verfahren z. B. für das Absolvieren von Praktika und 
dergleichen den Weg vereinfachen; es sollte schließ-
lich durch eine gerechtere Gebührenregelung und 
durch eine gerechtere Anerkennung von Leistungen 
den Weg ins Ausland erleichtern. — Sie finden alle 
diese Anregungen im Beschlußvorschlag unseres 
Ausschusses wieder. 

Interessant ist, daß seit der Erörterung, die wir be-
gonnen haben, das Problem — in einer immer größer 
werdenen Zahl von Briefen ist dies zum Ausdruck 
gekommen — auch öffentlich diskutiert worden ist. 
Wir haben noch nie auf einen Antrag hin so viele 
Briefe wie zu diesem Problemkreis bekommen. 

Die Regierung selbst ist aktiv geworden. Sie hat 
dem Finanzminister zu diesem Zweck einige zusätz-
liche Mittel aus dem Topf nehmen können. Die 
KMK ist aktiv geworden; die Kultusminister der 
Länder haben ihre Programme ausgeweitet. Schließ-
lich hat auch der Bundestag selbst in einer Reihe 
von Vorschlägen — beispielsweise bei der Ände-
rung des BAföG — dafür gesorgt, daß hier sozusagen 
schon vorab einiges geschieht. 

Wir haben dann eine Anhörung veranstaltet, in 
der der Opposition gesagt worden ist, daß der Be-
griff, mit dem wir dieses Problem umschrieben ha-

ben, nämlich die junge Generation sei auslandsmü-
de, eigentlich nicht zutreffe. Man hat im Gegenteil 
gesagt, daß bei Befragungen etwa 94 % aller Abitu-
rienten angeben, daß sie schon einmal im Ausland 
waren, und 82 % aller Abiturienten finden auch, daß 
es ganz wichtig sei, daß sie beispielsweise während 
ihres Studiums und der späteren Ausbildung ins 
Ausland gehen. Aber es sind nur 1,5 % der Abitu-
rienten, die diesen Schritt auch tatsächlich tun, so 
daß es unsere Aufgabe war, nachzuvollziehen, wel-
che Ängste, welche Bremsen und welche Hemm-
nisse es denn nun sind, die auf dem Wege zu diesem 
Schritt ins Ausland das Vorhaben zum Schluß doch 
scheitern lassen. 

Ich muß den Beamten der Bundesregierung und 
den Beamten unseres Ausschusses, auch und vor al-
len Dingen aber den Mittlerorganisationen sehr 
herzlich dafür danken, daß sie uns die vielen Anre-
gungen, die gekommen sind, mit strukturiert und 
daraus einen, wie ich finde, recht ansehnlichen 
Maßnahmenkatalog gemacht haben, den wir aber 
nicht in diese Beschlußempfehlung aufgenommen 
haben, weil wir der Auffassung waren, daß es sich 
eher lohnen würde, die grundsätzlichen Überlegun-
gen des Bundestages zu diesem Problem aufzuli-
sten. 

Aus der großen Zahl der Anregungen möchte ich 
hier ein paar hervorheben, von denen ich glaube, 
daß sie in den nächsten Jahren aufgegriffen und 
wirklich zügig umgesetzt werden sollten. 

Erstens. Wir glauben, daß Auslandsmobilität in 
diesem Sinne nicht angeboren ist. Atlantiker, so hat 
einmal einer gesagt, werden nicht geboren, sondern 
man muß das lernen, und man kann es nur dann ler-
nen, wenn man es in der Jugend lernt, indem man 
als Schüler — vielleicht in einer anderen Familie  — 
die  Kultur eines anderen Landes näher kennen-
lernt. 

Zweitens. Wir sind der Meinung, daß man Aus-
landsaufenthalte belohnen sollte. Der Staat muß 
hier vorangehen. Wenn der Personalchef eines Mi-
nisteriums zwei Beamte mit gleicher Qualifikation 
hat, aber nur eine Stelle besetzen kann, sollte er 
nach unserer Auffassung dem Beamten, der wäh-
rend seiner Ausbildung im Ausland gewesen ist, den 
Vorzug geben. Das wird dann eine gewisse Leitfunk-
tion auch für das, was in der Wi rtschaft passiert, ha-
ben. 

Drittens. Wir sind der Auffassung, daß die Mittler-
organisationen ihr Wissen als Information an eine 
größere Zahl junger Leute weitergeben sollten. Die 
Information muß wesentlich verbessert werden, und 
es müssen auch einfachere Lösungen gefunden wer-
den. Ich sagte eben schon, daß z. B. auch die Zahl der 
Praktika, die im Ausland abgeleistet werden kön-
nen, erhöht werden sollte. 

Viertens. Die Wirtschaft — d. h. die Gewerkschaf-
ten einerseits und die Arbeitgeber andererseits — 
sollte in ihrem Bereich versuchen, für diejenigen 
Anreize zu geben und vor allen Dingen auch Hilfe-
stellung zu leisten, die als junge Arbeitnehmer, Aus- 
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zubildende oder auch nach der Ausbildung ins Aus-
land zu gehen bereit sind. 

(Zuruf des Abg. Wolfram [Recklinghausen] 
[SPD]) 

— Ich weiß gar nicht, wieso Sie sich hier immer so 
aufregen. Was ich hier sage, ist doch alles einver-
nehmlich auch mit Ihren Kollegen besprochen wor-
den. Sie haben keine Ahnung; deshalb machen Sie 
immer diese Zwischenbemerkungen. 

(Zuruf des Abg. Wolfram [Recklinghausen] 
[SPD]) 

Der fünfte Punkt — das ist ein ganz wichtiger 
Punkt — betrifft die Kostenfrage. Wir sind der Auf-
fassung, daß die Gleichsetzung von Auslandsaufent-
halt und, wenn Sie so wollen, Vollalimentation nicht 
gut ist. Viele erwarten, daß ihnen der Staat, wenn sie 
ins Ausland gehen, den Aufenthalt voll finanziert. 
Wir möchten gern unsere jungen Leute auffordern, 
auch bereit zu sein, ins Ausland zu gehen, wenn sie 
lediglich die Differenz zwischen den Kosten der 
Ausbildung hier und den allerdings in der Regel hö-
heren Ausbildungskosten im Ausland bezuschußt 
bekommen. Dies ist, was die Studenten angeht, bei-
spielsweise ein wichtiger Punkt. An der Universität 
von Südkalifornien kostet ein Studienplatz bei-
spielsweise 6 000 Dollar pro Jahr. Es wird nicht mög-
lich sein, den Studenten, die do rt  studieren, diese 
Summe voll aus Bundes- oder Landesmitteln zu fi-
nanzieren. Unsere Idee ist, daß man den deutschen 
Studenten und den amerikanischen Studenten sozu-
sagen gleichstellt, daß der Amerikaner also an sei-
ner Universität die Studiengebühren weiter bezahlt 
und daß wir uns bemühen, ihn hier studiengebüh-
renfrei aufzunehmen. Nur so werden wir die Zahl 
der Studenten, die zu einem Auslandsaufenthalt be-
reit sind, wesentlich erhöhen können. 

Eine letzte Bemerkung in diesem Zusammenhang. 
Es ist nicht zu begreifen — deshalb haben wir die 
Bundesregierung und die Länderregierungen aufge-
fordert, hier aktiv zu werden —, daß die Anerken-
nung von Ausbildungsabschnitten im Ausland so 
große Schwierigkeiten bereiten soll, daß darüber 
nicht internationale Vereinbarungen getroffen wer-
den können. Es will in meinen Kopf wirklich nicht 
hinein, daß ein Stukkateur aus Italien nicht die glei-
che Qualifikation wie der, der hier tätig ist, haben 
soll und daß man seine Ausbildung nicht anerkennt. 
Ebenso verstehe ich nicht, daß die Ausbildungsbe-
scheinigung von jemandem, der gelernt hat, wie man 
eine Pneumonie in Italien oder in Frankreich behan-
delt, nicht auch hier anerkannt werden soll. 

Die Beschlußempfehlung, die wir Ihnen vorlegen, 
ist — ich sagte es schon — einvernehmlich verab-
schiedet worden. Es handelt sich hier um einen der 
wenigen Anträge der Opposition, denen die Regie-
rungsparteien im Ausschuß zugestimmt haben. Das 
macht nicht nur deutlich, wie gut die Qualität dieses 
Antrages und der Antragsteller ist, sondern es zeigt 
vor allen Dingen auch den Handlungswillen des 
Deutschen Bundestages in einer, wie wir glauben, 
sehr wichtigen Frage, nämlich der Frage, ob unsere 
jungen Leute in der Bundesrepublik immer provin-
zieller werden oder ob sie tatsächlich auch bereit  

sind, sich mit fremden Kulturen auseinanderzuset-
zen, sie zu begreifen und damit möglicherweise auch 
die eigene Kultur viel besser zu verstehen, als sie 
das jetzt tun. — Schönen Dank! 

(Beifall) 

Vizepräsident Dr. von Weizsäcker: Das Wort  hat 
der Herr Abgeordnete Vogelsang. 

Vogelsang (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Die vereinbarte Kurzdebatte wird si-
cherlich dem Thema, insgesamt gesehen, nicht ge-
recht Wir diskutieren heute aber sicherlich auch 
nicht das Thema in seiner ganzen Breite. Es geht im 
wesentlichen vielmehr um die Entschließung, die 
der Ausschuß für Bildung und Wissenschaft heute 
dem Deutschen Bundestag zur Annahme vorlegt. 
Wir als Mitglieder des Ausschusses für Bildung und 
Wissenschaft sehen das Thema mit der Vorlage die-
ser Entschließung nicht als erledigt an, sondern wir 
schaffen mit dieser Entschließung im Grunde ge-
nommen nur eine Grundlage für weitere Diskussio-
nen. 

Daß mehr Auslandsaufenthalte für die jüngere 
Generation notwendig sind, ist unbest ritten. Aus-
landsaufenthalt weitet den Blick, vermehrt Erfah-
rungen und fördert Toleranz. Toleranz aber ist eine 
wesentliche Grundlage für das friedliche Zusam-
menleben der Menschen sowohl nach innen wie 
auch nach außen. Wir sollten die Organisation von 
Auslandsaufenthalten aber nicht der jungen Gene-
ration allein überlassen, da auch die Gefahr besteht, 
daß jemand im Ausland seine Vorurteile gegenüber 
anderen Menschen festigt. Ich erinnere in diesem 
Zusammenhang daran, daß man nicht in jedem Fall 
davon ausgehen kann, daß der Tourismus, so wün-
schenswert er auch ist, zum Abbau von Vorurteilen 
beiträgt. 

Den Organisationen und Verbänden, die auf die-
sem Feld bisher tätig gewesen sind — und zwar, wie 
ich hinzufügen darf, aus unserer Beurteilung erfolg-
reich —, möchte ich für ihre Mühe herzlich dan-
ken. 

(Beifall auf allen Seiten) 

Wir wollen mit ihnen im Dialog bleiben. Es geht 
aber nicht nur darum, ihnen für ihre Arbeit zu dan-
ken; mir geht es auch darum, ihnen für die vielen 
Anregungen zu danken, die wir während der Anhö-
rung von ihnen bekommen haben. 

Der 9. Deutsche Bundestag sollte aus der Ent-
schließung konkrete Maßnahmen ableiten. Die Ent-
schließung selbst sollte ihm dabei als Anregung die

-

nen. Dabei möchte ich an folgendes erinnern: 

Erstens. Zur jungen Generation gehören junge Ar-
beitnehmer, Auszubildende, Schüler, Studenten, 
junge Referendare, junge Lehrer und Ausbilder. Wir 
sollten uns davor hüten, die Maßnahmen möglicher-
weise auf einen Personenkreis zu reduzieren. 

(Dr. Meinecke [Hamburg] [SPD]: Sehr gut!) 

Zweitens. Die Förderung des Auslandsaufenthalts 
heißt nicht nur Stipendium; vielmehr sind Organisa-
tion und Klima außerordentlich wichtig. Ein ganz 
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kleines Beispiel dafür: Warum steht in den Stellen

-
ausschreibungen der öffentlichen und privaten Ar-
beitgeber nicht, daß Auslandserfahrungen immer er-
wünscht sind? 

(Daweke [CDU/CSU]: Da fängt Herr Wolf- 
ram gleich wieder an zu murren!) 

Ein anderes Beispiel: Warum tut sich die KMK so 
fürchterlich schwer, ein sogenanntes Äquivalenzab-
kommen mit Frankreich betreffend die Erleichte-
rung  des Studienaustausches deutscher und franzö-
sischer Studenten zuwege zu bringen? 

Die Entschließung wendet sich aber auch an das 
Europäische Parlament, die Landtage sowie an die 
Bundesregierung und die Landesregierungen wie an 
die Tarifvertragsparteien und die vielen Organisa-
tionen, die in diesem Bereich tätig sind. 

Die Initiativen des einzelnen, aber auch der Orga-
nisationen sind anzuregen, und ihnen sind auch Hil-
fen zu gewähren. Vieles kann, aber einiges sollte der 
Bundestag auch nicht regeln, um damit nicht alle 
Initiativen privater und öffentlicher Verbände und 
Organisationen zu verschütten. Aber immer sollten 
wir unsere ganze Aufmerksamkeit diesem Thema 
widmen. Ein Volk, das seine Lebensgrundlage zu ei-
nem wesentlichen Teil im Handel mit seinen Nach-
barn hat, das dazu im Herzen Europas liegt, sollte 
seine Weltoffenheit auch durch die Förderung des 
Auslandsaufenthalts der jungen Generation zei-
gen. 

Abschließend habe ich an das Präsidium des 
Deutschen Bundestages die Bitte, diese Entschlie-
ßung auch dem Europäischen Parlament, den Land-
tagen und den Landesregierungen zu übersenden, 
damit auch sie diesem Thema erhöhte Aufmerksam-
keit schenken. 

(Beifall bei der SPD) 

Auslandsmüdigkeit ist bei der Jugend nicht vor-
handen. Hier haben wir eine gute Ausgangsbasis. 
Betrachten wir die Förderung des Auslandsaufent-
halts als ein Stück Weltinnenpolitik! 

Herr Kollege Daweke, wir sollten die Augen nicht 
davor verschließen, daß es einen relativen Rückgang 
gibt, wie Sie ihn auch geschildert haben. Aber wir 
müßten wohl richtigerweise sagen: Die Zahl der Stu-
denten, die ins Ausland gehen wollen, hat sich nicht 
im gleichen Maße wie die Zahl der Studenten über-
haupt erhöht. Das ist ja wohl der Grund, weshalb der 
relative Rückgang eingetreten ist. 

(Zuruf von der CDU/CSU) 

— Er ist gleich geblieben. Aber es hätte bei der For-
mulierung „Rückgang" der Eindruck entstehen kön-
nen, die absoluten Zahlen seien zurückgegangen. 
Die sind nahezu unverände rt. Deshalb ist der Rück-
gang relativ. 

Ich hätte Ihnen gern noch einige Artigkeiten für 
Ihre Initiative gesagt. Aber da Sie Ihren Antrag ent-
sprechend dargestellt haben, kann ich es, glaube ich, 
jetzt damit bewenden lassen. 

(Daweke [CDU/CSU]: Das würde sich aber 
gut machen!) 

Ich komme gern noch einer Bitte des Herrn 
Staatssekretärs Engholm nach, der mit Rücksicht 
auf die vereinbarte Redezeit im Verlauf dieser De-
batte darauf verzichtet, seitens der Regierung etwas 
dazu zu sagen — 

(Daweke [CDU/CSU]: Das gibt es doch 
nicht!) 

nicht, weil die Regierung nichts dazu zu sagen 
hätte. Ich brauche nur zu sagen: Sie stimmt mit die-
ser Entschließung des Deutschen Bundestages voll 
überein. — Danke schön. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Vizepräsident Dr. von Weizsäcker: Das Wort  hat 
der Herr Abgeordnete Wolfgramm. 

Wolfgramm (Göttingen) (FDP): Herr Präsident! 
Meine sehr verehrten Damen! Meine Herren! Ich 
spreche heute darüber, damit die Ausschußempfeh-
lung hier im Plenum nicht unter Ausschluß der an-
deren Mitglieder des Hohen Hauses, die nicht im 
Ausschuß tätig sind, beraten und verabschiedet 
wird.  

Wir sind uns sicher darüber einig, daß Tourismus, 
so wünschenswert er auch ist, eine Verbesserung 
der Beziehung zwischen den Völkern nicht her-
stellen kann und manchmal sogar zu einer Bestäti-
gung vorgefaßter Meinungen beiträgt. Deshalb ist es 
wichtig, daß die, die später in den Beziehungen der 
Völker untereinander Multiplikatoren sein werden 
oder sein könnten, hier ein besseres Verstehen für 
den Nachbarstaat, für die andere Kultur, für das An-
derssein der anderen haben. Deswegen unterstrei-
chen wir, daß wir hier zu einer Ausweitung und 
Verbesserung der Quote kommen. Es ist vorhin ge-
sagt worden — und die Anhörung hat das bestä-
tigt —, daß zwar die Zahl gestiegen ist, aber auf 
Grund der größeren Anteile im Studienbereich und 
im Berufsbereich die Quote derer gesunken ist, die 
bereit sind, im Ausland Zeit zu verbringen, sich do rt 

 zu bilden und beruflich zu entwickeln. 

Doch dem steht eine Menge Hindernisse entge-
gen. Ich möchte ein paar davon nicht unerwähnt las-
sen. Die allgemeine Bildungssituation in der Bun-
desrepublik und die Abgrenzungen und Eifersüch-
teleien der Länder auf diesem Gebiet untereinan-
der entsprechen ja, wenn man das einmal so formu-
lieren will, etwa der Situation Deutschlands im 
19. Jahrhundert, bevor der Listsche Zollverein ge-
gründet wurde. 

(Zuruf des Abg. Broll [CDU/CSU]) 

— Wir sollten alles daransetzen, Herr Kollege Broll, 
das zu ändern. Die Debatte neulich im Bundestag 
über die Frage der Anerkennung der Bildungsab-
schlüsse ist, glaube ich, ein Markierungspunkt auf 
diesem Weg gewesen, der gezeigt hat, daß wir noch 
weit, weit davon entfernt sind, einen Listschen Zoll-
verein im Bildungswesen gründen zu können. 

Gerade das ist, meine ich, der Punkt, der viele Stu-
denten und Jungakademiker — betrachten wir zu-
nächst nur diesen Bereich; auf den anderen Bereich 
komme ich nachher — davon abhält, das Wagnis ei-
nes Auslandsstudiums und eines Auslandsaufent- 
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halts einzugehen ;  sie befürchten nachher in Gefähr-
dungen und Schwierigkeiten bürokratischer Art 
zu geraten und den Auslandsaufenthalt da und do rt 

 nicht angemessen anerkannt zu bekommen. Ich er-
innere mich daran, wie begehrt  vor vielen Jahren in 
Göttingen die Stipendien waren, die die Universität 
Berkeley anbot. Die Quote der Bewerbungen für ei-
nen solchen Studienplatz lag bei 100 : 1. Nachher ist 
das zurückgegangen — einfach aus der Vorstellung: 
Das wird uns in der Bundesrepublik nicht helfen ; 

 hinterher kriegen wir nur Schwierigkeiten, wenn es 
um unseren Abschluß bei der Anerkennung dieses 
Auslandsstudiums geht; 

(Zuruf des Abg. Broll [CDU/CSU]) 

wir können nicht darauf vertrauen und nicht darauf 
hoffen, daß das entsprechend unterstützt und ge-
würdigt wird. Darin steckt auch eine Forderung an 
die akademischen Lehrer. Diese eigenbrötlerische 
Position der Länder ist eines der Haupthemmnisse, 
das wir hier überwinden müssen. Hinzu kommen 
muß, daß auch die Bürokratie ihren Teil leistet, um 
diese Situation zu verbessern. 

Die Wiedereingliederung derjenigen, die durch 
ihren Auslandsaufenthalt aus ihrem Beruf herausge-
kommen sind — das ist ja auch ein Problem bei der 
Entwickungshilfe —, muß intensiviert, verbessert 
werden. Wir müssen stärker auf diejenigen einwir-
ken, die darauf Einfluß haben und Einfluß nehmen 
können. Im übrigen meine ich, daß wir hier nicht al-
les mit staatlichen Geboten und Gesetzen regeln 
können. Sicher kann und sollte man im Rahmen des 
Berufsausbildungswesens stärker als bisher auch ei-
nen Auslandsaufenthalt fordern, ohne ihn jedoch 
zum festen Bestandteil zu machen. Aber es sollte 
deutlich gemacht werden, daß es ein Pluspunkt ist, 
wenn man so etwa vorweisen kann. Es darf nicht so 
sein, daß das etwa ein Negativpunkt ist oder keine 
Berücksichtigung findet. 

Im Antrag wird ein Gesamtkonzept gefordert. 
Dieses Gesamtkonzept sollte, so meine ich, auch all 
das enthalten, was im Bereich der Kommunen be-
reits entstanden ist. Ich umschreibe das einmal mit 
dem Wort  „Städtepartnerschaften". Städtepartner-
schaften sollten ja nicht nur dazu da sein, daß die 
Stadtoberen, die Ratsherren, die Stadtverordneten 
und vielleicht auch noch die Sportler einen freundli-
chen Besuchsaustausch pflegen, 

(Wolfram [Recklinghausen] [SPD]: Sehr 
richtig!) 

sondern es sollte im Rahmen der Städtepartner-
schaften auch tatsächlich eine zusätzliche Möglich-
keit für Schüleraustausch, Studentenaustausch und 
Berufstätigenaustausch geschaffen werden. Ich be-
grüße es, daß so etwas sogar im Rahmen von Pa rt

-nerschaften mit Städten im östlichen Europa durch-
geführt wird. Ich halte das für eine sehr ermutigende 
Position. 

Ich möchte die Zeit nicht überziehen und stelle 
daher fest: Die FDP hält die Förderung von Aus-
landsaufenthalten junger Berufstätiger, junger Aka-

demiker für wichtig. Wir werden jede Unterstützung 
und jede Hilfe dazu geben. 

(Beifall bei der FDP und der SPD sowie bei 
Abgeordneten der CDU/CSU) 

Vizepräsident Dr. von Weizsäcker: Meine Damen 
und Herren, weitere Wortmeldungen liegen nicht 
vor. Ich schließe die Aussprache. 

Wir kommen zur Abstimmung. Der Ausschuß 
empfiehlt auf Drucksache 8/4124 die Annahme ei-
ner Entschließung. Wer zuzustimmen wünscht, den 
bitte ich um das Handzeichen. — Bitte die Gegen-
probe. — Enthaltungen? — Die Beschlußempfeh-
lung des Ausschusses ist einstimmig angenom-
men. 

Meine Damen und Herren, wir unterbrechen jetzt 
die Sitzung für die Mittagspause bis 14 Uhr. 

(Unterbrechung von 12.58 bis 14.30 Uhr) 

Präsident Stücklen: Die unterbrochene Sitzung 
wird fortgesetzt. 

Nach einer interfraktionellen Vereinbarung soll 
die Tagesordnung um die Beratungspunkte ergänzt 
werden, die in der Ihnen vorliegenden Liste „Zusatz-
punkt zur Tagesordnung" aufgeführt sind: 

1. Erste Beratung des von den Fraktionen der SPD und FDP einge-
brachten Entwurfs eines Zweiten Gesetzes zur Beschleunigung 
des Asylverfahrens (Drucksache 8/4227) 

Überweisungsvorschlag: 
Innenausschuß (federführend) 
Rechtsausschuß 
nach Punkt 19 TO 

2. Erste Beratung des von den Abgeordneten Dr. Czaja, Erhard (Bad 
Schwalbach), Dr. Hupka, Dr. Wittmann (München), Dr. Hennig, 
Sauer (Salzgitter), Schmidt (Wuppe rtal), Müller (Berlin) und Ge-
nossen und der Fraktion der CDU/CSU eingebrachten Entwurfs 
eines Gesetzes zur Änderung des Lastenausgleichsgesetzes 
(Drucksache 8/4229) 

Überweisungsvorschlag: 
Innenausschuß 
Haushaltsausschuß gemäß § 96 GO 
nach Punkt 7 TO 

3. Beratung der Beschlußempfehlung und des Berichts des Haus-
haltsausschusses (8. Ausschuß) zu dem Antrag der Fraktion der 
CDU/CSU 

Finanzpolitische Bestandsaufnahme 
— Drucksachen 8/3978 (neu), 8/4205 — 
Berichterstatter: 
Abgeordneter Löffler 
zu Punkt 35 TO  

Ist das Haus damit einverstanden? — Ich sehe kei-
nen Widerspruch. Es ist so beschlossen. 

Interfraktionell ist vereinbart worden, jetzt den 
Tagesordnungspunkt 31 aufzurufen und danach in 
der Reihenfolge der Tagesordnung mit Punkt 7 fo rt

-zufahren. Ich rufe Tagesordnungspunkt 31 auf: 

Beratung der Beschlußempfehlung und des 
Berichts des Ausschusses für Bildung und 
Wissenschaft (18. Ausschuß) zu dem Antrag 
der Fraktionen der CDU/CSU, SPD und 
FDP 

Förderung der Menschenrechtserziehung 
— Drucksachen 8/3751, 8/4033 — 

Berichterstatter: 
Abgeordnete Frau Benedix-Engler 
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Präsident Stücklen 
Dr. Dr. h. c. Maihofer 
Dr. Schweitzer 

Im Ältestenrat ist für die Aussprache ein Kurzbei-
trag für jede Fraktion vereinbart worden. Wünscht 
einer der Berichterstatter das Wo rt? — Das Wort 

 hat der Berichterstatter Professor Schweitzer. 

Dr. Schweitzer (SPD): Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Ich habe als einer der 
Berichterstatter um das Wo rt  gebeten, um das Hohe 
Haus zusätzlich zu unserem gemeinsamen Bericht 
auf Drucksache 8/4033 kurz über die nach Abfas-
sung und Annahme dieses Berichts im federführen-
den  Ausschuß für Bildung und Wissenschaft am 
12. Juni 1980 stattgefundene Aussprache mit drei 
Vertretern von „amnesty international" zu .unter-
richten. Der Ausschuß war in seiner Gesamtheit von 
den Darlegungen der Vertreter von „amnesty" sehr 
beeindruckt. Gegenstand der Aussprache waren 
nicht die auch von „amnesty' in ihrem neuesten Jah-
resbericht 1979 festgestellten Menschenrechtsver-
letzungen in aller Welt. 

Es herrschte aber zwischen allen Fraktionen auf 
der Linie von „amnesty international" dahin gehend 
ein Konsens im Ausschuß vor, daß man an das so 
ernste Problem der Menschrechtsverletzungen in 
unserer Zeit nicht, wie es formuliert wurde, einäugig 
herangehen dürfe. Bei der Ablehnung jeglicher Ein-
äugigkeit geht es nicht zuletzt um die Glaubwürdig-
keit gegenüber der jungen Generation, auf deren 
Sensibilisierung es uns allen in dieser Frage beson-
ders ankommen muß. Vielmehr — so war die Auffas-
sung  nahezu aller Teilnehmer in diesem Ausschuß-
gespäch — muß in der Erziehungs- und Bildungsar-
beit immer wieder das gesamte Alphabet gleicher-
maßen in bezug auf menschenrechtsverletzende 
Staaten herangezogen werden, also gewissermaßen 
von A für Argentinien bis Z für Zaire — um im Duk-
tus des erwähnten Jahresberichts von „amnesty" zu 
bleiben —, mit allen Zwischenstationen, von C über 
D, S, T oder U. Nur so kann — diese Bemerkung füge 
ich hier an — die ältere Generation gegenüber der 
jüngeren der Gefahr einer Verführung zu einem fal-
schen Bewußtsein in dieser ganzen Frage entge-
hen. 

Sehr beeindruckt zeigten sich meine Kollegen 
und ich im Ausschuß von den Lernzieldefinitionen, 
wie sie von einem der Vertreter von „amnesty" als 
Grundlage einer weitgefächerten Bildungsarbeit, 
insbesondere an unseren Schulen, vorgeschlagen 
wurde. Ich darf diese Lernziele ihrer Bedeutung we-
gen wörtlich zitieren und damit in das Protokoll des 
Deutschen Bundestages aufnehmen lassen: 

1. Kenntnis der Kodifikation der Menschen-
rechte, ihrer historischen Entwicklung, religiö-
sen und ethischen Grundlagen sowie ihrer ge-
genwärtigen politischen Bedeutung, 

2. Kenntnis der Bedingungen für die Verwirkli-
chung der Menschenrechte auf verschiedenen 
Gebieten sowie der Widerstände im sozialen, 
ökonomischen und politischen Bereich, die ih-
nen entgegenstehen, 

3. Erziehung zur Bereitschaft, für die Verwirkli-
chung der Menschenrechte im eigenen, persön-
lichen und politischen Lebensumkreis einzutre-
ten und 

4. Einsicht in die Ambivalenz der allgemeinen 
Begrifflichkeit sowie die Fähigkeit, eine bloß 
agitatorische oder partielle Berufung auf Men-
schenrechte als Instrumentalisierung eigener 
Interessenpolitik zu durchschauen. 

Der Ausschuß nahm in dem Gespräch mit den 
Vertretern von „amnesty" ebenso wie schon vorher 
auf Grund von umfassenden Darlegungen des Bun-
desjustizministeriums mit Befriedigung die vielfälti-
gen Bemühungen, an denen sich auch die Bundesre-
publik beteiligt, im internationalen Bereich zur Stär-
kung des Menschenrechtsgedankens zur Kenntnis. 

Besonders hervorgehoben wurden hier Versuche 
der UNESCO — etwa auf einer Fachtagung in Hel-
sinki im Jahre 1978 —, die gesamte Problematik 
auch in multilaterale Diskussionen zwischen Staa-
ten mit einander zum Teil diametral entgegengesetz-
ten Gesellschafts- und Wirtschaftsordnungen einzu-
führen. 

Auf der Ebene der Vereinten Nationen verdient 
in diesem Zusammenhang meines Erachtens auch 
die Initiative der Volksrepublik Polen besondere Er-
wähnung, die ihren Niederschlag in der UN-Erklä-
rung über die Erziehung der Völker im Geiste des 
Friedens vom 15. Dezember 1978 gefunden hat. 

Die Mitglieder des Ausschusses haben einstim-
mig begrüßt, daß Organisationen wie „amnesty in-
ternational" besondere Unterrichtsmodelle zur Be-
handlung der Menschenrechtsproblematik im 
schulischen und im außerschulischen Bereich 
ebenso wie in der Lehrerbildung und in der Lehrer-
fortbildung ausarbeiten und erproben lassen. Spre-
cher aller drei Fraktionen forde rten die Bundesre-
gierung auf, trotz der zur Zeit angesichts unserer in-
ternationalen Verpflichtungen angespannten Haus-
haltslage alles zu tun, um Modellversuche in dieser 
Richtung künftig finanziell zu fördern und darüber 
hinaus auch einen etwaigen Antrag von „amnesty in-
ternational" — selber auf Spendenbasis arbeitend — 
auf Förderung einer Arbeitsstelle für Menschen-
rechtserziehung mit wohlwollender Aufmerksam-
keit entgegenzunehmen. 

Abschließend möchte ich in diesem Zusammen-
hang besonders an unsere Universitäten bzw. die in 
ihnen Lehrenden appellieren, um ein verstärktes 
Angebot von — gerade auch interdisziplinären — 
Seminaren bemüht zu sein, die geeignet sind, die 
Menschenrechtsproblematik in allen ihren vielfälti-
gen Aspekten im Sinne des dem Hause vorliegen-
den Antrages zu erhellen. 

Ich spreche sicherlich im Namen aller Ausschuß-
mitglieder, wenn ich erneut der Bef riedigung dar-
über Ausdruck verleihe, daß es uns auch und gerade 
in dieser Zeit eines beginnenden Bundestagswahl-
kampfes gelungen ist, dem Plenum insgesamt einer 
Vorlage zur Beschlußfassung einstimmig zu empfeh-
len. Das Haus setzt damit im Hinblick auf das Ge-
samtthema eine Tradition fo rt, wie sie zuletzt in der 
7. Legislaturperiode bei der einstimmigen Zustim- 
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mung zu den internationalen Pakten über bürgerli-
che und politische sowie über wirtschaftliche, so-
ziale und kulturelle Rechte zum Ausdruck gekom-
men ist. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Präsident Stücklen: Wird weiter das Wort  zur Be-
richterstattung gewünscht? — Wenn das nicht der 
Fall ist, eröffne ich die allgemeine Aussprache. Das 
Wort hat der Herr Abgeordnete Prangenberg. 

Prangenberg (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen! Meine Herren! Helmut Kohl 
hat gestern in der Debatte zum 17. Juni sinngemäß 
gesagt: Wer Menschenrechtsverletzungen in der 
DDR anklagt, der ist kein kalter Krieger, sondern 
kommt nur der Pflicht nach, im deutschen Parla-
ment die Wahrheit zu sagen. Insofern trifft es sich 
gut, daß dieses Haus einen Tag nach dem 17. Juni 
über einen Antrag berät, der zum Ziel hat, die Men-
schenrechtserziehung in unseren Schulen und unse-
ren anderen Bildungsstätten verstärkt zu fördern. 
Wir, die CDU/CSU-Fraktion, begrüßen diesen An-
trag und begrüßen insbesondere, daß dieser Antrag 
ein gemeinsamer Antrag aller Fraktionen dieses 
Hauses ist. 

Wir alle in diesem Hause wissen — darauf hat der 
Berichterstatter schon hingewiesen — um die Ver-
letzung von Menschenrechten in aller Welt, sei es 
in Sowjetrußland, sei es in vielen osteuropäischen 
Staaten, in der DDR, sei es in südamerikanischen 
Diktaturen, so in Chile, aber genauso auch in Kuba 
oder in anderen Staaten. Unsere Auffassung, die der 
CDU/CSU-Fraktion, ist: Die Verletzung der Men-
schenrechte auf der Welt und ihre Anklage dürfen 
nicht parteipolitisch teilbar sein. 

In der Bundesrepublik genießen alle Bürger ei-
nen umfassenden Schutz der Menschenrechte und 
der Grundfreiheiten. Dieser Satz, der aus der Be-
gründung des gemeinsamen Antrages stammt, ist 
von allen Fraktionen dieses Hauses unterschrieben 
worden. Gerade deshalb haben wir aber um so weni-
ger Verständnis dafür, wenn z. B. Jugendorganisa-
tionen von SPD und FDP oder auch einzelne Abge-
ordnete dieses Hauses immer wieder angebliche 
Menschenrechtsverletzungen in unserem eigenen 
Land lautstark beklagen. So ist z. B. die These vom 
angeblichen Abbau demokratischer Rechte in der 
Bundesrepublik Deutschland in diesem Zusammen-
hang ein besonders trauriges Beispiel. 

(Dr. Ritz [CDU/CSU]: Sehr wahr!) 

Sicherlich, in diesem Lande ist nicht alles in Ord-
nung, und vieles ist auch verbesserungswürdig. 
Menschenrechte werden in der Bundesrepublik 
Deutschland aber nicht verletzt 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 

Wir, die CDU/CSU-Bundestagsfraktion, beken-
nen uns auch deshalb zu einer verstärkten Men-
schenrechtserziehung in unseren Schulen, weil 
die Schule junge Menschen heute vielfach zur 
Gleichgültigkeit gegenüber unserer Gesellschafts-
ordnung erzieht Geschichte, Erziehung zum wert-
gebundenen Verhalten, Bekenntnis zu bewährten 

Tugenden und Werten — all das findet in unseren 
Schulen leider nur noch selten statt Die Pädagogen, 
die sich darum bemühen, sind in einer Minderheit 
Deshalb ist dieser Antrag sicherlich eine Ermuti-
gung für diejenigen Lehrer, die ihren Beruf nicht nur 
als Job verstehen, sondern als verantwortungsbe-
wußte Aufgabe ernst nehmen. Gerade heute stehen 
junge Menschen — das ist das, was man beobachten 
muß, wenn man z. B. mit jungen Abiturienten disku-
tiert — unserer Ordnung überwiegend zwar nicht 
feindschaftlich, aber dennoch gleichgültig gegen-
über. Dies muß uns allen eigentlich große Sorgen 
machen. 

Gleichzeitig erleben wir aber, daß viele junge 
Menschen nach Orientierungspunkten in unserer 
Gesellschaft suchen. Sie fragen nicht mehr so sehr 
nach Wachstumsraten, Vollbeschäftigung oder In-
flationsraten; sie fragen nach Grundwerten. Dies 
zeigte sich z. B. beim Jugendfestival der CDU in 
Mainz. Dort  war das Forum über Menschenrechte 
eines der lebendigsten und eines der diskussions-
freudigsten. Dies unterstreicht gerade auch den ho-
hen Stellenwert, den  die Frage der Menschen-
rechte im Wertesystem unserer Jugend hat Dies 
zeigt andererseits aber auch, daß diese Fragen in un-
seren Schulen offensichtlich nicht ausreichend be-
handelt werden. Deshalb hoffen wir von der CDU/ 
CSU-Fraktion, daß dieser Antrag in den Schulen 
eine Signalwirkung hat. 

Daß diese Frage einen hohen Stellenwert gerade 
im Wertesystem junger Menschen hat, beweisen 
auch das Engagement und die Mitarbeit vieler jun-
ger Menschen in unserem Land in den Gefangenen-
hilfsorganisationen, z. B. in „amnesty international 
oder in der Gesellschaft für Menschenrechte. Ge-
rade diese Organisationen wirken deshalb glaub-
würdig, weil sie Menschenrechtsverletzungen nicht 
durch die parteipolitische oder durch die ideolo-
gisch gefärbte B rille gefiltert aufgreifen. Die CDU/ 
CSU-Fraktion dankt diesen jungen Menschen für ih-
ren glaubwürdigen Einsatz und für ihr Engagement 
in diesen Organisationen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Diese Glaubwürdigkeit erwarten aber gerade 
junge Menschen auch von den verantwortungsbe-
wußten Politikern. Das Vertrauen in die Ernsthaftig-
keit des Kampfes für Menschenrechte geht aber ver-
loren, wenn eine Regierung z. B. mit zweierlei Maß 
mißt Jugendliche draußen merken sehr gut, wenn 
gegen südamerikanische Diktatoren lautstark hier 
in Bonn Front gemacht wird, auf der anderen Seite 
aber vornehme Zurückhaltung geübt wird. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Deshalb müssen wir alle im Bund und in den Län-
dern dafür Sorge tragen, daß der Geist dieses Antra-
ges, daß das Anliegen, das dieser Antrag verkörpert, 
nicht verfliegt und daß dieser Antrag nicht letztlich 
in den Aktenschränken des Bundestages verstaubt. 
Er muß vor Ort umgesetzt werden. Nur so bekommt 
dieser Antrag einen politischen Sinn. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 
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Präsident Stücklen: Das Wort hat Herr Abgeord-
neter Lattmann. 

Lattmann (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Der vorliegende Antrag und die Be-
schlußempfehlung beruhen auf Vorstellungen, die 
„amnesty international" auf eine Anregung der SPD 
hin an alle Fraktionen des Bundestages herangetra-
gen hat. Diese Vorstellungen wurden zum Ende der 
Legislaturperiode — in einem Klima des Auseinan-
derklaffens der Meinungen und Interessen — zum 
Gegenstand einer gemeinsamen Initiative von Ko-
alition und Opposition. Das verdient Aufmerksam-
keit. 
Aber es wird bei einem Appell hohler Worte blei-

ben, wenn die inhaltliche Forderung des Antrags 
nicht mit dem Ernst, den sie beanspruchen muß, in 
politisches Handeln umgesetzt wird. Denn die Erfül-
lung dieses gemeinsamen Vorsatzes ist annähernd 
so schwierig wie die Einhaltung christlicher Ge-
bote. 
Der Antrag läuft nämlich auf nichts Geringeres 

hinaus, als daß alle in der Bildungspolitik Verant-
wortlichen — jeder in seiner Zuständigkeit — ge-
währleisten sollen, daß die Erziehung zum Ge-
brauch der Grundrechte des Menschen und die In-
formation über die Inhumanität gelebter Wirk-
lichkeit in weiten Teilen der Welt Vorrang in allen 
Organen der Bildung erhalten sollen. 

(Beifall bei der SPD) 
Wer das will, muß sich auch daran orientieren: Was 
zählt, ist weniger der Text unzähliger Menschen-
rechtskonventionen in unterschiedlichen Ländern 
und Kontinenten. Was für die Betroffenen wie für 
oft ohnmächtige Zeugen der Zeitgenossenschaft 
zählt, ist vor allem die Erfahrung der realen Abwe-
senheit humaner Rechte und Lebensmöglichkeiten 
für Hunderte von Millionen Menschen, ja vielleicht 
für mehr als die Hälfte der gegenwärtigen Mensch-
heit. 
Deswegen steht auch fest: Wer anders als zögernd 

und mit ruhelosem Gewissen über Menschenrechte 
spricht, kann Glaubwürdigkeit für sich nicht in An-
spruch nehmen. Die geistige Dürftigkeit der meisten 
politischen Moralforderungen läßt sich nicht ver-
heimlichen. Die Praxis der Menschenrechte be-
ginnt immer beim einzelnen, beim Verhalten der 
eigenen Gruppe, Organisation oder Partei und ihrer 
staatlichen Zugehörigkeit. 

(Beifall bei der SPD) 
Wer Tafeln Menschenrechte aufrichtet, muß zuerst 
sich meinen und erst dann die anderen. 
Zwar geschehen die schlimmsten Greuel auf der 

Welt gegenwärtig nicht in unserer unmittelbaren 
Reichweite. Aber es gibt bei uns eine verbreitete 
Haltung, die so tut, als wäre die Welt in freie und un-
freie, in gute und böse Ordnungen und Unordnun-
gen geteilt. Der Westen beansprucht dabei für sich 
in der Regel die Attribute der Freizügigkeit und Li-
beralität. 

Es gibt auch eine Haltung, die sich unter der For-
derung der Menschenrechte selbstgefällig im Anti-
kommunismus erschöpft. Ihre Anhänger sprechen  

vom „Heißen Krieg in Afghanistan", aber vom „mögli-
chen Engagement der Amerikaner am Golf von 
Oman". Menschenrechtserziehung wird nicht gelin-
gen, wenn man z. B. die Kluft zwischen dem Nicht-
boykott der Fußballweltmeisterschaft in Argenti-
nien und dem Boykott der Olympischen Spiele in 
Moskau verschweigt. 

Wer die Sowjetunion wegen Afghanistan anklagt, 
aber Vietnam, Chile und Korea vergißt, wie soll ihm 
eine kritische Jugend Glauben schenken? Der Holo-
caust in Kambodscha ließ uns immer noch ruhig 
schlafen ;  denn er war weit entfernt. Die Ungleich-
zeitigkeit der Ereignisse hemmt unser Bewußtsein; 
denn von der Steinzeit über das Mittelalter bis zur 
Aufklärung und zum Atomzeitalter ist auf dem Glo-
bus jederzeit alles vorhanden. Gegenden, . in denen 
die Menschenrechte noch nicht erfunden wurden, 
gibt es überall auf der Welt. 

Politik kann sich mit einer so allgemeinen Erklä-
rung keineswegs begnügen. Fangen wir bei uns sel-
ber an. Der Vorsitzende der CDU hat gestern — 
Herr  Kollege Prangenberg, ich habe es wörtlich mit-
geschrieben und kann es bestätigen — von dieser 
Stelle aus verkündet: „Wer das ausspricht" — näm-
lich daß in der DDR Menschenrechte vorenthalten 
bleiben —, „der ist kein kalter Krieger, sondern er 
kommt nur der Pflicht nach, im deutschen Parla-
ment die Wahrheit auszusprechen." 

(Beifall bei der  CDU/CSU) 

Er forderte aber auch „Mut zur Wahrheit selbst 
dann, wenn sie unbequem ist". 

Zu dieser Wahrheit gehört aber ebenso die Ein-
sicht, daß wir die deutsche Frage weder durch Zitie-
rung unserer Verfassung noch durch Empfehlungen 
der Kultusministerkonferenz, weder durch Erklä-
rungen in diesem Plenum noch durch kartographi-
sches Wunschdenken in unseren Schulbüchern lö-
sen können. 

(Dr. Stark [Nürtingen] [CDU/CSU]: Auch 
nicht durch Verschweigen! — Dr. Czaja 
[CDU/CSU]: Wollen Sie verfassungswidrige 

Schulbücher?) 

In der Antwort der Bundesregierung auf die 
Große Anfrage der CDU/CSU-Fraktion zur Stär-
kung des Bewußtseins von der Einheit der deut-
schen Nation in Unterricht und Bildung heißt es: 

Der Wille der Deutschen zur nationalen Einheit 
hängt  nicht von bestimmten Formulierungen 
und Bezeichnungen ab ... 

Jedenfalls hängt, denke ich, er nicht von beschwö-
renden moralischen Appellen ab, sondern von der 
Ausdauer der Verständigungspolitik hinweg über 
unüberwindlich erscheinende Gegensätze der poli-
tischen Systeme. 

(Sauer [Salzgitter] [CDU/CSU]: Parfümiertes 
Geschwätz!) 

Überwinden wir zuerst die Menschenrechtsver-
letzungen im eigenen Land! 

(Sauer [Salzgitter] [CDU/CSU]: Parfümiertes 
Geschwätz!) 
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Oder bedeutet es keine Verletzung der Menschen-
rechte, wenn in der Bundesrepublik jährlich Hun-
derte von jungen Menschen durch mörderischen 
Drogenhandel zugrunde gehen? 

(Beifall bei der SPD) 

Fallen Tausende von Kindsmißhandlungen durch 
die engsten Angehörigen und Hunderte von er-
schlagenen Kindern jährlich nicht ebenfalls in diese 
Kategorie? 

(Beifall bei der SPD) 

Beseitigen wir das Unrecht, das in unserem Land im-
mer noch den Sinti geschieht, den nichtentschädig-
ten Zwangssterilisierten aus der Nazidiktatur, 

(Beifall bei der SPD) 

manchen Mißhandelten im Strafvollzug! 

(Dr. Hennig [CDU/CSU]: Hört! Hört!) 

Ich sehe den Entzug der Menschenrechte in nicht 
wenigen — wenn auch keinesfalls allen — Fällen 
auch im Ausschluß von Bürgern der Bundesrepu-
blik aus dem öffentlichen Dienst wegen einer poli-
tischen Minderheitsmeinung. 

(Beifall bei der SPD — Dr. Hupka [CDU/ 
CSU]: Daran ist schon einmal eine Republik 
kaputtgegangen! — Zurufe von der CDU/ 

CSU) 

Und wer schließlich wollte leugnen, daß das Wett-
rüsten in aller Welt eine gigantische Verletzung 
der Menschenrechte als äußerste Gefahr ein-
schließt? 

(Dr. Stark [Nürtingen] [CDU/CSU]: Machen 
Sie doch eine eigene Partei auf! Sie brau

-

chen eine andere Partei! — Prangenberg 
[CDU/CSU]: Also die Sowjetunion verletzt 

Menschenrechte!) 

Was also soll konkret geschehen? Die SPD-Frak-
tion bejaht die einzelnen Punkte des Antrags mit 
dem Ziel der Veränderung der pädagogischen 
Wirklichkeit in der Bundesrepublik 

(Zuruf des Abg. Sauer [Salzgitter] [CDU/ 
CSU]) 

durch ein überall geschärftes Bewußtsein für die 
Menschenrechtserziehung. Wir geben uns aber 
nicht der Illusion hin, daß diese Plenardebatte daran 
wirklich das Notwendige ändern wird, wenn nicht 
auf allen Ebenen in der Bundeszuständigkeit, in den 
Ländern und in den Kommunen dieser Appell Punkt 
für Punkt aufgegriffen wird. Wir überantworten ihn 
dem nächsten Bundestag und allen, die an der Erzie-
hung der jungen Generation beteiligt sind: einer Er-
ziehung zu demokratischem Mut. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Herr Präsident, meine Damen und Herren, da dies 
sicher mein letzter Beitrag im Bundestag ist, erlau-
ben Sie mir eine abschließende Bemerkung. 

(Zuruf des Abg. Dr. Hupka [CDU/CSU]) 

Es gibt keine besonderen Menschenrechte für Parla

-

mentarier. Aber es gibt die berechtigte Frage nach 
der Art  von Menschlichkeit, wie die Menschen, die 

Politik verantworten, miteinander und mit der Ge-
setzgebung umgehen. 

Deswegen erinnere ich daran, daß in diesem Haus 
am 16. Januar 1976 in einer brodelnden Stimmung 
mit sehr viel Emotion der § 88 a des Strafgesetz-
buchs verabschiedet wurde. Am 12. Juni 1980 wurde 
bei Anwesenheit von 30 Mitgliedern dieses Parla-
ments und einem Journalisten auf der Pressetribüne 
derselbe Paragraph mit dem Stimmenverhältnis 
18:12 gestrichen, ohne daß die veröffentlichte Mei-
nung nennenswert davon Kenntnis nimmt. Ich mei-
ne, es ist mein Recht, daß ich als jemand, der aus die-
sem Hause scheidet, sage, daß es auch zu den Men-
schenrechten von Parlamentariern gehört, sich im 
nächsten Bundestag einer solchen Situation zu erin-
nern und zu sagen: Zu den Menschenrechten der 
Parlamentarier gehört in der Zone der Aufgeregt-
heit auch das Gegenteil, nämlich die Fähigkeit zur 
nüchternen, demokratischen Gelassenheit. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Präsident Stücklen: Das Wort  hat Frau Abgeord-
nete Schuchardt 

Frau Schuchardt (FDP): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Die FDP begrüßt, daß es in dieser 
Legislaturperiode gerade in der Frage der Men-
schenrechtserziehung noch einmal möglich gewe-
sen ist, einen gemeinsamen Antrag aller Fraktionen 
zu verabschieden. Die Menschenrechte gehören, 
wie es im Antrag auch heißt, zu den wesentlichen 
Voraussetzungen für ein menschenwürdiges Leben. 
Gerade vor dem Hintergrund des nationalsozialisti-
schen Unrechtsregimes mit seinen furchtbaren 
Menschenrechtsverletzungen haben die Väter des 
Grundgesetzes die Würde des Menschen zur ersten 
und wichtigsten Norm unserer Verfassung gemacht. 
Das Eintreten für die Menschenrechte gehört des-
halb zum unverzichtbaren Minimalkonsens zwi-
schen den demokratischen Parteien. 

Ob und in welchem Umfang die Menschenrechte 
geachtet werden, ist eine Frage des Engagements je-
des einzelnen Menschen. Dies nun wieder hängt 
ganz wesentlich von den Informationen, den Diskus-
sionen und dem Bewußtseinsstand hinsichtlich der 
Menschenrechte ab. Wir möchten — darauf sollten 
wir, glaube ich, als Bildungspolitiker besonders hin-
weisen — jetzt nicht einfach ein Lehrfach Men-
schenrechte einführen, sondern wir sind der Auffas-
sung, daß diese in Lernmitteln, in Schulbüchern und 
in die Lehrerausbildung in vielfältiger Weise aufge-
nommen bzw. einbezogen werden sollte und so ge-
wissermaßen Bestandteil des Unterrichts werden 
kann. „amnesty international" hat — meine beiden 
Vorredner haben es bereits gesagt — unsere Frak-
tionen zu diesem Antrag angeregt Ich finde, wir 
sollten ihr dafür dankbar sein. 

(Beifall bei der SPD) 

Meine Damen und Herren, in keinem Bereich 
klaffen Proklamation und Wirklichkeit derart  aus-
einander wie in Fragen der Menschenrechte. Wenn 
nun ein Antrag auf Förderung der Menschenrechts-
erziehung vom Bundestag ausgeht, so wissen wir na-
türlich auch, daß wir als Bundestag nicht die Kompe- 
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tenzen haben, den Schulunterricht in dieser Weise 
zu bestimmen. Aber wir waren übereinstimmend da-
von überzeugt, daß ein Votum dieses Bundestages 
den politischen Willen beeindruckend zum Aus-
druck bringen könnte und dies von den Ländern als 
eine entsprechende Aufforderung aufgenommen 
wird. Wenn gerade „amnesty" mit dieser Frage an 
uns herantritt, so doch deshalb, weil die einzelnen 
Mitarbeiter dieser Organisation, die da ja alle frei-
willig mitarbeiten, in tausendfacher Weise mit Ein-
zelschicksalen konfrontiert werden, bei denen die 
Menschenrechte verletzt werden. Ich glaube, daß 
man auch in diesem Zusammenhang die Bitte an die 
Schulen richten sollte, „amnesty' in den Unterricht 
einzuladen, damit man anschauliche Beispiele be-
kommt, was es bedeutet, daß Menschenrechte in der 
Welt verletzt werden. 

Meine Damen und Herren, die Menschenrechts-
erziehung als ein Kernstück politischer Bildung 
kann aber nur dann wirksam sein — deshalb möchte 
ich auch auf das eingehen, was meine Vorredner 
schon gesagt haben —, wenn man als Politiker, als 
Gesellschaft mit gutem Beispiel vorangeht. Nur 
dann kann das, was die Älteren der jüngeren Gene-
ration sagen, tatsächlich glaubwürdig sein. Das 
heißt, wir müssen hier den Mut zur Gradlinigkeit 
haben. Verzeihen Sie, wenn ich im Augenblick fest-
gestellt habe, daß selbst die Diskussion zu diesem 
übereinstimmenden Antrag doch wiederum deut-
lich gemacht hat, daß man immer dem jeweils ande-
ren gern unterstellen möchte, an der einen oder an-
deren Stelle die Menschenrechte nicht zu achten. 
Ich weiß nicht, ob das eine gute Voraussetzung ist, 
gerade mit einer solchen Diskussion als Anregung 
an die Schulen heranzutreten. Es könnte die Lehrer, 
die sich damit auseinandersetzen, auch demotivie-
ren. 

Selbstverständlich, darf man bei der Beurteilung 
von Verletzungen der Menschenrechte nicht einäu-
gig sein. Insofern bedeutet dies, daß man es bei der 
Sowjetunion, der DDR und überhaupt bei anderen 
osteuropäischen Staaten ebenso kritisieren muß 
und sollte wie eben auch in Chile und anderen 
Rechtsdiktaturen. Darüber sollte bei uns eigentlich 
kein Zweifel bestehen. 

Auch unsere Abhängigkeit von der Ölzufuhr z. B. 
aus den arabischen Ländern sollte uns nicht daran 
hindern, zu kritisieren, daß in Saudi-Arabien als 
Strafe immer noch Gliedmaßen amputiert und 
schwere Auspeitschungen durchgeführt werden. Ich 
stimme insofern dem heutigen Appell der Gefange-
nenhilfsorganisation „amnesty international" zu, die 
dies in ihrem offenen Brief an die saudiarabische 
Regierung angeprangert hat. 

(Dr. Meinecke [Hamburg] [SPD]: Denken Sie 
auch an Iran!) 

— Natürlich auch im Iran, Herr Meinecke, dies kann 
selbstverständlich immer nur beispielhaft sein. 

Trotz aller Notwendigkeit, das Nordatlantische 
Bündnis zu stärken, darf uns dies andererseits auch 
nicht hindern, Fragen in der Türkei aufzugreifen,  

die sich mit unseren Vorstellungen von Menschen-
rechten und Grundfreiheiten nicht decken. 

(Broll [CDU/CSU]: Dafür ist Herr Genscher 
zuständig!) 

— Diese Zwischenrufe sind insofern etwas nutzlos, 
als man damit immer die leichte Unterstellung 
macht, als ob irgend jemand in unserem Lande un-
mittelbar verhindern könnte, daß Menschenrechte 
in anderen Ländern mit Füßen getreten werden. Ich 
finde, wir haben sehr wohl die moralische Kraft und 
die Pflicht, darauf hinzuweisen, aber wir sollten dies 
nicht personifizieren; es hilft uns nicht sehr viel wei-
ter. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Die Verhältnisse in Süd-Korea können auch nicht 
damit gerechtfertigt werden — dies ist leider oft ge-
schehen —, daß es in Nord-Korea noch schlimmer 
aussieht. 

Meine Damen und Herren, ich möchte gern auch 
einiges zum Inland sagen. Herr Prangenberg, Sie ha-
ben die Jugendorganisationen angegriffen, u. a. die 
Jungdemokraten, weil sie in einigen Bereichen der 
Auffassung sind, daß die Menschenrechte und das, 
was sie darunter verstehen — sie gehen manchmal 
vielleicht mit idealeren Vorstellungen daran als die-
ses Haus —, nicht hinlänglich geachtet werden. 

Für mich ist es ein Menschenrecht, das man ak-
zeptiert und die Jugend sogar auffordert, das morali-
sche Gewissen der Erwachsenen zu sein. Ich finde, 
sie haben ein Recht darauf, möglicherweise auch 
einmal über das Ziel hinauszuschießen. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Ich meine, diejenigen, die den Jugendorganisatio-
nen und der Jugend dies nicht zugestehen wollen, 
haben vielleicht doch noch nicht so richtig begriffen, 
wie umfangreich eigentlich der Begriff der Men-
schenrechte ausgelegt werden muß. 

(Dr. Stark [Nürtingen] [CDU/CSU]: Die Ju

-

dos liegen nur ständig daneben! — Wei

-

terer Zuruf von der CDU/CSU: Das ist wie

-

derum Herr Genscher!) 

Meine Damen und Herren, die Förderung der 
Menschenrechtserziehung wird auch nur dann 
glaubwürdig, wenn wir zunehmend bereit sind, die 
elementaren Menschenrechte der Menschen der 
Dritten Welt durch eigene wirtschaftliche Opfer zu 
sichern. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Die gegenwärtige Dürre- und Hungerkatastrophe in 
der Sahel-Zone ist ein besonders bedrückendes Bei-
spiel. Wir sind hier trotz unserer eigenen, sehr viel 
geringeren wirtschaftlichen Probleme — oder ge-
rade deshalb — aufgerufen, entschieden zu helfen. 

Der Antrag zur Förderung der Menschenrechts-
erziehung, der heute einvernehmlich zwischen den 
Fraktionen beschlossen wird, darf keine in Antrags-
form gefaßte politische Sonntagsrede sein. 

(Sehr gut! bei der SPD) 

Sie ist nicht nur ein Appell an andere, sondern zu

-

gleich Selbstverpflichtung aller politisch Verant- 
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wortlichen. Menschenrechtserziehung ist nur glaub-
würdig, wenn die Politik zur Verwirklichung von 
Menschenrechten überall in der Welt glaubwürdig 
beiträgt 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Präsident Stücklen: Meine Damen und Herren, 
weitere Wortmeldungen liegen nicht mehr vor. Ich 
schließe die Aussprache. 

Wir kommen nun zur Abstimmung. Der Ausschuß 
empfiehlt auf Drucksache 8/4033, den interfraktio-
nellen Antrag auf Drucksache 8/3751 unverändert 
anzunehmen. Wer dem zuzustimmen wünscht, bitte 
ich um das Handzeichen. — Gegenprobe! — Enthal-
tungen? — Der Antrag Drucksache 8/3751 ist ein-
stimmig angenommen. 

Ich rufe Tagesordnungspunkt 7 auf: 

Zweite Beratung des vom Bundesrat einge-
brachten Entwurfs eines Gesetzes zur Ä nde

-

rung  des Lastenausgleichsgesetzes 
— Drucksache 8/2480 — 
a)  Bericht des Haushaltsausschusses (8. Aus-

schuß) gemäß § 96 der Geschäftsordnung 

— Drucksache 8/4195 — 

Berichterstatter: 
Abgeordneter Dr. Riedl (München) 

b) Beschlußempfehlung und Be richt des In-
nenausschusses (4. Ausschuß) 

Berichterstatter: 
Abgeordnete Jaunich 
Krey 

— Drucksache 8/4153 — 

(Erste Beratung 138. Sitzung) 

Meine Damen und Herren, es sind interfraktio-
nell Kurzbeiträge vorgesehen. Wünscht einer der 
Berichterstatter das Wo rt? — Das ist nicht der 
Fall. 

Ich eröffne die Aussprache. Das Wo rt  hat der Ab-
geordnete Czaja. 

Dr. Czaja (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Auf der Drucksache 8/4223 bean-
tragt die CDU/CSU die volle Wiederherstellung der 
Initiative der Bundesratsmehrheit im Lastenaus-
gleich zugunsten der Altersversorgung der Geschä-
digten. Die Zahlen der 7. Anpassungsverordnung 
und der Novelle von 1979 werden berücksichtigt 

Es geht also um eine Verbesserung des Selbstän-
digenzuschlags zur Unterhaltshilfe, gestaffelt zwi-
schen 4 DM und 13 DM im Monat, und des Sozial-
zuschlags von 7 DM sowie eine Erhöhung des Ein-
kommenshöchstbetrags von sonstigen Einkom-
men plus Entschädigung. 
Im Innenausschuß haben SPD und FDP die dan-

kenswerte Initiative der Bundesratsmehrheit abge-
lehnt, doch haben sie heute im Innenausschuß er-
klärt, der Bundesfinanzminister wolle die Kriegsfol-
gengesetzgebung wieder öffnen. Eine wichtige Er-
klärung. In den Ländern vor Ort weiß man, wie karg  

und wie beschämend die Altersversorgung insbe-
sondere der ehemals Selbständigen und der mithel-
fenden Familienangehörigen im Lastenausgleich in 
den letzten zehn Jahren geworden ist — und dies 
trotz der Anregungen und Anträge des Bundesrats 
und der CDU/CSU, die leider von der Mehrheit ab-
gelehnt wurden. 

Vor 1969 gab es alle zwei Jahre große substan-
tielle Novellen im Lastenausgleich und nicht nur 
Anpassung an die Steigerung der Lebenshaltungs-
kosten. Die ausdrücklich angekündigte Absicht des 
Finanzministers der Großen Koalition, Strauß, in der 
weiteren Phase des Lastenausgleichs einen krönen-
den Abschluß im Substantiellen in einer großen No-
velle zu bringen, wurde nach dem Machtwechsel in 
Bonn nicht mehr verwirklicht. Man hat sich mit den 
zurückgelassenen Reserven und der damals gerin-
gen Staatsverschuldung in einen utopischen Re-
formtaumel und mit dem Gießkannenprinzip in ein 
inflationäres Finanzgebahren gestürzt. Wie immer 
in solchen Fällen wurden dabei die schwächsten 
Kreise des Volkes, darunter die Opfer der Vertrei-
bung, der Flucht und des zerstörten persönlichen 
Eigentums, schmählich vernachlässigt 

(Broll [CDU/CSU]: Sehr richtig!) 

Soweit es Deutsche waren, hat man ab 1969 ständig 
Mangel an Mitteln vorgeschützt, die man ansonsten 
im Überschuß ausgab. 

. (Sauer [Salzgitter] [CDU/CSU]: Den Vertrei

-

bern!) 

Wissen eigentlich die Abgeordneten, die eine sol-
che Novelle ablehnen, daß ausweislich der monatli-
chen Auszahlungsstatistiken von 1980 für eine Vier-
telmillion Unterhaltshilfeempfänger je Person im 
Durchschnitt nur 497 DM im Monat und für 150 000 
Empfänger von Entschädigungsrenten zusätzlich im 
Durchschnitt 72 DM im Monat aufgewendet wer-
den? Wie soll man denen, die nicht über dem Durch-
schnitt liegen, sondern im Durchschnitt oder darun-
ter, eigentlich klarmachen, wie sie ihre Existenz 
ohne Verwandtenhilfe, ohne Sozialhilfe und andere 
Hilfen fristen sollen? Das müßte einmal klar beant-
wortet werden. Frühere Regierungen sahen ihre 
Aufgabe darin, diese unverschuldeten Opfer des 
Krieges nicht zur Sozialhilfe zu schicken, sondern 
ihnen angemessene Rechtsansprüche im Lastenaus-
gleich zu geben. Obwohl das Bruttosozialprodukt in 
den letzten zehn Jahren auch real gewachsen ist, hat 
man außer Teuerungsanpassungen die Basis der An-
sprüche dieser alten Opfer der Vertreibung und 
Flucht nicht geändert. 

(Jaunich [SPD]: Da können Sie mal sehen, 
was für eine miese Basis Sie zurückgelas

-

sen haben!) 

Man hat das auch dann nicht getan — Herr Kol-
lege Jaunich —, als man viele Milliarden an Hilfen 
mid fragwürdig werdenden Bürgschaften der Plan-
wirtschaft und der Militärmaschinerie kommunisti-
scher Vertreiberstaaten zuführte, 

(Dr. Hupka [CDU/CSU]: So ist es!) 

die gar nicht den Völkern unserer Nachbarn zugute 
kommen. 
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Die Verbitterung — das können Sie nicht leug-

nen, Herr Kollege — dieser alten Geschädigten aus 
den Reihen der Vertriebenen und Flüchtlinge ist 
deshalb sehr groß. Die CDU/CSU fühlt sich ver-
pflichtet, dem klaren Ausdruck zu geben. Es ist lei-
der ein besonderes Zeichen verfehlter Ausgabenpo-
litik, daß man die Schwächsten am wenigsten be-
rücksichtigt und sich am wenigsten auf das sozial 
Notwendige konzentriert — leider. 

Die vorliegenden Anträge belasten weder heute 
noch in der mittelfristigen Finanzplanung den Bun-
deshaushalt. Selbst in der später wirksam werden-
den Ausfallgarantie des Bundes treten gegenüber 
der Lage von 1979 keine Mehrbelastungen ein, denn 
durch das bereits erfolgte Hinausschieben des An-
passungstermins für die Kriegsschadensrente sind 
schon 1978 59 Millionen DM Minderausgaben im 
Lastenausgleichsfonds entstanden. Niemand hat im 
Ausschuß dieser Verfügbarkeit widersprochen, was 
auch der Bericht beweist. 

Nach der geradezu verletzenden Antwort der 
Bundesregierung auf die Forderung des Bundestags 
beim Nachtragshaushalt, mit der Beseitigung von 
Härtefällen auch in den Kriegsfolgen zu beginnen, 
bringt nunmehr unsere Fraktion noch eine beson-
dere Novelle im Lastenausgleich ein, die auch an-
dere Anliegen aufgreift. Auch sie bringt mittelfristig 
noch keine Haushaltsbelastung, wohl langfristig. 
Die Bundesratsmehrheit und wir sind uns der Ver-
antwortung der sparsamen Haushaltsgebarung voll 
bewußt. Dies kann aber nicht unerträglich die Ärm-
sten noch mehr zurückwerfen, sondern muß gegen 
utopische Reformen und gegen uferlose Verbüro-
kratisierung zum Wirken kommen. 

An den deutschen Opfern der Kriegsfolgen hat 
man durch ungerechten Geiz schon seit Jahren bei 
ansonsten großzügiger Ausgabenwirtschaft zuviel 
eingespart. Auch die verzögernde Behandlung der 
Initiative des Bundesrats zum Reparationsschäden-
gesetz weist in die gleiche Richtung. 

Meine Damen und Herren, Sie können auch nicht 
die von uns — ich nenne insbesondere Kollegen Ritz 
— durchgezogene Initiative zur Fortsetzung der 
Hilfe an landwirtschaftliche Vollbauern bei der Ein-
gliederung vorschieben und sich dahinter verstek-
ken, weil diese Hilfe aus dem für Vertriebene und 
Flüchtlinge zweckgebundenen hohen Zweckvermö

-

gen der Siedlungs- und Rentenbank kommt. Auch 
Entschließungsanträge sind gegenüber solchen Un-
gerechtigkeiten billige Vertröstungen auf die Zu-
kunft. 

Wenn der Bundesfinanzminister die Gesetzge-
bung öffnen will, wie heute im Innenausschuß ge-
sagt worden ist, dann bitten wir Sie: Geben Sie doch 
ein erstes Zeichen. Nachdem bei Ihnen niemand, der 
tatsächlich in der täglichen Arbeit und Verantwor-
tung für Vertriebene und Flüchtlinge steht, hier 
noch zu Worte kommt, sollten Sie wenigstens über-
legen, ob Sie vor Ihrem sozialen Gewissen und vor 
Ihren Wählern mit diesen Ablehnungen bestehen 
können. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Folgen Sie, meine Damen und Herren, wenigstens 
bei diesen minimalen Verbesserungen den Vorstel-
lungen des ganzen Bundesrats, wenn Sie schon nicht 
den Vorstellungen der Opposition folgen wollen. 
Unsere Fraktion wird für die Initiative im Sinne des 
Änderungsantrags stimmen. 

Ich danke. 
(Beifall bei der CDU/CSU) 

Präsident Stücklen: Das Wort  hat der Herr Abge-
ordnete Jaunich. 

Jaunich (SPD): Herr Präsident! Meine sehr geehr-
ten Damen und Herren! Ich bin gebeten worden, das, 
was zu dem hier zu behandelnden Thema zu sagen 
ist, zugleich im Namen der Kollegen der FDP-Frak-
tion vorzutragen, weil wir in der Einschätzung des-
sen, um was es sich hier handelt, völlig einer Mei-
nung sind. Sie versuchen hier nämlich, im Hinblick 
auf den Wahlkampf im Herbst dieses Jahres ein biß-
chen etwas vorzuzaubern. 
Sie legen dem Haus am heutigen Tage einen No-

vellierungsgesetzentwurf zum Lastenausgleich vor. 
Merkwürdigerweise ist zur gleichen Stunde ein An-
trag der Fraktion der CDU/CSU, eine finanzpoliti-
sche Bestandsaufnahme vorzunehmen, Verhand-
lungsgegenstand in diesem Hause. Der Novellie-
rungsentwurf, den Sie heute vorlegen und der aus 
rein zeitlichen Gründen überhaupt keine Chance 
mehr hat, in diesem Bundestag verabschiedet zu 
werden, würde Kosten in Höhe von mehreren hun-
dert Millionen DM bewirken. Das ist unsolide, 
meine Damen und Herren von der Union. So können 
wir nicht miteinander umgehen. 

(Dr. Ritz [CDU/CSU]: Sie dürfen auch mit 
uns nicht so umgehen! Wie ist es denn mit 

dem Asylrecht?!) 

Der Entwurf des Bundesrates, um den es geht, hat 
strukturelle Verbesserungen im Zusammenhang 
mit der Kriegsschadensrente zum Ziel. Darüber ha-
ben wir bereits im Zusammenhang mit der 29. La-
stenausgleichsnovelle nicht nur miteinander gere-
det, sondern wir haben in diesem Sinne gehandelt. 
Auf Grund dieser Novelle, die bereits am 1. Januar 
1980 in Kraft getreten ist, wurden die durch das Hin-
ausschieben der Anpassungstermine für die Kriegs-
schadensrente um ein halbes Jahr — wie bei den ge-
setzlichen Renten auch — erwirtschafteten Minder-
ausgaben des Ausgleichsfonds in Höhe von 46 Milli-
arden DM im Jahre 1978 — abfallend bis auf 35 Mil-
liarden DM im Jahre 1981 — zu einem großen Teil, 
nämlich zu über 40 % im Sinne der beschriebenen 
strukturellen Maßnahmen weitergegeben. Bei die-
sen Beratungen haben wir den Entwurf des Landes 
Baden-Württemberg bereits mit berücksichtigt und 
haben ihn in der Art und Weise, wie ich das eben be-
schrieben habe 

(Dr. Czaja [CDU/CSU]: Teilweise!) 

— zu dem Teil, wie es zu verantworten war —, in un-
sere Gesetzgebung eingearbeitet. Die Betroffenen 
sind bereits im Genuß dieser Verbesserungen. 

Der Entwurf des Bundesrates sieht höhere Mehr-
aufwendungen vor, als die Minderausgaben, die sich 
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durch die Hinausschiebung des Anpassungstermi-
nes ergäben, überhaupt hergeben. Das muß die Ko-
alition in Übereinstimmung mit der Stellungnahme 
der Bundesregierung ablehnen, weil es nicht finan-
zierbar ist. Die Opposition sollte sich bei diesen von 
ihr verlangten Mehraufwendungen auch ins Ge-
dächtnis zurückrufen, daß gerade sie, als sie noch 
Regierungspartei war, es als christlich und sozial 
hätte betrachten müssen, grundsätzliche Verbesse-
rungen für die Empfänger von Kriegsschadensrente 
durchzuführen. Das war in der 60er Jahren notwen-
dig, und das sollte gerade der Präsident des Bundes 
der Vertriebenen, Herr Dr. Czaja, wissen. 

Wäre das damals bereits geschehen, brauchte 
man heute mit diesem Gesetzentwurf nicht wie mit 
einer Gießkanne versuchen, in Form erhöhter Frei-
beträge und Zuschläge etwas zu verlangen. Auf die-
sen für Sie unangenehmen Zusammenhang müssen 
wir heute hinweisen, weil die sozialliberale Bundes-
regierung und die sie tragenden Fraktionen im 
Jahre 1972 entsprechend ihren Grundsätzen für 
400 000 Berechtigte auch die Altersversorgung im 
Lastenausgleich in die jährliche Dynamisierung ein-
bezogen hat. Wäre das früher geschehen, auf welch 
höherem Sockel als heute würden sich dann alle 
Verbesserungen auswirken! 

(Dr. Czaja [CDU/CSU]: Das ist alle zwei 
Jahre geschehen!) 

— Eben. — In diesem Sinne wird seitdem in gleicher 
Höhe und vom gleichen Zeitpunkt wie die Renten in 
der gesetzlichen Rentenversicherung und die 
Kriegsopferrenten die Unterhaltshilfe aus dem La-
stenausgleich mit ihren Zuschlägen angehoben. 

Die heutige Opposition konnte solche Verbesse-
rungen in ihrem eigenem Bereich seinerzeit wohl 
nicht durchsetzen. Es war doch schließlich Bundes-
kanzler Kiesinger, der in der Regierungserklärung 
vom 13. Dezember 1966 ausgeführt hat — ich zitie-
re —: 

Die Gesetzgebung über die Abwicklung von 
Kriegs- und Nachkriegsfolgen sollte abge-
schlossen werden. Die Finanzlage des Bundes 
beweist, daß wichtige Aufgaben der Zukunfts-
vorsorge sträflich vernachlässigt werden wür-
den, wenn die kommenden Jahre durch neue 
Zahlungen für die Vergangenheit belastet wür-
den. Auch die geltenden Regelungen müssen 
mit dem Ziel überprüft werden, die Ausgabever-
pflichtungen mit der Einnahmeentwicklung des 
Bundes in Einklang zu bringen. 

(Dr. Ritz [CDU/CSU]: Das ist alles nicht sehr 
redlich, was Sie hier machen! — Weitere 

Zurufe von der CDU/CSU) 

— Das tut Ihnen weh ;  das weiß ich. 

(Dr. Ritz [CDU/CSU]: Sie sind unredlich!) 

Ich darf Sie auch noch daran erinnern, daß zu je-
nem Zeitpunkt Finanzminister der jetzige Kandidat 
Franz Josef Strauß und daß der Bundesvertriebe-
nenminister Kai-Uwe von Hassel war. Was Sozialde-
mokraten und Freie Demokraten seit 1969 an neuen 
Leistungen und Leistungsverbesserungen bewirkt 
haben, kann sich gewiß sehen lassen. Es entspricht  

unserer sozialen Einstellung, unserer Auffassung 
von Solidarität, denen zu helfen, die unserer Hilfe 
bedürfen, oder — noch klarer gesagt — denjenigen, 
denen in Ihrer zwanzigjährigen Regierungszeit 
nicht in dem nötigen Ausmaß geholfen wurde. Ich 
denke dabei u. a. an die Geschädigten aus der DDR, 
die erst durch unsere Gesetzgebung die ihnen lang 
zustehende Entschädigung erhalten konnten und an 
die bis jetzt schon 4 Milliarden DM gezahlt worden 
sind. Ich denke an die Vereinfachung des Notauf-
nahmeverfahrens und die verbesserte Anerkennung 
von Flüchtlingen und entlassenen ehemals politi-
schen Häftlingen aus der DDR. Wir haben die Stif-
tung der Heimkehrer und der politischen Häftlinge 
aufgestockt. All dies ist Lastenausgleich für die Ge-
schädigten des Zweiten Weltkrieges. 

(Beifall bei der SPD) 

10,6 Millionen Vertriebene und 3,8 Millionen 
Flüchtlinge und Zuwanderer hat diese Bundesrepu-
blik integriert, dazu die hohen Zahlen von Aussied-
lern, die zu uns kommen und die wir eingliedern. All 
dies erfordert enormen finanziellen Aufwand, der 
aber jenen zufließt, die unserer Hilfe in besonderer 
Weise bedürfen. 

(Beifall bei der SPD — Dr. Hupka [CDU/ 
CSU]: Das hat doch nicht erst 1969 begon

-

nen! 	Weitere Zurufe von der CDU/ 
CSU) 

— Ich muß Sie daran erinnern, daß die Spätaussied-
ler, die zu Ihren Zeiten in die Bundesrepublik ka-
men, nicht jene Hilfen bekommen haben, die wir 
heute den bei uns eintreffenden Spätaussiedlern an-
bieten können. Ich will sie nicht im einzelnen auf-
zählen; dazu reicht die Redezeit nicht aus. 

All dies, was ich hier an Leistungen beschrieben 
habe, kostet Milliarden. Im Lastenausgleich sind 
derzeit mehr als 115 Milliarden DM bereits gezahlt 
worden. 

(Dr. Czaja [CDU/CSU]: Aber doch nicht an 
Leistungen!) 

— Die Haftung des Bundes, die Garantieverpflich-
tung des Bundes, Herr Dr. Czaja, können Sie nicht 
dauernd negieren. A lles, was an Fondsmitteln zur 
Abwicklung der gesetzlich statuierten Ansprüche 
nicht ausreicht, hat der Bund in Zukunft zu bewir-
ken. Da müssen wir aufpassen, da müssen wir sorg-
sam sein, da können wir hier nicht Schaufensteran-
trägen von Ihnen oder vom Bundesrat zustimmen. 

(Beifall bei der SPD — Dr. Hupka [CDU/ 
CSU]: Die Menschen stehen im Schaufen

-

ster!) 

Wir sind uns unserer finanzpolitischen Verantwor-
tung bewußt. Wir brauchen da keine Schauanträge 
zu einer finanzpolitischen Bestandsaufnahme. Sie 
treiben Schindluder mit den Interessen der Betroffe-
nen, wenn Sie hier vorzugaukeln versuchen, 

(Dr. Hupka [CDU/CSU]: Was heißt hier 
„vorgaukeln"?) 

da wären noch Millionenbeträge in Marsch zu set-
zen. 

(Beifall bei der SPD) 
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Eine solche Auffassung könnte sich eigentlich noch 
nicht einmal eine verantwortungsbewußte Opposi-
tion leisten. 

(Lachen und Zurufe von der CDU/CSU) 

Die Regierungsparteien können es in keinem Falle. 
Wir denken nicht daran, so mit dem Schicksal der 
schwer Getroffenen des Zweiten Weltkrieges umzu-
gehen. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Auf unsere Hilfe können sich diese Gruppen verlas-
sen, aber jeweils immer nur im Rahmen dessen, was 
finanzpolitisch auch solide verabschiedet werden 
kann. 

Einiges von dem, was aus der Novelle des Bundes-
rates hervorgeht, nehmen Sie in Ihrem neuen Ent-
wurf noch einmal auf. Ich bitte Sie, sich das allein ge-
setzgebungstechnisch einmal vor Augen zu führen. 
Sie haben einen Änderungsantrag zur Drucksache 
8/2480 eingebracht, und das gleiche — Sie müssen 
doch davon ausgehen, daß er zunächst einmal 
durchkommt — 

(Dr.  Czaja [CDU/CSU]: Das stimmt nicht!) 

schreiben Sie dann noch einmal in den neuen Ge-
setzentwurf hinein. Ich will nur eine Zahl nennen. 
Sie sehen Ausgaben in Höhe von 250 Millionen DM 
allein für die neue Ausgestaltung des § 301 b des La-
stenausgleichsgesetzes vor. In der Kostenbeschrei-
bung im Vorblatt Ihres Gesetzentwurfes verschwei-
gen Sie diesen Tatbestand. 

(Dr. Czaja [CDU/CSU]: Das stimmt nicht!) 

Ja, sagen Sie einmal, was wollen Sie eigentlich hier 
damit bewirken? 

(Beifall bei der SPD) 

Es sind enorme, in die hundert Millionen gehende 
neue Ausgaben, für die letztendlich der Bund eintre-
ten müßte. Bei einem solchen Spiel können wir nicht 
mitmachen. 

Wir werden den Gesetzentwurf der Beschlußemp-
fehlung des Innenausschusses entsprechend ableh-
nen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Dr. 
Hupka [CDU/CSU]: Das ist kein Stil! Es 

geht um Schicksale!) 

Präsident Stücklen: Weitere Wortmeldungen lie-
gen nicht vor. 

Wir kommen zur Einzelberatung und Abstim-
mung in zweiter Beratung. Ich rufe Art. 1 auf. Hierzu 
liegt auf der Drucksache 8/4223 unter Ziffer 1 ein 
Änderungsantrag der Fraktion der CDU/CSU vor. 
Wird das Wort  zur Begründung gewünscht? — Das 
ist nicht der Fall. Wer dem Änderungsantrag zuzu-
stimmen wünscht, den bitte ich um das Handzei-
chen. — Gegenprobe! — Enthaltungen? — Das letz-
tere war die Mehrheit Der Antrag ist demgemäß ab-
gelehnt 

Wer Art. 1 in der Fassung des Gesetzentwurfes in 
der Drucksache 8/2480 zuzustimmen wünscht, den 
bitte ich um das Handzeichen. — Gegenprobe! — 
Enthaltungen? — Mit Mehrheit abgelehnt. 

Ich rufe Art. 2 auf. Wer zuzustimmen wünscht, 
den bitte ich um ein Handzeichen. — Gegenprobe! 
— Enthaltungen? — Mit Mehrheit abgelehnt 

Ich rufe Art. 3 auf. Hierzu liegt auf Drucksache 
8/4223 unter Ziffer 2 ein Änderungsantrag der Frak-
tion der CDU/CSU vor. Wer zuzustimmen wünscht, 
den bitte ich um ein Handzeichen. — Gegenprobe! 
— Enthaltungen? — Mit Mehrheit abgelehnt. 

Wer Art. 3 in der Fassung des Gesetzentwurfs auf 
Drucksache 8/2480 zuzustimmen wünscht, den bitte 
ich um ein Handzeichen. — Gegenprobe! — Enthal-
tungen? — Mit Mehrheit abgelehnt. 

Es bleibt noch über Einleitung und Überschrift ab-
zustimmen. Wer zuzustimmen wünscht, den bitte 
ich um ein Handzeichen. — Gegenprobe! — Enthal-
tungen? — Mit Mehrheit abgelehnt 

In zweiter Beratung sind alle Teile des Gesetzent-
wurfs abgelehnt worden. Damit unterbleibt nach 
§ 84 Abs. 3 unserer Geschäftsordnung jede weitere 
Beratung und Abstimmung. 

Es ist noch über eine Beschlußempfehlung des 
Ausschusses abzustimmen. Der Ausschuß empfiehlt 
auf Drucksache 8/4153 unter Ziffer 2, die zu dem Ge-
setzentwurf eingegangenen Petitionen und Einga-
ben für erledigt zu erklären. Ist das Haus damit ein-
verstanden? 

(Zurufe von der CDU/CSU: Nein!) 

— Wir stimmen darüber ab. Wer ist dafür? — Wer 
ist dagegen? — Enthaltungen? — Es ist mit Mehr-
heit so beschlossen. 

Ich rufe den Zusatzpunkt 2 der Tagesordnung 
auf: 

Erste Beratung des von den Abgeordneten Dr. 
Czaja, Erhard (Bad Schwalbach), Dr. Hupka, 
Dr. Wittmann (München), Dr. Hennig, Sauer 
(Salzgitter), Schmidt (Wuppe rtal), Müller (Ber-
lin) und Genossen und der Fraktion der CDU/ 
CSU eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes 
zur Änderung des Lastenausgleichsgeset-
zes 
— Drucksache 8/4229 

—Überweisungsvorschlag: 
Innenausschuß 
Haushaltsausschuß gemäß § 96 GO 

Wird das Wort  zur Begründung gewünscht? — 
Das Wort  wird auch nicht anderweitig gewünscht. 

Interfraktionell ist vereinbart worden, den Ge-
setzentwurf an den Innenausschuß — zur federfüh-
renden Beratung — und zur Beratung gemäß § 96 
unserer Geschäftsordnung an den Haushaltsaus-
schuß zu überweisen. Ist das Haus damit einverstan-
den? — Ich sehe keinen Widerspruch; es ist so be-
schlossen. 

Nun kommt Tagesordnungspunkt 8: 

Zweite und dritte Beratung des von der Bun-
desregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Dritten Gesetzes zur Änderung des Weinge-
setzes 
— aus Drucksache 8/3829 — 
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Erste Beschlußempfehlung und erster Be richt 
des Ausschusses für Jugend, Familie und Ge-
sundheit (13. Ausschuß) 
— Drucksache 8/4161 — 

Berichterstatter: 
Abgeordneter Eimer (Fürth) 

(Erste Beratung 211. Sitzung) 

Wünscht der Berichterstatter das Wo rt? — Das ist 
nicht der Fall. 

Ich eröffne die Aussprache. Wird das Wo rt  ge-
wünscht? — Das ist nicht der Fall. 

Wir kommen zur Einzelberatung und Abstim-
mung in zweiter Lesung. Ich rufe die Art. 1 bis 3, Ein-
leitung und Überschrift in der Ausschußfassung auf. 
Wer den aufgerufenen Vorschriften, der Einleitung 
und der Überschrift zuzustimmen wünscht, den bitte 
ich um ein Handzeichen. — Gegenprobe! — Enthal-
tungen? — Einstimmig so beschlossen. Damit ist die 
zweite Beratung abgeschlossen. 

Wir treten in die 

dritte Beratung 

ein. Wird das Wort  gewünscht? — Das ist nicht der 
Fall. 

Wir kommen zur Schlußabstimmung. Wer dem 
Gesetz als Ganzem zuzustimmen wünscht, den bitte 
ich, sich zu erheben. — Gegenprobe! — Enthaltun-
gen? — Das Gesetz ist einstimmig angenommen. 

Ich rufe Tagesordnungspunkt 9 auf: 

Zweite Beratung und Schlußabstimmung des 
von der Bundesregierung eingebrachten Ent-
wurfs eines Gesetzes zu dem Vertrag vom 
12. Dezember 1979 zur Änderung des Ver-
trages vom 11. September 1970 zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und der Repu-
blik Österreich über Rechts- und Amtshilfe 
in Zoll-, Verbrauchsteuer- und Monopolan-
gelegenheiten 
— Drucksache 8/3746 — 

Beschlußempfehlung und Be richt des Finanz-
ausschusses (7. Ausschuß) 
— Drucksache 8/4142 — 

Berichterstatter: 
Abgeordneter Gertzen 

(Erste Beratung 208. Sitzung) 

Wünscht der Berichterstatter das Wo rt? — Das ist 
nicht der Fall. Ich eröffne die allgemeine Ausspra-
che. Es liegen keine Wortmeldungen vor. Ich 
schließe die Aussprache. 

Wir kommen zur Einzelberatung in zweiter Bera-
tung und zur Schlußabstimmung. Ich rufe die Art 1 
bis 3, Einleitung und Überschrift auf. Die Abstim-
mung hierüber wird mit der Schlußabstimmung ver-
bunden. Wer dem Gesetz als Ganzem zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich, sich zu erheben. — Gegen-
probe! — Enthaltungen? — Dieses Gesetz ist ein-
stimmig angenommen. 

Ich rufe Tagesordnungspunkt 10 auf: 

Zweite Beratung und Schlußabstimmung des 
von der Bundesregierung eingebrachten Ent-
wurfs eines Gesetzes zu dem Abkommen vom 
15. März 1978 zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und Mauritius zur Vermeidung 
der Doppelbesteuerung auf dem Gebiet der 
Steuern vom Einkommen und vom Vermö-
gen und zur Förderung des Handels und der 
Investitionstätigkeit zwischen den beiden 
Staaten 
— Drucksache 8/3747 — 

Beschlußempfehlung und Bericht des Finanz-
ausschusses (7. Ausschuß) 
— Drucksache 8/4143  

Berichterstatter: 
Abgeordneter Gertzen 

(Erste Beratung 208. Sitzung) 

Wünscht der Berichterstatter das Wo rt? — Das ist 
nicht der Fall. Anderweitig wird das Wo rt  auch 
nicht gewünscht. 

Wir kommen zur Einzelberatung in zweiter Bera-
tung und zur Schlußabstimmung. Ich rufe Art. 1 bis 4, 
Einleitung und Überschrift auf. Die Abstimmung 
hierüber wird mit der Schlußabstimmung verbun-
den. Wer dem Gesetz als Ganzem seine Zustim-
mung zu geben wünscht, den bitte ich, sich zu erhe-
ben. — Gegenprobe! — Enthaltungen? — Dieses Ge-
setz ist einstimmig angenommen. 

Ich rufe Tagesordnungspunkt 11 auf: 

Zweite Beratung und Schlußabstimmung des 
von der Bundesregierung eingebrachten Ent-
wurfs eines Gesetzes zu dem Vertrag vom 
12. Oktober 1979 zwischen der Bundesrepu-
blik Deutschland und der Sozialistischen Re

-

publik Rumänien über die Förderung und 
den gegenseitigen Schutz von Kapitalanla-
gen 
— Drucksache 8/3919 — 

Beschlußempfehlung und Be richt des Aus-
schusses für Wirtschaft (9. Ausschuß) 
— Drucksache 8/4150 — 

Berichterstatter: 
Abgeordneter Dr. Unland 

(Erste Beratung 216. Sitzung) 

Der Berichterstatter wünscht nicht das Wort 
Auch sonst wird das Wort  nicht gewünscht 

Wir kommen zur Einzelberatung in zweiter Bera-
tung und zur Schlußabstimmung. Ich rufe A rt. 1 bis 3, 
Einleitung und Überschrift auf. Die Abstimmung 
wird mit der Schlußabstimmung verbunden. Wer 
dem Gesetz als Ganzem zuzustimmen wünscht, den 
bitte ich, sich zu erheben. — Gegenprobe! — Enthal-
tungen? — Auch dieses Gesetz ist einstimmig ange-
nommen. 

Ich rufe Tagesordnungspunkt 12 auf: 

a) Zweite Beratung und Schlußabstimmung des 
von der Bundesregierung eingebrachten Ent- 
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wurfs eines Gesetzes zum Zusatzprotokoll 
vom 13. März 1980 zum Abkommen vom 
16. Juni 1959 zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und dem Königreich der Nieder-
lande zur Vermeidung der Doppelbesteue-
rung auf dem Gebiete der Steuern vom Ein

-

kommen und vom Vermögen sowie ver-
schiedener sonstiger Steuern und zur Rege-
lung anderer Fragen auf steuerlichem Ge-
biete 
— Drucksache 8/3994 — 

aa) Bericht des Haushaltsausschusses (8. 
Ausschuß) gemäß § 96 der Geschäftsord-
nung 

— Drucksache 8/4204 — 

Berichterstatter: 
Abgeordneter Löffler 

bb) Beschlußempfehlung und Bericht des Fi

-

nanzausschusses (7. Ausschuß) 

— Drucksache 8/4162 — 

Berichterstatter: 
Abgeordneter Gertzen 

(Erste Beratung 218. Sitzung) 

b) Zweite und dritte Beratung des von der Bun-
desregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Ausführungsgesetzes zum Zusatzprotokoll 
vom 13. März 1980 zum Abkommen vom 
16. Juni 1959 zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und dem Königreich der Nieder-
lande zur Vermeidung der Doppelbesteue-
rung auf dem Gebiete der Steuern vom Ein-
kommen und vom Vermögen sowie verschie-
dener sonstiger Steuern und zur Regelung an-
derer Fragen auf steuerlichem Gebiete (Aus-
führungsgesetz Grenzgänger Niederlande 
— AG-Grenzg NL —) 
— Drucksache 8/3995 — 

aa)  Bericht 	des 	Haushaltsausschusses 
(8. Ausschuß) gemäß § 96 der Geschäfts-
ordnung 

— Drucksache 8/4204 — 

Berichterstatter: 
Abgeordneter Löffler 

bb) Beschlußempfehlung und Bericht des Fi

-

nanzausschusses (7. Ausschuß) 

— Drucksache 8/4162 — 

Berichterstatter: 
Abgeordneter Gertzen 

(Erste Beratung 218. Sitzung) 

Wünscht einer der Berichterstatter das Wort? — 
Das ist nicht der Fall. Auch sonst wird das Wo rt 

 nicht gewünscht. 

Wir kommen zur Einzelberatung in zweiter Bera-
tung und zur Schlußabstimmung über die Vorlage  

unter Tagesordnungspunkt 12 a. Ich rufe A rt. 1 bis 3, 
Einleitung und Überschrift auf. Die Abstimmung 
hierüber wird mit der Schlußabstimmung verbun-
den. Wer dem Gesetz als Ganzem zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich, sich zu erheben. — Gegen-
probe! — Enthaltungen? — Auch dieses Gesetz ist 
einstimmig angenommen. 

Nun zu Tagesordnungspunkt 12 b, Drucksachen 
8/3995 und 8/4162. Wir kommen zur Einzelberatung 
und Abstimmung. Ich rufe die §§ 1 bis 10, Einleitung 
und Überschrift auf. Wer den aufgerufenen Vor-
schriften zuzustimmen wünscht, den bitte ich um 
das Handzeichen. — Gegenprobe! — Enthaltungen? 
— Die aufgerufenen Vorschriften sind einstimmig 
angenommen. Damit ist die zweite Beratung abge-
schlossen. 

Wir treten in die 

dritte Beratung 
ein. Das Wort  wird nicht gewünscht Wir kommen 
zur Schlußabstimmung. Wer dem Gesetz als Gan-
zem zuzustimmen wünscht, den bitte ich, sich zu er-
heben. — Gegenprobe! — Enthaltungen? — Auch 
dieses Gesetz ist einstimmig beschlossen. 

Ich rufe Punkt 13 der Tagesordnung auf: 

Zweite Beratung und Schlußabstimmung des 
von der Bundesregierung eingebrachten Ent-
wurfs eines Gesetzes zu dem Übereinkom-
men Nr. 142 der Internationalen Arbeitsorga-
nisation vom 23. Juni 1975 über die Berufsbe-
ratung und Berufsbildung im Rahmen der 
Erschließung des Arbeitskräftepotentials 
— Drucksache 8/3550 — 

Beschlußempfehlung und Bericht des Aus-
schusses für Arbeit und Sozialordnung 
(11. Ausschuß) 
— Drucksache 8/4200 — 

Berichterstatter: 
Abgeordneter Lutz 

(Erste Beratung 199. Sitzung) 

Wünscht der Berichterstatter das Wo rt? — Das ist 
nicht der Fall. Auch sonst wird das Wort  nicht ge-
wünscht. 

Wir kommen zur Einzelberatung in zweiter Bera-
tung und zur Schlußabstimmung. Ich rufe die Art. 1 
bis 3, Einleitung und Überschrift auf. Die Abstim-
mung wird mit der Schlußabstimmung verbunden. 
Wer dem Gesetz als Ganzem die Zustimmung zu ge-
ben wünscht, den bitte ich, sich zu erheben. — Ge-
genprobe! — Stimmenthaltungen? — Auch dieses 
Gesetz ist einstimmig angenommen. 

Ich rufe Punkt 14 der Tagesordnung auf: 

Zweite Beratung und Schlußabstimmung des 
von der Bundesregierung eingebrachten Ent-
wurfs eines Gesetzes zu dem Abkommen vom 
23. April 1979 zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und der Republik Finnland über 
Leistungen für Arbeitslose 
— Drucksache 8/3993 — 
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Präsident Stücklen 
a) Bericht des Haushaltsausschusses (8. Aus-

schuß) gemäß § 96 der Geschäftsordnung 

— Drucksache *) —

Berichterstatter: 
Abgeordneter Prinz zu Sayn-Wittgen-
stein-Hohenstein 

b) Beschlußempfehlung und Bericht des 
Ausschusses für Arbeit und Sozialord-
nung (11. Ausschuß) 

— Drucksache 8/4184 — 

Berichterstatter: 
Abgeordneter Dr. George 

(Erste Beratung 218. Sitzung) 

Zum Bericht des Haushaltsausschusses ist noch 
keine Drucksachennummer angegeben. — Ich höre, 
die Nummer soll nachgetragen werden. Ist Ihnen 
der Inhalt dieser Drucksache bekannt? Gibt es über 
diesen Inhalt irgendwelche unterschiedlichen Auf

-

fassungen? 

(Zurufe: Nein!) 

— Gut, die Nummer wird also, wie gesagt, nachträg-
lich eingesetzt 

Wird zur Berichterstattung das Wo rt  gewünscht? 
— Das ist nicht der Fall. Auch sonst wird das Wort 

 nicht gewünscht 

Wir kommen zur Einzelberatung in zweiter Bera-
tung und zur Schlußabstimmung. Ich rufe die A rt. 1 
bis 3, Einleitung und Überschrift auf. Die Abstim-
mung wird mit der Schlußabstimmung verbunden. 
Wer dem Gesetz als Ganzem zuzustimmen wünscht, 
den bitte ich, sich zu erheben. — Gegenprobe! — 
Enthaltungen? — Auch dieses Gesetz ist einstimmig 
angenommen. 

Ich rufe Punkt 15 der Tagesordnung auf: 

Zweite Beratung und Schlußabstimmung des 
von der Bundesregierung eingebrachten Ent-
wurfs eines Gesetzes zu dem Abkommen vom 
23. April 1979 zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und der Republik Finnland über 
Soziale Sicherheit 
— Drucksache 8/3992 — 

a) Bericht des Haushaltsausschusses (8. Aus-
schuß) gemäß § 96 der Geschäftsordnung 

— Drucksache ... *) — 

Berichterstatter: 
Abgeordneter Prinz zu Sayn-Wittgen-
stein-Hohenstein 

b) Beschlußempfehlung und Bericht des 
Ausschusses für Arbeit und Sozialord-
nung (11. Ausschuß) 

— Drucksache 8/4183 — 

Berichterstatter: 
Abgeordneter Dr. George 

(Erste Beratung 218. Sitzung) 

 später eingesetzt: 8/4242 

Auch hier hat der Bericht des Haushaltsausschus-
ses keine Drucksachennummer. Warum wird ihm 
die nicht gegeben? — Sie liegt noch nicht vor. Ist das 
Haus in Anwendung des § 127 der Geschäftsordnung 
damit einverstanden, daß auch hier die Drucksa-
chennummer nachgetragen wird? 

(Dr. Ritz [CDU/CSU]: Schön ist das nicht!) 

Der Inhalt liegt ja vor und ist bekannt. Die Drucksa-
chennummer konnte noch nicht eingesetzt werden, 
weil die Reihenfolge der Drucksachen noch nicht 
feststeht Sind Sie damit einverstanden, daß das 
nachgeholt wird? 

(Dr. Ritz [CDU/CSU]: Schweren Herzens, 
Herr Präsident *)  

Wir verfahren hier demnach so wie beim vorher-
gehenden Punkt 

Wünscht einer der Berichterstatter das Wo rt? — 
Das ist nicht der Fall. Auch sonst wird das Wo rt 

 nicht gewünscht 

Wir kommen zur Einzelberatung in zweiter Bera-
tung und zur Schlußabstimmung. Ich rufe die Art 1 
bis 6, Einleitung und Überschrift auf. Die Abstim-
mung wird mit der Schlußabstimmung verbunden. 
Wer dem Gesetz als Ganzem zuzustimmen wünscht, 
den bitte ich, sich zu erheben. — Gegenprobe! — 
Enthaltungen? — Auch dieses Gesetz ist einstimmig 
angenommen. 

Ich rufe Punkt 16 der Tagesordnung auf: 

Zweite und dritte Beratung des von der Bun-
desregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes zur Änderung des Gesetzes zur 
Entlastung des Bundesfinanzhofs 
— Drucksache 8/3949 — 

Beschlußempfehlung und Be richt des Rechts-
ausschusses (6. Ausschuß) 
— Drucksache 8/4199 — 

Berichterstatter: 
Abgeordnete Dr. Linde 
Dr. Bötsch 

(Erste Beratung 216. Sitzung) 

Wünscht einer der Berichterstatter das Wo rt? — 
Das ist nicht der Fall. Auch sonst wird das Wo rt 

 nicht gewünscht 

Wir kommen zur Einzelberatung und zur Abstim-
mung in zweiter Beratung. Ich rufe die A rt. 1 bis 3, 
Einleitung und Überschrift auf. Wer den aufgerufe-
nen Vorschriften zuzustimmen wünscht, den bitte 
ich um ein Handzeichen. — Gegenprobe! — Enthal-
tungen? — Einstimmig angenommen. Damit ist die 
zweite Beratung abgeschlossen. 

Wir treten in die 

dritte Beratung 
ein. Das Wort  wird nicht gewünscht 

Wir kommen zur Schlußabstimmung. Wer dem 
Gesetz als Ganzem zuzustimmen wünscht, den bitte 
ich, sich zu erheben. — Gegenprobe! — Enthaltun-
gen? — Einstimmig angenommen. 
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Präsident Stücklen 
Ich rufe Tagesordnungspunkt 17 auf: 

Zweite Beratung und Schlußabstimmung des 
von der Bundesregierung eingebrachten Ent-
wurfs eines Gesetzes zu dem Europäischen 

Übereinkommen vom 24. April 1967 über die 
Adoption von Kindern 
— Drucksache 8/3529 — 

Beschlußempfehlung und Bericht des Rechts-
ausschusses (6. Ausschuß) 
— Drucksache 8/4194 — 

Berichterstatter: 
Abgeordnete Dr. Stark (Nürtingen) 
Dr. Schwenk (Stade) 

(Erste Beratung 199. Sitzung) 

Wünscht einer der Berichterstatter das Wort? — 
Das ist nicht der Fall. Auch zur allgemeinen Aus-
sprache wird das Wort  nicht gewünscht. 

Wir kommen zur Einzelberatung in zweiter Bera-
tung und zur Schlußabstimmung. Ich rufe Art. 1 bis 3 
sowie Einleitung und Überschrift auf. Die Abstim-
mung hierüber wird mit der Schlußabstimmung ver-
bunden. Wer dem Gesetz als Ganzem zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich, sich zü erheben. — Gegen-
probe! — Enthaltungen? — Einstimmig angenom-
men. 

Ich rufe Tagesordnungspunkt 18 auf: 

Zweite und dritte Beratung des von der Bun-
desregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Ersten Gesetzes zur Änderung des Gesetzes 
über die Zusammenlegung der Deutschen 
Landesrentenbank und der Deutschen Sied-
lungsbank 
— Drucksache 8/3984 — 

Beschlußempfehlung und Be richt des Aus-
schusses für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten (10. Ausschuß) 
— Drucksache 8/4201 — 

Berichterstatter: 
Abgeordneter Dr. Zumpfort 

(Erste Beratung 216. Sitzung) 

Wünscht der Berichterstatter das Wo rt? — Das ist 
nicht der Fall. Zur allgemeinen Aussprache wird das 
Wort auch nicht gewünscht. 

Wir kommen zur Einzelberatung und Abstim-
mung in zweiter Beratung. Ich rufe die A rt. 1 bis 8 
sowie Einleitung und Überschrift in der Ausschuß-
fassung auf. Wer den aufgerufenen Vorschriften zu-
zustimmen wünscht, den bitte ich um ein Handzei-
chen. — Gegenprobe! — Enthaltungen? — Einstim-
mig angenommen. Damit ist die zweite Beratung ab-
geschlossen. 

Wir treten in die 

dritte Beratung 

ein. Wird das Wort  gewünscht? — Das ist nicht der 
Fall.  

Wir kommen zur Schlußabstimmung. Wer dem 
Gesetz als Ganzem zuzustimmen wünscht, den bitte 
ich, sich zu erheben. — Gegenprobe! — Enthaltun-
gen? — Dieses Gesetz ist ebenfalls einstimmig ange-
nommen. 

Ich rufe Tagesordnungspunkt 19 auf: 

Zweite und dritte Beratung des von der Bun-
desregierung eingebrachten  Entwurfs eines 
Gesetzes zur Änderung des Gesetzes über 
das Fahrlehrerwesen 
— Drucksache 8/3987 — 

Beschlußempfehlung und Bericht des Aus-
schusses für Verkehr und für das Post- und 
Fernmeldewesen (14. Ausschuß) 
— Drucksache 8/4185 — 

Berichterstatter: 
Abgeordneter Feinendegen 

(Erste Beratung 218. Sitzung) 

Von seiten des Berichterstatters wird das Wo rt 
 nicht gewünscht. Auch sonst liegen keine Wortmel-

dungen vor. 

Wir kommen zur Einzelberatung und Abstim-
mung in zweiter Beratung. Ich rufe die Art. 1 bis 3 
sowie Einleitung und Überschrift auf. Wer den auf-
gerufenen Vorschriften zuzustimmen wünscht, den 
bitte ich um ein Handzeichen. — Gegenprobe! — 
Enthaltungen? — Einstimmig angenommen. Damit 
ist die zweite Beratung abgeschlossen. 

Wir treten in die 

dritte Beratung 

ein. Das Wort  wird nicht gewünscht. 

Wir kommen zur Schlußabstimmung. Wer dem 
Gesetz als Ganzem zuzustimmen wünscht, den bitte 
ich, sich zu erheben. — Gegenprobe! — Enthaltun-
gen? — Es ist einstimmig so beschlossen. 

Ich rufe den Zusatzpunkt 1 zur Tagesordnung 
auf: 

Erste Beratung des von den Fraktionen der 
SPD und FDP eingebrachten Entwurfs eines 
Zweiten Gesetzes zur Beschleunigung des 
Asylverfahrens 
— Drucksache 8/4227 — 

Überweisungsvorschlag: 
Innenausschuß (federführend) 
Rechtsausschuß 

Wird das Wort  zur Begründung gewünscht? — 
Das ist nicht der Fall. Das Wo rt  wird auch anderwei-
tig nicht gewünscht. 

Interfraktionell ist vereinbart worden, den Ge-
setzentwurf zur federführenden Beratung an den In-
nenausschuß und zur Mitberatung an den Rechts-
ausschuß zu überweisen. Ist das Haus damit einver-
standen? -- Kein Widerspruch. Es ist so beschlos-
sen. 
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Präsident Stücklen 
Ich rufe Tagesordnungspunkt 20 auf: 

Zweite und dritte Beratung des Entwurfs ei-
nes Gesetzes zur Änderung besoldungs-
rechtlicher und versorgungsrechtlicher 
Vorschriften 1980 
— Drucksachen 8/3624, 8/2877, 8/3194 — 

a) Bericht des Haushaltsausschusses (8. Aus-
schuß) gemäß § 96 der Geschäftsordnung 

— Drucksache ... *) —

Berichterstatter: 
Abgeordneter Dr. Riedl (München) 

b) Beschlußempfehlung und Be richt des In-
nenausschusses (4. Ausschuß) 

— Drucksache 8/4203 — 

Berichterstatter: 
Abgeordnete Regenspurger 
Berger (Herne) 
Liedtke 
Dr. Wendig 

(Erste Beratung 177., 208. Sitzung) 

Auch hier wird abweichend von den Bestimmun-
gen der Geschäftsordnung in Anwendung des § 127 
der Geschäftsordnung für den Be richt des Haus-
haltsausschusses die Drucksachennummer nach-
träglich eingefügt. Wird das vom Hause auch so ak-
zeptiert? — Kein Widerspruch. Damit ist auch die 
erforderliche Mehrheit gegeben. 

Wünscht einer der Berichterstatter das Wo rt  ? — 
Von  seiten der Berichterstatter liegt keine Wo rt

-meldung vor. 

Ich eröffne die allgemeine Aussprache. Das Wo rt 
 hat Herr Abgeordneter Erhard (Bad Schwalbach). 

Erhard (Bad Schwalbach) (CDU/CSU): Herr Präsi-
dent! Meine verehrten Damen und Herren! Der Ge-
setzentwurf ist zumindest bei den Beamten, den 
Verbänden und den sonst Interessierten mehr unter 
dem Namen „Besoldungsstrukturgesetz" bekannt. Es 
ist gut, daß die längst überfälligen Verbesserungen 
für die Soldaten jetzt Gesetz werden. Es ist gut, daß 
die von der CDU/CSU-Fraktion im Mai 1979 auf 
Drucksache 8/2877 beantragte Zulage für die Beam-
ten der Sekretärsgruppe verwirklicht wird. 

Die Verbesserung des Beamtenversorgungsgeset-
zes — etwas genauer: die Wiederherstellung frühe-
ren Rechts — ist gut und richtig. Auf Antrag Bay-
erns und Baden-Württembergs hatte der Bundesrat 
dies vorgeschlagen. Diese Regelung stellt sicher, 
daß Beamte die Versorgung aus einem durch Gesetz 
geschaffenen neuen Beförderungsamt auch dann er-
halten, wenn sie dieses noch nicht zwei Jahre lang 
wahrgenommen haben. Damit wird insbesondere 
den älteren Polizeivollzugsbeamten geholfen, für 
die mit Wirkung vom 1. Januar 1979 das neue Spit-
zenamt im mittleren Polizeivollzugsdienst einge-
führt worden ist. Diese Regelung ist im Bundestag 
und in seiner Umgebung allgemein bekannt unter 
dem Namen „A 9 plus Zulage". 
*) Später eingesetzt: 8/4241 

Meine Fraktion hätte es begrüßt, wenn die Initia-
tive des Bundesrats schon früher verabschiedet wor-
den wäre, zumal dieser Entwurf schon lange im In-
nenausschuß zur Beratung anstand; dann wären bei 
den älteren Vollzugsbeamten, die inzwischen in den 
Ruhestand getreten sind, keine Nachteile eingetre-
ten. 

Meine Damen und Herren, Besoldungsgesetze 
kosten Geld. Also sind sie auch meist umstritten. 
Von den wichtigen und notwendigen Anpassungen 
im öffentlichen Dienstrecht, die in den letzten Jah-
ren erkennbar geworden sind und anstehen, sind 
speziell in dieser Legislaturperiode keine verwirk-
licht worden. Ich zähle nur einige auf: Die vor einem 
Jahrzehnt so groß angekündigte Reform des öffent-
lichen Dienstrechts ist zu Grabe getragen worden. 
Die vom Bundesinnenminister angekündigte Fort

-entwicklung des Berufsbeamtentums hat nicht statt-
gefunden. Der gesetzliche Auftrag zur sachgerech-
ten Bewertung der Funktionen ist systematisch ver-
schleppt worden. Nach fünf Jahren liegt noch keine 
einzige Funktionszuweisungsverordnung, mit der 
diese Bewertung erfolgen sollte — vor allem im Be-
reich der Justiz, nämlich bei den Rechtspflegern —, 

vor. Die Dienstpostenbewertung, ein wesentlicher 
Bestandteil der seinerzeit angekündigten Dienst-
rechtsreform, wird seit mehr als einem Jahrzehnt le-
diglich in Zirkeln gut bezahlter ministerieller Ex-
perten diskutiert. Greifbare Ergebnisse liegen nicht 
vor. Lediglich einige Modellversuche ohne prakti-
schen Nutzwert werden auf dieser Spielwiese 
durchgeführt Die notwendige Bereinigung des Be-
amtenrechts mit der Regelung der Nebentätigkeit 
sowie die Novellierung des Beihilferechts sind 
gleichfalls ganz klammheimlich zu den Akten gelegt 
worden. Dies ist vor allem für die Versorgungsemp-
fänger aus niedrigen Besoldungsgruppen sehr 
schmerzlich. Was geblieben ist, sind Minimalregeln 
im Laufbahnrecht und bei der Teilzeitbeschäftigung, 
die weit hinter dem zurückgeblieben sind, was ur-
sprünglich angekündigt war. 

Was ich der Bundesregierung und Ihnen, meine 
Damen und Herren von der SPD und der FDP, vor-
halten muß, ist zweierlei. Auf der einen Seite haben 
Sie sich als nicht in der Lage erwiesen, die  wichti-
gen und aktuellen Probleme des Berufsbeamten-
tums zu lösen. Vielleicht haben Sie das auch nicht 
gewollt. Sie haben wider besseres Wissen in öffentli-
chen Erklärungen und durch Vorlegung von Pro-
grammen und Entwürfen immer wieder versucht, 
den Eindruck zu erwecken, als ob alsbald ein Re-
formvorhaben verwirklicht werden würde. 

(Wehner [SPD]: Was heißt denn „wider bes

-

seres Wissen"?) 

— Das heißt das, was ich gesagt habe, Herr Kollege 
Wehner. 

Wenn daraus nichts wurde, wurde den Betroffe-
nen bedeutet, sie sollten froh sein, daß es nicht 
schlimmer gekommen sei; die Linken in der eigenen 
Partei hätten da ganz andere Vorstellungen über die 
Ausgestaltung des Beamtenrechts. Wissen Sie, Herr 
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Erhard (Bad Schwalbach) 
Kollege Wehner, ich bin ja ein Abgeordneter, der 
aus Hessen kommt, 

(Brandt [Grolsheim] [SPD]: Gott seis ge -

klagt!) 

und ich bin ja, wie Sie auch wissen, sehr viele Jahre 
im hessischen Landtag gewesen. Ich weiß sehr ge-
nau, was für unterschiedliche Auffassungen speziell 
zum Beamtenrecht in Ihrer Fraktion und Ihrer Par-
tei vorhanden sind. Man braucht ja bloß die hessi-
sche Verfassung zu lesen. 

Die Bundesregierung und die Koalitionsfraktio-
nen haben seit langem, d. h. seit mehr als zwei Jah-
ren, den Beamten versprochen, drei grundsätzliche 
Verbesserungen durchzuführen, nämlich erstens 
Anhebung der Eingangsämter im mittleren und im 
gehobenen Dienst — in der Vorlage der Bundesre-
gierung, über die wir jetzt in der vom Ausschuß ge-
änderten Fassung zu entscheiden haben, ist das aus-
drücklich unter Bezugnahme auf eine Erklärung der 
Bundesregierung im Bundestag dargestellt —, zwei-
tens Verbesserung der Mindestversorgung und drit-
tens Einführung eines neuen Spitzenamts A 9 plus 
Zulage für den gesamten mittleren Dienst. Das 
dritte ist verwirklicht. 

Der objektive Betrachter gibt mir sicher recht, 
wenn ich feststelle, daß in dem jetzt vorliegenden 
Gesetzentwurf Anspruch und Wirklichkeit weit 
auseinanderklaffen. Von den Versprechungen 
wurde allein das neue Spitzenamt für den gesamten 
mittleren Dienst verwirklicht. Nicht enthalten ist 
die Hebung der Eingangsämter im mittleren und 
im gehobenen Dienst. Sie wissen, daß meine Frak-
tion in den Ausschußberatungen für die Hebung der 
Eingangsämter eingetreten ist — wie übrigens, nur 
in anderer Weise, auch die Bundesregierung —, weil 
infolge der besseren Ausbildung höhere Anforde-
rungen an diese jungen Beamten gestellt werden 
müssen. Meine Fraktion hatte eine Lösung vorge-
schlagen, die verfassungsrechtlich einwandfrei ge-
wesen wäre. Aber die beiden Regierungsfraktionen 
haben alles abgelehnt. „Alles" heißt: was wir vorge-
schlagen haben und was die eigene Regierung vor-
geschlagen hat. Sie haben sich damit in Wider-
spruch zu Ihrer eigenen, von Ihnen gestellten Regie-
rung begeben. 

Und nun berufen Sie sich zur Begründung Ihrer 
Haltung auch noch auf den Bundesrat. Ich meine, Sie 
sollten öfter auf den Bundesrat hören — aber nicht, 
um ihn als Alibi für ein anderes Wollen zu gebrau-
chen. 

Der Gesetzentwurf ist von der Bundesregierung 
so spät eingebracht und seine Beratung dann so ver-
schleppt aufgenommen worden, daß jetzt keine we-
sentlichen und weitergehenden Diskussionen und 
Abklärungen mehr möglich erscheinen. Wenn das 
Gesetz in dieser Wahlperiode verabschiedet wer-
den, also auch die Hürde des Bundesrats nehmen 
soll, ist es sicher richtig, sich weithin synchronisiert 
mit dem Bundesrat zu verhalten. 

Wegen der grundsätzlich unterschiedlichen 
Standpunkte wird ein Einvernehmen in der Zwi-
schenzeit nicht mehr möglich sein. Wir wiederholen  

deshalb die im Ausschuß gestellten Anträge nicht — 
bis auf einen. 

Wenn schon nicht die Hebung der Eingangsäm-
ter, die wir nach wie vor für vordringlich halten, er-
reicht werden kann, darf der Gesetzentwurf wenig-
stens in seinen übrigen Bestandteilen nicht gefähr-
det werden. Wir halten es nicht für vertretbar, daß 
wieder einmal die Empfänger von Mindestversor-
gungsbezügen benachteiligt werden. Es ist nicht 
einzusehen, daß ausgerechnet die Empfänger klein-
ster Einkommen, die außerdem unter der wenig al-
tenfreundlichen beamtenrechtlichen Krankenfür-
sorge am meisten zu leiden haben, nicht nur nicht an 
der allgemeinen Einkommensverbesserung teilneh-
men dürfen, sondern auch noch Inflationsverluste 
aufgebürdet erhalten. 

Die CDU/CSU-Bundestagsfraktion hat deshalb 
heute zwei Anträge eingebracht. Mit dem Ände-
rungsantrag zu Art. 7 Nr. 1 a des Besoldungsstruk-
turgesetzes wird vorgeschlagen, den Sockelbetrag 
für die Mindestversorgung von 45 auf 58 DM anzu-
heben. Damit werden die bisher erfolgten allgemei-
nen Einkommensverbesserungen nachgeholt. Des 
weiteren hat meine Fraktion einen Entschließungs-
antrag vorgelegt, durch den die Bundesregierung 
gebeten wird, sich dafür einzusetzen, daß die Min-
destversorgung künftig in vollem Umfang an der all-
gemeinen Anpassung teilnimmt. 

Wir bitten die Vertreter der Koalitionsfraktion — 
und ich schaue zur FDP herüber, die eigentlich im 
Wort  steht —, 

(Dr. Penner [SPD]: Die Gelddrucker auch!) 

diesen beiden Anträgen zuzustimmen. 

Damit wird den sozial schwachen Einkommens-
empfängern geholfen. Dies ist nach den mir vorlie-
genden Unterlagen immerhin ein Empfängerkreis 
von 80 000 Personen in Bund, Ländern und Gemein-
den und sonstigen öffentlichen Händen. 

In den Ausschußberatungen ist seitens der SPD 
und auch der FDP immer wieder darauf hingewie-
sen worden, daß eine konsensfähige Lösung in all 
den einzelnen Fragen mit dem Bundesrat angestrebt 
werden müsse. Einverstanden! Deshalb schlagen wir 
Ihnen hier vor, eine solche Regelung zu treffen. 
Denn entsprechend den Anträgen des Bundesrates 
im ersten Durchgang zum Gesetzentwurf ist das 
vom Bundesrat beantragt worden. Sie wird deshalb 
von der Mehrheit des Bundesrates auch im Zweiten 
Durchgang voraussichtlich gebilligt werden. Die 
Mindestversorgung, meine Damen und Herren, ist 
nichts anderes als Ausdruck der Versorgungspflicht 
der öffentlichen Hände aus dem Beamtenrecht, das 
auf dem Gedanken der Alimentation beruht. 

Die Union hatte im Innenausschuß noch einige 
weitere Anträge zum Besoldungsstrukturgesetz ge-
stellt, z. B. zur Behebung des Beförderungsstaus im 
gehobenen nicht-technischen Dienst, bei der Bahn 
und beim Zoll. 

(Dr. Penner [SPD]: Alles ausgabewirksame 
Anträge!) 

Die Vorschläge, die von Herrn Kollegen Regenspur

-

ger bei der ersten Lesung des Gesetzentwurfs hier 
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im Plenum ausgesprochen worden sind, bleiben ei-
ner zukünftigen Regelung vorbehalten. Sie, meine 
Herren und Damen Kollegen von der SPD und der 
FDP, haben heute die Möglichkeit, zu erklären, daß 
auch Sie dies für die Zukunft wollen oder nicht wol-
len. Stets nur alles vor sich herzuschieben und auf 
Tagungen außerhalb des Hauses große Verspre-
chungen zu machen, führt sicherlich nicht zu größe-
rem Vertrauen bei allen Be troffenen. 

(Dr. Penner [SPD]: Wir haben uns der Ge

-

sellschaft der Gelddrucker nicht anschlie
-ßen können!) 

Die CDU/CSU-Bundestagsfraktion ist der Mei-
nung, daß der jetzt vorliegende Gesetzentwurf trotz 
aller Lücken und Mängel so schnell verabschiedet 
werden muß, daß die darin enthaltenen Teil- und 
Minimallösungen noch in dieser Legislaturperiode 
verwirklicht werden können. Wir sind der Meinung, 
daß die Beamten einen Anspruch darauf haben, daß 
sie wenigstens diese geringfügigen Verbesserungen 
erhalten. Wir bitten, im Interesse der Alten und Ein-
kommensschwachen, derer also, die beides zusam-
men sind — alt und einkommensschwach —, den 
beiden Anträgen zur Mindestversorgung zuzustim-
men und damit auch in Übereinstimmung mit dem 
Bundesrat — nicht nur verbal, sondern auch tatsäch-
lich — zu sein. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Präsident Stücklen: Meine Damen und Herren, 
bevor ich das Wort  Herrn Abgeordneten Liedtke 
gebe, darf ich Ihnen folgendes mitteilen: Auf der Di-
plomatentribüne hat eine Delegation des Haus-
haltsausschusses des Senats der Italienischen Re-
publik unter der Leitung von Senator Salverino de 
Vito Platz genommen, Ich darf Sie im Namen des 
Deutschen Bundestages recht herzlich willkommen 
heißen. Ich wünsche Ihnen einen recht angenehmen 
Aufenthalt in der Bundesrepublik Deutschland. 

(Beifall) 

Das Wort  hat der Herr Abgeordnete Liedtke. 

Liedtke (SPD): Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Vorab eine Bemerkung für das Protokoll: 
Die tüchtigen Beamten des Innenministeriums ha-
ben den Deutschen Bundestag überholt In diesem 
Gesetz stehen in der Anlage bereits Besoldungsta-
bellen, in denen die Erhöhung um 6,3 % eingearbei-
tet ist. Das Besoldungserhöhungsgesetz haben wir 
aber noch nicht beschlossen. Bei allem Respekt vor 
diesen fleißigen Beamten stelle ich fest: Es gelten 
noch die alten, niedrigeren Tabellen. 

(Erhard [Bad Schwalbach] [CDU/CSU]: Die 
möchten auch gern mehr haben, Herr Kol

-

lege! — Weitere Zurufe von der CDU/ 
CSU) 

— Ja, sie bekommen es bereits ab 1. März. 

(Erhard [Bad Schwalbach] [CDU/CSU]: 
Ohne Gesetz!) 

— Unter Vorbehalt; das ist in diesem Hause üb-
lich. 

(Vor s i t z: Vizepräsident Frau Renger) 

Zu den Anträgen der Opposition: Beide Anträge 
sind im Grunde ein Antrag. 

(Erhard [Bad Schwalbach] [CDU/CSU]: 
Nein, das eine ist ein einmaliger Akt, das 

andere ist für die Zukunft 

Sie beabsichtigen die Anhebung der Mindestversor-
gung. Das ist die gleiche Materie, nur anders formu-
liert. Deswegen kann ich sie beide zusammen be-
handeln. 
Wir haben diesen Antrag im Innenausschuß abge-

lehnt. Ich will Ihnen auch sagen, warum. Erstens ein-
mal, damit es schneller geht. Herr Erhard, ich 
schließe mich Ihnen an, daß die Verbesserungen im 
Verteidigungsbereich in diesem Gesetz als Nach-
holbedarf für die Bundeswehr auch von uns begrüßt 
werden. Wenn Sie dann zurückschrauben, bleiben 
für den übrigen Bundesbereich noch Kosten von 
18 Millionen DM übrig. So gewichtig geht es in den 
Militärbereich. Ihr Antrag hätte 14,2 Millionen DM 
für diesen Punkt zusätzlich ausgelöst und diese 
Kosten nahezu verdoppelt. 

(Erhard [Bad Schwalbach] [CDU/CSU]: 
Nicht im Bund!) 

Aber ich will Ihnen eine andere Erklärung geben; 
nicht jeder wird das wissen. Die Mindestversorgung 
im öffentlichen Dienst beträgt zur Zeit rund 
1350 DM. Dazu kommen noch die 6,3 %. Die Min-
destversorgung in der Rentenversicherung nach 45 
Arbeitsjahren beträgt zur Zeit rund 925 DM. Wenn 
Sie im Beamtenbereich die Krankenselbstversiche-
rung bei einem Ehepaar mit 300 DM ansetzen und 
den Teil, der besteuert wird, berücksichtigen, liegen 
Sie in der Auswirkung ziemlich exakt parallel. Das 
war der Grund dafür, daß wir gesagt haben: Jetzt im 
Beamtenbereich anzuheben und Ungleichgewich-
tigkeiten wiederherzustellen, das ist nicht richtig. 

(Abg. Regenspurger [CDU/CSU] meldet 
sich zu einer Zwischenfrage) 

— Herr Regenspurger, es lohnt nicht, jetzt mit Fra-
gen darin herumzubohren. Die Zahlen stimmen; die 
habe ich immer verwendbar im Kopf. — Aber 
bitte. 

Vizepräsident Frau Renger: Zu einer Zwischenfra-
ge, bitte. 

Regenspurger (CDU/CSU): Herr Kollege Liedtke, 
gehen Sie mit mir einig, daß selbst das Innenministe-
rium anerkannt hat, daß die Mindestversorgung in 
den zukünftigen Besoldungsanpassungen berück-
sichtigt werden müßte? 

Liedtke (SPD): Ich gehe noch weiter: Die Bundes-
regierung hat ihren Gesetzentwurf im Nichtvertei-
digungsbereich kostenmäßig doppelt so hoch ange-
legt, wie er den Bundestag jetzt verläßt Das zeigt die 
Unabhängigkeit der Koalitionsfraktionen auch ge-
genüber der eigenen Regierung. Das ist ja wohl auch 
die wahre Funktion dieses Hauses. 

(Zustimmung bei der SPD und der FDP) 
Das im Lande herumschwirrende Kürzel Besol-

dungsstrukturgesetz ist eigentlich falsch. Was wir 
mit diesem Gesetz machen, ist nicht anderes, als für 
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diese Legislaturperiode in diesem Bereich die letzte 
Maßnahme zu treffen. Wir haben all die vier Jahre 
ständig Veränderungen in der Aufgabenstellung des 
öffentlichen Dienstes, die Strukturveränderungen in 
der Verwaltung nach sich zogen, am Ende im Besol-
dungsrecht nachvollzogen. Ich erinnere nur daran: 
wir haben die Altersgrenze für Schwerbehinderte, 
wir haben den Mutterschaftsurlaub usw. Es gibt für 
Innenpolitiker eine Riesenübersicht, was wir in die-
ser Legislaturperiode an Strukturveränderungen al-
les gemacht haben. Dies ist der Schlußpunkt, weil 
die Periode zu Ende geht. 

Eine weitere Bemerkung: Grob darf man sagen, al-
les, was wir hier kostenträchtig tun, ist zur Hälfte 
von den Ländern zu tragen. So ist es mit gutem 
Grund ein Zustimmungsgesetz. Das heißt, ohne die 
Länder geht nichts. Da wir dem Gesetz zustimmen, 
will ich zu Einzelheiten nichts mehr sagen. Aber las-
sen Sie mich Ihnen in wenigen Sätzen einmal dar-
stellen, wie schwer es war, auch den Bundesrat 
gleich „mitfahrtüchtig" zu erhalten. 

Ich verlese Ihnen einmal den Originalton von da-
mals. Am 30. April 1980 in der ZDF-Sendung „Bilanz" 
erklärte Herr Stoltenberg, der ja immerhin von Ih-
nen als Vizekanzler anvisiert ist 

(Erhard [Bad Schwalbach] [CDU/CSU]: Ist 
das der Bundesrat?) 

— natürlich ist Herr Stoltenberg mit seinem Land 
im Bundesrat —, 

(Erhard [Bad Schwalbach] [CDU/CSU]: Er ist 
ein Mitglied im Bundesrat!) 

auf die Frage: „Wo kann gespart werden, und wo sol-
len die Steuersenkungen gekappt werden?" folgen-
des: 

Ich brauche mich nur auf die Beschlüsse des 
Bundesrates zur schwebenden Gesetzgebung zu 
beziehen, die mit den CDU/CSU-geführten Län-
dern gefaßt wurden, in einigen Einzelfällen 
auch sozialdemokratisch geführten Bundeslän-
dern. Wir haben vorgeschlagen, zum Thema Be-
soldungsstrukturgesetz, wo die Bundesregie-
rung jetzt in dieser schlimmen Zeit das Ein-
gangsamt für den gehobenen Dienst abschaffen 
will, was uns viele hundert Millionen kostet, 
darauf zu verzichten. 

Kurzum, von markanter CDU-Stelle anvisiert: Die-
ses Gesetz muß weg; es ist zu teuer. 

(Broll [CDU/CSU]: Aber im Bundestag neh

-

men Sie doch sonst keine Rücksicht auf den 
Bundesrat!) 

Dann kamen wir mit unseren Kollegen der CDU/ 
CSU hier im Bundestag ins Gespräch. Und Herr Re-
genspurger, wohl als der Beauftragte, legte erstens, 
zweitens, drittens, viertens, fünftens Ergänzungsan-
träge mit einem Gesamtvolumen von rund 150 Mil-
lionen DM auf den Tisch. Ihre Kollegen im Haus-
haltsausschuß haben mit großer Einmütigkeit ge-
sagt: das Ding ist zu teuer; wenn da nicht eingespart 
wird, werden wir nach § 96 nicht zustimmen kön-
nen. 

Jetzt hatten wir eine dreigeteilte CDU/CSU vor 
uns, und bei uns kam Verständnis für das Gefühl auf, 
das Odysseus haben mußte, als er versuchte, zwi-
schen Scylla und Charybdis hindurchzusteuern. 

(Erhard [Bad Schwalbach] [CDU/CSU]: 
Wenn Sie sich zwischen der CDU/CSU wie 
zwischen Scylla und Charybdis vorkom

-

men, ist die Welt wieder in Ordnung!) 
Für uns war die Frage einfach die: Folgen wir den 

C-Kollegen im Bundestag, laufen wir bei den C-Kol-
legen im Bundesrat auf. Umgekehrt wurde auch kein 
Schuh daraus. — So schwierig ist es, mit der Opposi-
tion in diesem Hause zu arbeiten. Und wenn wir 
dann am Ende der Beratung sehen, wie Sie beispiels-
weise das Jugendhilfegesetz, das Gesetz zur Verbes-
serung des Wohngeldes, das Gesetz zur Verbesse-
rung der Lage der Strafgefangenen aufhalten, die 
Bremse voll anziehen, ist erkennbar, wie schnell die-
ses Besoldungsstrukturgesetz, hätten wir auch nur 
einen Teil der Regenspurger-Anträge aufgenom-
men,  mit in diese Vollbremsung hineingefahren 
wäre. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 
Und wenn ich dann noch in Ihrem Wahlprogramm 
lese — ich zitiere wörtlich —: „Wir sind den Bürgern 
gegenüber ehrlich und sagen, daß nicht alles Wün-
schenswerte möglich ist", dann kann ich nur sagen: 
Seien Sie erst einmal untereinander ehrlich, damit 
wir, die wir ja gern mit der Opposition zusammenar-
beiten, wenigstens ungefähr wissen, woran wir 
sind. 

(Erhard [Bad Schwalbach] [CDU/CSU]: Bei 
der Mindestversorgung könnten wir das ja 

haben! 

Vizepräsident Frau Renger: Gestatten Sie eine 
Zwischenfrage des Herrn Abgeordneten Regen-
spurger? 

Liedtke (SPD): Ja. 

Regenspurger (CDU/CSU): Herr Kollege Liedtke, 
gehen Sie mit mir einig, daß wir schon in der Be-
richterstattergruppe die Addition der Forderungen 
als unzulässig bezeichnet und diese Forderungen 
nur als Problemansprache bezeichnet haben, und ge-
hen Sie weiter mit mir darin einig, daß das von uns 
vorgelegte kostenneutrale Modell C, das vom In-
nenministerium erarbeitet worden ist — kostenneu-
tral im Vergleich zu dem, was die Bundesregierung 
vorgelegt hat —, keine Schlechterstellung gebracht 
hätte und daß damit auch die Bedenken der Bundes-
ratsmehrheit ausgeräumt worden wären, und gehen 
Sie mit mir darin einig, daß damit auch die Probleme, 
die Sie jetzt angesprochen haben, gegenstandslos 
geworden wären? 

Liedtke (SPD): Die Antwort ist nein; ich gehe mit 
Ihnen nicht einig. Sie dürfen nicht von Kostenneu-
tralität reden, wenn Sie in den Eingangsämtern her-
umtricksen. Entweder machen Sie es — wie Sie das 
aufschreiben, ist wurscht —, oder Sie machen es 
nicht. Und dabei reden Sie über 68,4 Millionen DM. 
Entweder geben wir sie aus, oder wir geben sie nicht 
aus. Da könne Sie mal eine Redewendung herum- 
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drehen, am Schluß muß jeder Abgeordnete denken 
wie der Finanzminister: Wieviel D-Mark kostet 
das? 

Vizepräsident Frau Renger: Herr Abgeordneter, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abge-
ordneten Erhard? 

Liedtke (SPD): Sie zerfragen mir meine 15 Minu-
ten, 

(Erhard [Bad Schwalbach] [CDU/CSU]: 
Nein, das tue ich nicht!) 

und so interessant ist die Thematik auch nicht. Aber 
bitte, das ist dann aber die letzte. 

Erhard (Bad Schwalbach) (CDU/CSU): Herr Kol-
lege Liedtke, können Sie uns erklären, ob die CDU/ 
CSU mit der Bundesregierung in diesem Punkt, von 
den Kleinigkeiten abgesehen, in Übereinstimmung 
ist oder nicht? 

Liedtke (SPD): Die Bundesregierung ist in Über-
einstimmung mit der Koalition. Die Bundesregie-
rung wird auch klüger, wenn sie mit der eigenen Ko-
alition redet. Heute ist sie froh darüber, daß wir das 
Gesetz in dieser begrenzten Form eingebracht ha-
ben, und zwar in dem Wissen: allein so geht es auch 
durch den Bundesrat. Die Fassung Regenspurger 
wäre exakt auf den Nullpunkt eines Strukturgeset-
zes gegangen. Die Beschäftigten des öffentlichen 
Dienstes, die sehr viel klüger sind und sehr wohl 
wissen, was in welcher Situation machbar ist und wo 

Überbordung nichts bringt, finden Sie mit Sicherheit 
nichts auf Ihrer Seite. 

(Broll [CDU/CSU]: Sagen Sie bloß, Sie woll

-

ten die CDU schonen!) 

Lassen Sie mich eine kurze Schlußbemerkung ma-
chen. Bei Ihnen ist es in dem Bemühen, uns politisch 
zu treffen, u. a. auch zur  Übung geworden, in vielfal-
tiger Weise etwa folgendes Gedankenmodell abzu-
spielen: Der demokratische Sozialismus, den wir 
vertreten, 

(Zuruf des Abg. Brandt [Grolsheim]. [SPD]) 

produziert Bürokratismus, und hinten fällt der ver-
waltete Mensch heraus. Das spielen Sie in vielfälti-
ger Weise. Da der Begriff „Bürokratismus" ein relativ 
abstrakter ist, geht dieser Schlag mit dem Knüppel, 
der gegen uns gerichtet ist, voll auf die 4 Millionen 
Beschäftigten in Bund, Ländern und Gemeinden und 
macht ihnen das Leben im Verkehr mit den Bürgern 
nicht leichter. Das ist das eine. Den zweiten Punkt 
lasse ich schon weg. 

Ich sage Ihnen: Wenn die Qualität unseres Staa-
tes heute in der Welt offenbar so hoch eingeschätzt 
wird, daß wir zum Wunschasylland Nummer Eins 
für Wirtschaftsflüchtlinge werden, dann ist das 
nicht trotz der Beschäftigten im öffentlichen Dienst 
soweit gekommen, sondern mit ihnen und mit der 
Qualität ihrer Arbeit. Lassen Sie diese Leute bei den 
politischen Angriffen auf uns in Frieden. Sie haben 
es nicht verdient. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort  hat der Ab-
geordnete Dr. Wendig. 

Dr. Wendig (FDP): Frau Präsident! Meine sehr ver-
ehrten Damen! Meine Herren! Man kann sicherlich 
trefflich darüber streiten, ob unter dem Begriff „Be-
soldungsstrukturgesetz" eine große, eine mittlere 
oder eine kleinere Strukturreform zu verstehen ist. 
Es mag sein, daß auch die Meinung bei denen, die 
von dieser gesetzlichen Regelung be troffen sind 
oder betroffen sein werden, auseinandergehen. 

Ich möchte aber an den Ausgangspunkt — deswe-
gen kann man oder muß man dies vielleicht sogar 
ein wenig kleiner schreiben — die Überlegung stel-
len, die schon mein Vorredner gebracht hat. Dieser 
Bundestag — auch meine Fraktion und ich selber — 
hat  wiederholt auf die Notwendigkeit hingewiesen, 
jeweils aus gegebenem Anlaß strukturelle Verän-
derungen im Besoldungsbereich nicht wie gesche-
hen in anderen Jahren mit den allgemeinen linearen 
alljährlichen Besoldungserhöhungen zu verbinden. 
Diese Forderung beruhte auf guten Gründen. Der 
entscheidende Grund war, daß strukturelle Verän-
derungen im Besoldungsgefüge des öffentlichen 
Dienstes im Prinzip sinnvoll nur durchgeführt wer-
den sollten, wenn sie im jeweiligen rechtlichen und 
besoldungspolitischen und organisationsrechtli-
chen Gesamtzusammenhang behandelt und darge-
stellt werden können. 

Deswegen ist es gut und richtig, daß die Bundesre-
gierung am Ende dieser Legislaturperiode den Ent-
wurf des sogenannten Besoldungsstrukturgesetzes 
im Deutschen Bundestag eingebracht hat, der jetzt 
eine Reihe von Fragen lösen soll, die von der Bun-
desregierung und zu einem großen Teil auch von 
uns als vordringlich lösungsbedürftig anerkannt 
worden sind. 

'(Regenspurger [CDU/CSU]: Aber nicht 
löst!) 

Wie Sie sehen, meine Damen und Herren, haben 
die Koalitionsfraktionen und hat damit auch die 
Fraktion der FDP diese Regierungsvorlage in zwei 
Punkten — davon war ja die Rede - nicht übernom-
men. Hierzu und zur Ausgangsposition unserer Be-
ratungen im Innenausschuß und in der Berichter-
stattergruppe nur einige allgemeine Feststellun-
gen: 

Es war schon davon die Rede — ich will mich kei-
neswegs für mich und meine Fraktion darauf zu-
rückziehen, aber ich muß es nennen —, daß wesent-
liche Teile des Entwurfs im ersten Durchgang nicht 
die Billigung des Bundesrates gefunden haben. 
Wenn sich dies für den zweiten Durchgang im Bun-
desrat auch in der einen oder anderen Position än-
dern mag, so hätte doch eine Beratung der Vorlage 
mit dem Ziel, die wesentlichen Teile noch in dieser 
Legislaturperiode wirklich in Kraft treten zu lassen, 
nur dann einen Sinn, wenn hier eine Fassung her-
auskommt, die für die Mehrheit der Länder zustim-
mungsfähig ist  

Ich meine, wir hätten es nicht riskieren sollen und 
sollten dies auch heute nicht tun, mit einer Fassung 
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des Entwurfs herauszukommen, die am Ende viel-
leicht alles scheitern läßt. 

(Erhard [Bad Schwalbach] [CDU/CSU]: Sie 
können ja unserem Antrag zustimmen!) 

— Ich komme noch auf Ihren Antrag, Herr Kollege 
Erhard. Ich will das, wie es meine Art  ist, nach und 
nach entwickeln. 
Zum anderen war und ist nicht zu verkennen, daß 

die allgemeine Entwicklung der Haushaltslage, daß 
zusätzliche Belastungen der öffentlichen Haushalte 
heute und wohl auch noch in Zukunft sehr beträcht-
liche Finanzprobleme mit sich bringen werden. Das 
ist eine Tatsache, die auch hier das Kriterium des fi-
nanziell Machbaren, d. h. auch des finanziell Verant-
wortbaren mit in den Vordergrund treten läßt. Das 
gilt im Prinzip für alle vermögenswirksamen Ent-
scheidungen, die der Deutsche Bundestag zu treffen 
hat. Ich meine, daß Sie von der Opposition, die Sie 
selber eine finanzpolitische Bestandsaufnahme — 
wenn auch sehr deklamatorisch — verlangen, dafür 
Verständnis haben sollten. 

Vizepräsident Frau Renger: Herr Kollege, gestat-
ten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten Re-
genspurger? 

Dr. Wendig (FDP): Bitte, Herr Regenspurger, ich 
habe mit diesem Einwurf jetzt gerechnet. 

Regenspurger (CDU/CSU): Herr Kollege Wendig, 
Sie haben die Haushaltslage angesprochen. Gehen 
Sie mit mir einig, daß in erster Linie diese Bundesre-
gierung die schlechte Haushaltslage zu verantwor-
ten hat? 

(Marquardt [SPD]: So ein Blödsinn auf ei

-

nem Haufen!) 

Dr. Wendig (FDP): Ich gehe mit Ihnen in dieser 
Auffassung nicht einig. 
Über die Ursachen und Gründe der Haushaltslage 
insgesamt, Herr Kollege Regenspurger, ist an dieser 
Stelle nicht zu streiten. Ich meine, die Lage ist viel 
zu ernst — das gilt vor allem für die zusätzlichen Be-
lastungen des öffentlichen Haushalts —, als das ich 
daß in Form eines Einschubes so abhandeln könnte. 
Ich möchte aber eines gleichzeitig sagen, damit man 
meiner Fraktion nicht vorwirft, wir betrachteten den 
öffentlichen Dienst sozusagen als das Sparschwein 
der Nation — solche und ähnliche Erklärungen hört 
man ja manchmal —: Ich unterstreiche die beinahe 
selbstverständliche Forderung, daß eine leistungs-
gerechte Besoldung unverändert auch im Interesse 
der Allgemeinheit liegt, nämlich bezogen auf eine 
gut funktionierende öffentliche Verwaltung. Aller-
dings scheinen zumindest im gegenwärtigen Zeit-
punkt — das ist der Stand unserer Beratungen zu 
diesem Gesetz — zusätzliche, d. h. über den Entwurf 
der Bundesregierung hinausgehende Verbesserun-
gen nur schwer realisierbar zu sein. 

Nun zu den beiden entscheidenden Punkten, bei 
denen die Koalitionsfraktionen unterhalb der Vor-
stellungen des Regierungsentwurfs geblieben sind. 
Sie betreffen die geplante Anhebung der Eingangs-
stufen im mittleren und im gehobenen Dienst, A 6  

und A 10. Dabei verstehe ich im übrigen eines nicht 
das darf ich an dieser Stelle einmal einfügen —: 

Auf der einen Seite wirft man den Koalitionsfraktio-
nen vor, sie seien praktisch nur die Vollzieher des 
Regierungswillens, sie beschlössen nur das, was die 
Regierung vorschlage. Tun sie es aber einmal nicht, 
dann kommt der Vorwurf von der anderen Seite. 
Was ist nun eigentlich richtig? Im Grunde genom-
men ist das doch ein Beweis dafür, daß die Koali-
tionsfraktionen — und damit auch meine Fraktion 
— aus der gegebenen Sachlage heraus durchaus ver-
antwortlich entscheiden, und zwar auch dann, wenn 
die Entscheidung zu dem Ergebnis führt, daß wir un-
ter einer bestimmten Voraussetzung — bei der bin 
ich gerade — von der Vorlage der Bundesregierung 
abweichen müssen. 

Wir verkennen nicht — das war ja sogar ein Stück 
Dienstrechtsreform, Herr Kollege Erhard, wenn Sie 
so wollen —, daß wir mit der Einführung der Fach-
hochschulausbildung im gehobenen Dienst, aber 
auch mit der qualitativen Verbesserung der Ausbil-
dung im mittleren Dienst neue Tatsachen geschaf-
fen haben, die in der Zukunft sicherlich ihre Wir-
kung zeigen werden und vielleicht auch einmal 
neue Lösungen notwendig machen. Nur sind die an-
gebotenen Lösungen — auch die während der Bera-
tungen im Innenausschuß eingebrachte besoldungs-
rechtliche Lösung, die an die Stelle der laufbahn-
rechtlichen treten soll — nach meiner Überzeugung 
noch nicht bis zum letzten Punkt ausgereift 

Ich sehe einmal davon ab, ob eine besoldungs-
rechtliche Lösung im Bundesrat wirklich die Mehr-
heit gefunden hätte. Sicher ist das nicht; aber ich 
will es einmal unterstellen . Auch bei einer besol-
dungsrechtlichen Lösung bleibt für uns u. a. die 
Frage bestehen — das will ich ganz deutlich zum 
Ausdruck bringen —, ob und gegebenenfalls wie die 
Grenzen zwischen nichttechnischen und techni-
schen Verwaltungen zu ziehen sind. Mich bedrückt 
immer noch die Frage — ich weiß nicht, wie das bei 
Ihnen ist —, ob eine völlige Gleichstellung der Ab-
solventen von Fachhochschulen im technischen Be-
reich, die selbständig, eigenverantwortlich und ohne 
Zuschüsse studieren und danach ihren Vorberei-
tungsdienst durchlaufen, mit den anderen möglich 
ist. Zumindest habe ich eine Abgrenzung nicht ge-
funden. 

Das Problem der Abschichtung, das wir bei A 10 
schon einmal im Auge gehabt haben, das im 2. BSVG 
bereits enthalten war — das ist heute noch nicht ge-
sagt worden —, ist im Grunde genommen nicht ge-
löst. Wir wissen, daß das besoldungsrechtliche Mo-
dell auch Verschlechterungen gegenüber der ge-
genwärtigen Lage mit sich bringt. Deshalb sollte 
man sich das noch einmal genau überlegen, was für 
uns bedeutet, daß das Thema nicht vom Tisch ist. 
Sollte der Deutsche Bundestag dem Entschließungs-
antrag des Innenausschusses folgen, so gehört die 
Frage einer Änderung der Eingangsämter im Zuge 
einer leistungsorientierten Besoldung für uns ohne 
jeden Zweifel zu den Themen, die von Bundesregie-
rung und vom Parlament im Rahmen einer anforde-
rungs- und leistungsgerechten Ausgestaltung der 
Besoldung wieder aufzugreifen sind. 
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Dr. Wendig 
In fast allen anderen Punkten, meine Damen und 

Herren, sind wir der Regierungsvorlage gefolgt. Ich 
nenne hier vor allem das für den gesamten mittleren 
Dienst nun geltende Spitzenamt A 9 mit Zulage für 
herausgehobene Funktionen und einige andere 
sehr wichtige Punkte mehr. Ich betone auch noch 
einmal für meine Fraktion, daß wir ein besonderes 
Schwergewicht in denjenigen Maßnahmen erblik-
ken, die die Bundeswehr betreffen. Hier vollziehen 
wir im übrigen als Besoldungsgesetzgeber im 
Grunde nur noch Beschlüsse, die wir Ende des ver-
gangenen Jahres bereits als Haushaltsgesetzgeber 
getroffen hatten, indem wir nämlich die entspre-
chenden Mittel im Bundeshaushalt eingesetzt ha-
ben. 

Ich möchte an dieser Stelle betonen, daß gerade 
diese Positionen für mich und meine Fraktion zu 
keiner Zeit der Beratungen in Zweifel gewesen sind. 
Diese Frage wurde leider vor einigen Wochen, wie 
Sie wissen, innerhalb der Bundeswehr zum Teil 
recht leidenschaftlich erörtert. Ich will die einzel-
nen Maßnahmen nicht aufführen. 

Meine Damen und Herren, wir, die Fraktion der 
FDP, haben im Beamtenversorgungsgesetz auch den 
Vorschlag der CDU/CSU in der Drucksache 8/3194 
insoweit mit übernommen, als Beamte, die infolge 
der Schaffung eines neuen Beförderungsamtes in 
eine höherwertige Planstelle eingewiesen werden, 
die Versorgung aus diesem Amt auch dann erhal-
ten, wenn sie sich weniger als zwei Jahre lang in die-
ser Planstelle befunden haben. Hierdurch werden 
u. a. die Probleme derjenigen Beamten berücksich-
tigt, die z. B. durch die Einführung des Beförderungs-
amtes A 9 plus Zulage im Polizeivollzugsdienst vor 
mehr als einem Jahr weniger als zwei Jahre vor ih-
rer Pensionierung haben befördert werden können. 
Für den weitergehenden Antrag der Opposition, die 
Zweijahresfrist durch eine Einjahresfrist zu erset-
zen, sehen wir dagegen aus sachlichen Gründen kei-
nen Anlaß. Ich habe dazu schon bei der ersten Le-
sung Ihrer Vorlage entsprechend Position bezo-
gen. 

Auch den weiteren Änderungsanträgen der Op-
position haben wir uns nicht anschließen können. 
Wir können dies leider auch zu dem heute übrigge-
bliebenen Antrag aus den allgemeinen Gründen, die 
ich genannt habe, nicht tun. 

Meine Damen und Herren, ich verkenne nicht, 
daß es auch neben diesem Punkt der Mindestversor-
gung eine Reihe von Themen gibt, die uns auch für 
die Zukunft Sorge bereiten und die nicht gelöst er-
scheinen. Diese Themen sind vielleicht sogar drin-
gender als andere Punkte, die in diesem Gesetz ge-
löst sind oder die Sie ansprechen. Aber wir haben ja 
auch über alle diese Fragen gesprochen. Ich denke 
da beispielsweise an das Problem des Beförderungs-
staues im gehobenen Dienst bei einigen Verwaltun-
gen und an die Überlegungen, die hinsichtlich einer 
Änderung des § 26 des Bundesbesoldungsgesetzes 
— befristet und eingegrenzt — angestellt werden 
müssen. 

Ich und meine Fraktion gehören keineswegs zu 
denjenigen, die meinen, die Besoldungsstruktur im 
öffentlichen Dienst müsse kontinuierlich und über-

all zwangsläufig nach oben bewegt werden. Verken-
nen läßt sich aber nicht, daß das heutige Besoldungs-
gefüge, und zwar vor und nach dieser Novelle, auch 
dann, wenn sie noch erweitert worden wäre, keine 
organisch gewachsene Einheit ist. Hier liegen Fehl-
entwicklungen vor, die in ihren Wurzeln zum Teil in 
eine Zeit zurückreichen, in der die Gesetzgebungs-
kompetenz noch ausschließlich bei den Ländern ge-
legen hat. Das ist kein Vorwurf. 

Das Erste und das Zweite Besoldungserhöhungs-  
und -vereinheitlichungsgesetz haben sicher ein ho-
hes Maß an Vereinheitlichung gebracht. Ebenso 
deutlich ist aber auch, daß es an einigen Stellen noch 
Fehlbewertungen gibt An der Vereinheitlichung 
und der leistungsgerechten Fortentwicklung der Be-
soldung weiterzuarbeiten, ist der Sinn des Ent-
schließungsantrages, der dem Bundestag heute vor-
liegt 

In diesem Antrag sind praktisch die Bereiche mit 
eingeschlossen, die ich zum Teil beispielhaft als re-
gelungs- und überholungsbedürftig angeführt habe. 
Als Grundlage für die eigenen Überlegungen des 
Parlaments, sicher nicht mehr in diesem, sondern im 
nächsten Deutschen Bundestag, wird die Bundesre-
gierung um einen umfassenden Bericht gebeten. 
Damit sind die offenen Fragen nicht vom Tisch, im 
Gegenteil. Es ist sichergestellt, daß über die Legisla-
turperiode hinaus an der Lösung der einzelnen Fra-
gen gearbeitet wird. 

Die Bundesrepublik Deutschland verfügt über Be-
amte und über einen öffentlichen Dienst, mit dem 
sie auch im internationalen Vergleich mehr als zu-
frieden sein kann. Das Parlament wird mit der Ent-
wurfsfassung, wie sie im Innenausschuß erarbeitet 
worden ist, seiner Verpflichtung gegenüber diesem 
öffentlichen Dienst gerecht 

Meine Damen und Herren, damit wäre ich am 
Ende meiner Ausführungen. Es sind, glaube ich, 
noch einige redaktionelle Änderungen vorzutra-
gen. Dieses Papier — — 

(Liedtke  [SPD]: Das liegt schon beim Steno

-

graphischen Dienst!) 
— Das Papier liegt schon beim Stenographischen 
Dienst, so daß ich mich im Grunde darauf beschrän-
ken kann mitzuteilen, daß es sich hier nur um tech-
nische Nachbesserungen handelt, die bei der Eile 
der Beratung erforderlich geworden sind. Ich be-
ziehe mich auf das, was dem Stenographischen 
Dienst bereits vorliegt.*) 

Ich sage noch einmal: Wir halten diese Vorlage in 
der Ihnen vom Innenausschuß vorgeschlagenen Fas-
sung für eine in der gegenwärtigen Situation und 
angesichts der Möglichkeiten, die wir haben, durch-
aus ausgewogene Lösung, die sich sehen lassen 
kann. Wir bitten um Ihre Zustimmung; wir bitten 
ebenso um Ihre Zustimmung zu dem Entschlie-
ßungsantrag. — Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Vizepräsident Frau Renger: Weitere Wortmeldun-
gen liegen nicht vor. 

*) Anlage 2 
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Vizepräsident Frau Renger 
Wir kommen zur Einzelberatung und Abstim-

mung in zweiter Beratung. Ich rufe auf Art. 1 und 2, 
Art. 5 und 6 und Art. 7 Nr. 1 in der Ausschußfassung. 
Wer zuzustimmen wünscht, den bitte ich um ein 
Handzeichen. — Gegenprobe! — Enthaltungen? - 
Die Vorschriften sind angenommen. 

Ich rufe den Änderungsantrag der CDU/CSU auf 
Drucksache 8/4224 auf. Es wird beantragt, nach 
Art. 7 Nr. 1 eine neue Nr. 1 a einzufügen. Wer dem 
zuzustimmen wünscht, den bitte ich um ein Hand-
zeichen. — Die Gegenprobe! — Enthaltungen? — 
Dieser Antrag ist abgelehnt. 

Ich rufe jetzt auf Art. 7 Nr. 2 und 3, Art. 7 a, die 
Art. 8 bis 10, Art. 12 bis 17, Einleitung und Über-
schrift in der Ausschußfassung mit den vom Bericht-
erstatter vorgetragenen Änderungen. Wer diesen 
aufgerufenen Vorschriften zuzustimmen wünscht 
den bitte ich um ein Handzeichen. — Die Gegenpro-
be! — Enthaltungen? — Dies ist in der zweiten Bera-
tung angenommen. 

Inzwischen liegt auf Drucksache 8/4241 der Be-
richt des Haushaltsausschusses nach § 96 vor. Die 
Vorschriften sind mit der Haushaltslage in Überein-
stimmung, so daß wir jetzt auch zur dritten Lesung 
kommen können. 

Wir treten in die 

dritte Beratung 

ein. Das Wort  wird nicht gewünscht. 

Wir kommen zur Schlußabstimmung. Wer dem 
Gesetz im Ganzen zuzustimmen wünscht, den bitte 
ich, sich vom Platz zu erheben. — Gegenprobe! — 
Enthaltungen? — Das Gesetz ist in dritter Lesung 
einstimmig angenommen. 

Wir haben noch über die Beschlußempfehlung 
des Ausschusses abzustimmen. Der Ausschuß emp-
fiehlt auf Drucksache 8/4203 unter Ziffer 2, die ein-
gegangenen Petitionen für erledigt zu erklären. — 
Dagegen erhebt sich kein Widerspruch. Dann ist das 
so beschlossen. 

Der Ausschuß empfiehlt ferner auf Drucksache 8/ 
4203 unter Ziffer 3 die Annahme einer Entschlie-
ßung. Wer dem zuzustimmen wünscht, den bitte ich 
um ein Handzeichen. — Gegenprobe! — Enthaltun-
gen? — Die Entschließung ist angenommen! 

Ich rufe den Entschließungsantrag der Fraktion 
der CDU/CSU auf Drucksache 8/4225 auf. Wird Ab-
stimmung oder Überweisung gewünscht? 

(Erhard [Bad Schwalbach] [CDU/CSU]: Ab

-

stimmung!) 

— Abstimmung. Wer dieser Entschließung zuzu-
stimmen wünscht, den bitte ich um ein Handzei-
chen. — Gegenprobe! — 

(Erhard  [Bad Schwalbach] [CDU/CSU]: 
Nicht einmal das!) 

Enthaltungen? — Die Entschließung ist abgelehnt 

Dieser Beratungspunkt ist damit abgeschlossen. 

Punkt 22 der Tagesordnung ist abgesetzt 

Ich rufe die Tagesordnungspunkte 23 bis 26 auf: 

23. Erste Beratung des von den Abgeordneten Dr. 
Althammer, Dr. Wittmann (München), Dr. 
Möller, Gerstein, Dr. George, Glos, Höpfinger, 
Lampersbach, Dr. Langner, Dr. Laufs, Dr. Lenz 
(Bergstraße), Regenspurger, Röhner, Schröder 
(Lüneburg), Schwarz, Sick, Spranger und der 
Fraktion der CDU/CSU eingebrachten Ent-
wurf eines Gesetzes über die Bereinigung 
des Bundesrechts 
— Drucksache 8/3802 — 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 
Rechtsausschuß (federführend) 
Innenausschuß 

24. Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Spranger, Gerstein, Glos, Dr. Laufs, Dr. Möller, 
Regenspurger, Röhner, Schröder (Lüneburg), 
Schwarz, Sick, Dr. Wittmann (München) und 
der Fraktion der CDU/CSU 
Prüfung der Notwendigkeit von Gesetzge-
bungsvorhaben 
— Drucksache 8/3804 — 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 
Ausschuß für Wahlprüfung, Immunität und Geschäftsordnung 

25. Beratung des Antrags der Abgeordneten Dr. 
Althammer, Gerstein, Dr. George, Glos, Höp-
finger,  Lampersbach, Dr. Langner, Dr. Laufs, 
Dr. Lenz (Bergstraße), Dr. Möller, Regenspur-
ger, Röhner, Schröder (Lüneburg), Schwarz, 
Sick, Spranger, Dr. Wittmann (München) und 
der Fraktion der CDU/CSU 
Abbau der gesetzlichen Verpflichtung der 
Wirtschaft  zur Angabe statistischer Daten 
— Drucksache 8/3803 — 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 
Ausschuß für Wirtschaft (federführend) 
Innenaussschuß 
Haushaltsausschuß 

26. Beratung des Antrags der Abgeordneten Dr. 
Althammer, Gerstein, Dr. George, Glos, Höp-
finger, Lampersbach, Dr. Langner, Dr. Laufs, 
Dr. Lenz (Bergstraße), Dr. Möller, Regenspur-
ger, Röhner, Schröder (Lüneburg), Schwarz, 
Sick, Spranger, Dr. Wittmann (München) und 
der Fraktion der CDU/CSU 
Abbau des Formularwesens 
— Drucksache 8/3805 — 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 
Innenausschuß 

Die Herren Antragsteller haben mitgeteilt, daß in 
zwei Vorlagen Druckfehler enthalten sind. Bei dem 
Antrag unter Tagesordnungspunkt 24 auf Drucksa-
che 8/3804 

(Dr. Schäfer [Tübingen] [SPD]: Das war ein 
Fehler der Bürokratie!) 

— wie auch immer, es muß jedenfalls korrigiert wer-
den — muß es unter Ziffer 3 Buchstabe b statt „bis 
zum 1. Juni 1980" richtig lauten „bis zum 1. Oktober 
1980". 
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Vizepräsident Frau Renger 
Bei dem Antrag unter Tagesordnungspunkt 25 auf 

Drucksache 8/3803 muß es in der letzten Zeile statt 
„von der Privatwirtschaft erhaltenen Statistiken" 
richtig lauten „von der Privatwirtschaft erhobenen 
Statistiken". Ich bitte Sie, das zu berücksichtigen. 
Der Ältestenrat hat eine verbundene Debatte ver-

einbart. Wird das Wo rt  zur Begründung oder gleich 
zur Aussprache gewünscht, Herr Kollege Altham-
mer? — Gleich Aussprache. 
Dann eröffne ich die Aussprache. Das Wo rt  hat 

der Herr Abgeordnete Dr. Althammer. 

Dr. Althammer (CDU/CSU): Frau Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Die Fraktion der 
CDU/CSU legt Ihnen heute in erster Lesung vier 
Vorlagen zur Entbürokratisierung vor. Es handelt 
sich erstens um einen Gesetzentwurf zur Bereini-
gung des Bundesrechts, zweitens um einen Antrag 
zur Eindämmung der Gesetzesflut für die Zukunft, 
drittens um einen Antrag zum Abbau der Statistiken 
und viertens um einen Antrag zur Vereinheitli-
chung und Vereinfachung des Formularwesens. Die 
Union, die sich in einem vielbeachteten Kongreß 
1978 mit dem Thema der Entbürokratisierung be-
faßt hat, will noch in dieser Legislaturperiode einen 
ersten Schritt zur Konkretisierung tun. Die vier Vor-
lagen können in den verbleibenden Sitzungswochen 
noch verabschiedet werden, wenn die Mehrheit in 
diesem Hause den politischen Willen dazu hat. 

(Zurufe von der SPD) 
— Meine sehr verehrten Damen und Herren, Sie ha-
ben auch andere Gesetzentwürfe, die Sie jetzt noch 
in erster, zweiter und dritter Lesung behandeln. 

(Zurufe von der SPD) 
In den Haushaltsberatungen 1978 hat Justizmini-

ster Vogel am 25. Januar 1978 in diesem Parlament 
folgendes festgestellt: 

Es ist eigentlich schwer begreiflich, daß ein 
Staat wie der unsere die Frage: Wie sieht un-
sere geltende Rechtsordnung aus? fast an kei-
ner Stelle zuverlässig beantworten kann. Sie ha-
ben den Fundstellennachweis; darin können Sie 
dann mühsam herumsuchen. Aber die Frage: 
Was gilt eigentlich von A bis Z ? kann Ihnen 
heute noch nicht einmal das Justizministerium, 
geschweige denn irgendeine andere Stelle be-
antworten, und für die Länder und Gemeinden 
schon gar nicht. 
(Wehner [SPD]: Früher war das ganz an

-

dersl) 
Daß der Minister keineswegs übertrieben hat, 

zeigt eine Blamage des Gesetzgebers, die sich vor ei-
nigen Jahren ereignet hat. Damals wurde ein Drittes 
Änderungsgesetz zum Milch- und Fettgesetz verab-
schiedet, obwohl das Gesetz selbst längst außer 
Kraft getreten war. 
Der erste Schritt, der dauernd ansteigenden Ge-

setzes- und Verordnungsflut Herr zu werden, ist, 
Klarheit über das geltende Recht zu schaffen und 
dieses formell und inhaltlich zu vereinfachen und zu 
bereinigen. Die Vorlage dieses Bundesrechtsberei-
nigungsgesetzes lehnt sich eng an das erste Rechts-

bereinigungsgesetz vom Jahre 1958 an. Während da-
mals aber die endgültige Ausscheidung nationalso-
zialistischen Rechts im Vordergrund stand, soll un-
ser Gesetzentwurf nicht nur für Bürger und Behör-
den Klarheit schaffen, was geltendes Bundesrecht 
ist, er soll auch widersprüchliche Vorschriften berei-
nigen und verzichtbare Normierungen aufheben. 
Das Fernziel, wenige einheitliche Gesetzgebungs-
werke zu haben, wird damit sicher noch nicht er-
reicht, aber ein Anfang ist wenigstens gemacht. 

Die moderne Daten- und Bürotechnik kann hel-
fen, diesen notwendigen Rechtsbereinigungsprozeß 
zu vereinfachen und zu beschleunigen. Die von der 
CDU/CSU regierten Bundesländer haben mit der 
Rechtsbereinigung schon beachtliche Ergebnisse 
erzielt. Baden-Württemberg hat z. B. 90 Landesge-
setze aufgehoben, und nur noch 308 sind in Kraft. 
200 Verordnungen wurden bereits im ersten Berei-
nigungsakt beseitigt, weitere sollen außer Kraft ge-
setzt werden. Von den rund 100 000 Verwaltungs-
vorschriften des Landes Baden-Württemberg sollen 
zunächst einmal rund 60 000 gestrichen werden. 

Bei der Bereinigung des Bundesrechts soll auch 
für Klarheit und Verständlichkeit der Sprache ge-
sorgt werden. Was ist z. B. von einer Verordnung zu 
halten, die ein Bußgeld in Höhe von 20 000 DM je

-

dem androht, wenn dort  wie folgt formuliert ist: 

Ordnungswidrig handelt, wer gegen die Verord-
nung Nr. 27/72/75 des Rates über die Vermark-
tungsnormen für Eier vom 29. Oktober 1975 ver-
stößt, indem er Eier entgegen A rt. 2 Buchstabe 
a) in Verbindung mit Art. 6 oder 10 nicht nach 
den Vorschriften, Güte und Gewichtsklasse 
oder Buchstabe b) in Verbindung mit A rt. 17, 18, 
19, 20 Abs. 1 oder Art. 21 nicht mit der vorge-
schriebenen Kennzeichnung oder mit einer 
nicht zulässigen Angabe zum Verkauf vorrätig 
hält, anbietet, feilhält, liefert, verkauft oder 
sonst in den Verkehr bringt. 

Ein Verordnungsgeber, der dera rt  formulierte Tat-
bestände absegnet, muß sich darüber im klaren sein, 
daß eine entsprechende Ahndung eines Verstoßes 
gegen diese Vorschrift an Unrecht grenzt, da die 
Einhaltung einer solchen Vorschrift für den Bürger 
fast unmöglich ist. 

Der französische Graf Montesquieu hat einmal 
gesagt: Wenn es nicht notwendig ist, ein Gesetz zu 
machen, dann ist es notwendig, kein Gesetz zu ma-
chen. 

(Dr. Möller [CDU/CSU]: So ist es richtig!) 

Diesen Merksatz sollte man an allen Ministerien 
und Parlamenten anbringen. 

Der erste Antrag der CDU/CSU will verhindern, 
daß die Gesetzesflut weiter so ansteigt, wie das in 
den letzten Jahren der Fall gewesen ist. Insofern 
stellt dieser Antrag eine notwendige Ergänzung des 
Rechtsbereinigungsgesetzes dar. Der Antrag richtet 
sich an alle Bundesorgane, die das Recht zur Gesetz-
gebungsinitiative haben, an Bundestag, Bundesrat 
und Bundesregierung. Es sollen eine Reihe von 
Schleusen und Kontrollinstanzen eingebaut werden, 
um die Zahl der neuen Gesetze auf das unabweis- 
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Dr. Althammer 
bare Mindestmaß zu reduzieren und diese Gesetze 
so knapp und verständlich wie irgend möglich zu 
halten. Das, was hier in den letzten zehn Jahren an 
abschreckenden Beispielen von Gesetzesarbeit ge-
liefert wurde, reicht aus, um mehrere Kabarett-
abende zu füllen. Aus Zeitmangel muß ich es mir 
aber versagen, Ihnen Beispiele zu zitieren. Wenn es 
gelingt, die Zahl der neuen Gesetze drastisch zu ver-
ringern, bleibt dem Gesetzgeber mehr Zeit, die ein-
zelnen Gesetze sorgfältiger zu beraten. Sollten diese 
Anregungen der CDU/CSU nicht aufgenommen 
werden, so müßte sich das Parlament sicherlich in 
der nächsten Wahlperiode wirksamere Maßnahmen 
auf diesem Gebiet überlegen. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, obwohl 
erst vor wenigen Monaten das Erste Statistikberei-
nigungsgesetz vom Parlament verabschiedet wurde, 
sind wir der Überzeugung, daß weitere Abbaumaß-
nahmen notwendig sind. Privatpersonen und Wirt-
schaftsunternehmer werden weiterhin mit einer 
Papierflut überschwemmt, die produktive Arbeit 
hemmt und in diesem Umfange auch nicht notwen-
dig ist. Moderne Methoden der Faktenermittlung 
machen es möglich, auf viele Statistiken zu verzich-
ten. Der Staat kann dabei auf die Selbstverwaltungs-
organisationen zurückgreifen und das do rt  gespei-
cherte Material verwerten, ohne neue Zählmecha-
nismen in Gang zu setzen. Die Wi rtschaft beklagt 
mit Recht, daß der Staat durch eine Vielzahl zeitrau-
bender und umfangreicher statistischer Angaben 
unentgeltliche Fronarbeit forde rt. Besonders Klein-
und Mittelbetriebe sind davon betroffen. Freilich 
müssen die Fachverbände der Wi rtschaft dann auch 
in Kauf nehmen, daß der Staat nur noch das unab-
weisbare Mindestmaß an statistischen Daten er-
hebt. 

Das Formularunwesen ist ein weiteres Lieblings-
kind des Sankt Bürokratius. Formulare sollen dazu 
dienen, Verwaltungsarbeiten zu vereinfachen und 
zu beschleunigen, aber leider wurde auch hier häu-
fig Vernunft zu Unsinn und Wohltat zu Plage. Die 
bekannten Schwierigkeiten des Herrn Bundeskanz-
lers mit dem Lesen seiner Strom-, Gas- und Wasser-
rechnungen — siehe Regierungserklärung vom 
16. Dezember 1976 — sind dabei noch das kleinste 
Ube!. Was die Behörden aber an meterlangen, teils 
unverständlichen Fragebögen produzieren, geht 
buchstäblich auf keine Kuhhaut. So wurde z. B. eine 
Studentenservicebroschüre von 192 Seiten für das 
Ausfüllen von sage und schreibe sechs Formblättern 
von der Bürokratie produziert Das Land Nordrhein-
Westfalen hat 1978 einen Fragebogen C für For-
schungserhebungen an Wissenschaftler versandt. 
Nach der Rücksendung der Fragebögen durch diese 
Wissenschaftler stellte sich dann heraus, daß 90 
davon falsch ausgefüllt waren; die Statistik konnte 
nicht durchgeführt werden. Das sind nur ganz we-
nige Beispiele aus diesem Bereich. 

Der Antrag der CDU/CSU forde rt: Verzicht auf 
nicht unabweisbar notwendige Formulare, Einheit-
lichkeit der Formulare nach Aufbau und Gliede-
rung, verständliche Fragestellungen und graphisch 
klare Gestaltung. Die Bundesregierung soll außer-
dem mit den Ländern und den kommunalen Spitzen-

verbänden auf Vereinheitlichung hinwirken. Die 
Behörden anderer Selbstverwaltungsorganisationen 
sollten ebenfalls mit einbezogen werden. Wenn alle 
diejenigen, die Formulare entwerfen und in Umlauf 
bringen, zusammenwirkten, könnten den geplagten 
Bürgern unseres Landes fühlbare Entlastungen zu-
teil werden. 

Ich habe schon betont, daß die vier Vorlagen der 
CDU/CSU nur ein erster Schritt zur Entbürokrati-
sierung sein können. Mehr ist am Ende einer Parla-
mentsperiode nicht mehr zu leisten. An SPD und 
FDP ist die Frage zu richten, ob sie überhaupt ernst-
haft den Willen haben, zu entbürokratisieren. Der 
Bundeskanzler hat  1976 in seiner Regierungserklä-
rung Hoffnungen geweckt. Wenn Sie nach vier Jah-
ren fragen, was diese Bundesregierung auf diesem 
Gebiet konkret geleistet hat, so muß absolute Fehl-
anzeige erstattet werden. Weder bei der Dienst-
rechtsreform noch bei der Modernisierung der 
Verwaltung ist diese Regierung auch nur einen 
Schritt vorangekommen. Sie hat staatliche Er-
werbsunternehmen in keinem einzigen Fall priva-
tisiert. Im Gegenteil, sie hat den staatlichen Sektor 
ausgeweitet, sie macht p rivaten Unternehmen Kon-
kurrenz und deckt Defizite aus Steuergeldern, wo-
bei die Mißwirtschaft behördlicher Unternehmens-
leitungen möglichst verschleiert wird. 

Auch bei dem Bemühen, mehr Bürgernähe und 
Bürgerbeteiligung zu schaffen, ist Fehlanzeige zu 
erstatten. Die FDP hat lediglich die sogenannte Ver-
bandsklage ins Gespräch gebracht. Wir von der 
CDU/CSU wollen nicht irgendwelchen ortsfernen 
anonymen Verbänden die Möglichkeit geben, alle 
Rechtsinstanzen durchzuexerzieren, sondern wir 
möchten die unmittelbar betroffenen Bürger früh-
zeitig in behördliche Vorhaben einweihen und ih-
nen persönlich und unmittelbar ein Mitsprache-
recht geben. Wir sind überzeugt, daß durch die früh-
zeitige und allgemeinverständliche Darstellung be-
hördlicher Planung, ihrer Notwendigkeit und ihrer 
Motivation von vornherein viel Gegeneinander ver-
mieden werden könnte. 

Wenn man nach den Gründen für das Versagen 
der Koalition bei der Entbürokratisierung sucht, 
stellt sich sehr schnell die grundsätzliche Frage: Ist 
es nicht so, daß der Marsch in den Sozialismus 
gleichzeitig immer weiter in die Verbürokratisie-
rung hineinführt? Die Sozialisten haben einen un-
ausrottbaren Glauben an die absolute Problemlö-
sungskompetenz des Staates auch im p rivaten und 
wirtschaftlichen Bereich. Sozialistische Mensch-
heitsbeglücker glauben, dem Wohlbefinden des Bür-
gers am meisten zu dienen, wenn sie sein Leben von 
der Wiege bis zur Bahre staatlich oder gesellschaft-
lich reglementieren. 

(Lachen bei der SPD) 

Die entscheidende Frage in den letzten Jahrzehn-
ten des 20. Jahrhunderts heißt aber nicht: Wie 
schaffe ich mehr Macht und mehr Zuständigkeit für 
den Staat?, sondern: Wie gewinnen wir Freiräume 
für die Bürger, für ihre Selbstverantwortung und 
für ihre Selbstverwaltung zurück? Deshalb will die 
CDU/CSU die Menschen ermutigen, eigenverant-
wortlich für sich und andere zu handeln, freie Träger 
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für die Bewältigung gesellschaftlicher Aufgaben zu 
schaffen und zu unterstützen. 

Gerade unsere Jugend lehnt es ab, nur von oben 
her behördlich reglementiert zu werden. Die Ju-
gend, deren Recht es ist, ihre Zukunft zu gestalten, 
rennt gegen ein System an, das alles und jedes re-
geln will, Lebenssachverhalte durch Gesetze und 
Verordnungen zementiert, den Spielraum für die 
freie Entfaltung immer mehr einengt und teilweise 
sogar zerstört hat Die Staatsverdrossenheit der Ju-
gend haben Sie von der SPD /FDP-Koalition sich 
selbst zuzuschreiben. Entbürokratisierung hingegen 
ist immer auch ein Stück Politik für die Jugend. 

Wir von der CDU/CSU wissen, daß Entbürokrati-
sierung nicht gegen die Angehörigen des öffentli-
chen Dienstes, sondern nur gemeinsam mit ihnen 
zu leisten ist Deshalb sind wir auch immer für die 
Erhaltung und Weiterentwicklung des Beamten-
tums und des öffentlichen Dienstes eingetreten. 
Dazu ist heute an dieser Stelle ja schon einiges ge-
sagt worden. Im Vergleich zu allen anderen Staaten 
ist der deutsche öffentliche Dienst immer noch ab-
solute Spitzenklasse. Richtige Entbürokratisierung 
richtet sich nicht gegen das Beamtentum und den öf-
fentlichen Dienst, sondern hebt deren Ansehen. Sie 
macht den Staatsdiener zum Pa rtner und Helfer des 
Bürgers. Deshalb arbeiten die Verwaltungsfachleute 
auch gerne bei der Verbesserung und Modernisie-
rung unserer Staatsbürokratie mit. 

Das Parlament kann in der Hauptsache nur An-
stöße geben. Das Schwergewicht der Reformarbeit 
liegt bei den Regierungen und Verwaltungen selbst. 
Einige von CDU und CSU regierte Länder haben bei 
der Entbürokratisierung schon beachtliche Erfolge 
erzielt. Entscheidend ist aber die Zusammenarbeit 
aller Verwaltungsebenen. Die Untätigkeit der Bun-
desregierung wirkt sich daher besonders negativ 
aus. 

Besonders vordringlich ist es, daß eine außer Rand 
und Band geratene Bürokratie in der Europäischen 
Gemeinschaft gesteuert wird. Was sich die Brüsse-
ler Bürokraten in der kurzen Zeit ihrer Tätigkeit 
schon alles geleistet haben, ist einfach unglaublich. 
Hier finden wahre Orgien des Bürokratismus aus elf 
europäischen Verwaltungen statt Gerade in der Eu-
ropäischen Gemeinschaft müßte deshalb die Bun-
desregierung ganz besonders für Entbürokratisie-
rung sorgen. 

(Dr. Möller [CDU/CSU]: Statt für höhere 
Gehälter!) 

Wir hoffen, daß der Deutsche Bundestag die vier 
Vorlagen, die einen ersten Einstieg zum praktischen 
Abbau der zunehmenden Verbürokratisierung dar-
stellen sollen, in den kommenden zwei Wochen ver-
abschiedet Die CDU/CSU ist sich bewußt, daß das 
Vorhaben, die Reglementierung der Bürger abzu-
bauen und ihnen wieder mehr Freiheit zu schaffen, 
schwierig ist Jeder Fortschritt auf diesem Gebiet ist 
aber auch ein ganz praktischer Beitrag zum Abbau 
der Staatsverdrossenheit  

Die Bundesregierung, SPD und FDP müssen nun 
zeigen, ob sie nach den langen Jahren der Untätig-
keit und des Versagens ebenfalls praktische Lösun-

gen zur Entbürokratisierung unterstützen oder ob 
sie ungebremst weiter in den totalen Verwaltungs-
staat hineinschlittern wollen. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Wehner [SPD]: 
Das war gewaltig!) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort  hat Herr 
Abgeordneter Dr. Linde. 

Dr. Linde (SPD): Frau Präsidentin! Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Herr Althammer, nach-
dem ich diese enormen Gesetzentwürfe gesehen 
hatte, habe ich mich die ganze Zeit gefragt: Was wol-
len Sie nun eigentlich, einen ernsthaften Ansatz in 
der Entbürokratisierungswelle machen oder Wahl-
kampf betreiben? Aüch heute habe ich mich noch 
gefragt: Kommt er denn nun eigentlich zu einem 
ernsthaften Ansatz? Beim Schluß, Herr Althammer, 
war es klar: Sie wollen Wahlkampf machen. 
Es ist natürlich sehr schwierig, Munition für den 

Wahlkampf zu liefern, wenn Sie selber Ihre Gesetz-
entwürfe gar nicht weiterbetreiben. Da gibt es noch 
einen Entwurf im Innenbereich. Er betrifft Verwal-
tungsvereinfachung. Wenn ich richtig informiert 
worden bin, dann kommt der richtige Druck, diese 
Bemühungen voranzutreiben, ganz gewiß nicht von 
Ihrer Seite. 
Unter dem Blickwinkel des Wahlkampfes ist es 

sehr schwierig, dieses Sammelsurium so in den Griff 
zu kriegen, daß man den wirklich drängenden Pro-
blemen und vor allem den den Bürger interessieren-
den Fragen sachgerecht beikommt Diese vier Vor-
lagen — nehmen Sie es mir nicht übel — reizen zur 
Satire. Sie haben selber gesagt, Sie würden über die 
Bürokratie gern Satiren schreiben. Aber ihre Vorla-
gen, die hier von der Präsidentin vorhin korrigiert 
werden mußten, weil sich Ihre Bürokraten offen-
sichtlich in ihrem eigenen Gestrüpp verheddert ha-
ben, reizen zur Satire. Ich will es trotzdem mit Argu-
menten versuchen. 
Das ebenso schlichte wie grobschlächtige Kon-

zept lautet — und jetzt kriege ich gleich Beifall von 
der falchen Seite —: Sozialliberale, insbesondere so-
zialistische Normierungswut bläht die Bürokratie 
auf, und mehr Börokratie bedeutet weniger Frei-
heit — So war es ja wohl. Der Umkehrschluß lautet 
ja wohl: Wer mehr Freiheit will, muß gegen Sozialis-
mus sein. — Na gut — Jetzt ist noch nicht einmal 
von Ihnen Beifall gekommen, weil offensichtlich 
auch Ihre eigenen Kollegen in der Fraktion so 
schlicht nicht denken. — Hiermit wecken Sie, wie 
ich meine, Emotionen. Wenn man überhaupt über 
Bürokratie und Ordnungsvorstellungen in öffentli-
chen Verwaltungen nachdenken will, muß man viel-
leicht mit etwas kritischem Verstand herangehen. 

Um einen Überblick über die geltenden Gesetze 
zu gewinnen, verehrter Herr Kollege Althammer, 
hätte man sich hier tatsächlich nicht um diese vier 
Gesetze bemühen müssen, sondern man hätte wirk-
lich einmal die Bundesregierung fragen sollen. 

(Dr. Möller [CDU/CSU]: Bleiben Sie doch 
bei der Wahrheit! Es ist nur ein Gesetzent

-

wurf! Oder Sie haben es immer noch nicht 
kapiert!) 
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— Gut. Ein Gesetz und drei Anträge. In einem Ihrer 
Anträge steht die Zahl genau drin. 

Aber schauen Sie, nach unserer Auffassung muß 
man die Sache etwas differenzie rter betrachten, weil 
ja nicht nur Gesetze das Verhalten des Bürgers be-
stimmen, wie der Begriff „Gesetzesflut" offensicht-
lich glauben machen will. Für den vom Recht Betrof-
fenen — im weitesten Sinne — macht es gar keinen 
Unterschied, ob eine Materie durch formelles Ge-
setz, Gewohnheitsrecht, Richterrecht, Rechtsverord-
nung, Satzung oder Verwaltungsvorschriften gere-
gelt ist. Weniger Gesetze — das ist die eigentliche 
Schwierigkeit — würden doch nur Entscheidungs-
kompetenzen auf andere Stellen verlagern, z. B. auf 
die Gerichte, z. B. auf Private, z. B. in allgemeine Ge-
schäftsbedingungen. Das einzige, was dann erreicht 
wird, ist, daß dieses Recht, das unter dem Gesichts-
punkt der Verfassung zulässigerweise gesetzt wird, 
der demokratischen Legitimation entbehrt. Dann 
bestehen noch mehr Schwierigkeiten, das von ein-
zelnen, demokratisch nicht Legitimierten gesetzte 
Recht in eine vernünftige Ordnung zu bringen. 

(Dr. Jobst [CDU/CSU]: Sie wollen also kei

-

nen Gesetzesabbau!) 

— Ich komme gleich noch darauf. 

„Gesetzesflut" — das wollte ich hier zunächst dar-
stellen — ist ein politischer Kampfbegriff. Es gibt ja 
noch ganz andere Adressaten, die man, wenn man es 
ehrlich meint, einbeziehen muß. Es gibt z. B. elf Län-
der, . Landkreise, Städte, Gemeinden, die Europäi-
schen Gemeinschaften und viele 'internationale Ver-
träge. All das macht doch erst ingesamt die Nor-
menvielfalt aus. Es sind eben — ich sagte es schon 
— auch nicht nur diese öffentlich gesetzten Nor-
men, sondern es kommen die privaten dazu. Ein Ver-
zicht des Gesetzgebers würde diese Regelungskom-
petenz auf Private verlagern. 

Dagegen ist grundsätzlich nichts einzuwenden, 
soweit dadurch Selbstverantwortung und Eigenini-
tiative gestärkt werden, wie Sie gesagt haben. Aber 
es ist sehr wohl etwas dagegen einzuwenden, wenn 
dann Starke anfangen, über die Schwachen zu herr-
schen, und daß Interessengruppen sehr unterschied-
licher Durchsetzungskraft an einer solchen Rege-
lung beteiligt sein können. Lassen Sie mich an die 
unterschiedlichen Interessen von Mietern und Ver-
mietern, Herstellern und Verbrauchern, Reisenden 
und Reiseveranstaltern erinnern. Do rt  fehlt es an 
der Ausgewogenheit der Machtpositionen. Sie 
müssen durch öffentliche Normierung, d. h. durch 
Gesetze, ins rechte Lot gebracht werden. Ich wehre 
mich dagegen, daß die simple Gleichung „Weniger 
Gesetze gleich mehr Freiheit" hier aufgehen soll. Sie 
geht nämlich nicht auf. Denn es ist so: Weniger Ge-
setze können sehr wohl sozial schwächeren Grup-
pen Freiheitsräume verschließen, und mehr Gesetze 
können sie eröffnen. Aber es muß natürlich nicht in 
jedem Fall so sein. 

An dieser Gesetzgebung — Herr Dr. Althammer, 
das sollten Sie ehrlicherweise zugeben — ist die Op-
position ja beteiligt gewesen, und zwar sehr erheb-
lich, und der von Ihrer Partei oder Ihren Parteien di-

rigierte Bundesrat unter Umständen noch viel er-
heblicher. 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Ger-

stein [CDU/CSU]: Was haben Sie für ein 
Verständnis vom Bundesrat!) 

Ich kann hier keinen vollständigen Überblick ge-
ben. Lassen Sie mich von dem sprechen, worüber ich 
ein wenig Überblick habe, nämlich von dem Bereich 
der Rechtspolitik. Da ist es so gewesen: Seit Beste-
hen der sozialliberalen Koalition sind 151 Gesetze 
verabschiedet worden. 20 davon haben Ihre Zustim-
mung nicht gefunden. Sechs davon haben nachher 
die Zustimmung im Bundesrat erfahren. Das Ver-
hältnis zwischen allen 151 Gesetzen und den Geset-
zen, die Ihre absolute Zustimmung nicht gefunden 
haben, ist demnach ungefähr 10 : 1. Das gerade von 
Ihrer Seite über Notwendigkeiten oder Bürokratis-
mus in diesem Bereich geredet worden ist, habe ich 
noch nicht vernommen. 

Dennoch — das gebe ich gern zu — haben diese 
Anträge einen sehr wichtigen Kern. Er liegt in dem 
immerwährenden Appell an die Selbstbeschrän-
kung und auch die Zurückhaltung des Gesetzgebers. 
Er liegt natürlich auch in der Einsicht, daß der Bür-
ger das Recht kennen muß, dem er unterworfen wer-
den soll. 

Aber viel wichtiger als dieses Geklage über zu 
viele oder zu wenige Gesetze ist der Appell auch an 
Bürokratien und Rechtsunterworfene, solche Ge-
setze in die Lebenswirklichkeit umzusetzen, damit 
sie zum Tragen kommen. Hier meinen wir, einiges 
auf einen gemeinsamen Weg bringen zu können. 

Von einem Rechtsbereinigungsgesetz verspre-
chen wir uns sehr wenig. Denn zunächst brauchen 
wir eine Rechtsdokumentation, um d iesen Bestand 
aufzuarbeiten. 

(Dr. Möller [CDU/CSU]: Das ist vorgeschla

-

gen!) 

— Ja, ich stimme Ihnen ja zu, Herr Möller. Ich bin ja 
gar nicht so. 

(Dr. Möller [CDU/CSU]: Dann können Sie 
auch dem Gesetz zustimmen!) 

Diese Rechtsdokumentation muß eine solche 
Rechtsbereinigung vorbereiten. Es läuft ja seit 1979 
im Bereich des Bundesministers der Justiz die 
Rechtsdokumentation. Das wollen wir uns dann an-
gucken. Wenn Stück für Stück die Grundlagen ge-
schaffen werden, kann man sicher einiges abschaf-
fen. 

Diese Bemühungen müssen aber — das haben Sie 
gesagt — auch im Bereich der Länder stattfinden. 
Hier ist Baden-Württemberg ein Vorreiter. Aber ich 
hatte immer den Eindruck: Da geschieht viel Spek-
takuläres. Es geht ja nicht allein um die Gesetze, 
sondern vor allen Dingen um die 100 000 Verwal-
tungsvorschriften. 

(Dr. Möller [CDU/CSU]: Das hat auch Herr 
Althammer gesagt!) 

Wenn 60 000 davon abgeschafft werden, geht es 
noch um 40 000. Es wäre sinnvoll, wenn die doku- 
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mentiert und aufgelistet würden, damit man lesen 
kann, was für ein Sinn oder Schwachsinn in öffentli-
chen Vorschriften in dieser Welt existiert Das gilt 
für Erlasse und Rundschreiben, für den Bund und 
alle Länder. Das muß so dokumentiert und nachles-
bar gemacht und auf den neuesten Stand gebracht 
werden — der Verlag C. H. Beck wird sich wahr-
scheinlich freuen, was er da alles noch machen 
kann —, damit das Recht sozusagen anwendbar und 
handhabbar wird. Aber auch wer aus einer deut-
schen Mittelstadt kommt — und es gibt da ja einige 
—, wird sich überlegen müssen, was Städte, Gemein-
den und Landkreise an Normen produzieren und 
wie schwierig es ist, da einen Überblick zu gewin-
nen. 

Sie haben gesagt: Normen müssen klar sein. Das 
sagt sich so schön; ich frage mich immer, was das 
heißt. Aber ganz wichtig ist natürlich auch, daß Nor-
men fachlich richtig formuliert sind, daß sie in das 
Gesamtsystem passen. Im Rechtsausschuß haben 
wir es da relativ leicht; als Jurist hat man das ge-
lernt. Aber für die vielen Fach- und Einzelaus-
schüsse ist es nicht ganz einfach, nun das wirkliche 
Leben in Fachsprache zu übertragen, die immer 
übereinstimmt, die vergleichbar ist. Ich halte nicht 
viel davon, klare, einfache und schlichte Gesetze zu 
machen, sondern sie müssen stimmen, fachlich rich-
tig formuliert sein. Wichtiger ist, dem Bürger das, 
was gelten soll, dann im Zusammenhang in Fibeln 
oder Broschüren so deutlich zu machen, daß er sein 
Recht kennt. Ich meine, hier hat auch der Bundesmi-
nister der Justiz Erhebliches geleistet. Die Aufla-
genzahl und auch die Resonanz beim Bürger auf die 
Informationen ermutigen uns, hier voranzuschrei-
ten, diese Aufklärung vor Ort wirklich zu betreiben. 
Hier können auch Gemeinden, Städte, Landkreise, 
Länder, aber auch die Schulen einen erheblichen 
Teil dazu beitragen. 

Nachdem nun der von früheren, konservativen 
Bundesregierungen verursachte Regelungsstau auf 
ganz wichtigen Gebieten, z. B. im Familienrecht, im 
Strafrecht, durch unsere dauerhafte und nicht nach-
lassende Reformpolitik abgebaut ist, können wir uns 
als Gesetzgeber durchaus der Aufgabe zuwenden, zu 
beobachten, ob die gesetzgeberischen Ziele auch er-
reicht sind. Denn das ist ja das Entscheidende: Wir 
wollen ein politisches Ziel erreichen, Sie wollen ein 
politisches Ziel erreichen, und wir haben dafür das 
Mittel des Gesetzes. Ob aber der Schuß, den wir in 
Form eines Gesetzes loslassen, auch do rt  trifft, wo 
wir ihn hinhaben wollen, muß man beobachten. Dies 
weiß man — rein technisch — zu Anfang der Ge-
setzesberatung leider noch nicht. Das ist das Thema 
Rechtstatsachenforschung und Gesetzesfolgenbe-
obachtung, die wir dringend brauchen, auch um un-
ser selbst willen: Ob die Bürokratien das so hinkrie-
gen, wie wir als Gesetzgeber das wollen. 

Zur Verhinderung von Reformen — lassen Sie 
mich das auch sagen, Herr Althammer — ist die Ge-
setzesflutdiskussion, wie ich finde, absolut ungeeig-
net.  Dennoch wird das ja immer wieder versucht. 
Der Bundesrat hat seine Entschließung zur Eindäm-
mung der Vorschriftenflut gerade mit dem Hinweis 
auf Jugendhilferechtsreform, Reisevertragsgesetz, 

Beratungshilfegesetz, Neuregelung der Landwirt-
schaftsbesteuerung begründet Und das sind ja doch 
nun politisch sehr kontroverse Vorhaben. Hier sind 
wir der Auffassung — dies werden wir auch weiter 
durchsetzen —, daß der Gesetzgeber die Aufgabe 
und den Auftrag zum Aufbau und Ausbau des 
Rechts- und Sozialstaates hat. Die von Ihnen zum 
Wahlkampfthema erhobene Bürokratie-Diskussion 
entläßt uns nicht aus der Verpflichtung zur verant-
wortlichen Gestaltung dieser Ordnung. 

Lassen Sie mich abschließend noch auf die wei-
teren Anträge zu sprechen kommen: Der Wunsch 
nach Abbau der Verpflichtung der Wirtschaft zur 
Angabe statistischer Daten ist verständlich, ge-
nauso verständlich wie populär, vor allen Dingen für 
viele Klein- und Mittelbetriebe, die sich in der Tat 
durch so etwas nicht unwesentlich belastet fühlen. 
Aber auch hier wird ja etwas getan. Allerdings sollte 
man hier auch sehen, daß gerade die Klein- und Mit-
telbetriebe bei der Ausfüllung dieser Statistiken von 
ihren bürokratieanfälligen Verbänden sehr, sehr 
wenig Hilfe bekommen. Der Statistik-Antrag über-
sieht meines Erachtens auch, daß gerade die Wirt-
schaft das allergrößte Interesse an einer zuverlässi-
gen Statistik hat. Wer soll denn nun in Europa oder 
für die großen internationalen Organisationen die 
Zahlen liefern, die die brauchen, um die gewollte in-
ternationale Integration herbeizuführen? Wer soll 
im übrigen, wenn es keine Statistiken gibt, Steuer-
schätzungen betreiben? Wer soll denn Konjunktur-
politik machen? 

Auch Statistiken werden entrümpelt. Gerade 
heute habe ich gehört, im Innenausschuß sei schon 
wieder einmal entrümpelt worden; das ist ganz her-
vorragend. Aber die Privatisierung der Wirtschafts-
statistik würde — sehr zum Schaden der Betroffe-
nen selbst, nämlich der Wirtschaft — dem Staat 
doch jede rationale Grundlage der Konjunkturpo-
litik entziehen. Das aber wollen auch Sie wahr-
scheinlich selber nicht. 

So bleibt schließlich noch das Formularwesen. 
Dies ist nun der letzte in dem Blumenstrauß Ihrer 
Anträge. Dieser Antrag bietet nur einen ganz klei-
nen Ausschnitt aus der populären, aber, wie ich mei-
ne, doch bisher von Ihnen sehr oberflächlich betrie-
benen Bürokratiekritik. Natürlich müssen Formu-
lare durchdacht werden und müssen verständlich 
gestaltet sein. Aber das Wichtigste, was mit Formu-
laren geschehen muß, haben sie erst heute mündlich 
begründet, das steht gar nicht in Ihrem Antrag. 

(Dr. Althammer [CDU/CSU]: Doch, in der 
Begründung!) 

— Nein, ich habe das genau angesehen. — Das 
Wichtigste, was mit Formularen geschehen muß, ist, 
daß man vor ihrer Einführung überlegen muß, ob sie 
überhaupt notwendig sind. 

(Zuruf von der SPD: Das gilt für jede Maß

-

nahme!) 

— Völlig richtig! 

Bei der Durchdenkung der Formulare gibt es 
Empfehlungen des Bundesverwaltungsamtes für 
arbeitsgerechte und bürgernahe Vordrucke. Ganz 
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hervorragend! Mein Kollege Brandt hat es vorlie-
gen, ich habe es mitgebracht. Dieses ist zwei Monate 
vor Ihrem Antrag entstanden. Die Inhaltsübersicht 
in diesem Papier, dem grünen Heft, entspricht genau 
Ihrem Antrag. Wissen Sie, dieses ist Bürokratie 
durch Leerlauf. Hier wird eigentlich auch ein biß-
chen Schaum geschlagen. Was das Bundesverwal-
tungsamt schon gemacht hat, brauchen Sie nicht 
noch in Anträge umzugießen. 

(Sehr richtig! bei der SPD) 

Vizepräsident Frau Renger: Gestatten Sie eine 
Zwischenfrage? — Herr Kollege Dr. Althammer! 

Dr. Althammer (CDU/CSU): Herr Kollege, zu-
nächst einmal darf ich Sie fragen, ob Ihnen nicht be-
kannt ist, daß unsere Anträge bereits vor längerer 
Zeit vorbereitet wurden, so daß dieser Vorwurf des 
Plagiats nicht trifft. Zum zweiten darf ich Sie fragen, 
ob Sie es nicht für notwendig halten, daß das Parla-
ment diese Bemühungen, die Formulare nun wirk-
lich zu vereinfachen und ihre Zahl zu reduzieren, 
unterstützen und den nötigen Druck geben sollte. 

Dr. Linde (SPD): Bei dem Druck bin ich einverstan-
den, den wollen wir gern geben. Ob wir dazu ein Ge-
setz brauchen, bezweifle ich. 

(Dr. Althammer [CDU/CSU]: Das ist ja kein 
Gesetz!) 

Aber Wind wollen wir wirklich nicht machen. Ich 
konnte Ihrem Antrag leider nicht entnehmen, wie 
lange er im Schoße Ihrer Fraktion beraten worden 
ist. Ich habe mich an den Daten ausgerichtet. Dieses 
grüne Heft kam zwei Monate vorher heraus. Da kön-
nen Sie einmal ganz zufrieden sein, daß die Bundes-
verwaltung schon handelt, ehe Sie überhaupt zu 
Stuhle gekommen sind. Das ist doch eine hervorra-
gende Zusammenarbeit. 

(Dr. Möller [CDU/CSU]: Der Präsident des 
Bundesverwaltungsamtes ist Gott sei Dank 
auch noch CDU-Mann, ein früherer Bun

-

destagsabgeordneter!) 

Was mich an Ihrem Antrag auch stört, ist der An-
satz. Er wendet sich an die Bundesverwaltung. Es 
geht doch gerade bei der Bürokratie keineswegs zu-
erst um den staatlichen Bereich. Die Opposition 
vermutet natürlich do rt  den Sitz des Unverstands. 
Aber Sie verschweigen oder übersehen büro-
kratische Erscheinungen auf anderen Gebieten, ins-
besondere auch im Bereich der Wirtscha ft  und im 
Bereich der Unternehmen. Wenn über Bürokratisie-
rung gesprochen wird, über Formulare und über 
sinnlose Organisation, dann müssen wir das gründ-
lich und umfassend und auf allen Gebieten tun. Da 
kann ich Ihnen versichern — wir wollen uns gern 
dieser Aufgabe widmen —: Das wird ein mühevoller 
Kleinkrieg! Das ist wie mit der Hydra, wenn man ei-
nen Kopf abschlägt, wachsen zwei nach. Den angeb-
lichen Greueln des Verwaltungshandelns stehen 
mindestens gleiche Untaten der Wirtschaft gegen-
über: brachliegende Kapazitäten, Verschwendung, 
Doppelarbeit, Mißmanagement, Konfliktlösung 
durch Vergeudung volkswirtschaftlicher Werte. Das 
gibt es überall. 

Wir Sozialdemokraten haben der Bürokratie den 
Kampf angesagt und werden es weite r  tun, wo im-
mer wir sie antreffen. Wir freuen uns sehr, diesen 
Kampf gemeinsam zu bestehen, bloß nicht mit Wor-
ten, sondern mit Taten. Denn der Teufel steckt, wie 
Sie, Herr Althammer, sehr genau wissen, im Detail. 
Hier reicht es auch nicht, nur den Willen anzustren-
gen, sondern man muß auch die Kräfte zusammen-
nehmen. 
Im übrigen — lassen Sie mich auch das noch sa-

gen — kommt es bei dieser ganzen Diskussion dar-
auf an, daß man das rechte Maß betrachtet und zwei-
erlei bedenkt: 
Erstens. Die Bürger sind zu 66 % mit den Leistun-

gen der öffentlichen Verwaltung zufrieden. Das ist 
eine ganze Menge. Da hat natürlich jeder aus sei-
nem persönlichen Erfahrungsbereich Gegenbeispie-
le. Nur, diese Beispiele sind kein unmittelbarer Be-
weis. Die Bürokratie funktioniert trotz allem gar 
nicht so schlecht. 
Zweitens. Nicht fruchtlose Bürokratiedebatten, 

sondern sinnvolle Gestaltung unseres Daseins 
durch engagierte und dem Gemeinwohl verpflich-
tete Menschen, das sollte unser Ziel sein. Einer pau-
schalen Beamtenbeschimpfung sind auch Sie nicht 
erlegen. Das bringt überhaupt nichts; wir brauchen 
in der Tat diese Beamten. Aber Struktur, Ausbildung 
und Führung der Beamtenkorps im Auge zu behal-
ten, würde sich in der Tat empfehlen. Natürlich 
brauchen wir mehr kreative, mehr engagierte Be-
amte. 
Ich meine auch, wir brauchen mehr Ermessen in 

den Verwaltungen und weniger Gängelungen 
durch den Gesetzgeber, aber auch durch die Gerich-
te. Es hat doch überhaupt keinen Sinn, daß wir dar-
auf verzichten, Gesetz zu machen, und Ermessens-
vorschriften an die Verwaltungen geben, wenn die 
Gerichte dann in diesen Freiraum einspringen und 
das, was wir unterlassen haben, in ungewollter 
Weise fertigmachen. Bürgerfreundliche Verwal-
tung — das ist ein allgemeiner Erziehungsprozeß — 
muß natürlich dem Menschen entgegenkommen. 
Das Schlimmste, was uns passieren könnte, wäre, 
daß unsere Demokratie zu einem Selbstbedienungs-
laden für Sonderinteressen würde, mit Verwaltun-
gen und Gesetzgebern, die den Überblick über das 
Ganze und den Kontakt zum Bürger verlieren. Daß 
dies nicht geschieht, daran müssen wir alle mitwir-
ken und versuchen, alle arbeitenden Teile zusam-
menzufügen. Wir Sozialdemokraten haben uns das 
als dauernde Aufgabe gestellt. 
Ich werde mich gern zur Zusammenarbeit auch 

mit Ihnen bereitfinden. Dazu bedurfte es nicht die-
ser Anträge. Aber Sie haben uns Gelegenheit gege-
ben, einiges zurechtzurücken. Ich glaube nicht dar-
an, daß wir in 14 Tagen das eine Gesetz und Ihre vier 
Anträge beschließen. Aber ernsthaft beraten wollen 
wir sie. Wir werden sehen, was wir in der nächsten 
Legislaturperiode mit Ihrer konkreten Hilfe ohne 
Wahlkampf hinkriegen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Dr. Möl

-

ler [CDU/CSU]: Nach Ihren Äußerungen 
könnten Sie heute zustimmen, Herr Lin

-

de!) 
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Vizepräsident Frau Renger: Das Wort  hat der Herr 
Abgeordnete Kleinert. 

Kleinert  (FDP): Frau Präsidentin! Meine sehr ver-
ehrten Damen! Meine Herren! Herr Althammer, 
Ihre Fraktion ist —.wenn ich das richtig sehe — zur 
Zeit hier mit 20 Abgeordneten anwesend, die Freien 
Demokraten mit acht. 

(Beifall bei der SPD) 

Das ist im Verhältnis zu der Sollstärke der Fraktio-
nen ein Hinweis darauf, daß Ihre übrigen Kollegen 
offenbar zur Zeit in ihren Büros sitzen, um neue Ge-
setzentwürfe auszudenken, statt sich hier über die 
Bekämpfung der Gesetzesflut Gedanken zu ma-
chen. 

(Heiterkeit) 

Das ist sehr bedauerlich ;  denn Ihr Anliegen liegt uns 
ja allen, was Sie offenbar nicht so richtig verfolgt ha-
ben, am Herzen. Ich bin in der glücklichen Lage — 
wie andere Vortragende auch —, auf meine Ausfüh-
rungen in der Debatte am 15. Dezember 1977 hier im 
Hause zum selben Thema zu verweisen, bei der Sie 
offenbar verhindert waren, anwesend zu sein. Da 
sind die gleichen Argumente ausgetauscht worden 
wie heute. Ihre Fraktion hat sich damals wie heute 
dadurch ausgezeichnet, daß sie einen uns allen be-
kannten Mangel beklagt, ohne zu sagen, was sie 
daran tun will. Es sei denn, man hält die Tatsache, 
daß Sie jetzt bei vier Anträgen der Versuchung nicht 
widerstehen konnten, wenigstens einen Antrag 
auch als Gesetz auszugestalten, um der Gesetzesflut 
zu begegnen, für einen Fortschritt in Ihrer Haltung. 
Guckt man sich jedoch Ihren Gesetzentwurf im ein-
zelnen an, dann kommt man zu ganz trüben Er-
kenntnissen. 

Vizepräsident Frau Renger: Herr Abgeordneter, 
gestatten Sie vorher eine Zwischenfrage des Herrn 
Abgeordneten Dr. Schäfer? 

Dr. Schäfer (Tübingen) (SPD): Herr Kollege Klei-
nert, wenn Sie zurückgreifen, wollen Sie dann nicht 
vielleicht auch noch erwähnen, daß die Bundesre-
gierung 1957 eine Kommission aus 13 Sachverstän-
digen eingesetzt hat? Alles, was heute hier vorgetra-
gen worden ist, wurde dort  auch schon vorgetragen. 
1960 hat dann der Bundesminister des Innern diesen 
Bericht hier vorgelegt. 

(Zurufe von der CDU/CSU: Fragen!) 

— Ich habe gefragt, ob der Herr Kollege das ergän-
zen will. 

(Heiterkeit) 

Ergebnis von damals: Null! 

(Zuruf von der CDU/CSU: Wo ist das Frage

-

zeichen?) 

Kleinert (FDP): Herr Kollege Schäfer, wahrschein-
lich ist die Geschichte ja erheblich älter. Ich meine 
mich zu erinnern, daß Shakespeare vom Übermut  

der Ämter und Behörden geschrieben hat; das ist 
wohl einige hundert Jahre her. 

(Dr. Schäfer [Tübingen] [SPD]: Sehr rich-
tig!) 

Es ist nur etwas verwegen und besonders anmutend, 
daß ausgerechnet zum Zeitpunkt der Bundestags-
wahl diese jahrhundertealte Klage hier von der 
CDU/CSU nicht etwa nur wiederholt wird, sondern 
daß sich ausgerechnet die Christdemokraten — ich 
komme im einzelnen darauf — als diejenigen dar-
stellen, die auch sofort Abhilfe schaffen wollen. Das 
ist einfach ein Versuch, da braucht man nichts zu iro-
nisieren, das ironisiert sich aus sich selbst. Stellen 
Sie sich einmal vor, in § 2 Abs. 1 Satz 3 Ihres Gesetz-
entwurfes zur Bereinigung des Bundesrechts heißt 
es: „Überschriften können" — was heißt das? — „ver-
einfacht, Einleitungen und Schlußformeln sowie Un-
terschriften weggelassen werden, soweit hierdurch 
nicht die Bezeichnung der gesetzlichen Grundlagen 
betroffen wird." Ein typisches Beispiel für die A rt 

 von Bestimmungen, mit der man Legionen von Sach-
bearbeitern in schweißtreibende Arbeit versetzen 
kann, ohne daß sich irgend etwas bewegt. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Hektischer Stillstand ist in diesem Gesetz schon an-
gelegt. 

Die Gemeinsame Geschäftsordnung der Bun-
desregierung empfehle ich Ihrer Lektüre. In § 35 
dieser Gemeinsamen Geschäftsordnung — die si-
cherlich bereits zu Zeiten christdemokratischer 
Amtsführung so gestaltet worden ist — ist die Rede 
davon, daß Gesetze aus sich heraus lesbar sein müs-
sen. Das wäre z. B. einmal ein interessanter Beitrag. 
Sie versuchen ja auch, das in Ihrem Antrag wieder 
vorzubringen. Ich sage Ihnen: Die Zeit ist darüber 
hinweggegangen. Ich komme gleich darauf. 

Aber, bitte, zunächst kommen Sie natürlich! 

Vizepräsident Frau Renger: Herr Dr. Althammer! 

Dr. Althammer (CDU/CSU): Herr Kollege, darf ich 
Sie fragen, ob Sie den Eindruck haben, daß die zi-
tierte Bestimmung der Gemeinsamen Geschäftsord-
nung der Bundesregierung in den letzten Jahren 
wirklich in allen Fällen angewendet worden ist. 

KleInert (FDP): Wenig, Herr Kollege Althammer! 
Ich halte sie sogar nicht für richtig. Ich bin nämlich 
mit Lukas — Kapitel 18 Vers 9-14 — der Meinung — 
das darf ich Ihnen als Liberaler einmal sagen; Sie 
sind ja der Christ —: 

(Heiterkeit) 

„Herr, ich danke Dir, daß ich nicht so bin wie jener 
da." — So sprach der Pharisäer. — Und was sprach 
der Zöllner? Dazu müssen sich die Liberalen ja wohl 
rechnen dürfen. Er sprach: „Ich bin ein sündiger 
Mensch." 

(Heiterkeit und Beifall bei der FDP und der 
SPD — Broll [CDU/CSU]: Meinen Sie, was 
die Einnahmen betrifft? — Dr. Möller 
[CDU/CSU]: Der Zöllner ist Herr Matthö

-

fer!) 
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— Sehen Sie ! 

Und weil wir die Sache so sehen, haben wir uns im 
Laufe der letzten Jahre nicht auf irgendwelche ver-
balen Forderungen beschränkt, sondern haben ver-
sucht, über die Ursachen nachzudenken. Wir wären 
heute wirklich gern einmal mehr — man soll das in 
der Tat in einer so wichtigen Sache nicht aufgeben 
— in ein sachliches Gespräch mit Ihnen eingetreten, 
was durch Ihre Vorlagen allerdings zunächst etwas 
behindert wird. Aber wenn man von diesen Vorla-
gen absieht, kann man ja die Unterhaltung locker 
fortsetzen, um der Sache zu dienen. 

(Heiterkeit) 

Deshalb möchte ich Ihnen zu § 35 der Gemeinsa-
men Geschäftsordnung der Bundesregierung fol-
gendes sagen. Ich halte diesen Paragraphen deshalb 
nicht für richtig, weil es einfach rechtspolitisch nicht 
erwünscht ist zu versuchen, Gesetze aus sich selbst 
heraus lesbar zu gestalten. 

(Broll [CDU/CSU]: Dann würden ja die 
Rechtsanwälte arbeitslos! Das wäre doch 

furchtbar!) 

Das ist eine Idee gewesen, die sich aufdrängt, die 
sehr einleuchtend ist und die auf den ersten Blick 
überzeugend wirkt. Heraus kommt dann aber, daß 
anschließend die Erfinder solcher Ideen durch die 
Lande ziehen und nächtlicherweise in Landgasthäu-
sern dem staunenden Publikum erklären, es gebe so-
und so viel Meter Bundesgesetzblatt. 

Wodurch kommt das? Wenn ich auf jede Verwei-
sung verzichte, wenn ich jede Bezugnahme auf 
Grundbegriffe der Jurisprudenz, die klugerweise 
und ein für allemal, z. B. im Allgemeinen Teil des 
Bürgerlichen Gesetzbuches, so geregelt worden 
sind, wie es seitdem keiner mehr verstanden hat, 
wenn ich auf diese Beg riffe als Grundlage aller Ge-
setzgebung verzichte, sondern in jedem Einzelfall 
das, was dort  schon feststeht, wieder mit einführe, 
damit ein Gesetz aus sich heraus lesbar wird, dann 
ende ich in Fluten von Gesetzen, die überhaupt 
nicht mehr zu kontrollieren sind. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Darum sind das vordergründige Vorschläge, mit 
denen Sie zwar Beifall do rt  kriegen können, wo die 
gesamte Praxis von keinem anderen übersehen und 
eingebracht werden kann, es sind aber nicht die 
Vorschläge, über die wir uns hier unterhalten soll-
ten. 

Sie haben Einzelvorschläge gemacht, die wirklich 
drollig sind. Sie haben z. B. die Statistik aufs Korn 
genommen. Dazu darf ich Ihnen ohne Verletzung 
der Vertraulichkeit der Beratungen des Vermitt-
lungsausschusses mitteilen, daß der Bundesinnen-
minister vor einiger Zeit ein Statistikbereinigungs-
gesetz mit dem Ziel vorgelegt hat, die Zahl der Stati-
stiken, übrigens im Einvernehmen mit dem in die-
sem Sachbereich hauptsächlich betroffenen Bundes-
wirtschaftsminister, zu vermindern. Ich muß ja auch 
ein bißchen an den Wahlkampf denken, denn beide 
gehören der FDP an. 

(Heiterkeit) 

Dann hat der mehrheitlich von der CDU be

-
herrschte Bundesrat den Vermittlungsausschuß mit 
dem Begehren angerufen, die Zahl der zu erheben-
den Statistiken zu verringern. Zu der von Ihnen ver-
langten Verringerung der Zahl der statistikpflichti-
gen Betriebe, die damals schon im Gesetz stand, die 
vorgeschrieben war, hat der Bundesrat gesagt, die 
Zahl dieser Betriebe müsse vergrößert werden, weil 
sich die Landesregierungen sonst nicht in der Lage 
sähen, ihren Aufgaben ordnungsgemäß nachzuge-
hen. 
Was Sie hier fordern, hat die Regierung also vor 

geraumer Zeit in Gesetzesform gebracht, und die 
CDU-regierten Länder haben den Vermittlungsaus-
schuß angerufen, um die Zahl der Bet riebe wieder zu 
erhöhen. Mit Bitten und Betteln ist es dann schließ-
lich gelungen — ich muß mich an die Vertraulich-
keit halten; das andere stand ja in den Vorlagen —, 
wenigstens einen Teil der von der Bundesregierung 
vorgelegten Vereinfachungsvorschläge im Statistik-
bereich gegen den Widerstand Ihrer Parteifreunde 
in den Ländern durchzusetzen. 
Nachdem sich das alles auf seriöser sachlich-fach-

licher und im einzelnen ausgeschriebener Basis ab-
gespielt hat, kommen Sie heute mit der allgemeinen 
Forderung nach Herabsetzung der Zahl der 
Betriebe. Man muß die Zusammenhänge von den 
Mitarbeitern vorher möglichst sorgfältig prüfen las-
sen, damit man nicht in Verlegenheit kommt, sich in 
einen so dramatischen Widerspruch zu den heilig-
sten Anliegen der eigenen Parteifreunde zu set-
zen. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 
Wir haben kürzlich einen Versuch gemacht unter 

— ich stehe gar nicht an, das zu erklären — sehr leb-
hafter und dankenswerter Beteiligung Ihres Frak-
tionskollegen Herrn Helmrich und genauso von 
Herrn Lambinus von der SPD, aus einem Gesetzent-
wurf der Bundesregierung, nämlich dem Gesetz zur 
Novellierung des GmbH-Gesetzes einiges herauszu-
streichen, übrigens unter Verstoß gegen den ge-
nannten § 35 der Gemeinsamen Geschäftsordnung. 
Es ist uns gelungen, den Text dieser Regierungsvor-
lage auf ein Drittel des vorgelegten Umfanges zu re-
duzieren. Ich behaupte nach wie vor, daß der Rege-
lungsinhalt dadurch nicht verändert worden ist, son-
dern daß wir nur da, wo perfektionistischerweise 
nicht unbedingt zu regelnde Tatbestände hineinge-
schrieben worden waren, das, was des Richters ist, 
wieder dem Richter gegeben haben, und das, was 
des Gesetzgebers ist, allerdings beim Gesetzgeber 
belassen haben. 
Wir haben dabei versucht, in praktischer Arbeit 

etwas zu tun und nicht Vorlagen mit dem Inhalt zu 
schreiben, das alles müsse einmal besser werden. 
Wir haben richtig hart  gearbeitet, ungefähr 100 
Stunden reine Beratungszeit. So stellen wir uns die 
Art  vor, wie man an das von Ihnen etwas verspätet 
angeschnittene Problem herangehen sollte. 
Ich will auf einige sachliche Bestimmungen des 

vom Bundesrat angehaltenen Bundesberggesetzes 
nicht eingehen; Herr Linde, ich bin auch Nieder-
sachse. Das ist eine andere Frage. Aber wir reden 
hier von der formalen Seite der Sache. Durch das 
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Bundesberggesetz haben sich etwa 100 Landesge-
setze und Landesverordnungen erübrigt. Damit hat 
sich der Wirtschaftsausschuß unter dem von Ihnen 
genannten Gesichtspunkt ein ganz erhebliches Ver-
dienst erworben. Daß dieses Gesetz nun vom Bun-
desrat angehalten worden ist, spricht aber nicht für 
Ihre Theorie, daß die Übeltäter hier sitzen, wo die „li-
beral-soziale" Koalition dieses Gesetz durch diese 
Bundesregierung vorgelegt hat. 

(Heiterkeit) 

— Ich habe Ihnen doch erzählt, daß ich verstanden 
habe, welchen Zeitpunkt er meint; deshalb drehe ich 
die beiden Worte um, weil wir uns im Wahlkampf 
befinden; das ist doch ganz einfach. 

(Erneute Heiterkeit) 

Und dann geht der Bundesrat her und hält eine 
solche wünschenswerte Vereinfachung, die nicht 
für die Zukunft mit den Worten, man müsse einmal 
sehen usw., wie Sie hier schreiben, gefordert wird, 
sondern die wirklich mit Punkt und Komma ge-
macht ist, einfach an. 

Jetzt kommen Sie; das ist einfach zu spät, Herr 
Kollege Althammer. Die Prozeßkostenhilfe ist in ih-
rem Text auf glatt die Hälfte des Umfangs ge-
schrumpft Was, meinen Sie, ist dann passiert? Der 
Bundesrat hat den Vermittlungsausschuß angeru-
fen, um einige zusätzliche Umständlichkeiten wie-
der einzuführen. Wissen Sie was? Jetzt gehe ich 
nicht her und sage, das seien die bösen CDU-Leute, 
die immer für Bürokratie seien, und das seien die gu-
ten Sozialliberalen — jetzt einmal andersherum — 

(Heiterkeit) 

gewesen, die alles richtig gemacht hätten, sondern 
ich sage Ihnen etwas ganz anderes: Der Drang zum 
Perfektionismus wohnt im Menschen allgemein, im 
Deutschen besonders und im deutschen Beamten 
ganz besonders. 

(Heiterkeit und Beifall) 

Das hat mit Parteien gar nichts zu tun. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Und dann kommen Sie her und wollen aus dem 
Ding eine eigene Sache machen, und zwar gegen 
den äußeren Anschein. Ich habe Ihnen soeben ge-
sagt, wo Sie der Schuh drückt Aber ich will mich ja 
an Lukas halten; deshalb habe ich Beispiele ge-
bracht, wo wir es aus Einsicht wirk lich besser ge-
macht haben. Und ich sage Ihnen gleich: Es bleibt 
unendlich viel, was man besser machen sollte, aber 
darüber muß man dann unter anderen Prämissen 
nachdenken als unter dem Gesichtspunkt gegensei-
tiger Vorwürfe oder der Ablieferung von Alibianträ-
gen, sondern dann muß man sich mit Leuten unter-
halten, die einmal darüber nachdenken, wo denn der 
ganze Mechanismus herkommt. 

Ich habe vor drei Jahren hier einmal die Frage an-
geschnitten: Wie ist das Verhältnis des Abgeord-
neten zur Bürokratie? Ist der Abgeordnete nicht in 
Gefahr, selbst zum Bürokraten zu werden? Sind 
nicht manche Hilfen, die uns gegeben werden, unter 
dem Gesichtspuntk der Arbeitserleichterung und  

des besseren Gleichgewichts gegenüber der Büro-
kratie in Wirklichkeit Danaergeschenke? 

(Dr. Schäfer [Tübingen] [SPD]: Fußangeln!) 

Solange noch drei Abgeordnete in einem Zimmer 
gesessen haben, haben sie mehr Gesetze und neben-
bei vernünftigere Gesetze gemacht als jetzt, wo sie 
auf Grund ihrer Einzelunterbringung draußen sind 
und nicht hier, wo wir uns über die Frage Gedanken 
machen. Das ist dann die „Erleichterung" der Abge-
ordnetentätigkeit. Da liegt doch das Problem, daß 
sich die Abgeordneten das süße Gift der besseren 
Ausstattung selbst verordnet haben. Hinterher 
schlichten sie nur noch Streitigkeiten unter Mitar-
beitern, statt ihre eigene Arbeit zu tun, denn die 
kommen sowieso nicht dazu. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Wenn Sie nicht in der Lage sind, in diesen Grund-
fragen die Dinge einmal etwas klarer ins Auge zu 
fassen, sondern hier mit solchen Vorlagen ankom-
men, können Sie sich dem Problem nicht nähern. 
Über so etwas sollte man sich selbstkritisch unter-
halten. 

Ich lade Sie herzlich ein, dem von mir zu gründen-
den Verein beizutreten, nämlich dem „Verein zur 
Relativierung der Vervielfältigung von Bauten im 
Bundeshausbereich", „dem Verein nachdenklicher 
Abgeordneter". In diesem Verein können Sie Mit-
glied werden. Dann können Sie sich einmal mit mir 
überlegen, welche Bedeutung die „grüne Mitte" hat 
— Wissen Sie überhaupt, was die „grüne Mitte" 
ist? 

(Heiterkeit) 

Das ist ein wichtiges städteplanerisches Vorhaben. 
Es sieht aus Gründen der Ästhetik vor, daß überall 
da, wo heute hier Häuser stehen und Menschen 
wohnen, insbesondere Journalisten, aber auch an-
dere Menschen, ein großer grüner Rasen hinkommt, 
der städtebaulich gut wirkt und verhindert, daß die 
Leute zusammenkommen, die man heute noch ein-
mal auf dem Gang zum Kiosk oder sonstwie auf der 
Straße trifft und mit denen man einmal rasch eine 
Bemerkung austauschen kann, damit die Presse 
noch in etwa weiß, worüber sie schreiben soll; denn 
den Weg hierher findet sie ja auch nur selten. 

(Heiterkeit) 

Es soll alles abgerissen werden zugunsten der „grü-
nen Mitte",  damit sich endgültig gar niemand von 
denen treffen soll, die nur durch ständige und inten-
sive Kommunikation in der Lage sind, der Bürokra-
tie Widerpart zu geben. 

Sie wollen typischerweise mit bürokratischen 
Mitteln, wie Ihr Antrag und insbesondere Ihr Ge-
setzentwurf ausweisen, versuchen, die Sache zu 
steuern. Nein, denken Sie darüber nach, was Gesetz-
esmacherei wirklich bedeutet, wo Irrwege beschrit-
ten werden. 

Ich behaupte z. B. seit Befassung mit dem GmbH-
Gesetz entgegen meiner früheren Ansicht, daß das 
so hochgelobte Aktiengesetz eine Fehlleistung des 
Parlaments war, weil man zu der Zeit geglaubt hat, 
mit möglichst viel Ausschreiben, mit möglichst viel 
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Darlegung von Einzelheiten den Menschen einen 
Gefallen tun zu können, um das Ganze, wie Sie hier 
schreiben, lesbarer zu machen. Die Folge war, daß 
das ganze Ding so kompliziert geworden ist, daß in-
folge der Klarstellung von Einzelheiten so viele wei-
tere Fragen für die Gerichte aufgeworfen worden 
sind, daß sich manche Firmen, die in die Rechtsform 
einer Aktiengesellschaft gehören, heute wegen der 
Kompliziertheit des Gesetzes und wegen seiner 
praktischen Unbrauchbarkeit dieser Rechtsform 
nicht mehr bedienen. 

Das ist aber, wie gesagt, eine Einsicht, die einem 
erst kommt, wenn man einmal über die Wege der 
Gesetzgebung nachdenkt, über Sinn, Zweck und 
Machbarkeit. Das muß man im einzelnen am Bei-
spiel erst ausdiskutieren und dann vernünftig re-
geln. Man kann hier nicht sagen: Es muß alles besser 
werden; zum Zweck der Gesetzesvereinfachung 
lege ich hier einen Gesetzentwurf kompliziertester 
Art  vor. — Das ist mit Sicherheit nicht der richtige 
Weg. Wissen Sie, bei den Bestimmungen, die Sie da 
anführen, geht es mir so, wie bei manchem in vielen 
anderen Gesetzen leider auch immer noch, so daß 
ich daher erst glaube zu wissen, was der Mann sich 
gedacht hat, der dieses hervorragende Lied von dem 
Nippel, den man erst durch die Lasche ziehen muß, 
erfunden hat. 

(Heiterkeit) 

Das ist die Art  von Gesetzestext, die in diesem Lied 
so plastisch zum Ausdruck kommt. 

Ich möchte Sie — die sich immerhin so weit inter-
essiert haben, daß sie anwesend sind — jetzt nicht 
länger abhalten von weiteren, hoffentlich Gesetzge-
bungsvereinfachungen oder gar -streichungen. Ich 
hoffe, daß Sie auf Grund Ihres heutigen Versuchs er-
kennen, daß nur ein sachliches Gespräch unter wirk-
lich gesprächsbereiten und kompetenten Leuten 
dazu führt 

(Zuruf von der CDU/CSU: Am Kiosk!) 

— Wo auch immer, Herr Althammer. 

(Zuruf des Abg. Dr. Althammer [CDU/ 
CSU]) 

— Das waren Sie nicht? Gut — Wo auch immer, 
bloß entscheidend ist das Gespräch. 

Alles, was mit diesem Neubau hier zusammen-
hängt, mit den tollen Vorstellungen von diesem 
enormen neuen Parlament, führt pfeilgerade auf 
vielfältige Weise dahin, daß die Abgeordneten im-
mer weniger in der Lage sind, den einzigen Vorteil, 
den sie haben, nämlich unmittelbaren Zugang zuein-
ander, raschesten Informationsfluß, Vermeiden von 
Briefeschreiberei, weiterhin wahrzunehmen, daß sie 
dies alles aufgeben und dann der Bürokratie endgül-
tig unterlegen sind, mit all den schädlichen Folgen, 
die Sie schon längst beklagen. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Darüber muß man wirklich ernsthaft, wo auch im-
mer, miteinander sprechen, und für solche Gesprä-
che muß man allerdings in diesem Zusammenhang 
auch Gelegenheiten bereithalten. 

Im übrigen wollte ich die Liste dessen, was die 
Freidemokraten in dieser Legislaturperiode in Ih-
rem Sinne getan haben — bevor Sie damit fertig 
wurden, Ihre Vorschläge niederzuschreiben —, noch 
durch den Hinweis ergänzen, daß wir einige beson-
ders überflüssige Gesetze versenkt haben, eines üb-
rigens auf Grund von Diskussionen in diesem Hau-
se. Das war nämlich das phantastische Gesetz zur Si-
cherung von Vermögensanlagen zur Begünstigung 
von Notaren und Rechtsanwälten und Zahnärzten 
und dergleichen schutzbedürftigen Persönlichkei-
ten. 

(Heiterkeit) 

Das haben wir von diesem Pult aus versenkt. Auch 
einige weitere Gesetze haben wir versenkt Jedes 
Mal, wenn einer von uns so etwas tut, dann geht ein 
Teil Ihrer Fraktion, der für den jeweiligen Zweck 
sorgfältig ausgeguckte Teil Ihrer Fraktion, her und 
schreit Zeter und Mordio, daß die nützliche Vorlage 
der Union zum UWG nicht Gesetz werden kann, 
weil die häßlichen Freidemokraten dergleichen ver-
hindern, während der andere Teil dann irgendwann 
ankommt und ganz heimlich, still und leise sagt, das 
hätten wir prima gemacht, sonst hätte man sich in 
der eigenen Fraktion offen auseinandersetzen müs-
sen. So kann man auch überflüssige Gesetze in die 
Welt kriegen. Aber wir helfen Ihnen gerne weiter-
hin dabei, sie herauszubekommen. — Herzlichen 
Dank. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Vizepräsident Frau Renger: Ich hoffe, daß der Herr 
Kollege Kleinert es hoch anerkennt, daß ich ihn 
nicht an einigen Stellen zur Sache gerufen habe. Er 
weiß, welche ich meine. 

Zur allgemeinen Information darf ich sagen, daß 
wirklich viele Ausschüse tagen. Ich sage das, weil 
vorhin hier die Bemerkung gemacht worden ist, es 
seien wieder einmal zu wenig Abgeordnete im Ple-
num. Aber in den letzten Wochen ist es wirklich so, 
daß neben dem Plenum viele Ausschüsse tagen. 

Meine Damen und Herren, es liegen keine wei-
teren Wortmeldungen mehr vor. Ich schließe die 
Aussprache. 

Für die Punkte 23, 24, 25 und 26 liegen Überwei-
sungsvorschläge des Ältestenrates vor. Sie ersehen 
sie aus der Tagesordnung. Erhebt sich dagegen Wi-
derspruch? — Das ist nicht der Fall. Dann sind die 
Überweisungen so beschlossen. 

Ich rufe Tagesordnungspunkt 27 auf: 

Beratung der Beschlußempfehlung und des 
Berichts des Innenausschusses (4. Ausschuß) 
zu dem Antrag der Fraktion der CDU/CSU 
Bundesgrenzschutz 
— Drucksachen 8/3131, 8/4176 — 

Berichterstatter: 
Abgeordnete Pensky 
Dr. Jentsch (Wiesbaden) 

Wünscht der Berichterstatter das Wort? — Das ist 
nicht der Fall. 
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Vizepräsident Frau Renger 
Dann eröffne ich die Aussprache. Das Wo rt  hat 

der Herr Abgeordnete Dr. Jentsch. 

Dr. Jentsch (Wiesbaden) (CDU/CSU): Frau Präsi-
dentin! Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Mit unserem Antrag soll die Bundesregierung auf-
gefordert werden, den Bundesgrenzschutz in die 
Lage zu versetzen, die erforderlich ist, damit er sei-
nen Aufgaben in vollem Umfang gerecht werden 
kann. Auch wenn Sie — wie im Innenausschuß an-
gekündigt — den Antrag hier mit Ihrer Mehrheit ab-
lehnen werden, so ist er doch nicht ganz ohne Wir-
kung geblieben. Im Bundesinnenministerium — ich 
stelle das mit Freude fest — wird darüber nachge-
dacht, ob Aufgabenstellung, ob Organisationsstruk-
tur, personelle und sächliche Ausstattung im Ein-
klang miteinander stehen. 

Wir erwarten, Herr Parlamentarischer Staatsse-
kretär, daß die Ergebnisse dieser Überlegung, dieser 
Überprüfung baldmöglichst dem Innenausschuß zu-
geleitet werden, damit man dann weiter darüber 
sprechen kann. Ich bin davon überzeugt, daß, wenn 
diese Untersuchung vorbehaltlos und ehrlich durch-
geführt wird, sie die Richtigkeit unseres Anliegens 
nachweisen wird. Dann wird sie nachweisen, daß 
sich der Bundesgrenzschutz nicht in einem Zustand 
befindet, in dem er alle ihm übertragenen Aufgaben 
erfüllen kann. Dies ist schließlich nicht nur unsere 
Diagnose; es werden auch aus den Reihen des Bun-
desgrenzschutzverbandes, der GdP Zweifel daran 
geäußert, ob dieses Sicherheitsorgan in der Lage ist, 
alle ihm übertragenen Aufgaben wahrzunehmen. 
Die Frage ist nur, welche Konsequenzen aus dieser 
gemeinsamen Diagnose gezogen werden, und da un-
terscheiden wir uns. 

Wir wollen den Bundesgrenzschutz wieder so 
ausstatten, so einrichten, daß er alle Aufgaben erfül-
len kann. Wir meinen, daß dieser Antrag dazu ein 
Beitrag sein könnte. Andere ziehen aus dem Ausein-
anderklaffen von Aufgabenstellung und Zustand 
eine andere Konsequenz; sie wollen den gesetzlich 
übertragenen Aufgabenumfang reduzieren. Das ist 
theoretisch auch ein Weg. 

In diese Richtung zielen z. B. diejenigen, die den 
§ 64 aus dem Bundesgrenzschutzgesetz eliminieren 
wollen. Die Gewerkschaft der Polizei gehört dazu; 
auch Herr Kollege Pensky hat sich in dieser Rich-
tung geäußert. Es wird darauf hingewiesen, der § 64 
setze voraus, daß der Bundesgrenzschutz eine para-
militärische Einrichtung sei. Man will das nicht und 
weist deshalb darauf hin, daß es besser wäre, diesen 
Paragraphen zu streichen. 

Worum geht bei diesem § 64? § 64 umschreibt die 
wohl extremste Sicherheitslage, die für den Bundes-
grenzschutz entstehen kann. Nach dieser Vorschrift 
sind Verbände und Einheiten des Bundesgrenz-
schutzes mit Beginn des bewaffneten Konflikts Teil 
der bewaffneten Macht der Bundesrepublik 
Deutschland. Diese Einheiten und Verbände sind 
damit Kombattanten im Sinne des Völkerrechts. 

Meines Erachtens ist es ein großer Irrtum, wenn 
behauptet wird, diese Vorschrift widerspreche dem 
Charakter des Bundesgrenzschutzes als Polizei und 
mache die Angehörigen dieser Sicherheitseinrich-

tung zu Militärs. Richtig ist vielmehr, daß der Kom-
battantenstatus den BGS nicht zu militärischen Ein-
heiten macht, sondern ausschließlich dafür Sorge 
tragen will, daß der Bundesgrenzschutz auch im Fall 
eines bewaffneten Konflikts seinen polizeilichen 
Aufgaben gerecht werden kann. Im Kommentar von 
Einwack/Schön steht hierzu — ich möchte es zitie-
ren —: 

Andererseits ergaben die Erfahrungen aus der 
Auswertung bewaffneter Konflikte, daß zu Be-
ginn solcher Konflikte, insbesondere beim Feh-
len einer formellen Kriegserklärung, nicht im-
mer deutlich zwischen grenzpolizeilichen Auf-
gaben und Aufgaben der Landesverteidigung 
unterschieden werden konnte. 

An anderer Stelle heißt es in diesem Kommentar: 

Darüber hinaus war nicht auszuschließen, daß 
die Angehörigen der Verbände des Bundes-
grenzschutzes auch während eines bewaffneten 
Konflikts bei Durchführung von in der Sache 
polizeilichen Aufgaben auch mit gegnerischen 
Kombattanten zusammentrafen, wie z. B. Mit-
gliedern organisierter Widerstandsbewegun-
gen.  

Es geht also nicht darum: Militär — ja oder nein? 
Das steht hier nicht in Rede. Niemand will den BGS 
zur militärischen Einrichtung machen. Vielleicht 
war das einmal so. Hier geht es ausschließlich dar-
um, welchen Zuschnitt die Aufgaben haben sollen, 
die dieser Bundesgrenzschutz wahrnehmen soll: 
Welche Aufgaben soll der BGS wahrnehmen, und 
welche Voraussetzungen hinsichtlich Organisa-
tionsstruktur und Ausstattung müssen damit gege-
ben sein? 

Ich darf darauf hinweisen, daß ja auch zwischen 
den Aufgaben der Schutzpolizei und denen der Kri-
minalpolizei sicherlich Unterschiede bestehen, aber 
keiner auf die Idee kommt, aus dieser Unterschied-
lichkeit nun eine Diskussion darüber abzuleiten, 
wer nun Polizei ist und wer nicht Polizei ist. 

Die wirkliche Frage ist also, ob wir an der bisheri-
gen Aufgabenstellung für den Bundesgrenzschutz 
festhalten, und zu dieser Aufgabenstellung gehört 
bisher als — wohlgemerkt: extremste — Sicherheits-
lage auch der Fall des § 64 des BGS-Gesetzes. Es ge-
hören dazu — neben den anderen Aufgaben des 
Schutzes und der Sicherheit, die der Bundesgrenz-
schutz ebenfalls zu erfüllen hat — auch der Fall des 
inneren Notstandes und auch der Grenzschutz. 

Dann also, wenn wir jetzt davon ausgehen, daß es 
ausschließlich um diese Aufgabenstellung geht, 
stellt sich die Frage, ob wir den Bundesgrenzschutz 
auch in den Stand gesetzt haben, allen diesen Aufga-
ben gerecht zu werden. Die Forderung nach Strei-
chung des § 64 spricht dafür, daß einige in unserem 
Lande einen Teil der Aufgabenstellung einschrän-
ken wollen und die Fähigkeit des Bundesgrenz-
schutzes, allen Aufgaben gerecht zu werden, da-
durch erreichen wollen, daß sie sagen: Einen Teil 
der Aufgaben wollen wir aus diesem Aufgabenkata-
log langsam herausdrücken. 
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Dazu gehört, daß in der letzten Zeit viel mehr über 

die Angleichung an die bzw. die Gleichheit des BGS 
mit den Polizeien der Länder und viel weniger über 
die Sonderaufgaben gesprochen wird, von denen ich 
soeben gesprochen habe, von den Sonderaufgaben, 
die doch ursprüngliche Aufgaben des Bundesgrenz-
schutzes sind. 
Minister Baum hat — ich glaube, an dieser Stelle 

— gesagt, er halte am Kombattantenstatus fest. Nun 
ist das wieder so eine zwiespältige Sache. Auf der ei-
nen Seite wird erklärt „Ich halte fest", auf der ande-
ren Seite wird der BGS aber so geführt, daß er nach 
seinen Fähigkeiten gar nicht in der Lage ist, diesen 
extremen Sicherheitslagen gerecht zu werden. 
Die folgenschwerste Beeinträchtigung dieser Fä-

higkeit liegt darin, daß er auf seine Rolle als Ver-
band, als Polizeitruppe immer weniger vorbereitet 
wird. Der Polizeidirektor Schubert-Engelschall, ein 
Kommandeur einer Einsatzabteilung, hat auf die 
Frage, ob er seine Abteilung überhaupt als Verband 
einsetzen kann, geantwortet, nein, er könne das 
nicht, denn dieser Verband sei in vielen einzelnen 
Aufgaben zerstückelt tätig und für ihn nicht als Ver-
band verfügbar und einsatzbereit. — In der Einbrin-
gungsrede habe ich hier in diesem Hause darauf hin-
gewiesen, daß ich beim Besuch einer Einsatzabtei-
lung von 540 Beamten 110 vorgefunden habe; 
manchmal — alle 14 Tage — waren nur 25 verfügbar. 
Es wird von „Geisterhundertschaften", die nur auf 
dem Papier stehen, gesprochen. 
Meine Damen und Herren, wir bräuchten nicht so 

skeptisch zu sein, wenn die Bundesregierung hier 
eindeutig erklärte, daß das eine temporäre Situation 
ist und daß die Umstellungsschwierigkeiten auf 
Grund des Personalstrukturgesetzes nun einmal 
auf Zeit dieses Ergebnis herbeigeführt haben. Wir 
wollen aber — wenn die Bundesregierung doch das 
erklärte — wieder entschlossen zum Verbandscha-
rakter zurückkehren, wir wollen diesen Bundes-
grenzschutz wieder in den Stand setzen, sich auch 
auf die Aufgaben extremer Sicherheitslagen vorzu-
bereiten, wozu Übungen im Verband notwendig 
sind. Wenn dies hier deutlich erklärt würde, wäre 
das erfreulich. 
Statt dessen hat der Bundesinnenminister hier an-

läßlich der Einbringung dieses Antrags gesagt: 
Ich bejahe also den Verbandscharakter; aber er 
besteht für mich nicht darin, daß ein großer Teil 
der BGS-Angehörigen an der Grenze in Kaser-
nen auf seine Aufgaben wartet, sondern ich bin 
der Meinung, daß sie im täglichen Bedarf einge-
setzt werden müssen. Ich halte das nur für die 
halbe Wahrheit 

Richtig ist, daß wir, wenn wir uns zu dem gesam-
ten Aufgabenkatalog des Bundesgrenzschutzes, wie 
er im Gesetz steht, einschließlich des § 64 bekennen, 
dann sowohl den Bundesgrenzschutz instand setzen 
müssen, seine täglichen Schutz- und Sicherungsauf-
gaben, auch in Unterstützung der Länderpolizeien 
— wo es notwendig ist —, wahrzunehmen, daß wir 
aber auf der anderen Seite soviel Luft behalten müs-
sen, daß diese Verbände auch in der Lage sind; sich 
für extremere Lagen einzuüben. Dann muß man 
auch einmal als geschlossener Verband in der Ka-

serne — um mit dem Herrn Bundesinnenminister zu 
sprechen — sein, um sich auf diese extremen Sicher-
heitslagen vorzubereiten. 

Wir fürchten, da die Entwicklung und das Ergeb-
nis auch der Überprüfungen des Bundesinnenmini-
sters dahin gehen, daß demnächst die Angleichung 
des Bundesgrenzschutzes an die Polizei, wie sie in 
den Ländern ausgebildet ist, noch weiter fortschrei-
tet, indem der Bundesgrenzschutz dann vielleicht 
demnächst auch gesetzlich von der Verpflichtung 
zur Bewältigung extremer Sicherheitslagen be-
freit wird. Dies ist nicht in unserem Sinne. Wir be-
kennen uns zum Bundesgrenzschutz als der Polizei 
des Bundes mit auch besonderen polizeilichen Auf-
gaben im Bereich extremer Sicherheitslagen. 

Wir bitten — auch wenn dieser Antrag hier abge-
lehnt wird —, daß in der täglichen Arbeit hier ein 
Kurswechsel dahin gehend stattfindet, daß der Bun-
desgrenzschutz wieder stärker auf diese Aufgaben 
vorbereitet wird. — Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort  hat der Herr 
Abgeordnete Pensky. 

Pensky (SPD): Frau Präsidentin! Meine sehr geehr-
ten Damen und Herren! Es gab eigentlich seit der 
ersten Beratung des CDU/CSU-Antrags am 11. Ok-
tober 1979, von dem hier der Kollege Jentsch jetzt 
gesprochen hat, gar nichts Neues. Was hier allein 
neu in die Debatte eingebracht worden ist, ist die 
Frage des Kombattantenstatus. Obwohl es nicht 
eigentlicher Gegenstand Ihres Antrags ist, sage ich, 
es ist ein sehr interessantes Thema, insbesondere 
auch unter völkerrechtlichen Gesichtspunkten. 
Herr Kollege Jentsch, wir haben uns einmal auf ei-
ner langen Autofahrt darüber unterhalten. Ich hatte 
Ihnen angeboten, Ihnen dazu Material zu geben. Ich 
bin sehr daran interessiert, daß wir darüber reden. 
Aber das würde den Rahmen der Debatte über Ihren 
Antrag jetzt doch ein wenig sprengen. 

Ich möchte deshalb nur dies sagen, weil es immer 
wieder erkennbar ist 

Erstens. Es ist nicht Aufgabe des Bundesgrenz-
schutzes, im Verteidigungsfalle militärisch unsere 
Grenzen zu schützen. Das ist ausdrücklich auch in 
dem gemeinsamen Sicherheitskonzept von Bund 
und Ländern gesagt worden und ist do rt  nachzule-
sen. Ich hoffe, daß darüber keine unterschiedlichen 
Meinungen bestehen. 

Zweitens. Es wird immer wieder erkennbar — in 
der ersten Lesung habe ich diesbezüglich hier eini-
ges zitiert —, daß es doch einige hier in diesem 
Hause gibt, die nicht wissen, wie gefährlich es sein 
könnte, beim Bundesgrenzschutz Aufgaben von Po-
lizei und Militär zu vermischen. Auf Grund der Er-
fahrungen in einer früheren Funktion, die ich wahr-
genommen habe, kann ich Ihnen nur sagen, daß ich 
ganz betrübliche Dinge kennengelernt und erlebt 
habe, daß die Leute, die auf höheren Befehl hin in 
eine solche Situation gebracht wurden, in eine ganz 
schwierige Konfliktlage gekommen sind. 
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Ich darf deshalb zu diesem Antrag zusammenfas-

send kurz einiges ausführen. 

Ich meine, Herr Kollege Jentsch, wenn Sie sich Ih-
ren Antrag einmal richtig ansehen, dann müssen Sie 
zugeben, daß die in. ihm enthaltene Forderung, „den 
Bundesgrenzschutz unverzüglich in die Lage zu ver-
setzen, die ihn befähigt, die ihm nach dem Gesetz 
auferlegten Aufgaben zu erfüllen", geradezu absurd 
ist. Ich behaupte auch heute: Der Bundesgrenz-
schutz war noch nie so befähigt wie heute, die ihm 
nach dem Gesetz gestellten Aufgaben sowohl in 
qualitativer als auch in quantitativer Hinsicht zu er-
füllen. Dafür gibt es eindeutige Belege, Herr Kollege 
Jentsch, die auch von der Opposition nicht immer 
wieder einfach ignoriert werden sollten. 

Ich nenne z. B. die Tätigkeitsberichte, die der Bun-
desminister des Innern alljährlich über den Bundes-
grenzschutz schriftlich erstattet und die allen Mit-
gliedern des Deutschen Bundestages sowie auch der 
interessierten Öffentlichkeit zur Verfügung stehen. 
Diese Berichte sind gleichzeitig Ausweis für den ho-
hen Leistungsstand des Bundesgrenzschutzes und 
die großartigen Erfolge, die durch das volle Engage-
ment der großen Masse der Grenzschutzbeamten 
ermöglicht worden sind. 

Wenn Sie, meine Damen und Herren von der Op-
position, dies alles nicht zur Kenntnis nehmen wol-
len und sich nur auf die Rolle des bloßen Nörglers 
zurückziehen — das muß ich hier einmal so deutlich 
sagen —, dann treffen Sie damit, was Ihnen auch be-
wußt werden muß, ebenfalls die Beamten, die in 
treuer Pflichterfüllung und teils unter schwierigsten 
Verhältnissen zu dieser stolzen Leistungsbilanz bei-
getragen haben. 

(Beifall bei der SPD) 

Für die sozialdemokratische Bundestagsfraktion 
sage ich ausdrücklich dies: Die Leistungen und der 
Einsatzwille der Beamten verdienen unsere volle 
Anerkennung. Allen BGS-Angehörigen sagen wir 
dafür unseren herzlichen Dank. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Zu den von der CDU/CSU aufgeführten drei Ein-
zelpunkten möchte ich kurz folgendes bemerken. 

Erstens. Herr Kollege Jentsch, der Verbandscha-
rakter des Bundesgrenzschutzes ist zu keiner Zeit 
von irgend jemand in diesem Hause in Frage gestellt 
worden, auch nicht von der Bundesregierung. Das 
kann jedoch nicht ausschließen, daß ganz bestimmte 
Aufgaben, die dem Bundesgrenzschutz durch das 
BGS-Gesetz von 1972 zusätzlich übertragen worden 
sind, in einer anderen Organisationsform wahrge-
nommen werden müssen als im verbandspolizeili-
chen Einsatz alten Stils. Völlig zu Recht hat der In-
spekteur des Bundesgrenzschutzes, Herr Amft, 
kürzlich öffentlich folgendes gesagt: 

Nicht die Organisation ist der Ausgangspunkt 
aller Dinge, sondern die uns gestellte Aufgabe. 
Darauf muß die Organisationsform zugeschnit-
ten werden. 

Ich stimme mit Herrn Amft darin voll überein. 

Die Aufgabenstellung des Bundesgrenzschutzes 
sehen aber Sie, meine Damen und Herren von der 
Opposition, offenbar völlig anders, als es im BGS- 
Gesetz steht, das sich im übrigen voll im Einklang 
mit dem „Programm für die Innere Sicherheit in der 
Bundesrepublik Deutschland" befindet, welches von 
allen Innenministern und -senatoren der Länder, 
gleich, welcher Couleur, auch von Ihren, unter-
schrieben worden ist. 

Zweitens. Die Ausstattung des Bundesgrenz-
schutzes mit Fahrzeugen, Waffen und Geräten ent-
spricht ebenso seiner gesetzlichen Aufgabenstel-
lung.  Herr Kollege Jentsch, in diesem Bereich müs-
sen wir es schon dem Sachverstand der Technischen 
Kommission, in der nur Fachleute sind, überlassen. 
Die Kommission weiß aus der Erfahrung des prakti-
schen Einsatzes am besten, welche Entscheidungen 
getroffen werden müssen. 

Drittens. Jetzt komme ich auf einen Punkt, der si-
cherlich etwas schwierig ist. Wir alle wissen, daß es 
beim Bundesgrenzschutz zur Zeit trotz seiner zah-
lenmäßigen Verstärkung, die ständig vorgenommen 
worden ist, noch personelle Engpässe gibt, die es zu 
überwinden gilt; an der Überwindung wird auch ge-
arbeitet. Es handelt sich um Engpässe, die mit der 
durch das Personalstrukturgesetz von 1976 verbun-
denen Umstellung auf das Lebenszeitprinzip und 
mit den damit verbundenen verstärkten Ausbil-
dungsaufgaben zusammenhängen. 

Ich betone hier noch einmal — ich habe schon in 
der ersten Lesung gesagt, ich habe es auch Ihnen 
und im Innenausschuß gesagt —, daß wir alle, auch 
die Kollegen Ihrer Fraktion diese Schwierigkeiten 
1976 bei der Verabschiedung des Personalstruktur-
gesetzes durchaus gesehen, aber auch in Kauf ge-
nommen haben, und zwar im Interesse einer qualifi-
zierteren Ausbildung der BGS-Beamten. Wir kön-
nen nicht hinnehmen, daß in dieser Hinsicht Abstri-
che von einer Konzeption gemacht werden, die von 
Bund und Ländern übereinstimmend festgelegt wor-
den ist. Wenn ein Bäcker- oder ein Metzgerlehrling 
eine Ausbildung von dreieinhalb Jahren zu durch-
laufen hat — was wohl notwendig ist —, dann müs-
sen wir gerade für Polizeivollzugsbeamte — und der 
Bundesgrenzschutz ist, das bezweifeln ja auch Sie 
nicht, nach dem Willen des Gesetzgebers Polizei — 
eine solche Ausbildungszeit zugrunde legen, um sie 
für ihre Aufgabe zu befähigen. Schließlich werden 
die Beamten bei der Ausübung ihres Dienstes in Si-
tuationen gestellt, in denen Leben, Gesundheit und 
Freiheitsrechte der Bürger auf dem Spiel stehen. 
Dies erfordert als Voraussetzung umfassende Sach-  
und Rechtskenntnisse sowie ein ausreichendes Trai-
ning. Deshalb kann es hier keine Abstriche geben. 

Alles in allem stelle ich für die sozialdemokrati-
sche Bundestagsfraktion fest, daß entsprechend der 
Entschließung des Deutschen Bundestages vom 22. 
Juni 1972 der Bundesgrenzschutz so weiterentwik-
kelt worden ist, wie es seine gesetzlichen Aufgaben 
erfordern. Die Bundesregierung darf versichert sein, 
daß wir ihr insoweit auch künftig helfend zur Seite 
stehen werden. 
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Den Antrag der Fraktion der CDU/CSU lehnen wir 
deshalb ab. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort  hat der Herr 
Abgeordnete Dr. Wendig. 

(Kunz [Berlin] [CDU/CSU]: Kurz und wen-
dig!) 

Dr. Wendig (FDP): Frau Präsident! Meine sehr ver-
ehrten Damen! Meine Herren! Nichts in der Welt ist 
ideal; auch keine Einrichtung und keine Institution. 
Das gilt sicher auch für den Bundesgrenzschutz. 
Aber von dieser selbstverständlichen, beinahe bana-
len Feststellung bis zu der Feststellung, die Sie Ih-
rem Antrag zugrunde legen: der Bundesgrenzschutz 
sei nicht in der Lage, seine gesetzlich vorgeschriebe-
nen Aufgaben wahrzunehmen — das ist ja der 
Punkt —, ist ein ganz entscheidender Schritt. Und 
den wird niemand in diesem Land ernstlich mit Ih-
nen gehen können. 

Ich meine trotzdem — ich bin ein Mensch, der im-
mer mehr zur Harmonie neigt —, daß man aus ei-
nem Antrag auch positive Seiten filtern kann. Die 
bestehen für mich zum einen darin, daß hier — und 
ich finde das gut — über die Tätigkeit des Bundes-
grenzschutzes erneut in der Öffentlichkeit disku-
tiert werden kann. Die Angehörigen des Grenz-
schutzes verdienen es, daß auf ihre Arbeit und ihre 
Leistung hingewiesen wird. Sie haben sich im Si-
cherheitssystem der Bundesrepublik Deutschland 
eine Position erworben, auf die nicht verzichtet wer-
den kann und die unser aller Freiheit garantiert. 
Dies wird von der Bevölkerung anerkannt. Ich un-
terstreiche das. 

Zweitens. Ich halte es für einen zu begrüßenden 
Umstand, daß Sie — wenn ich Ihren Antrag richtig 
verstanden habe — die Forderung erheben, alle 
Maßnahmen zu ergreifen, um dem Bundesgrenz-
schutz volle Aktionsfreiheit zu garantieren. Damit 
bekennen Sie sich — wenn ich es richtig sehe — in 
voller Übereinstimmung mit uns — Sie sprachen ja, 
Herr Kollege Jentsch, von einer Polizei des Bundes 
— hinsichtlich Aufgabenstellung und Aufgabener-
füllung zur Konzeption eines Bundesgrenzschutzes, 
die ich dahin definieren kann: Garantie der unver-
zichtbaren Sicherheit für uns alle. 

Ich meine, der Bundesgrenzschutz hat seine Auf-
gabe in hervorragender Weise erfüllt. Daß viele An-
gehörige des BGS hierbei oft mehr getan haben, als 
man von ihnen verlangen konnte, unterstreicht den 
Rang, der dieser Bundespolizei zukommt. In einem 
erfreulichen Maß hat sich auch die Zusammenarbeit 
mit den Ländern entwickelt. Sie nehmen wiederholt 
die Dienste des BGS in Anspruch, um so durch ver-
stärkte Einsatzmöglichkeiten größere Schäden für 
unser Gemeinwesen und seine Bürger abzuwen-
den. 

Worin ich allerdings nicht mit Ihnen übereinstim-
me, meine Damen und Herren von der Opposition, 
ist die in Ihrem Antrag liegende Kritik. Ich meine, 
wie schon eingangs gesagt, die Behauptung, der 

Bundesgrenzschutz könne die ihm zugewiesenen 
gesetzlichen Aufgaben nicht erfüllen. Diese Unter-
stellung ist schlicht falsch. Um dies festzustellen, be-
dürfte es nicht einmal eines Blickes in die Bilanz, die 
der Bundesminister des Innern am 10. April dieses 
Jahres in seinem Tätigkeitsbericht über den Bun-
desgrenzschutz vorgelegt hat. 

Viel schwerer wiegt meines Erachtens aber Ihre 
Kritik insoweit, als Sie mit ihr letztlich gegenüber je-
dem einzelnen Angehörigen des Bundesgrenzschut-
zes zum Ausdruck bringen, daß er nur unwesentlich 
oder unzulänglich dazu beiträgt, das Sicherheitskon-
zept Bundesgrenzschutz zu verwirklichen. Das aber 
haben der BGS und seine Angehörigen, wie ich mei-
ne, nicht verdient. 

Mit Ihrer Forderung auf Wiederherstellung des 
Verbandscharakters des Bundesgrenzschutzes un-
terstellen Sie gleich zwei un richtige oder irrefüh-
rende Tatsachen. Das muß man immer wieder her-
vorheben, weil es aus der Diskussion offenbar nicht 
herauszubekommen ist. 

Zum einen behaupten Sie damit, daß der Ver-
bandscharakter des BGS nicht mehr existiere. Diese 
Feststellung ist nicht richtig. Niemand hat den Ver-
bandscharakter des BGS je in Zweifel gezogen. Nie-
mand hat daran gedacht, diese Eigenschaft zu de-
montieren. Dafür besteht auch gar kein Anlaß, weil 
sich die Verbandsstruktur — ich möchte das unter-
streichen — bewährt hat. Der Bundesminister des 
Innern hat deswegen in seinem Tätigkeitsbericht 
noch unlängst klipp und klar festgestellt, daß der 
Bundesgrenzschutz zu seinem ganz überwiegenden 
Teil verbandsmäßig gegliedert ist. Eine Ausnahme 
bildet naturgemäß — das muß so sein — der Grenz-
schutzeinzeldienst. 

Zum anderen erwecken Sie mit Ihrem Antrag auf 
Wiederherstellung des Verbandscharakters den 
Eindruck, als ob die nicht verbandsmäßig geglieder-
ten Organisationseinheiten bei der Aufgabenerfül-
lung des BGS so wenig ins Gewicht fallen, daß sie 
zumindest keine Erwähnung verdienen. Ich halte 
dies für eine verhängnisvolle Verkürzung. 

Dem Bundesgrenzschutz obliegt die polizeiliche 
Kontrolle des grenzüberschreitenden Verkehrs, 
meine Damen und Herren. Man muß sich vorstellen, 
daß etwa 60 % aller Fahndungsaufgriffe im Bundes-
gebiet an der Grenze erfolgen. Denken Sie an die zu-
nehmende Rauschgiftkriminalität, deren Bekämp-
fung — ebenso wie die des Terrorismus — für die 
Bundesrepublik Deutschland eine besonders wich-
tige Aufgabe ist. Zu Recht ist deshalb ein Schwer-
punkt der grenzpolizeilichen Tätigkeit des Grenz-
schutzeinzeldienstes auf entsprechende Maßnah-
men gelegt worden. Daß dies nicht immer verbands-
mäßig erfolgen kann, liegt in der Natur der Sache. 
Der Grenzschutzeinzeldienst bedarf der Unterstüt-
zung der Verbände des Bundesgrenzschutzes; das 
ist eine Selbstverständlichkeit. 

Unverständlich erscheint mir auch Ihr zweiter 
Antrag, mit dem Sie eine bessere Ausstattung mit 
Fahrzeugen und Gerät fordern. Gerade die Kraft

-fahrzeugausstattung wurde — Sie haben es jetzt ein 
bißchen anklingen lassen, Herr Kollege Jentsch — 
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im letzten Jahr deutlich verbessert. Es wurden zahl-
reiche geländegängige PKWs angeschafft. Fernmel-
dekraftfahrzeuge, Versorgungsfahrzeuge, drei mitt-
lere Transporthubschrauber sind bereits zu den vor-
handenen 19 mittleren Hubschraubern hinzuge-
kommen. Stattgefunden hat beim Grenzschutzein-
zeldienst ferner eine Ausstattung mit neuen Pisto-
len. Ferner wurde die Fernmeldeausstattung weiter 
ergänzt und mit Hilfe neuer Geräte auf den neue-
sten technischen Stand gebracht Erwecken Sie des-
halb bitte nicht den Eindruck, das dem Grenzschutz 
zur Verfügung stehende Material genüge nicht, um 
den an ihn gestellten Anforderungen gerecht zu 
werden! Der Bundesgrenzschutz ist auch technisch 
eine optimal ausgestattete Truppe. Niemand beab-
sichtigt, dies zu ändern und damit in Zukunft Funk-
tionseinbußen zu provozieren. 

Was schließlich letztlich Ihren dritten Antrag an-
geht, meine Damen und Herren, so verkenne ich 
nicht, daß vor allem durch das Personalstrukturge-
setz gewisse Schwierigkeiten auf den Bundesgrenz-
schutz zugekommen sind. Ich wiederhole das, was 
der Herr Kollege Pensky soeben gesagt hat: Das war 
zu erwarten, wurde von uns gesehen und im Inter-
esse der Neukonzeption in Kauf genommen, weil 
wir — wie ich meine: zu Recht, wie sich bisher her-
ausgestellt hat — davon ausgingen, daß alsbald eine 
Konsolidierung auf höherem, verbessertem Niveau 
erreicht werden könne. 

Die polizeifachliche Aus- und Fortbildung im 
BGS verlief ebenso planmäßig wie die Durchfüh-
rung grenzpolizeilicher Maßnahmen. Ich begrüße es 
nachdrücklich, daß die Aus- und Fortbildung noch 
weiter verbessert wurde, nämlich durch den vorge-
sehenen neuen Studiengang für Polizeikommissar-
anwärter im Bundesgrenzschutz an der Fachhoch-
schule des Bundes für öffentliche Verwaltung. 

Meine Damen und Herren, deswegen ist dieser 
Antrag im Grunde genommen in allen seinen drei 
Positionen unnötig ;  er ist, wie ich darzustellen ver-
sucht habe, widerlegbar. 

Ich möchte noch einmal davor warnen, das Ver-
trauen der Bevölkerung in die Tätigkeit des Bundes-
grenzschutzes und — umgekehrt — der Grenz-
schutzbeamten in die Unterstützung durch die Be-
völkerung und durch den Staat unnötig zu erschüt-
tern. Was notwendig ist, ist eine Phase der Ruhe. Da-
mit meine ich eine Phase, in der es gilt, die Über-
gangsschwierigkeiten, die wir — ich sage es noch 
einmal — alle auf uns haben zukommen sehen, so 
schnell wie möglich — und dann restlos — abzu-
bauen. 

Auch die FDP-Fraktion wird deshalb dem Antrag 
der CDU/CSU mit gutem Grund ihre Zustimmung 
verweigern. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort  hat der Herr 
Parlamentarische Staatssekretär von Schoeler. 

von Schoeler, Parl. Staatssekretär beim Bundesmi-
nister des Innern: Frau Präsidentin! Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Die Bundesregierung  

nimmt den Antrag der Opposition, wie bei der 
ersten Lesung, gern zum Anlaß, auf den hohen Lei-
stungsstand des BGS hinzuweisen. Denn darüber, 
Herr Kollege Jentsch, kann überhaupt kein Zweifel 
bestehen: der Bundesgrenzschutz steht heute bes-
ser da denn je, obwohl die schwierige Phase der Um-
strukturierung noch nicht beendet ist. 

Mit Ihren Forderungen, meine Damen und Her-
ren von der Opposition, kämpfen Sie gegen Wind-
mühlenflügel oder vielleicht sogar gegen sich selbst, 
denn das, was Probleme im Bundesgrenzschutz ver-
ursacht — das ist in dieser Debatte erneut deutlich 
geworden —, ist doch die Umstrukturierung, die wir 
alle gemeinsam gewollt haben, der wir zugestimmt 
haben und zu der wir gesagt haben, sie ist uns so 
wichtig, daß sie es we rt  ist — auch im Interesse der 
Beamten, die im Bundesgrenzschutz tätig sind —, 
daß für die Übergangszeit Schwierigkeiten in Kauf 
genommen werden. 

Die Opposition forde rt  die Wiederherstellung des 
Verbandscharakters des Bundesgrenzschutzes. 
Diese Forderung ist nicht einmal theoretisch zu er-
füllen, denn wiederhergestellt werden kann nur et-
was, was abgebaut worden ist. Die Bundesregierung 
hat den Verbandscharakter nicht abgebaut und 
kann ihn folgerichtig auch nicht wiederherstellen. 

Verbandscharakter kann nicht heißen, daß 
Schlagkraft und Einsatzfähigkeit des Bundesgrenz-
schutzes nur daran gemessen werden, mit welcher 
Mannschaftsstärke die Einsatzabteilungen in ihren 
Unterkünften auf ihren Einsatz warten. Der Ver-
bandscharakter darf doch nicht verhindern, daß der 
Einsatzwert des Bundesgrenzschutzes dem Einsatz-
bedarf entsprechend voll genutzt wird. Ich sehe 
nicht, wo und wann in den vergangenen Jahren die-
ses Konzept zur Beeinträchtigung der Aufgabener-
füllung geführt hätte. 

Wer trotzdem die Einzeleinsätze der Verbände 
einschränken will, Herr Kollege Jentsch, der muß 
uns schon sagen, wo er dies für nötig und wo er dies 
für möglich hält. Die Bundesregierung ist jedenfalls 
nicht der Auffassung, daß der Personen- und Objekt-
schutz im Inland wie im Ausland noch weiter zugun-
sten anderer Aufgaben eingeschränkt werden 
kann. 

Die Opposition fordert  eine aufgabengerechte 
Ausstattung des Bundesgrenzschutzes, insbeson-
dere den Verzicht auf die vorgesehene Verringe-
rung der Zahl der geschützten Fahrzeuge. Die Bun-
desregierung hat keineswegs vor, die Zahl der ge-
schützten Sonderwagen des Bundesgrenzschutzes 
zu verringern. Zur Zeit verfügt der Bundesgrenz-
schutz über 576 Sonderwagen. 25 Sonderwagen sind 
zusätzlich den Ländern leihweise überlassen wor-
den. 

Was wir beabsichtigen, ist nicht eine Verringe-
rung dieses Bestandes; wir beabsichtigen vielmehr, 
zunächst 300 Sonderwagen ab 1981 durch ein wei-
ter entwickeltes Fahrzeug zu ersetzen. In welchem 
Tempo die Ersatzbeschaffung vor sich geht, richtet 
sich selbstverständlich nach den verfügbaren Haus-
haltsmitteln. Hierüber entscheidet dieses Parla- 
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ment. Darüber entscheiden auch Sie, meine Damen 
und Herren von der Opposition. 

Der Bundesinnenminister jedenfalls hält eine 
Ausstattung mit geschützten Sonderwagen im bis-
herigen Umfang grundsätzlich nach wie vor für 
zweckmäßig. Gegen eine Ersatzbeschaffung in Stu-
fen kann freilich vernünftigerweise niemand etwas 
einwenden. 

Die Opposition fordert Maßnahmen zur Beseiti-
gung des personellen Engpasses. Zur Regierungszeit 
der heutigen Opposition betrug die Personalstärke 
des Bundesgrenzschutzes etwa 16 000 Mann; im Mai 
dieses Jahres waren es über 22 000 Mann. Damals 
war die Mehrzahl der Vollzugsbeamten im einfa-
chen Dienst; die Bundesregierung hat den einfachen 
Dienst beim Bundesgrenzschutz abgeschafft. Die 
Mehrzahl der Vollzugsbeamten hatte seinerzeit nur 
eine einjährige Ausbildung vorzuweisen; die Bun-
desregierung hat die zweieinhalbjährige Ausbildung 
für Bundesgrenzschutzbeamte eingeführt. Auch Sie, 
meine Damen und Herren von der Opposition, ha-
ben dem Personalstrukturgesetz für den Bundes-
grenzschutz zugestimmt 

(Zuruf von der SPD: Aus guten Gründen!) 

Ich halte es dann für nicht redlich, wenn Sie notwen-
digerweise damit verbundene Umstellungspro-
bleme heute der Bundesregierung vorwerfen wol-
len. Es führt kein Weg daran vorbei: Bis 1984 müs-
sen insgesamt etwa 13 000 Beamte des Bundes-
grenzschutzes, also mehr als die Hälfte des gesam-
ten Personalbestandes, neu ausgebildet werden. Daß 
dadurch eine schwierige personelle Situation im 
Bundesgrenzschutz entstehen würde, war uns allen 
bekannt Wir haben das bewußt in Kauf genommen, 
weil wir wissen, daß uns gegen Ende 1983 mehr und 
besser ausgebildete Polizeivollzugsbeamte für den 
Einsatz des Bundesgrenzschutzes zur Verfügung 
stehen werden. Das war und bleibt unser Ziel. 

Die Bundesregierung dankt allen Beamten im 
Bundesgrenzschutz nachdrücklich dafür, daß sie 
trotz dieser Umstrukturierungsprobleme ihre Si-
cherheitsaufgaben an den Grenzen und im Innern 
unseres Landes mit viel Engagement und Verant-
wortungsbewußtsein erfüllt haben. Das Ansehen 
des Bundesgrenzschutzes in der Bevölkerung sowie 
bei den Führungs- und Einsatzkräften der Länderpo-
lizeien ist in den letzten Jahren spürbar gestiegen. 

Die Bundesregierung wird sich auf den bisher er-
zielten Erfolgen nicht ausruhen. Sie wird weiter an 
einer zielstrebigen und aufgabenorientierten Fo rt

-entwicklung des Bundesgrenzschutzes arbeiten. Der 
vorliegende Antrag der Opposition kann leider hier-
für nicht hilfreich sein. Meine Damen und Herren 
von der Opposition, Sie haben sogar Glück, daß Ihre 
Angriffe auf die Tätigkeit des Bundesgrenzschutzes 
in der Öffentlichkeit nicht ernst genommen werden; 

 denn wenn sie in der Öffentlichkeit registriert wür-
den, dann würde in der Tat ein Schaden für das An-
sehen des Bundesgrenzschutzes eintreten, 

(Dr. Schäfer [Tübingen] [SPD]: Sehr gut!)  

der nur deshalb unterbleibt, weil niemand das ernst 
nimmt, was Sie hier veranstalten. 

(Beifall bei der SPD) 

Ich darf darum bitten und auch an die Opposition 
appellieren, daß wir nicht Gespensterdiskussionen 
führen. Damit ist dem Bundesgrenzschutz nicht ge-
holfen. Geholfen ist ihm damit, daß wir alle weiter 
an dem bisher erfolgreichen Ausbau und Aufbau des 
Bundesgrenzschutzes arbeiten. Ich bitte deshalb, 
den Antrag abzulehnen. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Vizepräsident Frau Renger: Meine Damen und 
Herren, weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. 

Wir kommen zur Abstimmung. Der Ausschuß 
schlägt auf Drucksache 8/4176 vor, den Antrag der 
Fraktion der CDU/CSU auf Drucksache 8/3131 ab-
zulehnen. Wer dem zuzustimmen wünscht, bitte ich 
um ein Handzeichen. — Gegenprobe 1— Enthaltun-
gen? — 

(Dr. Penner [SPD]: Nicht einmal die Sperr

-

minoritätl?) 

Die Beschlußempfehlung des Ausschusses ist damit 
angenommen. 

Ich rufe Tagesordnungspunkt 28 auf: 
Beratung des Antrags der Fraktion der CDU/ 
CSU 
Vorschläge zur kontrollierten Abrüstung 
der biologischen, chemischen und atomaren 
Waffen 
— Drucksache 8/4091 — 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 
Auswärtiger Ausschuß 

Wird das Wort  zur Begründung gewünscht? — 
Das ist nicht der Fall. 

Ich eröffne die Aussprache. Das Wo rt  hat der 
Herr Abgeordnete Dr. Me rtes (Gerolstein). 

Dr. Mertes (Gerolstein) (CDU/CSU): Frau Präsi-
dentin! Meine Damen und Herren! Die Aufmerk-
samkeit unserer Öffentlichkeit, soweit sie sich mit 
Fragen der Abrüstung und Rüstungsbegrenzung 
ernsthaft, d. h. nicht nur oberflächlich und gefühls-
betont, befaßt, richtet sich fast ausschließlich auf die 
atomaren und konventionellen Waffen. Hingegen 
stehen die Verhandlungen im Genfer Abrüstungs-
ausschuß, die sich auch mit den biologischen, chemi-
schen und anderen Massenvernichtungswaffen be-
fassen, allzusehr im Schatten. Dabei kommen nicht 
nur im Bereich der atomaren, sondern auch der bio-
logischen und vor allem der chemischen Waffen 
möglicherweise Entwicklungen auf uns zu, die nur 
wenige Zeitgenossen ahnen. 

Die CDU/CSU will mit ihren Vorschlägen zur bio-
logischen, chemischen und atomaren Abrüstung auf 
die sich abzeichnende Gefahr einer sowjetischen 
Aufrüstung der B- und C-Waffen hinweisen und da-
bei die ausschlaggebende Wichtigkeit der Überprüf-
barkeit, der Kontrolle von Abrüstungsvereinbarun-
gen hervorheben. Im Bereich der Abrüstung gilt 
wirklich einmal Lenins Wort : „Vertrauen ist gut, 
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Kontrolle ist besser". Ich möchte hinzufügen: Kon-
trolle schafft Vertrauen. Dabei sollten wir immer 
wieder daran erinnern, daß die Bundesrepublik 
Deutschland ihrerseits aus freien Stücken bei ihrem 
Eintritt in das westliche Bündnis am 5. Mai 1955 auf 
atomare, bakteriologische und chemische Waffen 
völkerrechtlich wirksam verzichtet und der Über-
wachung dieser Verpflichtung durch ihre Vertrags-
partner zugestimmt hat Sie hat sich nicht nur st rikt 
an diesen Verzicht gehalten, sondern immer wieder 
konstruktive Beiträge auf dem Gebiet der Nichtver-
breitung, Begrenzung der A-Waffen sowie der völli-
gen, kontrollierten B- und C-Waffenabrüstung gelei-
stet Unser Land hat deshalb ein gutes Recht, in die-
sen Fragen besonders aktiv zu sein und andere Staa-
ten zu drängen, dem Beispiel aller deutschen Bun-
desregierungen seit Konrad Adenauer zu folgen. 

(Sehr gut! bei der CDU/CSU) 

(Vor s i t z : Vizepräsident Wurbs) 

Die sechs Einzelpunkte unseres Antrages erläu-
tere ich wie folgt: 

Zu 1: Zum B-Waffen-Verbotsvertrag, den die 
Bundesrepublik Deutschland bereits 1972 unter-
zeichnete, liegt dem Bundestag immer noch kein 
Entwurf für ein Zustimmungsgesetz vor, so daß 
diese wichtige Übereinkunft durch unser Land noch 
nicht ratifiziert werden konnte. Die Geltung des 
Vertrages für das Land Berlin ist eine Selbstver-
ständlichkeit, nachdem alle bisherigen Verträge der 
Bundesrepublik Deutschland zum Themenbereich 
Nichtverbreitung von Kernwaffen, Rüstungskon-
trolle, Abrüstung eine Berlin-Klausel enthielten. 
Die Vorbehaltsrechte der Drei Mächte, die bis zu 
dem noch ausstehenden Friedensvertrag besondere 
Verantwortlichkeiten und Rechte in bezug auf 
Deutschland als Ganzes und seine Hauptstadt inne-
haben, stehen dieser Notwendigkeit weder rechtlich 
noch politisch im Weg. Diese Vorbehaltsrechte sind 
für die Sicherheit und den Status Berlins, aber auch 
für die verbriefte Offenhaltung der deutschen Frage 
von so grundlegender Bedeutung, daß wir als CDU/ 
CSU auf eine einvernehmliche Regelung mit den 
Westmächten drängen möchten, die einerseits de-
ren Verpflichtungen und Rechten entspricht, deren 
unveränderte Erhaltung das Viermächteabkommen 
über Berlin bekanntlich bekräftigt hat, die aber an-
dererseits auch der Außenvertretung Berlins durch 
die Bundesrepublik Deutschland entspricht, deren 
Bestätigung durch die Sowjetunion von der Bundes-
regierung stets als einer der wichtigsten Vorzüge 
des Viermächteabkommens über Berlin hingestellt 
wurde. 

Zu 2: Die entscheidende Schwäche des B-Waffen-
Verbotsvertrags ist das Fehlen jeder internationalen 
oder regionalen Kontrollvorschrift Die Bundesre-
gierung sollte deshalb im Genfer Abrüstungsaus-
schuß und bei den Vereinten Nationen in New York 
baldmöglichst den Entwurf einer Kontrollvereinba-
rung vorlegen, die den B-Waffen-Verbotsvertrag im 
Sinne stärkerer Effektivität als eigentändiges völ-
kerrechtliches Instrument ergänzen soll. Der Ent-
wurf sollte die Erfahrungen auf der kürzlichen Über-
prüfungskonferenz zum B-Waffen-Abkommen be-
rücksichtigen. 

Wir sind mit der Bundesregierung der Auffas-
sung, daß einmal geschlossene und in Kraft getre-
tene Übereinkommen aus Gründen der Rechtssi-
cherheit und Einheitlichkeit als solche in ihrem 
Wortlaut nicht mehr geändert werden sollten. Was 
wir wünschen, ist eine zusätzliche Kontrollvereinba-
rung, die der Glaubwürdigkeit aller Vertragspartner 
des B-Waffen-Verbots zugute käme. Hier sollten wir 
auf Grund der gemeinsamen Überzeugungen der 
Fraktionen dieses Hauses in diesem Punkt einmal 
zu einer gemeinsamen politischen Initiative im Be-
reich der Abrüstung willens und fähig sein, die zu-
dem die Verhandlungspositionen der Bundesregie-
rung und ihr Drängen auf glaubwürdige Verifikation 
nur stützen kann. Die in unserer Verfassung nieder-
gelegte Vorrangstellung der Exekutive in der aus-
wärtigen Politik, die wir für wesentlich halten, sollte 
uns als Parlament nicht an einer sinnvollen Initia-
tive hindern, deren politischer Sinn ohnehin nur un-
ser aller Überzeugung von der Notwendigkeit kon-
trollierter Abrüstung entspricht 

Zu 3: Kontroverse Berichte über die Anwendung 
von C-Waffen durch die Sowjetarmee im Krieg in 
Afghanistan erinnern — unabhängig von ihrem 
Wahrheitsgehalt — jedenfalls an die Unerläßlich-
keit einer strikten Ächtung aller chemischen Waf-
fen. Auch die langjährigen Genfer Verhandlungen 
über einen C-Waffen-Verbotsvertrag scheiterten 
nach Auskunft der Bundesregierung insbesondere 
an der Diskrepanz zwischen sowjetischem Abrü-
stungsverbalismus und sowjetischer Abrüstungsver-
weigerung. 

Alle Fraktionen des Deutschen Bundestages ha-
ben gerade bezüglich des Themas „chemische Waf-
fen" die Beiträge der Delegationen der Bundesrepu-
blik Deutschland auf der Sondergeneralversamm-
lung der Vereinten Nationen und bei dem von ihr 
veranstalteten Expertentreffen zur Überprüfbarkeit 
eines Herstellungsverbots von C-Waffen gemein-
sam begrüßt 

Zu 4: Der geplante C-Waffen-Verbotsvertrag 
muß im Unterschied zum B-Waffen-Verbotsvertrag 
von 1972 von vornherein eindeutige Vorschriften 
über wirksame Kontrollen der beteiligten Staaten 
enthalten, damit der Vertrag von Anfang an nicht in 
den Verdacht gerät, eine Vorspiegelung falscher 
Tatsachen darzustellen. Die Dringlichkeit effektiver 
Kontrollen entspricht der Dringlichkeit einer effek-
tiven und kompletten C-Waffen-Abrüstung. 

Zu 5: Die massive atomare Mittelstreckenwaf-
fenaufrüstung der Sowjetunion und ihre Weige-
rung, auf das Verhandlungsangebot der NATO vom 
Dezember 1979 konstruktiv einzugehen, sind weder 
mit dem Buchstaben noch mit dem Geist des Atom-
waffensperrvertrags vereinbar. Dieser Gesichts-
punkt ist bisher fast noch nie geäußert worden. 
Art. 6 dieses Vertrags verpflichtet insbesondere die 
beteiligten Kernwaffengroßmächte, also gerade 
auch die Sowjetunion, „in redlicher Absicht Ver-
handlungen zu führen über wirksame Maßnahmen 
zur Beendigung des nuklearen Wettrüstens in naher 
Zukunft und zur nuklearen Abrüstung sowie über 
einen Vertrag zur allgemeinen und vollständigen 
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Abrüstung unter strenger wirksamer internatio-
naler Kontrolle". 
Was ist aus alledem geworden?, so müssen wir als 

Nichtkernwaffenstaat jetzt fragen. Die brutale 
Kriegführung der Sowjetunion gegen das afghani-
sche Volk, die atomare Hochrüstung, die Verhand-
lungsweigerung der . Sowjetunion gegenüber der 
NATO gefährden den Weltfrieden, dem der Atom-
waffensperrvertrag dienen soll. Moskau muß daher 
an diese seine Verpflichtungen zur Vertragstreue 
und zur Friedenssicherung erinnert werden, wie sie 
im Atomwaffensperrvertrag festgelegt sind. 
Zu 6: Obwohl förmlich nicht dazu verpflichtet, ha-

ben sich die beiden westlichen Erstunterzeichner

-

Kernwaffenstaaten des Atomwaffensperrvertrages, 
also die USA und Großbritannien, zur Förderung der 
Glaubwürdigkeit ihrer Absichten bei Abschluß des 
Vertrages freiwillig bereit erklärt, Kontrollen ihrer 
zivilen Kernenergieanlagen seitens der Wiener In-
ternationalen Atomenergie-Agentur zuzulassen. In 
engster Interpretation des Atomwaffensperrvertra-
ges zu ihren Gunsten hat die Sowjetunion als Erst-
unterzeichner-Kernwaffenstaat solche Kontrollen 
bisher strikt abgelehnt Sie muß erneut zur Aufgabe 
dieser negativen Haltung aufgefordert werden. 
Auch die Bäume der Aufrüstung der Sowjetunion 

wachsen nicht in den Himmel. Das zeigt die ständig 
wachsende Belastung der sowjetischen Wi rtschaft 
durch die sowjetische Hochrüstung, gegen die Ru-
mänien sogar schon offen aufbegehrt. Gerade die 
wirtschaftlichen Sachzwänge in der Sowjetunion 
rechtfertigen es, daß wir ohne Illusionen auf Dauer 
mit größeren Chancen für progressive Rüstungs-
minderung rechnen können, als das derzeit der Fall 
zu sein scheint. Wir müssen zäh und geduldig wei-
terverhandeln. 
Jedenfalls sollten gerade wir Deutschen das Be-

streben nicht aufgeben, daß sich im Laufe der Zeit 
auch die Sowjetführung unter dem zunehmenden 
Druck wirtschaftlicher und politischer Notwendig-
keiten konstruktiver und redlicher als bisher zu ei-
ner Politik der Rüstungsminderung und Abrüstung 
entschließt, die für alle beteiligten Staaten und Völ-
ker sicherheitspolitisch vertretbar ist und ein wah-
rer Segen für die kommenden Generationen aller 
Völker wäre. 
Namens der CDU/CSU-Fraktion bitte ich um 

Überweisung unseres Antrages an die zuständigen 
Ausschüsse, damit er anschließend im Plenum ein-
mütig — so hoffe ich — verabschiedet werden kann. 
Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Wurbs: Das Wort  hat der Abgeord-
nete Jungmann. 

Jungmann (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Herr Kollege Mertes, die SPD-Fraktion 
stimmt mit Ihnen überein, daß wir die Abrüstungs-  
und Rüstungskontrollverhandlungen zäh, mit lan-
gem Atem und immer wieder auf das eine Ziel ge-
richtet, Abrüstung und Rüstungskontrolle zu er-
reichen, fortführen müssen. Nur, mir scheint, daß Sie 
mit diesem Antrag ein bißchen in Zugzwang geraten  

sind, was die Abrüstungs- und Rüstungskontrollpo-
litik anbelangt 

Sie scheinen mit Ihrem Antrag doch die Absicht 
zu verfolgen, deutlich zu machen, daß die Bundesre-
gierung und die sie tragenden Fraktionen im Be-
reich der ABC-Waffen nicht intensiv dafür gesorgt 
haben, daß in diesem Bereich auch greifbare Ergeb-
nisse zu sehen sind. Sie, Herr Kollege Mertes, haben 
das vorhin ja auch angesprochen. Aber Sie müßten 
es besser wissen; denn die Bundesregierung bemüht 
sich seit der Unterzeichnung des Übereinkommens, 
seit April 1972, intensiv darum — das gehört zu 
Punkt 1 Ihres Antrages —, diesem Hohen Hause ein 
Zustimmungsgesetz vorzulegen, das auch eine Ber-
lin-Klausel beinhaltet das aber nicht an der Bun-
desregierung und auch an keiner Fraktion dieses 
Hauses gescheitert ist, sondern an bestimmten, uns 
allen bekannten Schwierigkeiten, den sogenannten 
alliierten Vorbehaltsrechten in Berlin. Erst Ende 
Mai dieses Jahres ist ein Übereinkommen zwischen 
der Bundesregierung, den Vereinigten Staaten, 
Frankreich und Großbritannien ge troffen worden. 

Die Vorlage eines Zustimmungsgesetzes zu die-
ser Zeit, so wie es in Ihrem Antrag gefordert wird, 
kann ich nicht befürworten, weil die 8. Legislaturpe-
riode in nicht ganz drei Sitzungswochen zu Ende 
geht. Sie selbst haben deutlich gemacht, daß über 
dieses Problem intensiv, in Ruhe und mit Sachver-
stand beraten werden soll, also auf Grund der Kürze 
der Zeit ein Zustimmungsgesetz unter den von mir 
genannten Kriterien nicht mehr beraten werden 
könnte, selbst wenn die Bundesregierung es jetzt 
noch vorlegen würde. Ich plädiere dafür, daß wir die 
Bundesregierung auffordern, unmittelbar nach Be-
ginn der 9. Legislaturperiode dieses Zustimmungs-
gesetz zum B-Waffen-Übereinkommen vorzulegen. 
Wir können das Gesetz dann in der gebotenen Sorg-
falt in den Ausschüssen und im Plenum beraten. 

Ich habe auch den Eindruck, daß es Ihnen gerade 
zu diesem Zeitpunkt — entschuldigen Sie, daß ich 
das hier so sage, Herr Kollege Me rtes — gar nicht so 
sehr um die Sache geht, sondern daß Sie mit diesem 
Antrag, so kurz am 22. Mai eingebracht, nochmal 
deutlich machen wollen, daß auch Sie im Bereich 
der Rüstungskontrollpolitik und der Abrüstung ei-
nen bestimmten Anspruch haben. Ich hoffe, Sie wol-
len mit diesem Antrag nicht den Eindruck erwek-
ken, daß die Bundesregierung und die sie tragenden 
Fraktionen die Ratifizierung eines Zustimmungsge-
setzes zum B-Waffenvertrag vorsätzlich verschleppt 
haben. 

Vizepräsident Wurbs: Herr Abgeordneter, gestat-
ten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten Mer-
tes? — Bitte. 

(Wehner [SPD]: Der hat doch gerade erst 
geredet!) 

Dr. Mertes (Gerolstein) (CDU/CSU): Herr Kollege, 
ich stimme Ihnen natürlich zu, daß das Gesetz zum 
B-Waffen-Verbotsvertrag nicht mehr vor dem Ende 
dieser Legislaturperiode dem Bundestag zugeleitet 
werden kann. Haben Sie nicht bemerkt, daß unser 
Antrag in keiner Weise kontrovers, sondern hilf- 
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reich für die Regierung ist und daß wir auch in der 
Frage Berlin beim B-Waffen-Verbotsvertrag auf eine 
gute Einigung mit der Bundesregierung und den 
Drei Mächten Wert legen? Halten Sie es für sinn-
voll, auf einen Antrag be treffend einen gefährlichen 
Bereich der Aufrüstung, der unserer Bevölkerung 
noch nicht genügend bewußt ist, mit der Unterstel-
lung  zu antworten, hier werde nur Propaganda ge-
macht, oder teilen Sie meine Auffassung, daß es not-
wendig ist, die Bevölkerung vom Parlament aus 
auch auf diesen Bereich hinzuweisen? 

(Wehner [SPD]: Fortsetzung folgt!) 

Jungmann (SPD): Ich teile Ihre Auffassung, daß die 
Bevölkerung auch auf diesen Bereich hinzuweisen 
ist. Nur kann man mit Schwarzmalerei und mit be-
stimmten Angstmachereien die Bevölkerung nicht 
aufklären. Wenn man die Kurzfristigkeit Ihres An-
trages sieht, so daß das Plenum und die Ausschüsse 
sich nicht einmal intensiv mit dieser Problematik 
beschäftigen können, glaube ich nicht, daß es dazu 
beiträgt, in der Bevölkerung aufklärend zu wirken. 
Wir sollten das in Ruhe angehen und in der näch-
sten Legislaturperiode über diese Problematik noch 
einmal intensiver beraten und damit zur eingehen-
den und sachgerechten Aufklärung der Bevölke-
rung beitragen. 

Herr Kollege Me rtes, ich halte für gerechtfertigt, 
das Sie einen solchen Antrag vorlegen. Ich habe 
auch zu Beginn gesagt, daß es richtig ist, daß wir uns 
gemeinsam in diesem Bereich um eine Lösung be-
mühen sollen. Es gibt aber in einzelnen Sachfragen, 
gerade was die Verifikation im Bereich der B -Waf-
fen anbetrifft, noch einige Schwierigkeiten; die ken-
nen Sie genauso gut wie ich. Das brauche ich Ihnen 
hier gar nicht zu sagen. Sie wissen genau, daß der 
Einsatz von B-Waffen auch für den Anwender mili-
tärisch sehr fraglich und problematisch ist, weil er 
mit unkontrollierbaren und nicht vorhersehbaren 
Rückwirkungen auch auf sein eigenes Territo rium 
rechnen muß Eine Verbesserung des Verifikations-
verfahrens ist ja von den Schweden — das haben Sie 
auch angesprochen — bei der ersten Überprüfungs

-

konferenz im März in Genf eingebracht worden. Ei-
nige ungebundene Staaten und die Bundesrepublik 
Deutschland haben diesem Antrag positiv gegen-
übergestanden. Sie wissen aber auch, daß wir bei 
dieser Überprüfungskonferenz, weil wir noch nicht 
Ratifizierungsstaat sind, nur Beobachterstatus hat-
ten. Die Mehrheit der anwesenden Staaten hat die-
sen Vorschlag jedoch abgelehnt, nicht zuletzt wegen 
der Befürchtung, daß eine Änderung des B-Waffen-
Übereinkommens oder ein Zusatzprotokoll zur 
Verifikation bei den B-Waffen einen unerwünsch-
ten Präzedenzfall für die zweite Überprüfungskonfe-
renz des Atomwaffensperrvertrages darstellen 
könnte 

(Dr. Mertes [Gerolstein] [CDU/CSU]: Sie ha

-

ben mir nicht zugehört!) 

— doch, ich habe Ihnen zugehört! —, die im August 
vorgesehen ist , 

Die Behauptung, die entscheidenden Schwächen 
des B-Waffen-Übereinkommens seien das Fehlen je-

der internationalen und regionalen Kontrollvor-
schrift, geht, glaube ich, am Problem vorbei. 

(Dr. Mertes [Gerolstein] [CDU/CSU]: Das 
hat aber die Bundesregierung uns mitge

-

teilt! Jetzt kritisiert er die Regierung!) 
In der Schlußerklärung der ersten B-Waffen-Über-
prüfungskonferenz wird festgestellt, daß es kein 
Vertragsstaat bisher für erforderlich gehalten habe, 
die im Abkommen für den Verdacht der Vertrags-
verletzung vorgesehene Möglichkeit der Anrufung 
des Sicherheitsrates nach Art. 6 dieses Übereinkom-
mens in Anspruch zu nehmen, auch nicht in dem 
Fall, den Sie hier angesprochen haben. Dennoch 
sollte geprüft werden — da stimmen wir wieder mit 
Ihnen überein —, ob mehr Transparenz zu schaffen 
sei, um damit das gegenseitige Vertrauen zu star-
ken. 
Die Forderung eines Vertrags zum Verbot der 

Herstellung und Lagerung sowie der Vernichtung 
von C-Waffen unter wirksamer Kontrolle wird von 
uns ebenfalls unterstützt. Die Bundesrepublik 
Deutschland hat diese Forderung schon vor der 
Genfer Abrüstungskonferenz aufgestellt. Die bilate-
ralen Verhandlungen, die seit 1977 zwischen den 
USA und der Sowjetunion laufen, haben in wesentli-
chen Punkten zu einem Konsens geführt Dennoch 
erwarten auch Optimisten nicht, daß bereits in die-
sem Jahrzehnt alle Bestände an C-Waffen ver-
nichtet sein werden. 

(Dr. Mertes [Gerolstein] [CDU/CSU]: Darauf 
sollten wir aber drängen!) 

— Wir drängen ebenfalls darauf. Deshalb sollte man 
neben diesen Aktivitäten prüfen, ob eine regionale 
Vereinbarung über  das  Verbot der Lagerung und 
des Einsatzes von chemischen Waffen in Erwägung 
gezogen werden könnte, so wie es meine Partei auf 
dem Berliner Parteitag im Dezember 1979 gefordert 
hat. 
Im übrigen arbeitet die Bundesrepublik in. der 

Arbeitsgruppe „Verifikation zum C-Waffen-Abkom-
men" aktiv mit und kann hier auch mit konkreten 
eigenen Erfahrungen zu einer möglichen Lösung 
des sehr schwierigen Problems einer wirksamen 
Kontrolle beitragen. 
Sie haben vorhin schon die Sondergeneralver-

sammlung der UNO über Abrüstung im Mai 1978 
angesprochen, bei der der Bundeskanzler Experten 
in die Bundesrepublik Deutschland eingeladen 
hat 

(Dr. Mertes [Gerolstein] [CDU/CSU]: Dem 
haben wir ja zugestimmt» 

Wir haben dies alle gemeinsam begrüßt. Im Mai 
1979 konnten sich diese Experten hier in der Bun-
desrepublik davon überzeugen, daß eine wirksame 
Kontrolle bei der Herstellung von B-Waffen ohne 
Verletzung von Betriebsgeheimnissen möglich ist. 
Deswegen sollte man diese Forderung auch nach gu-
Ben hin deutlich machen. 
Es ist aber, Herr Kollege Me rtes — entschuldigen 

Sie, daß ich Sie immer persönlich anspreche —, sehr 
bemerkenswert, daß sich die Politiker, die am 20. Fe-
bruar 1974 die Ratifizierung des Nichtverbreitungs- 
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vertrages abgelehnt haben, heute immer wieder auf 
diesen Vertrag berufen. Aber wir sind hier nicht 
kleinlich. Wir sind mit Ihnen der Meinung, daß man 
die in diesem Vertrag vorgesehenen Möglichkeiten 
nutzen sollte. 

Vizepräsident Wurbs: Herr Abgeordneter, gestat-
ten Sie eine Zwischenfrage? 

Jungmann (SPD): Herr Präsident, ich bitte um Ent-
schuldigung. 

Vizepräsident Wurbs: Gut, es wird keine Zwi-
schenfrage zugelassen. 

Jungmann (SPD): Ich habe nur noch einige Minu-
ten. 

Vizepräsident Wurbs: Es liegt bei Ihnen, Herr Ab-
geordneter. 

(Dr. Mertes [Gerolstein] [CDU/CSU]: Sie 
sind sehr unfair, Herr Kollege!) 

Jungmann (SPD): Ich muß zum Ende kommen. 

(Dr. Mertes [Gerolstein] [CDU/CSU]: Sehr 
unfair!) 

Wir halten angesichts der von Ost und West ge-
äußerten grundsätzlichen Bereitschaft, das Problem 
der Mittelstreckenwaffen, die Sie in Punkt 5 Ihres 
Antrags angesprochen haben, 

(Dr. Mertes [Gerolstein] [CDU/CSU]: Sie be

-

rufen sich doch auf den NATO-Vertrag und 
haben ihn abgelehnt! Sie berufen sich auf 
den Deutschland-Vertrag und haben ihn 
abgelehnt! Sie berufen sich auf den Europa

-

Vertrag und haben ihn abgelehnt! Was 
heißt das denn überhaupt! Das ist doch un

-

glaublich!) 

am Verhandlungstisch zu lösen, die Berufung auf 
den Nichtverbreitungsvertrag zur Lösung dieser 
Probleme für wenig sinnvoll. Es kommt jetzt darauf 
an, die Sowjetunion davon zu überzeugen, daß das 
Verhandlungsangebot des Doppelbeschlusses der 
NATO aufzunehmen und mit den Gesprächen über 
diesen Bereich unverzüglich zu beginnen  ist.  Ich 
verweise in diesem Zusammenhang nochmals auf 
die Berliner Beschlüsse meiner Partei und die mehr-
fach in Richtung Sowjetunion erhobene Forderung 
des Bundeskanzler, die Stationierung der SS 20-Ra-
keten einzustellen 

(Dr. Mertes [Gerolstein] [CDU/CSU]: Da 
sind wir uns ja einig! 

und in Verhandlungen einzutreten. Ich bin mir auch 
völlig sicher, daß dieser Punkt ein wichtiger Punkt 
beim Besuch des Bundeskanzlers in der Sowjet-
union sein wird. 

Was den Atomwaffensperrvertrag, die von Ih-
nen angesprochene Frage der Kontrolle im zivilen 
Bereich und die Unterscheidung zwischen nu-

klearen und nichtnuklearen Staaten in diesem Be-
reich anbetrifft, 

(Dr. Mertes [Gerolstein] [CDU/CSU]: Geben 
wir die Auffassung der Bundesregierung 

wieder!) 
so wird die Staatengemeinschaft dadurch völker-
rechtlich in Kategorien eingeteilt, die politisch-psy-
chologisch als diskriminierend empfunden werden 
müssen. Um diese de facto vorhandene und im 
Atomwaffensperrvertrag de jure festgeschriebene 
Abstufung politisch-psychologisch abzuschwächen 
— das haben Sie hier auch schon deutlich ge-
macht —, hat Großbritannien seine zivil genutzten 
Nuklearanlagen den Kontrollen der Internationalen 
Atomenergie-Behörde unterworfen. Die Vereinig-
ten Staaten haben ein vergleichbares Abkommen 
unterzeichnet, bisher jedoch noch nicht ratifiziert. 
Durch diesen Schritt haben die beiden westlichen 
Kernwaffenstaaten, die Mitglieder des Atomwaffen-
sperrvertrages sind, die atmosphärischen Voraus-
setzungen verbessert, um Nichtkernwaffenstaaten 
den Beitritt zu diesem Vertrag zu erleichtern. 
Aus eben diesem Grunde haben die Bundesregie-

rung und andere westliche Industriestaaten seit 
Ende der 60er Jahre auch die Sowjetunion aufgefor-
dert, ihre Nuklearanlagen für zivile Zwecke freiwil-
liger Kontrolle zu unterwerfen. Wir fordern die So-
wjetunion genauso wie Sie auf, die zweite Überprü-
fungskonferenz des Atomwaffensperrvertrages zum 
Anlaß zu nehmen, dem Beispiel der Vereinigten 
Staaten und Großbritanniens zu folgen. Sie kann da-
mit einen Beitrag dazu leisten, dem Vertrag welt-
weit Geltung zu verschaffen, ohne daß dadurch ihr 
Status als Kernwaffenstaat beeinträchtigt wird. 
Meine Fraktion wird dem Überweisungsvorschlag 

folgen. Wir werden in den Ausschüssen Gelegen-
heit haben, die Probleme noch einmal intensiv zu be-
raten und zu besprechen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Vizepräsident Wurbs: Das Wort  hat der Herr Ab-
geordnete Jung. 

Jung (FDP): Herr Präsident! Meine sehr geehrten 
Damen und Herren! Die FDP-Bundestagsfraktion 
sieht in dem vorliegenden Antrag eine Unterstüt-
zung ihrer Bemühungen um Rüstungskontrolle und 
Abrüstung. Nach den Ereignissen in Afghanistan 
kommt es erst recht darauf an, die weltweite Diskus-
sion fortzusetzen bzw. sie dort  wiederaufzunehmen, 
wo sie unterbrochen worden ist, und sie do rt  voran-
zubringen, wo bereits Kontakte bestehen. 
Das gilt für alle Bereiche unserer Rüstungskon-

troll- und Abrüstungspolitik und ganz besonders für 
den in dem vorliegenden Antrag  behandelten Be-
reich der ABC-Waffen. Das Zustimmungsgesetz 
kann sicher rasch vorgelegt werden, wobei die Er-
streckung des Gesetzes auf Berlin mit den Alliierten 
so geregelt ist, daß uns diese mit Notenwechseln zu-
sichern, die im Übereinkommen festgelegten Be-
schränkungen auf Grund ihrer Vorbehaltsrechte so-
wie die Interessen Berlins an friedlicher internatio-
naler Zusammenarbeit auf biologisch-bakteriologi-
schem Gebiet zu gewährleisten. Ich kann also den 
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Antrag nur begrüßen und betonen, daß er für uns 
Freie Demokraten eigentlich ganz selbstverständ-
lich ist; denn Abrüstung und Rüstungskontrolle sind 
integrale Bestandteile unserer Friedenspolitik. 
Alle Bundesregierungen haben sich zum Ziel ei-

ner allgemeinen und umfassenden Abrüstung unter 
wirksamer internationaler Kontrolle bekannt. Sie 
haben sich dabei aber nicht der Erkenntnis ver-
schlossen, daß dieses Ziel nur schrittweise verwirk-
licht werden kann. Die Bundesrepublik Deutschland 
hat daher immer wieder ihre Bereitschaft unterstri-
chen, an konkreten Teilmaßnahmen auf dem Gebiet 
von Abrüstung und Rüstungskontrolle mitzuwirken, 
was sich in ihrer Vertragspolitik zeigt 
Ich darf daran erinnern, daß die Bundesrepublik 

Deutschland bisher den begrenzten Teststoppver-
trag, den Weltraum-, den Meeresboden- und den 
Antarktis-Vertrag sowie die Übereinkommen über 
ein Verbot biologischer Waffen und über ein Verbot 
der Umweltkriegsführung unterzeichnet hat. Sie be-
teiligt sich aktiv an der Vorbereitung des Verbots 
radiologischer und chemischer Waffen und würde 
den baldigen Abschluß eines Verbots aller Kernwaf-
fenversuche begrüßen. Sie ist Vertragspartei des 
Nichtverbreitungsvertrages, dessen zweite Über-
prüfungskonferenz im Sommer 1980 in Genf stattfin-
det. 

Was die biologischen und chemischen Waffen 
betrifft, so hat die Bundesregierung im September 
1969 dem Generalsekretär der Vereinten Nationen, 
den Mitgliedstaaten der Vereinten Nationen und 
der Genfer Abrüstungskonferenz ein Memorandum 
zum Verbot der Herstellung und Anwendung von B-
und C-Waffen übermittelt, auf den Herstellungsver-
zicht der Bundesrepublik Deutschland von 1954 hin-
gewiesen und ihre Bereitschaft erklärt, zur Ausar-
beitung eines solchen Verbotes einen praktischen 
Beitrag zu leisten. 

Die Bundesregierung hat der Genfer Abrüstungs-
konferenz sowie den Mitgliedstaaten der Vereinten 
Nationen am 17. Februar 1979 ein Arbeitspapier zur 
Frage der Überwachung eines Verbots der biologi-
schen und chemischen Waffen übermittelt. Auf 
Grund der Erfahrungen, die die Bundesrepublik 
Deutschland mit der Überwachung im Rahmen der 
Westeuropäischen Union gewonnen hat, brachte sie 
zum Ausdruck, daß die in diesem Papier beschriebe-
nen Praktiken, Gegebenheiten und Prinzipien für 
eine wirksame und wirtschaftlich unschädliche 
Kontrolle eines weltweiten Verbots von Interesse 
sein könnten: Auf der Sondergeneralversammlung 
der Vereinten Nationen im Mai 1978 hat der Bun-
deskanzler C-Waffen-Experten aus 24 Ländern in 
die Bundesrepublik Deutschland eingeladen, die 
sich dann im Mai 1979 in drei Betrieben unserer 
größten chemischen Firmen davon überzeugen 
konnten, daß eine Kontrolle der Nichtherstellung 
von C-Waffen-Komponenten im zivilen Bereich 
praktisch möglich ist, ohne Betriebsgeheimnisse zu 
verletzen. 

Die Bundesregierung hat einen Vertrag zum Ver-
bot der Herstellung von C-Waffen und seine wirk-
same Kontrolle schon vor Beitritt zum Genfer Abrü-
stungsausschuß gefordert. Die Bundesrepublik 

Deutschland wäre nämlich auf Grund ihrer expo-
nierten geographischen Lage das erste Opfer eines 
Gaskrieges. 

(Dr. Mertes [Gerolstein] [CDU/CSU]: Ja!) 
Wir sind Vertragspartei des Genfer Protokolls von 
1925, 

(Dr. Mertes [Gerolstein] [CDU/CSU]: Rich

-

tig!) 
das den Ersteinsatz von B- und C-Waffen verbietet 
Wir haben auf die Herstellung von C-Waffen in un-
serem Staatsgebiet verzichtet Wir sind uns voll des-
sen bewußt, daß unsere Sicherheit durch ein unkon-
trolliertes Überwuchern der Aufrüstung mit Mas-
senvernichtungsmitteln des A-, B- und C-Bereichs 
bedroht ist 

(Dr. Mertes [Gerolstein] [CDU/CSU]: Rich

-

tig!) 
Es gilt also, gemeinsam mit unseren Verbündeten 

alles zu tun — und darin sind sich, wie der vorlie-
gende Antrag zeigt, alle im Bundestag vertretenen 
Parteien einig —, um die Abrüstungsdiskussion aus 
dem unverbindlichen Bereich des theoretisch 
Wünschbaren in die Realität der politischen Praxis 
umzusetzen. 

(Dr. Mertes [Gerolstein] [CDU/CSU]: Darauf 
kommt es an!) 

Andererseits aber, Herr Kollege Me rtes, wissen 
wir auch, daß die Glaubwürdigkeit der Abrüstungs-
politik mit der effektiven Überprüfbarkeit der von 
den Staaten eingegangenen Verpflichtungen steht 
und fällt 

(Dr. Mertes [Gerolstein] [CDU/CSU]: Ja, ge

-

nau das sagen wir!) 
Und hier liegt ja das eigentliche Problem. Ohne 
Verifizierungsmechanismus steht die Glaubwür-
digkeit jeder Abrüstung auf dem Spiel. Über die Not-
wendigkeit zuverlässiger Verifizierung sind wir uns 
einig. Diese Frage ist jedoch bisher das Haupthin-
dernis für eine Einigung mit der Sowjetunion gewe-
sen. 

(Dr. Mertes [Gerolstein] [CDU/CSU]: 
Eben!) 

Vielleicht gelingt es bei der zweiten Überprüfungs-
konferenz zum Nichtverbreitungsvertrag am 11. Au-
gust, eine Wende herbeizuführen, aber bisher sind 
solche Konferenzen ja leider immer erfolglos gewe-
sen; darauf komme ich nachher noch einmal zu-
rück. 

Die Verhandlungen laufen aber — das muß hier 
einmal festgestellt werden — seit 1977 bilateral zwi-
schen den Vereinigten Staaten von Amerika und 
der Sowjetunion und werden auch durch Afghani-
stan nicht unterbrochen. 

(Dr. Mertes [Gerolstein] [CDU/CSU]: Das 
hat auch niemand gefordert! 

Das muß also, Herr Kollege Mertes, einmal gesagt 
werden. Bei dem am 10. Ap ril 1972 unterzeichneten 
B-Waffen-Übereinkommen, das als erster wirklicher 
Abrüstungsvertrag im engeren Sinne des Wortes 
angesehen werden kann, hat sich gezeigt, daß keine 
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befriedigende Lösung der Verifikationsfrage ver-
traglich festgehalten ist. Dort  verpflichtet z. B. Art. 5 
bei Verdacht der Vertragsverletzung lediglich zu 
Konsultationen, und Art. 6 erlaubt Beschwerde beim 
UN-Sicherheitsrat, aber nur mit Vorlage überprüf-
barer Beweise. 

Wir sind uns mit den Verbündeten darüber einig, 
daß bei künftigen Verträgen — beim Verbot von ra-
diologischen Waffen, von C-Waffen und von Kern-
waffenversuchen a ller Art  — eine bessere Verifizie-
rungsregelung notwendig ist. Ich sagte vorhin 
schon: Auf der Überprüfungskonferenz im März die-
ses Jahres konnten wir feststellen, daß erfolglos ver-
sucht wurde, die Verifizierungsregelungen durch 
Vertragserweiterung nachträglich zu verbessern. Es 
ist also notwendig, bei solchen Verhandlungen von 
Verträgen diese Verifizierungsregelungen von 
vornherein einzubauen. 

Wir sollten uns nicht entmutigen lassen, und in 
diesem Sinne unterstützt die FDP den Antrag der 
Opposition, der auch nach unserer Auffassung im 
Auswärtigen Ausschuß weiter behandelt werden 
sollte. — Ich bedanke mich. 

(Beifall bei allen Fraktionen) 

Vizepräsident Wurbs: Meine Damen und Herren, 
weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich 
schließe die Aussprache. 

Der Ältestenrat schlägt vor, den Antrag der Frak-
tion der CDU/CSU auf Drucksache 8/4091 an den 
Auswärtigen Ausschuß zu überweisen. Ist das Haus 
damit einverstanden? — Ich sehe und höre keinen 
Widerspruch; es ist so beschlossen. 

Ich rufe Tagesordnungspunkt 29 auf: 

Beratung der Beschlußempfehlung und des 
Berichts des Ausschusses für Verkehr und für 
das Post- und Fernmeldewesen (14. Ausschuß) 
zu dem Antrag der Abgeordneten Tillmann, 
Dr. Schulte (Schwäbisch Gmünd), Weiskirch 
(Olpe), Ernesti, Damm, Dreyer, Sick, Benz, 
Pfeffermann, Biehle, Dr. Stercken, Voigt 
(Sonthofen), Würzbach, Frau Krone-Appuhn, 
Handlos, Gierenstein, Stahlberg, Dr. Jobst, 
Hanz, Dr. Freiherr Spies von Büllesheim, Frau 
Hoffmann (Hoya), Straßmeir, Bühler (Bruch-
sal), Dr. Friedmann, Jäger (Wangen), Dr. 
Fuchs, Weber (Heidelberg), Dr. Hennig, Löher, 
Dr. Stavenhagen und Genossen und der Frak-
tion der CDU/CSU 
Europäische Flugsicherung 
— Drucksachen 8/3521, 8/4122 — 

Berichterstatter: Abgeordneter Ibrügger 

Wünscht der Herr Berichterstatter das Wo rt? — 
Das ist nicht der Fall. Wird das Wort  anderweitig be-
gehrt? — Das ist nicht der Fall. 

Wir kommen zur Abstimmung. Der Ausschuß 
empfiehlt die Annahme einer Entschließung. Wer 
zuzustimmen wünscht, den bitte ich um das Hand-
zeichen. — Gegenprobe! — Enthaltungen? — Die 
Beschlußempfehlung des Ausschusses ist angenom-
men. 

Ich rufe Tagesordnungspunkt 30 auf: 

Beratung der Beschlußempfehlung des Aus-
wärtigen Ausschusses (3. Ausschuß) zu dem 
Antrag der Abgeordneten Dr. Pfennig, Dr. 
Marx, Dr. Klepsch, Luster, Blumenfeld, Dr. 
Müller-Hermann, von Hassel, Frau Dr. Walz 
und Genossen und der Fraktion der CDU/ 
CSU 

Beteiligung des Europäischen Parlaments an 
der Ratifizierung des Vertrages über den 
Beitritt Griechenlands zur Europäischen 
Gemeinschaft 
und zu dem Entschließungsantrag der Frak-
tionen der SPD und FDP zur zweiten Bera-
tung des von der Bundesregierung einge-
brachten Entwurfs eines Gesetzes zu dem 
Vertrag vom 28. Mai 1979 und dem Beschluß 
vom 24. Mai 1979 über den Beitritt der Repu-
blik Griechenland zur Europäischen Wirt-
schaftsgemeinschaft, zur Europäischen 
Atomgemeinschaft und zur Europäischen 
Gemeinschaft für Kohle und Stahl 
— Drucksachen 8/3408, 8/3439, 8/4125 — 

Berichterstatter: 
Abgeordnete Voigt (Frankfu rt) 
Dr. Stercken 

Wünscht einer der Berichterstatter das Wo rt? — 
Das ist nicht der Fall. Wird das Wo rt  anderweitig be-
gehrt? — Das ist auch nicht der Fall. 

Wir kommen zur Abstimmung. Der Ausschuß 
empfiehlt auf Drucksache 8/4125 die Annahme ei-
ner Entschließung. Wer zuzustimmen wünscht, den 
bitte ich um das Handzeichen. — Gegenprobe! — 
Enthaltungen? — Die Beschlußempfehlung des Aus-
schusses ist angenommen. 

Tagesordnungspunkt 31 — Förderung der Men-
schenrechtserziehung — ist bereits erledigt wor-
den. 

Ich rufe Tagesordnungspunkt 32 auf: 

Beratung des Antrags des Präsidenten des 
Bundesrechnungshofes 
Rechnung des Bundesrechnungshofes für 
das Haushaltsjahr 1979 
— Einzelplan 20 —
— Drucksache 8/3967 — 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 
Haushaltsausschuß 

Das Wort  wird nicht gewünscht. 

Der Ältestenrat schlägt Überweisung der Vorlage 
an den Haushaltsausschuß vor. Ist das Haus damit 
einverstanden? — Ich sehe und höre keinen Wider-
spruch. Es ist so beschlossen. 

Ich rufe Tagesordnungspunkt 33 auf: 

Beratung der Ergänzung zum Antrag des Bun-
desministers der Finanzen 
Veräußerung einer 13,2 ha großen Teilflä

-

che des ehem. Heereszeugamts (Alabama- 
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Depot) in München an die bayerische Moto-
renwerke AG 
— Drucksache 8/4174 — 

Überweisungsvorschlag des Altestenrates: 
Haushaltsausschuß 

Das Wort  wird nicht gewünscht 

Der Ältestenrat schlägt vor, den Antrag an den 
Haushaltsausschuß zu überweisen. Ist das Haus da-
mit einverstanden? — Ich sehe und höre keinen Wi-
derspruch. Es ist so beschlossen. 

Ich rufe Tagesordnungspunkt 34 auf: 

Beratung der Beschlußempfehlung und des 
Berichts des Finanzausschusses (7. Ausschuß) 
zu der Unterrichtung durch die Bundesregie-
rung 
Mitteilung der Kommission an den Rat be-
treffend die Hauptprobleme im Zusammen-
hang mit den vorgeschlagenen Ratsrichtli-
nien zur Harmonisierung der Struktur der 

Verbrauchsteuern (mit Ausnahme der 
Mehrwertsteuer) auf Bier, Wein und Alko-
hol 
— Drucksachen 8/3161 Nr. 59, 8/4095 —

Berichterstatterin: 
Abgeordnete Frau Will-Feld 

Wünscht die Frau Berichterstatterin das Wo rt? — 
Das ist nicht der Fall. Wird das Wort  anderweitig ge-
wünscht? — Das ist nicht der Fall. 

Wir kommen zur Abstimmung. Wer der Beschluß-
empfehlung des Ausschusses auf Drucksache 8/4095 
zuzustimmen wünscht, den bitte ich um das Hand-
zeichen. — Gegenprobe! — Enthaltungen? — Die 
Beschlußempfehlung des Ausschusses ist angenom-
men. 

Meine Damen und Herren, wir sind damit am 
Schluß unserer heutigen Tagesordnung. 

Ich berufe die nächste Sitzung des Deutschen 
Bundestages auf morgen, 9 Uhr ein. 

Die Sitzung ist geschlossen. 

(Schluß der Sitzung: 18.45 Uhr) 
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Liste der entschuldigten Abgeordneten 
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Dr. Probst 19. 6. 
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Dr. Schwencke (Nienburg) * 19. 6. 

* für die Teilnahme an Sitzungen des Europäischen Par-
laments 

** für die Teilnahme an Sitzungen der Parlamentarischen 
Versammlung des Europarates 

Anlagen zum Stenographischen Bericht 

Abgeordnete (r) 	entschuldigt bis einschließlich 

Seefeld* 19. 6. 
Sieglerschmidt* 19. 6. 
Spitzmüller 18. 6. 
Dr. Sprung 19. 6. 
Stockleben 19. 6. 
Voigt (Frankfurt) 19. 6. 
Walkhoff 19. 6. 
Frau Dr. Walz* 19. 6. 
Wawrzik* 19. 6. 
Dr. Wörner 19. 6. 
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Anlage 2 

In der Beschlußempfehlung des Ausschusses - 
Drucksache 8/4203 -, in der hier im Hause verviel-
fältigten Fassung sind folgende redaktionelle Be-
richtigungen erforderlich: 

1. Seite 22 

In der rechten Spalte muß es bei Nr. 8 a nach der 
Überschrift richtig heißen: 

(1) Beamte der Bundeswehr und Soldaten erhal-
ten, wenn sie in der Nachrichtengewinnung 
durch Fernmelde- und Elektronische Aufklä-
rung verwendet werden und des -  

2. Auf Seite 27 ist bei Nr. 27 der Buchstabe a irr-
tümlich weggefallen. Er ist unverändert gegen-
über dem Entwurf angenommen worden. Es muß 
deshalb in der rechten Spalte richtig heißen: 

2.) Nr. 27 

d) Beamte des höheren Verwaltungsdienstes 
einschließlich der Beamten besonderer 
Fachrichtungen, Studienräte und Militär-
pfarrer in der Besoldungsgruppe A 13. 

Die Studienräte des Landes Bayern mit der 
Lehrbefähigung für Realschulen und die Stu-
dienräte an Volks- und Realschulen der 
Freien und Hansestadt Hamburg gelten nicht 
als Studienräte im Sinne dieser Vorschrift 

(2) Die Stellenzulage wird nicht neben einer 
Stellenzulage nach der Nummer 23 bis 26 ge-
währt 

3. Auf Seite 34 ist in der rechten Spalte bei Num-
mer 19 Satz 1 der Betrag falsch ausgedruckt 
Es muß richtig heißen: 
Nummer 19 Satz 1 	231,06 
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